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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vo r s i  tz  e n d e :  Präsident Dr. Maleta, Zwei­
ter Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö ffnet .  
Das amtliche P r o t o k o l l  der 10. Sitzung 

des Nationalrates vom 15. Juni 1966 ist in 
der Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblie­
ben und gilt daher als gen e h m ig t. 

K r a n k  gemeldet ist der Abgeordnete Scher­
rer. 

E n t s c h u l d igt  ist der Abgeordnete Alten­
burger. 

Den An t r a g  19/Ader Abgeordneten Ing.Häu­
ser und Genossen, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Arbeitszeit und die Arbeitsruhe, we ise  
ich dem Ausschuß für soziale Verwaltung zu. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge ­
ordneten Haberl, um die Verlesung des E i n­
l au fes. 

Schriftführer Haberl: 

"An den Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 15. Juni 1 966, Zl. 5373, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes-
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Haberl 
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der Verhinderung des Bundes­
ministers für Bauten und Technik Dr. Vinzenz 
Kotzina in der Zeit vom 16 . bis 19 .  Juni dieses 
Jahres den Bundesministe!" für Handel, Ge­
werbe und Industrie Vizekanzler Dr. Fritz 
Bock mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 
Präsident: Dient zur Kenntnis. 
Ich bitte, in der Verlesung fortzufahren. 

Schriftführer Haberl: Von der Bundesregie-
rung sind folgende V 0 r l  a g e n  eingelangt : 

Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und Irland zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein­
kommen (77 der Beilagen) ; 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Republik Finnland zur Regelung 
gewisser finanzieller und vermögensrechtlicher 
Fragen (8 1 der Beilagen) ;  

Bundesgesetz, mit dem das Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetz neuerlich abgeändert wird 
(91 der Beilagen) .  

Präsident: Diese Vorlagen werde ich gemäß 
§ 41 Abs .  4 Geschäftsordnungsgesetz in der 
nächsten Sitzung des Nationalrates zuweisen. 

Die eingelangten und vom Schriftführer in 
der gestrigen Sitzung verlesenen Regierungs­
vorlagen w e i s e  ich z u  wie folgt: 

82 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Staatsbürgerschaftsgesetz 1965 abgeändert 
wird, dem Verfassungsausschuß ; 

83 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem die 
Geltungsdauer des Marktordnungsgesetzes 
neuerlich verlängert wird (9. Marktordnungs­
gesetz -Novelle) , 

84 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem die 
Geltungsdauer des Lebensmittelbewirtschaf­
tungsgesetzes 1952 neuerlich verlängert wird, 
und 

85 der Beilagen : Bundesgesetz , mit dem die 
Geltungsdauer des Landwirtschaftsgesetzes 
neuerlich verlängert wird, 

dem Ausschuß für Land - und Forstwirtschaft; 
86 der Beilagen : Bundesgesetz, betreffend 

Abgeltung von Ansprüchen der "Sammelstel­
len" (Sammelstellen-Abgeltungsgesetz ) ,  

87 der Beilagen : Bundesgesetz , betreffend 
die Anmeldung gewisser vermutlich erblos 
gebliebener Vermögenschaften, 

88 der Beilagen : Bundesgesetz , mit dem das 
Auffangorganisationengesetz neuerlich abge­
ändert wird (5. Auffangorganisationengesetz­
Novelle) ,  und 

89 der Beilagen : Bundesgesetz, betreffend 
die Übernahme der Baukosten für ein bauliches 
Vorhaben in Israel, 

dem Finanz- und Budgetausschuß.  

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (15 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 (79 der 

Beilagen) 

Spezialdebatte 

Gruppe VI: 
Kapitel 11 : Bundesministerium für Unterricht 

Kapitel 12: Unterricht 

Kapitel 13: Kunst 

Kapitel 28 Titel 8 Bundestheater 

Präsident: Wir gehen in die Ta g e s o r d-
n u n g  ein und gelangen zum einzigen Punkt : 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966, Gruppe 
VI : Unterricht . 

Spezialberichterstatter ist der Abgeordnete 
Ing. Karl Hofstetter. Ich ersuche ihn um 
seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Ing. KarI Hofstetter: 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
die in der Gruppe VI zusammengefaßten Teile 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966, 
das ist Kapitel 1 1 : Bundesministerium für 
Unterricht, Kapitel 1 2: Unterricht, Kapitel 13 : 
Kunst, Kapitel 28 Titel 8 :  Bundestheater, in 
seiner Sitzung am 1. Juni 1966 der Vorberatung 
unterzogen. 

Der Budgetrahmen des eigentlichen Unter­
richtsbudgets ohne Bundestheater - das sind 
die Haushaltskapitel 1 1  bis 13 - beträgt 
6.000,502.000 S. Von diesem Betrage entfallen 
4.391 ,420.000 S auf den Personalstand und 
1 .609,082 .000 S auf den Sachaufwand. 

Im Bereich der Bundestheaterverwaltung be­
trägt der Gesamtausgabenrahmen 378,222 .000 S, 
wovon 292,01 1 .000 S auf den Pel'sonalaufwand 
und 86,21 1 .000 S auf den Sachaufwand ent­
fallen. Von diesem Gesamtbudget der Bundes­
theater wird ein Betrag von 108,500.000 S aus 
eigenen Einnahmen bedeckt, während für den 
Restbetrag von 269,722.000 S der Bund in 
Form eines Zuschusses aufkommt. Ein Ver­
gleich mit dem vorjährigen Budget der Bun­
destheater von 372,926.000 S ergibt eine 
Budgetsteigerung um rund 5 Millionen Schil­
ling, die durch erhöhte Einnahmen seitens der 
Bundestheater bedeckt wird. 

Hohes Haus � Es ergibt sich für den Bereich 
des Unterrichtsressorts ( Haushaltskapitelll bis 
13) einschließlich der Bundestheaterverwaltung 
(Kulturbudget ) eine echte Budgetel'höhung um 
757,982.000 S. Das bedeutet, daß der Anteil 
des Kulturbudgets gemessen am Gesamtauf­
wand der ordentlichen Gebarung von 
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8,81 Prozent im Jahre 1965 auf 9,38 Prozent 1 342 vermehrt. Darüber hinaus erfolgten auch 
im Jahre 1966 - sohin um 0,57 Prozent bei den übrigen Schulkategorien entsprechende 
gegenüber dem Vorjahr angestiegen Vermehrungen an Dienstposten. So wurden im 
ist. Stellt man das Unterrichtsbudget Bereiche des allgemeinbildenden Schulwesens 
dem Gesamtaufwand in der ordentlichen Geba- für allgemeinbildende höhere 8chulen bezie­
rung gegenüber, so ergibt sich eine Erhöhung hungsweise für die Lehrerbildung 387 zusätz­
um 752,686.000 S, womit der anteilsmäßige liehe Dienstposten, für die berufsbildenden 
Prozentsatz von 8,22 im Jahre 1965 auf 8,82 mittleren und höheren Schulen 187 und für das 
im Jahre 1966 erhöht werden konnte. Pflichtschulwesen 3530 neue Dienstposten 

Der Gesamtsachaufwand einschließlich geschaffen. 
Durchlaufergebaru�g wurde von 1.429,955.0008 Ein Vergleich zwischen den Kapiteln 11 bis 
im Jahre 1965 auf 1.609,082.000 8 im Jahre 13 (6.000,502.000 S), dem Kapitel 28 Titel 8: 

1966, das ist um 179,127.000 S oder 12,53 Pro- Bundestheaterverwaltung (378,222.000 S) und 
zent, erhöht. Demgegenüber beträgt die 8tei- den beim nunmehrigen Bundesministerium für 
gerung des Sachaufwandes ohne Durchlaufer- Bauten und Technik veranschlagten Bau- und 
gebarung für den gleichen Zeitraum Liegenschaftskrediten für den Bereich des 
167,570.000 8 oder 12,76 Prozent. Unterrichtsressorts (587,000.000 S) (Erweiter­

tes Kulturbudget) zeigt, daß der Anteil des 
erweiterten Kulturbudgets von 9,22 Prozent 
im Jahre 1965 auf 10,24 Prozent im Jahre 
1966 gestiegen ist. 

Der Schwerpunkt der Budgetaufstockung im 
Bereich des Sachaufwandes liegt beim Haus­
haltskapitel 12: Unterricht, und teilt sich auf 
die einzelnen Bereiche wie folgt auf : 
Wissenschaft und Forschung 

(Hochschulen, wissenschaftli-
che Anstalten und Bibliothe-
ken) ... . . . .. . . . .. . . ... . . .. . 

Allgemeinbildendes Schulwesen . 
Berufsbildendes Schulwesen . .. 
Volkserziehung (Volksbildung, 

außerschulische J ugenderzie-

BVA 1966 
Schilling 

822,939.000 

253,395.000 

96,999.000 

In der Debatte ergriffen nach den Ausführun­
gen des 8pezialberichterstatters 23 Abgeordnete 
das Wort. Bundesminister Dr. Piffl.-Percevic 
nahm zu allen während der Debatte an ihn 
gerichteten Fragen ausführlich Stellung. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 wur­
den die finanzgesetzlichen Ansätze der zur 
Gruppe VI gehörenden Teile des Bundesvor­
anschlages gemäß der Regierungsvorlage mit 

hung und Sport) . .. . . . . . . . . 87,310.000 Stimmenmehrheit angenommen. 
Bei Kapitel 13: Kunst, ist ein Rückgang des 

8achaufwandes von 231,815.000 S im Jahre 
1965 auf 199,318.000 8 im Jahre 1966 zu ver­
zeichnen. 

Dieser rein optische Rückgang ist im wesent­
lichendurchden Umstand bedingt, daß im Jahre 
1965 bei Kapitel 13 Titel 8: Kulturelle Aus­
landsbeziehungen, bei der Unterteilung 3, 
Anlagen, ein einmaliger Budgetbetrag von 
31,5 Millionen Schilling für den Ankauf von 
Liegenschaften (Kulturinstitute New York und 
Paris) enthalten war, der naturgemäß im Jahre 
1966 weggefallen ist. 

Die Erhöhung des Gesamtpersonalaufwandes 
für die Kapitel Unterricht und Kunst von 
3.817,861.000 8 auf 4.391,420.000 S ist - so­
weit ihr nicht generelle Bezugserhöhungen 
zugrunde liegen - im wesentlichen durch Ver­
mehrung von Dienstposten bedingt. Dement­
sprechend wurde auf dem Hochschulsektor die 
Zahl der Ordinariate um 49 und jene der 
Extraordinariate um 16 erhöht. Damit wird 
sich der Gesamtstand der Ordina.riate auf 588 
und der E xtraordinariate auf 135 Dienstposten 
belaufen. Der Stand an Dienstposten für 
Hochschulassistenten wurde um 176, und zwar 
von 2393 im Jahre 1965 auf 2569 im Jahre 
1966, jene für das nichtwissenschaftliche Per­
sonal an Hochschulen und Bibliotheken um 

Ferner hat der Finanz- und Budgetausschuß 
auf Antrag der Abgeordneten Dipl. - Ing. Dok­
tor Leitner, Zankl, Peter und Harwalik die 
beigedruckte Entschließung angenommen. 

Der Finanz- und Budgeta.usschuß stellt 
somit den Ant r a g, der Nationalrat wolle 
beschließen : 

1. Dem Kapitel ll: Bundesmillisterinm für 
Unterricht, dem Kapitel 12: Unterricht, dem 
Kapitel 13 : Kunst, und dem Kapitel 28 Titel 8 :  
Bundestheater, samt dem dazugehörigen Geld­
voranschlag (Anlage Ill/8) des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1966 (15 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

2. Die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung wird angenommen. 

Ich stelle den Antrag, in die Spezialdebatte 
einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die DebaUe ein. 
Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Auf Grund 
der Erfahrungen aus der gestrigen Debatte 
habe ich mich entschlossen, da ja vorbeugen 
besser ist als heilen, für alle Fälle vorzusorgen 
(der Redner weist ein Kästchen für Erste Hille 
vor), wenngleich ich fürchte, daß die Allge -
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legenheiten des Unterrichtes, der Kultur und 
der Bundestheaterverwaltung das Haus nicht 
in dem Maße beschäftigen werden wie gestern 
die Angelegenheiten der verstaatlichten Indu­
strie und der Verkehrsbetriebe. (Abg. Doktm' 
Gor b a c h :  Woraus sc hließen Sie das ?) Das 
nehme ich auf Grund der Zahlen, die uns das 
derzeitige Kulturbudget offeriert, an . 

Meine Damen und Herren ! Haben wir bei 
der Diskussion des Kapitels Landesvel'teidi­
gung zur Kenntnis nehmen müssen, daß die 
Bereitschaft, uns gegen mögliche äußere Feinde 
zur Wehr z u  setzen, außerordentlich gering ist, 
so müssen wir mit noch größerer Bestürzung 
feststellen, daß die Bereitschaft, Österreich 
als ein altes und angesehenes Kultur- und Bil­
dungs land zu verteidigen, womöglich noch 
geringer ist. In der Zeit eines durch 15 Jahre 
ausschließlich auf den äußeren Wohlstand, 

wenn wir wissen, daß etwa die Besoldung 
eines wissenschaftlichen Hochschulassistenten 
geringer ist, ja daß sein E inkommen sich nicht 
annähernd mit dem eines Waschmaschinen­
vertreters messen kann, so müssen wir sagen, 
daß das alles alarmierende Symptome sind, 
die zeigen, wie weit wir gekommen sind. 

Hand in Hand damit, und als zwangsläufige 
Folge der eingangs skizzierten GrundeinsteI­
lung, geht ja auch die, bildungsfeindliche 
Steuerpolitik, welche etwa geistige Leistungen 
mit Warenumsatzsteuer belegt, wenn man auch 
das Wort " Waren" aus dieser Steuer gestrichen 
hat, die zwar Spenden für Parteien steuerfrei 
stellt, aber Zuwendungen für Wissenschaft und 
Forschung besteuert. Das ist gleichfalls die 
zwangsläufige Folge jener geistigen Nivellie­
rung, in der wir begriffen sind . Freischaffende 
Künstler werden im Kulturland Österreich 

auf den äußeren Lebensstandard bedachten wie Gewerbetreibende besteuert, und es ist 
Entwicklung müssen wir feststellen, daß wir in das Ermessen von kleinen Finanzbeamten 
eine geistige Abrüstung vorgenommen haben, gelegt, zu entscheiden, was jeweils Kunst oder 
die uns - und ich kann mich hier auf Fest- was jeweils Erzeugnis handwerklicher Qualität 
stellungen beziehen, die das Unterrichtsmini- ist. 
sterium selber getroffen hat - in die unmittel- Wenn solchermaßen für ihre schöpferischen, 
bare Nachbarschaft von Entwicklungsländern künstlerischen Leistungen bestrafte Steuer­
wie Ghana, Philippinen und Indien bringen. zahler sich an höhere Instanzen wenden, so 
Das in einem Zeitpunkt, wo wir feststellen wird dort hartnäckig etwa die Beiziehung von 
müssen, daß zwar der militante Imperialismus Sachverständigen z ur Entscheidung darüber, 
derzeit in e iner Phase des Kalten Krieges was künstlerische Leistung oder was hand­
erstarrt ist, daß aber an seiner Stelle ein gei- werkliehe Produktion ist, abgelehnt, und es 
stiger und ideologischer Imperialismus die stellen sich die oberen Instanzen der Finanz­
Welt überzieht, der uns als ein Land, das ämter gewöhnlich auf den Standpunkt der 
unmittelbar an der Grenze der westlichen kleinen Finanzbeamten. Das hat zur 
Freiheit liegt, nicht weniger gefährdet als der Folge, daß etwa bei Steuerprüfungen freischaf­
militante. I fende Künstler, angesehene internationale 

Diese Einstellung und Haltung findet ihren I 
Preisträger in einer Weise besteuert werden, 

Niederschlag in dem uns vorgelegten Budget daß sie existentiell gefährdet s ind. 
zu den Angelegenheiten von Unterricht, Kultur Nicht von uns, sondern aus den Kreisen der 
und Theaterverwaltung. Daß wir hier keine Hochschulen, der Wissenschaft, der Künstler 
ausreichende Vorsorge treffen, Österreich aus und Schauspieler kommt der Mahnruf von 
seinem derzeitigen Tiefstand auf dem Gebiete dem Bildungsnotstand, von der Bildungs­
von Kultur und Bildungspolitik herausz ufüh- katastrophe, in der wir uns befinden . Öster­
ren, ist letzten Endes eine Folge jener Konsum- reich hat es erlebt, daß Hochschullehrer, 
und Wohlfahrtsgesinnung, die von den beiden Wissenschaftler, Künstler, Schauspieler auf 
in diesem Hause durch, 20 Jahre verantwort- die Straße gehen mußten, um der österreichi­
lichen Parteien kultiviert wurde. Das hat zu sehen Öffentlichkeit zu demonstrieren, in 
einer Abwertung von Bildung, zu einer Abwer- welcher Situation wir uns befinden. Dabei 
tung der geistigen Leistung, zu einer Nivellie- leisten wir es uns - und das ist in einer 
rUl1g nach unten geführt, die natürlich zwangs- Anfrage meines Parteifreundes Dr. van Tongel 
läufig auch ihren Ausdruck im Kulturbudget vor e inigen Tagen hier zum Ausdruck gekom­
finden mußte . Wenn wir uns vor Augen men -, pseudowissenschaftliche Machwerke 
halten, daß etwa ein Haarschnitt in Österreich wie das Österreich-Lexikon, das auf jeder Seite 
mehr kostet, a ls ein Hochschullehrer als Prü- von sachlichen Unrichtigkeiten und Fehlern 
fungstaxe erhält, daß für e ine Maurerstunde strotzt, mit hohen Subventionen aus öffentli­
mehr bezahlt wird als einem Vortragenden in ehen Mitteln zu unterstützen - einer der drei 
einer Volkshochschule, wenn wir bedenken, Herausgeber hat allein eine Subvention von 
daß etwa für eine Stunde Mütterberatung kaum 400.000 S bekommen -, während man etwa 
die Hälfte dessen gegeben wird, was ein Ten- im gleichen Zeitpunkt dem Notring österrei­
nislehrer für eine Trainingsstunde bekommt, chiseher Wissenschaftler, in dem 183 wissen-
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schaftliche Vereine und Verbände zusammen­
geschlossen sind, eine Jahresförderung von 
300.000 S angedeihen ließ. Im selben Zeit­
raum wird aber etwa der Informationsdienst, 
der, gelinde gesagt, nichts als ein Propaganda­
instrument des Unterrichtsministeriums ist, 
mit einer Subvention von 600.000 S unter­
stützt. 

Der Notstand, die Notlage, in der sich 
österreichs hohe Schulen, in der sich Öster­
reichs Theater, in der sich Österreichs Kultur 
u nd Bildung befinden, ist aber nicht zuletzt 
eine Folge des ständigen Eingriffes der Partei­
politik, des ständigen Bemühens, auch dieses 
Gebiet nach den Grund ßätzen des Proporzes 
aufzuteilen. 

In den abgelaufenen 20 Jahren sind Schäden 
entstanden,  die in absehbarer Zeit kaum gut­
gemacht werden können. Lehrkanzeln wurden 
nach Proporzgrundsätzen besetzt, u nd dort, 
wo man sich nicht einigen konnte , blieben 
wichtigste Lehrkanzeln auf Jahre hinaus - und 
sind es auch heute noch - unbesetzt. Die 
permanente Krise unserer Staatstheater ist 
nicht zuletzt eine Folge dieser Propol'zeingriffe 
in  unser Theaterleben. Während man für 
einen fragwürdigen Starkult Millionen und 
Abermillionen ausgibt, konnten Berufungen 
von angesehenen Gelehrten und Lehrern nicht 
effektuiert werden, weil man nicht i n  der 
Lage wal' , diesen Forschern und Gelehrten 
auch nur eine bescheidene Dienstwohnung 
oder Wohnung zur Verfügung zu stellen . 

Das hat nicht nur zu einer bedauerlichen 
Inzucht im österreichischen Wissenschafts­
und Bildungsleben geführt - hier wäre ein 
Territorium, wo der Internationalisierung 
durchaus das Wort zu reden ist -, sondern das 
ist auch mit eine Ursache des katastrophalen 
Schwundes und der ständigen Abwanderung 
von Gelehrten, Künst.lern hohen Ranges, 
aber auch die Ursache des ständigen Abzuges 
jungen wissenschaftlichen Nachwuchses aus 
unseren hohen Schulel1. 

Über diese Situation kann uns auch die auf 
Bestellung erfolgte Aufzählung von inter­
nationalen Kongressen ,  die in  Österreich ab­
gehalten werden, nicht hinwegtrösten. Denn 
diese Kongresse sind in erster Linie deshalb 
bei u ns veranstaltet worden, weil wir dank 
der u ns, unserem Lande wie unseren Menschen, 
verliehenen besonderen Qualitäte n, ein ge­
borenes, ein natürliches Kongreßland si nd 
und keineswegs etwa die Folge - das kam 
ja in dieser Anfrage beantwortet zum Aus­
druck - des hohen internationalen Ansehens 
unserer Wissenschaft u nd Forschung. 

Damit ist natürlich nicht gesagt, daß wir 
in unseren Hochschulen und Forschungsstätten 
nicht über hervorragend qualifizierte Köpfe, 

nicht über ausgezeichnete Wissenschaftler ver­
fügten, sondern damit ist lediglich zum Aus­
druck gebracht, daß alle diese Begabungen, 
über die wir in Öst.erreich verfügen, nicht zum 
Tragen kommen können, weil eben das Min­
destmaß von Mitteln, ohne welche heute eine 
erfolgreiche wissenschaftliche Forschung nicht 
betrieben werden kann, nicht zur Verfügung 
steht. 

Der Herr Unterrichtsminister hat in einem 
Interview, das er der Presse am 16. Juni 
gegeben hat, mit Recht vom Anbruch eines 
neuen Jahrhunderts geredet. Aber wir Frei­
heitlichen müssen dazu ßagen, daß der An­
bruch dieses neuen Jahrhunderts gerade vom 
Unterrichtsministerium in Österreich ver­
schlafen wurde. Es mußte der Unterrichts­
minister selber in diesem Interview zugeben, 
daß Österreich enorm, vor allem auf dem 
Gebiete der Schulen und Hochßchulen, hinter 
der Entwicklung zurückgeblieben ist , u nd zwar 
nicht nur im Vergleich mit dem prosperierenden 
freien Westen, sondern in noch größerem 
Maße im Vergleich mit den kommunistischen 
Oststaaten. Denn dort h at man in ungleich 
größerem Maße erfaßt, welche Bedeutung 
Forschung, Wissenschaft und allgemeine Bil­
dung für das Bestehenkönnen im weltweiten 
Wettbewerb haben. 

Es ist schon anläßlich der Diskussion des 
Antrages zur Errichtung eine� Forschungs­
rates in diesem Haus mit Zahlen zur Situation 
Österreichs im Vergleich mit der internatio­
nalen Lage aufgewartet worden. Wir gaben 
in Österreich für Forschung und Entwicklung 
1964 0,3 Prozent aus, das sind 650 Millionen 
SchiJIing , und sind damit, wie ich schon ein­
gangs erwähnt habe, etwa in die N achbar­
schaft von Ländern wie Indien, Island und 
Ghana gekommen. Die USA geben das 
Zehnfache, nämlich 3 Prozent aus, England 
2,3 Prozent und die Bundesrepublik 2 Prozent. 

Der Mindestbedarf, um die österreichische 
Forschung in den nächsten Jahren auf den 
internationalen Standard nachzuziehen, be­
trägt derzeit nicht wenigf'r als 2 Milliarden 
Schilling. 

Meine Damen und Herren !  Es ist uns wohl 
allen klar, daß die Förderung von Forschung 
und Wissenschaft kein Hobby sein kann, 
sondern daß es sich hier um ein vit.ales An­
lif'gen handelt, daß es müßig ist, etwa Wirt­
schaftswachst.umsgesetze zu beschließen oder 
beschließen zu wollen, wenn auf der anderen 
Seite Forschung und Wissenschaft in einem 
solchen Ausmaß darniederliegen . 

Nicht, nur, daß das wirt,schaftliche Wachs­
tum in erst.er Linie davon abhängig ist, ob 
Forschung, ob Erfindung, ob Weiterentwick­
lung der Technik die Wirtschaft. in die Lage 
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setzen werden, besser, billiger, wettbewerbs· nicht ausreichen wird - notwendig, daß wir 
fähiger zu produzieren, nein, wir sind darüber durch eine Änderung unserer Steuerpolitik 
hinaus mit erheblichen Negativbilanzen dank gegenüber Forschung und Wissenschaft da­
der mangelhaften Unterstützung von For- für Vorsorge treffen, daß auch die Privat­
schung und Wissenschaft belastet . initiative auf dem Gebiet der Forschung zum 

Während etwa die kleine Schweiz einen Zuge kommt. 
Überschuß von 900 Millionen Schilling im Wirtschaft und Industrie sind die Haupt­
gegenseitigen Austausch von Lizenzen und nutznießer und Hauptinteressenten wissen­
Patenten pro Jahr erzielen kann, betrug unser schaftlicher Forschungsarbeit. Ich bin auch 
Abgang im vergangenen Jahr 262 Millionen davon überzeugt, daß die Bereitschaft be­
Schilling. Wenn wir die Dinge dann näher steht, der wissenschaftlichen Forschung mit 
ansehen, stellen wir fest, daß wir Patente und namhaften und wirksamen Beträgen auszu­
Lizenzen zurückkaufen müssen, welche von helfen, wenn seitens des Finanzministeriums 
österreichischen Forschern, Gelehrten und derartige Spenden und Stiftungen steuerlich 
Technikern deshalb im Ausland entwickelt entsprechend begünstigt werden. 
wurden, weil man für sie in Österreich keinen Aber nicht nur der Wirtschaft und Industrie, 
Platz hatte, weil man ihnen aus parteipoliti- sondern letzten Endes und entscheidend 
scher Kurzsichtigkeit keine Entwicklungs- kommen unsere Erfolge auf diesem Gebiete 
möglichkeiten geboten hat. auch der Erhöhung des Bruttonationalpro-

Wie beschämend die Zahlen sind, die auch duktes zugute, selbstverständlich aber auch 
dieses Budget ausweist, kann vielleicht nichts dem Durchschnittseinkommen jedes einzelnen 
besser als der Vergleich mit privater Initiative Bürgers unseres Landes. Aber auch hier müssen 
auf diesem Gebiet in einigen Nachbarländern wir uns zuerst aufraffen, zu investieren, 
beweisen. wir müssen uns dazu entschließen, zumutbare 

Ganz Österreich hat also für Forschung Opfer zu bringen, damit dann jeder einzelne 
und Entwicklung 650 Millionen Schilling aus- die Früchte und Zinsen einheimsen kann. 
gegeben. Eine pharmazeutische Firma wie Auf dem Gebiete von Forschung und Wissen-
die OIBA - zweifellos auch nach internatio- schaft ist der Vergleich mit den öffentlichen nalem Maßstab ein großer, jedoch keines- Ausgaben für das Hochschulwesen in ver-wegs etwa einer der größten Betriebe - gibt schiedenen anderen Ländern interessant. Es hingegen allein auf dem beschränkten Gebiet kommt aber auch die Problematik dieser ihrer pharmazeutischen Forschung pro Jahr Sache vielleicht sehr eindrucksvoll in einer 750 Millionen Schilling aus. Vergleichszahl zum Ausdruck, welche uns 

Die deutschen Volkswagen-Werke geben in zeigt, was wir in Österreich für den einzelnen 
Form einer privaten Forschungsstiftung pro Studenten ausgeben : 1 963 war das eine 
Jahr mehr als 400 Millionen Schilling aus. Summe von 20.500 S. Die Schweiz gibt für 

Diese Zahlen stützen sich auf das Ergebnis I die Heranbildung ihres beruflichen und wissen­
von Untm'suchungen, die im Auftrage des I schaftlichen akademischen Nachwuchses hin­
Bundesministeriums für Unterricht durchge- gegen 63.000 S pro Studenten aus, die Nieder­
führt wurden. So löblich diese Untersuchungen lande wenden 64.000 S auf, Großbritannien 
sind, so muß doch festgestellt werden, daß der gibt  90.000 S und die Bundesrepublik Deutsch­
Erfolg - das wäre ihr Niederschlag in unserem land - um auch einen Verlierer des zweiten 
Unterrichts- und Kulturbudget - nur außer - Weltkrieges zu nennen - immerhin 49.000 S, 
ordentlich bescheiden ist. Dabei bin ich mir also fast das Zweieinhalhfache wie Österreich, 
im klaren, daß der Herr Unterrichtsminister aus. 
hier wahrscheinlich weitgehend auf verlorenem Folge dieser Hochschul- und Bildungs­
Posten kämpft, trotz des Programms, das seine politik war nicht nur die bauliche, die räum­
Partei im letzten Wahlkampf vorgelegt hat, liche, die einrichtungsmäßige Vernachlässigung 
trotz der "Aktion 20", mit der im letzten unserer Hochschulen, sondern auch ein kata­
Wahlkampf so viel Staub aufgewirbelt wurde. strophaler Fehlbestand an Hochschullehrern, 

Daß wir in Österreich dank der steuer- an wissenschaftlichen Assistenten, an te ch­
feindlichen Kulturpolitik kaum eine private nischem Hilfspersonal und an HilfskrMten an 
Forschung haben, zeigen weitere Vergleichs- unseren Hochschulen, in unseren wissenschaft­
zahlen : Allein die Max-Planck-Gesellschaft in lichen Laboratorien und Instituten. 
?a�tschland hat 1 964 960 Millionen Sc�illing I Da.s Bundesministerium selber mußte zu­
m Ihrem Forschungsprogramm ausgewIesen. geben, daß ,  um eine annähernd vertretbare 
Daneben hat die Deutsche Forsehungsgemein- Nachziehung und einen Ausgleich des öster­
schaft einen fast. gleich hohen Betrag erhalten. reichischen Nachholbedarfes auf diesem Ge-

Meine Damen und Herren !  Es ,"vird - wir biet zu erzielen, die Erhöhung der Zahl der 
sehen ein, daß die öffentliche Förderung allein Dienstposten für Professoren um 642, der 
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Hochschulassistenten um 2449, der Angestell­
ten des technischen und Verwaltungsdienstes 
um 1 857, der Hilfskräfte um 777 und der vor­
gesehenen Diätendozenten auf 444 dringend 
erforderlich wäre. 

Der hiefür erforderliche Personalaufwand 
wurde - selbst wenn man die derzeit bezahlten 
Löhne und Gehälter in Betracht zieht, die 
keinen Vergleich mit internationalen Zahlen 
vertragen - 387 Millionen Schilling aus­
machen. Aber selbst 'wenn wir die erforder­
lichen Dienstposten schaffen würden, muß 
gesagt werden, daß wir unter den gegen­
wärtigen Verhältnissen einen qualifizierten 
Nachwuchs bei den Arbeits- und Entlohnungs­
bedingungen in Österreich nicht finden werden. 

1980 zu decken. In diesem Zeitpunkt werden 
wir ohne geeignete Maßnahmen vor der Tat­
sache stehen, daß uns nicht weniger als 
20.000 Ingenieure und Techniker fehlen, 
während wir zum Beispiel unter der Voraus­
setzung' daß die derzeitige Entwicklung an­
hält, 5000 Juristen zuviel haben werden. 

Daß eine ganze Reihe von Studien - ich 
nenne hier nur das Studium der Mathematik 
und theoretischen Physik, ohne welches das 
Schritthalten mit der internationalen Ent­
wicklung undenkbar ist - kaum oder in 
einem völlig unzureichenden Maß frequentiert 
werden, soll nur am Rande erwähnt ·werden. 

Wir sind also der Auffassung, daß auf 
diesem Gebiet eine entscheidende Aufgabe der 

Die Schaffung von Dienstposten allein wird Unterrichtspolitik liegt, eine Aufgabe, die 
die katastrophale Abwanderung vor allem aber nicht damit gelöst wird, daß man die 
des .vissenschaftlichen akademischen Nach- ohnedies erheblich beschnittene Hochschul­
wuchses nicht aufhalten können, solange etwa autonomie noch weiter kürzt, was wir auf 
jeder wissenschaftliche Assistent oder Hoch- Grund der vorliegenden einschlägigen Gesetzes­
sc�uldozent i� d�r ben.achbar�en Bundesrepu-

I 
vorlagen leider befürchten müssen. 

bbk das Zwel- bIS DreIfache, In den USA das Wollen wir also den Aufgaben, die der 
Vierfache an Gehalt beziehen kann. österreichischen Forschung und Wissenschaft, 

An diesen Verhältnissen wird auch das aber auch den Aufgaben, die den öster­
derzeit in Behandlung stehende allgemeine reichischen Hochschulen als Stätten der Nach­
Hochschulstudiengesetz nichts ändern. Sicher bildung des qualifizierten akademischen Nach­
wird dieses Hochschulstudiengesetz, wenn es wuchses gestellt sind, entsprechen, so wird 
in einer zeitgemäßen Form, wie wir hoffen, eine Generalreform in kürzester Zeit unab­
vom hohen Haus in absehbarer Zeit beschlossen dingbar sein. 
werden kann, eine gewisse Besserung herbei- Soziale Maßnahmen gehören selbstverständ­
führen. Aber das Hochschulstudiengesetz wird lich mit zu den Aufgaben, die gelöst werden 
uns, wenn wir nicht zugleich durch eine müssen. Das derzeitige Studienbeihilfengesetz 
Novellierung und Neufassung des Hochschul- ist in wesentlichen Punkten überholt, reform­
Organisationsgesetzes, der Habilitations- bedürftig und trägt bislang grundsätzlichen 
normen und des Hochschultaxengesetzes die Erfordernissen überhaupt nicht Rechnung. 
Verhältnisse an den österreichischen Hoch- Wir haben keine Begabtenförderung, wir 
schulen einer Generalreform unterziehen, nicht haben keine Eliteförderung, keine ausreichen­
in die Lage versetzen, e ine grundlegende den Studentenheime, wir haben für große 
Besserung herbeizuführen. Bestenfalls werden Teile der Studentenschaft keine ausreichende 
wir in der Lage sein, den Nachholbedarf auf Vorsorge für den Krankheitsfall . Alles das 
gewissen Gebieten unseres Hochschullebens sind Aufgaben, die uns sehr viel näherliegen 
ein wenig auszugleichen, aber wir werden auch müßten und sollten, die sehr viel hautnäher 
nach Beschlußfassung über dieses Gesetz mit sind als gewisse Bemühungen und Anstren­
der stürmischen Ent'wicklung nicht Schritt gungen, welche wir im Rahmen internationaler 
halten können. Die Entwicklung eilt uns Hilfs- und Entwicklungsprogramme untel'-
voraus, sie eilt uns davon. nommen haben. 

Greifen wir nun eine Zahl heraus: die Zahl Bezeichnend für die Einstellung, für die 
der an den österreichischen Hochschulen Stu- parteipolitische Engstirnigkeit, welche auf dem 
dierenden : 1954 waren es 20.000,1965 50.000, Sektor der Schul- und insbesondere Hochschul­
und für 1975, also in neun Jahren, haben wir politik herrscht, ist das Schicksal des Hoch­
schon mit 70.000 Studenten an den öster- schulrates. Er wurde mit dem Hochschul­
reichischen Hochschulen zu rechnen. Aber Orgnnisationsgesetz als eine Institution zur 
noch viel bedenklicher ist folgendes : Ohne Beratung des Unterrichtsministers geschaffen 
eine gezielte, vernünftige, die Grundsätze und wurde in jenem Augenblick kaltgestellt, 
von Lehr- und Lernfreiheit selbstverständlich als er offensichtlich gewissen politischen und 
achtende Lenkung werden wir nicht in der parteipolitischen 'Wünschen des Ministeriums 
Lage sein, den differenzierten und quali- sich zu beugen nicht mehr bereit war. An seine 
fizierten Bedarf der österreichischen Wirtschaft, Stelle ist ein stark parteipolitisch gefärbtes 
der österreichischen Industrie etwa im Jahre Organ gestellt worden, das sich der Herr 
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Minister für seine Zwecke geschaffen hat. 
(Abg. Dr. van Tonge l: Sagen Sie es n ur 
de utlich !) Seit 1963 ist der akademische 
Hochschulrat nicht mehr einberufen worden, 
obwohl seit dieser Zeit eine ganze Reihe von 
Gesetzen beschlossen beziehungsweise Gesetzes­
initiativen ergriffen wurden, welche gerade 
in die Beratungskompetenz dieses Organes 
fallen würden. 

Wenn wir bei Betrachtung der derzeitigen 
Lage auf diesem Gebiet einen Blick in die 
Vergangenheit tun, so stellen wir fest, daß das 
Unterrichtsministerium nach unserer Auf­
fassung überhaupt nur zwei Pluspunkte auf­
zuweisen hat. Diese sind nicht Verdienste 
des Ministeriums, sondern Verdienste födera­
listischer, zum Teil auch maßgeblicher pri­
vater Initiative. Es ist das die Gründung der 
Salzburger Hochschule und die im Gang be­
findliche Gründung der Hochschule Linz. 
Bei dieser Gelegenheit wollen wir anmerken, 
daß wir selbstverständlich alles dazu bei­
tragen wollen, um die sozialwissenschaftliche 
Hochschule von Linz noch im Herbst dieses 
Jahres in die Lage zu versetzen, ihren Betrieb 
aufzunehmen. 

Mit Bedauern haben wir Kärntner Abge­
ordneten im besonderen aber vermerken 
müssen, daß in dem von mir schon zitierten 
Interview des Herrn Unterrichtsministers, in  
dem er  sich mit der derzeitigen Hochschul­
politik und mit den Plänen seines Ministeriums 
beschäftigt hat, das Universitätsvorhaben des 
Landes Kärnten mit keiner Silbe erwähnt 
wird. Wir dürfen bei dieser Gelegenheit darauf 
verweisen, daß durch den Kärntner Universi­
tätsbund, durch das vor kurzem geschaffene 
Kuratorium, durch die Opferbereitschaft des 
Landes Kärnten, der Stadt Klagenfurt und 
privater Stifter erhebliche Vorarbeiten geleistet 
wurden, während bislang leider eine tatkräftige 
Unterstützung und Förderung durch das Mini­
sterium fehlt. 

Dabei - das darf hier in aller Bescheidenheit 
für das Land Kärnten angemerkt werden -
ist Kärnten jenes Bundesland, das in der 
k. u. k. Monarchie die größte Begabungsdichte 
aufgewiesen hat und - auf den Kopf der Be­
völkerung bezogen - die größte Zahl von 
Hochschullehrern hervorgebracht hat. Auch 
heute werden Sie, wenn Sie die Genealogie 
unserer derzeitigen österreichischen Hoch­
schullehrer durchblättern, den hohen Be­
gabungsanteil gerade dieses Bundeslandes, 
das so stiefmütterlich behandelt wurde, er­
kennen. Wir hoffen, daß es in Zukunft nicht 
mehr so stiefmütterlich behandelt werden 
wird. (Abg. Rosa J o c hm a nn:  Kärnten ist 
uninteressant für den Herrn U nterrichts­
minister I) 

Wenn dabei vielleicht auch noch mit einem 
Wort auf die große Zahl künstlerischer Be­
gabungen, die Kärnten hervorgebracht hat, 
verwiesen werden darf, wenn wir etwa Namen 
wie Wiegele, Kolig und Böckl nennen, so 
kann mit Fug und Recht behauptet werden, 
daß Kärnten es nicht verdient hat, schlechter 
als gewisse Entwicklungsländer behandelt zu 
werden. 

Wenn wir Geld dafür haben - und im 
Grunde haben wir nichts dagegen -, um 
Seminare in Israel oder in irgendwelchen 
anderen Staaten zu unterstützen, 80 müßten 
wir auch Geld für eine kärntnerische Universität 
aufbringen können. 

Es soll nicht verkannt werden, daß - wenn 
auch sehr bescheidene - Ansätze, einen ersten 
Schritt aus dem Tiefstand unseres Hochschul­
und Bildungslebens herauszutun, in dem vor­
liegenden Unterrichtsbudget zu finden sind. 
Wir müssen aber sagen, daß das völlig und 
in jeder Weise unzureichend ist. Wenn wir 
dieses Tempo beibehalten werden, wird es 
uns auf dem Gebiete der Bildungspolitik 
ähnlich gehen wie etwa auf dem Gebiete der 
österreichischen Autobahnen. Dort bezahlen 
wir die Versäumnisse und das Unvermögen 
mit den Toten, die die Unfallstatistik Jahr 
für Jahr aufweist. Auch auf dem Gebiete der 
Bildungspolitik werden wir die Versäumnisse 
eines Tages mit einem sehr viel höheren Preis 
zu bezahlen haben. 

Mit Bestürzung haben wir aber zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß dieses Budget auf dem 
Gebiete der Kunst empfindliche Kürzungen 
vorsieht. Man könnte sich hier natürlich auch 
zum Thema der Kunstpolitik sehr weit ver­
breiten, es genügt aber, darauf hinzuweisen, 
daß eine außerordentlich einseitige Förderung 
eines kurzlebigen, sehr problematischen Moder­
nismus in der Kunst erfolgt, daß gewisse 
Experimentatoren von infantilem und primi­
tivem Niveau eine erstaunliche Bevorzugung 
gegenüber ernsten und bemühten Künstlern 
erfahren, daß eine Kunst unverhältnismäßig 
gefördert wird, zu welcher die österreichische 
Bevölkerung keinen inneren, keinen geistigen 
Bezug hat, und daß offensichtlich das Kunst­
diktat gewisser Kritiker für die Förderungs­
und Investitionspolitik unseres Kulturmini­
steriums maßgebend ist, daß zum Teil auch 
eine Kunst gefördert wird, deren fraglicher 
geistiger und sittlicher Wert insbesondere im 
Hinblick auf die Jugend angeprangert wer­
den muß.  

Wir sind koineswegs der Auffassung, daß 
Kunst eine Angelegenheit, daß Geschmack 
eine Aufgabe einer politischen Diktatur sein 
kann. Wir müssen uns bei Wahmng des 
Grundsatzes der Freiheit des kümtlerischen 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 12.  Sitzung - 17 .  Juni 1966 793 

Dr. Scrinzi 

Schaffens aber doch nachdrücklich dafür ein­
setzen, daß gleiches Recht für alle gilt. Da 
auf Grund der Entwicklung und unserer 
soziologischen Verhältnisse das private Mäze­
natentum weitgehend verschwunden ist, kann 
vor den Folgen eines von oben her diktierten 
Uniformismus nicht genug gewarnt werden. 

Besonders b edauerlich ist die Situation, in 
welche die Landestheater durch die Kürzun­
gen auf diesem Gebiet gebracht wurden. Dabei 
handelt es sich nicht nur um die Kürzung 
eines Anspruches, den die Bürger und Steuer­
zahler der Bundesländer selbstverständlich 
gegenüber Wien haben, denn schließlich leben 
mehr als zwei Drittel j ener Menschen, die 
mit ihren Steuern maßgeblich an der Erhaltung 
der Bundestheater beteiligt sind, in den ein­
zelnen Bundesländern und haben Anspruch 
darauf, daß sie j enen Anspruch auf Kultur, 
Kunst und Bildung haben, der selbstverständ­
lich in der Bundeshauptstadt gewährt wird. 

Eine dermaßen einschneidende Beschrän­
kung der Ländertheater wird nicht nur diese 
Ländertheater vor die Frage der Aufrechter­
haltung ihres Betriebes stellen, sie zwingt 
heute schon verschiedene Ländertheater zur 
Einschränkung des Betriebes, zur Sperrung 
von bestimmten Sparten. 

Eine solche zentralistische Bildungspolitik 
führt aber auch dazu, daß jener Nachwuchs­
strom zum Versiegen kommt, der aus den 
Länderbühnen, der aus den Kultur- und Bil­
dungseinrichtungen der Bundesländer kommt 
und der maßgeblich nicht nur die zentralen 
Institutionen gespeist, sondern auch maßgeb­
lich das hohe Niveau dieser Institutionen 
be<;timmt hat. Sie ersparen es mir, hier Namen 
aufzuzählen. 

Wie einseitig man hier vorgeht, soll wieder 
an einem Beispiel aus Kärnten beleuchtet 
werden. Dort veranstalt,et die kleine Gemeinde 
Friesach dank der Initiative von einigen Ideali­
sten, welche unbezahlt, ehrenamtlich unter 

Kreise der Arbeiter, Angestellten und Bauern 
- 60 bis 70 Prozent der Besucher dieser 
Festspiele kommen aus diesen Kreisen -
echte Bildungs- und Kulturwerte heranträgt. 
Diese Veranstaltung erfreut sich einer inter­
nat ionalen Wertschätzung und Anerkennung. 
Es kommen Laienspielgruppen, es kommen 
aber auc h  Theatergruppen von beachtlichem 
Niveau, um sich in Friesach zu unterrichten, 
wie man m it so bescheidenen Mitteln, wie man 
im wesentlichen nur aus dem Idealismus und 
aus einem echten Anliegen heraus ein derartiges 
kulturelles Unternehmen aufrechterhalten 
kann. (Abg. Dr. van Tong e l :  Die Steuer wird 
aber genommen !) Die Steuer wird genommen. 
In den letzten 17 Jahren hat Friesach über 
400.000 S Umsatzsteuer und Körperschaftsteuer 
gezahlt, obwohl zum Beispiel die staatlich 
subventionierten Theater ßelbstverständlich 
steuerbefreit sind . 

Die Förderung, die die Friesacher Burghof­
spiele durch den Bund erfahren haben, beträgt 
in den letzten vier Jahren die lächerliche 
Summ e von zweimal 7000 S. Über 400.000 S 
Steuerleistung, und das die Gegenleistung des 
zuständigen Ministeriums ! 

Trotzdem war es, weil das Land, weil die 
Gemeinden, weil private Förderung dieses 
echte kulturelle Anliegen gestützt haben, in 
Friesach möglich , in den letzten zehn Jahren 
die Eintrittspreise unverändert zu halten. Es 
handelt sich um ausgeßprochen soziale Prei<;e. 
Sie liegen zum Teil weit unter den heutigen 
Kinopreisen. Dabei wird mir jeder, der Gele­
genheit gehabt hat, das hohe künstlerische 
Niveau dieser Veranstaltung zu sehen, zugeben 
müssen, daß wirklich echtes Theater, daß wirk­
lich echte Kunst geboten wird. (Abg. Dr. van 
Tonge l :  Dort nehmen sie nicht einmal auf den 
Fremdenverkehr Rücksicht !) Daß auch der 
österreichische Fremdenverkehr und damit 
wiederum Land und Bund Nutznießer sind, 
ist der Besucherstatistik zu entnehmen, denn 
1 7  Prozent der rund 30.000 bis 40.000 Besucher 

Einsatz von Freizeit und persönlichen Mitte]n sind Gäste und Fremde in Kärnten. 
die Burghofspiele ins Leben gerufen haben, in Während man bei manchen öffentlich erheb­
diesem Jahr zum 1 7. Male die Friesacher Fest- lieh geförderten Theatern feststellen muß, daß 
spiele. Gewiß wird mit dem Festspielrummel dort eine fragwürdige avantgardistische Kunst 
zum Teil nicht nur in Österreich, sondern in ein Experimentierfeld hat, daß dort Stücke 
ganz Europa Mißbrauch getrieben, zum Teil geboten werden, die entweder auf offenen 
macht sich  hier ein Snobismus breit, zum Protest stoßen oder vor leeren Häusern gespielt 
Teil handelt es sich um Veranstaltungen, die werden, bietet Friesach wirklich ein erlesenes 
nichts mehr mit einem echten Bildungs- und Programm von Klassikern der Vergangenheit 
Kulturanliegen zu tun haben; zum Teil han- und Gegenwart. Wir hoffen, daß auch Friesach 
delt es sich um Veranstaltungen, deren Preise von den vorgesehenen Förderung<;mitteln einen 
schon SO gestaltet sind, daß sie für die breite seiner Leistung entsprechenden Anteil erhalten 
Masse der wirklich Bildungshungrigen gar wird . 
nicht mehr in Frage kommen. Meine Damen und Herren ! Es ist vielleicht 

Hier aber haben wir eine kulturelle Veran- gcrarle Friesach ein Anlaß, um auf ein weiteres 
staUung, die insbesondere an die breiten I Kapitel österreichischer Bildungspolitik zu 
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kommen , es ist das Volksbildungswesen. Dank 
des Wohlstandes, dank des sozialen Fortschrit­
tes, den wir in Österreich, aber auch in der 
gesamten freien Welt in den letzten 10, 15 Jah­
ren erzielt haben, war die breite Masse unserer 
arbeitenden Menschen vielleicht erstmals in 
die Lage versetzt, ausreichend über Freizeit 
zu verfügen. Sie wissen alle, daß nunmehr 
diese echte soz iale Errungenschaft langsam 
für uns alle ein Problem zu werden beginnt. 
In der Medizin sprechen wir von der Frustra­
tion, das heißt, wir sind heute in der Lage, 
dem einzelnen Menschen ungleich me.l' Frei­
zeit zu bieten, als in den abgelaufenen Jahr­
zehnten zur Verfügung stand, wir sind aber 
nicht in der Lage, ihm zu sagen , was er mit 
dieser Freizeit vernünftig anfangen soll. Was 
ist das Resultat ? Die Autoraserei zum Wochen­
ende mit ihren tausenden Toten und Hundert­
tausenden von Verletzten, der Alkoholißmus 
- 7 bis R Milliarden Schilling werden in 
Österreich jährlich vertrunken -, die Luxus­
verwahrlosung unserer Jugend und die in 
den letzten Jahren ständig steigende, wenn­
gleich derzeit anscheinend etwas stagnierende 
Jugendkriminalität. 

Die mangelhafte Dotierung des Volksbil­
dungswesens, ganz gleich, ob wir die Volks­
hochschulen ansehen oder das Volksbücherei­
wesen betrachten, hat uns außerstande gesetzt, 
dem Menschen für die ihm gebotene Freizeit 
auch ein sinnvolles Äquivalent zu bieten. 
Vielleicht genügt der Hinweis darauf, daß die 
Aufwendungen für Volk.sbüchereien in den 
letzten vier Jahren praktisch stationär geblie­
ben sind, im vergangenen Jahr sogar reduziert 
wurden und auch heuer nur eine mehr als 
bescheidene Erhöhung erfahren haben. Das 
Budget für unsere Volkshochschulen weist 
e ine so beschämende Höhe auf, daß es besser 
wäre, darüber gar nicht zu reden. Das Resultat 
ist, daß wir zunehmend größere Schwierig­
keiten haben, qualifizierte Lehrer, qualifizierte 
Programme zu bieten. 

Meine Damen und Herren ! Es wäre noch 
eine ganze Reihe von Problemen unserer 
Hochschul-, Kultur- und Bildungspolitik anzu­
schneiden. Es ist bei der von mir nun dar­
gebrachten Kritik selbstverständlich , daß wir 
Freiheitlichen das Budget, das nach unserer 
Auffassung den Mindesterfordernissen einer 
zielführenden Hochschul- und Kulturpolitik 
nicht entspricht, ablehnen müßsen. 

VOl'schläge, wie man den Bildungsnotstand 
in Österreich beheben könnte, wurden von 
berufener Seite ausreichend gemacht. Es liegt 
jetzt in der Hand der ÖVP-Regierung, diese 
Vorschläge und ihre eigenen Wahlversprechen 
auf dem Gebiete der Bildungspolitik zu ver­
wirklichen. Ich glaube, sie wird die Unter-

stützung aller in diesem Haus vertretenen 
Fraktionen haben . 

Von den aus den Kreisen der Hochschulen 
kommenden Vorschlägen darf ich nur auf das 
verweisen, was in der von mir schon zitierten 
Schrift "Die Lage der wissenschaftlichen For­
schung in Österreich" auf Seite 20 angeführt 
ist: Auflegen einer Hochschulanleihe - ein 
durchaus gangbarer Weg -, Steuerbefreiungvon 
Zuwendungen an Hochschulinstitute aus Indu­
strie und Wirtschaft - das wird unsere Unter­
stützung finden -, in weiterer Linie und ganz 
besonders aber auch die Bereitstellung von 
budgetären Mitteln. 

Ich darf Sie auch auf die uns allen zugegan­
gene Resolution der "Arbeitsgemeinschaft für 
Kunst und Wissenschaft" hinweisen, welche 
auch eine ganze Reihe von brauchbaren Vor­
schlägen enthält, wie wir auf dem Gebiet der 
Bildungspolitik in Österreich vorankommen 
könnten. Es wird in erster Linie bei der Mehr­
heit dieses Hauses liegen, unter Beweis zu 
stellen - das "Grüne Gewissen" meines Partei­
freundes Pet er habe ich leider nicht zur Hand, 
um es Ihnen noch einmal eindrucksvoll vorzu­
halten -, ob es sich bei Ihrem diesbezüglichen 
Programm nur um Wahlversprechungen oder 
um da<; ernste Bemühen handelt, einem 
unerträglichen, gefährlichen Notstand wirk­
sam abzuhelfen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Dr . Stella Klein-LÖw. Ich erteile 
es ihr. (Dem Abg. Dr. Scrinzi wird der Erste­
Hilfe-Kasten, den er am Rednerpult vergessen 
hat, zu seinem Platz getragen. - Abg. Dr. Gor­
b a  c h :  Elektroschocktherapie ! Höllenmaschine !) 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw: Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren ! 
Eben räumt ein Herr l iebenswürdigerweise 
den Erste-Hilfe-Kasten weg, weil er annimmt, 
daß während meiner Rede keine Notwendig­
keit zur Labung irgendwelcher Art besteht. 
(Abg. H ar t l :  Bald1·ian vielleicht ! - Heiter­
keit.) 

Nach dieser beruhigenden Feststellung 
möchte ich nun über die Kultur- und Unter­
richtssituation unseres Landes sprechen. Ich 
las in der "Presse" : "Der kulturpolitische Nach­
holbeclarf, das ist indessen allen klargeworden, 
ist enorm, vor allem die Schulen und Hoch­
schulen sind hinter der Entwicklung weit 
zurückgeblieben. Hier muß,  soll Österreich 
in Zukunft den Anforderungen der Selbst­
behaupt,ung in der modernen Welt gewachsen 
sein, Abhilfe geschaffen werden." 

Als ich diese Zeilen, die einem Interview 
mit dem Herrn Bundesminister für Unterricht 
entsprangen, las und zuerst nicht genau nach­
sah, wie der Titel lautet, war ich erstaunt, 
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daß meine Behauptungen in der Budget- Fortschritt auf diesem Gebiet. Warum ist 
debatte in der "Presse" so gut wiedergegeben dieses Problem heute so dringend ? Zu all den 
wurden. Als ich weiterlas, kam ich allerdings damaligen Gegebenheiten kommt heute ein 
darauf, daß hier von einem N a c h holprogramm neuer Gesichtspunkt, den wir nicht übersehen 
die Rede war, während ich von einem N ot- dürfen : daß für die Jugend von heute mit 
s tand sprogramm gesprochen hatte. Ich gebe ihren veränderten körperlich-seelischen Merk­
dem Herrn Bundesminister für Unterricht malen neue Methoden, neue Wege, neue In­
völlig recht : Wir haben einen Nachholbedarf halte gesucht werden müssen. Das technische 
in unserem Land auf dem ganzen Gebiet der Zeitalter mit seiner unerhörten Geschwindig­
Kultur. Aber ich gehe weiter und sage : Es keit der Ent·wicklung, mit seiner Enge, aber 
herrscht ein echter Notstand, und dieser Not- auch seiner Weite und der Schwerüberblick­
stand muß behoben werden, denn er ist groß barkeit, die damit verbunden ist, verlangt, 
und seine Behebung dringend notwendig. daß alles, was an Schulen und Hochschulen 

Jedes Budget ist eine Leistungsschau in gelehrt wird, dem Verständnis der Jugend -
dem Sinn, daß in ihm dargestellt wird, was wie auch dem der Erwachsenen - näherge­
geleistet werden muß und ein Vergleich, auch bracht wird. Wir leben aber auch in einer 
in Zahlen, mit dem gezeigt wird, was tat- Konsumwelt, in einer modernen Welt, die dem 
sächlich geleistet worden ist. Diese Leistungs- jungen Menschen sehr viel bietet. Hier fällt 
schau ist etwas, was uns zu denken gibt. der Erziehung, der Schule, der Hochschule 

und der Erwachsenenbildung die wichtige 
Ich möchte diese Gelegenheit dazu benützen, Aufgabe zu, die Menschen kritisch, und zwar 

klar und deutlich zu sagen : Das Unterrichts- positiv kritisch, zu machen, die Menschen zu 
ministerium war seit der Zeit kurz nach der befähigen, wählen zu können zwischen dem 
Errichtung der Ersten Republik die Domäne Wichtigen und dem Unwichtigen. 
der ÖVP. Die Unterrichts minister waren 
alle ÖVP-Minister. Es wäre sehr ungerecht, Noch etwas sei hier sehr offen gesagt, meine 
den letzten dieser Minister, den Herrn Minister Damen und Herren : Die politische Situation 
Piffl, für all das oder für große Teile dessen war 1 945 insofern anders, als wir nach Verlust 
verantwortlich zu machen, was sich heute unserer Selbständigkeit, nach einer Selbst­
als Nachholbedarf oder als echter Notstand aufgabe, wenn Sie so sagen wollen, zu einer 
herausstellt. Das möchte ich mit aller Klar- Selbständigkeit und zur Demokratie kamen, 
heit sagen, denn es wäre ungerecht und unfair, und daß uns diese Demokratie, die Freiheit 
es nicht zu sagen. Also nicht der Herr Unter- und Selbständigkeit so wichtig sind, daß wir 

die Schulen danach ausrichten müssen. Wenn richtsminister Piffl trägt die Schuld, sondern 
d l\,r I PI d h ich sage " ausrichten", so meine ich nicht er lUange an anung Ull Voraussie t seitens 
der ÖVP ist schuld. "gleichrichten" , sondern ich meine, daß wir 

die Schulen darnach gestalten müssen, daß Nun möchte ich doch mit einem Wort darauf diese Freiheit, daß diese Demokratie, um die hinweisen, daß wir schon einmal auf dem wir gekämpft haben, für die soviel Opfer ge­Gebiet der Kultur und der Schule einen echten bracht wurden, schon der Jugend in der Notstand hatten : das war nach dem ersten Schule und an den Hochschulen als eine Weltkrieg. Damals waren die Bedingungen Lebensnotwendigkeit anerzogen werden. ganz anders als heute. Ein großes Reich, eine 
große Monarchie war zerfallen. Ein kleines Lassen Sie mich auch etwas über die Be­
Land blieb übrig.  Hunger und Mangel an wältigung der Vergangenheit sagen. Ich gehe 
dem Notwendigsten herrschten .  Aber in sehr weiter, als ich es in meinem Beitrag zur De­
kurzer Zeit wuchs aus der Not, aus dem Elend batte über die Landesverteidigung nur an­
der Zeit ein unerhörter Drang nach Kultur, deuten konnte. :Man sprach soviel von der 
nach einer N eugest,altung der Schule und der Bewältigung der Vergangenheit ! Was ist 
Erziehung, weil damals die Erkenntnis vor- Bewältigung der Vergangenheit ? Bewältigung 
herrschte, daß Heue Mel1sch(:Jll gebraucht wer- der Vergangenheit heißt nicht vergessen, 
den, um neuen Erfordernissen gerecht zu wer- heißt zu begreifen versuchen, warum etwas 
den. Die Wiener Schulreform, bekannt in schlecht gemacht wurde und was schlecht ge­
der ganzen ·Welt , gab nicht nur Österreich, macht wnrde, und heißt verhüten, daß es 
sondern Enropa un(1 darüber hinaus auch wiederholt wird. 
den Vereinigten Staaten einen Hürwcis auf Ich muß Ihnen im Rahmen dieser Debatte, 
das, wafl notwendig ist . Sie war wie ein Weg- die sich mit dem Unterricht, mit der Jugend, 
weiser in eine neue Zeit der Schule. ja mit uns allen befaßt, sagen, daß ich gestern 

Das war damals. Und heute ? Heute stehen Angst hatte, ob die Bewältigung der Ver­
wir vor demselben Problem ·wie all die Jahre gangenhei t; gelungen ist, als zum Beispiel ge­
seit 1945 : vor dem Problem der Schulreform, sagt 1vurde, daß die eine Seite, die soziali­
der Reform der Kultur, der Sorge um den . stische Seite, reden könne, soviel sie will, die 
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andere werde umsomehr schweigen. Das, 
glaube ich, ist nicht Demokratie, das ist 
nicht Toleranz, von der derselbe Herr General­
sekretär Withalm am Tage vorher gesprochen 
hat ! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Doktor 
K u m m e r :  Es ist uns überlassen, ob wir 
sprechen wollen oder nicht !) 

Ich will den Ausdruck nicht wiederholen, 
der gestern hier fiel, wobei ich aber ganz ge­
nau weiß,  daß es nicht ein Ausdruck des 
Herrn Generalsekretärs ist . Ich kann gut zu­
hören, ich bin es von meinen Kindern ge­
wohnt. Auch wenn sie etwas sagen, was mir 
nicht paßt, kann ich zuhören. Er hat aber in 
seinen Worten eine Möglichkeit gelassen, vor 
der wir Angst haben, und diese Angst bewegt 
mich, dazu zu sprechen. Ich sehe aus dem 
Schütteln der Köpfe bei der ÖVP, daß Sie 
diese Angst nicht haben. Dann, bitte, über­
lassen Sie es uns, Angst zu haben (Abg. Dok­
tor J. Gru b e r :  Wir haben schon Angst, große 
Angst ! Aber warum das Intoleranz sein soU, 
haben Sie noch nicht beantwortet !) , denn wir 
waren die Leidtragenden des Unglücks, das 
damals angerichtet wurde. (Abg. Dr. J. Gn!,­
be r : Was hat das mit Intoleranz zu tun ?) 
Intoleranz ist es, wenn man andere sprechen 
läßt, ohne ihnen zu antworten, intolerant ist 
man, wenn man so, wie Sie es gemacht haben, 
draußen ist und nicht zuhört. Das alles ist 
Intoleranz . (Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. K u m m e r :  Wissen Sie, daß Schweigen 
auch eine Antwort ist ?) Intoleranz zeigt sich 
darin, wenn man Zwischenrufe macht, wie sie 
hier gemacht wurden. ( Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Wol­
len wir jetzt Toleranz üben und die Rednerin 
nicht unterbrechen. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (fort­
setzend) : Ich danke dem Herrn Präsidenten 
dafür, daß er mir die Möglichkeit gibt, weiter­
zusprechen. Toleranz ist meiner Meinung 
nach, an erster Stelle zuzuhören. (Abg. Dole­
tor Kranz lmayr :  Aber viele Ihrer Kollegen 
sind anscheinend nicht tolerant, weil sie Ihnen 
nicht zuhören !) Bei meinen Kollegen ü ber­
lassen Sie das bitte mir. Das ist nicht Into­
leranz, sondern etwas anderes. Meine Kollegen 
hören mich so oft darüber sprechen, daß sie 
wissen, was ich meine, und daher ein bißchen 
ausspannen. (Gegenrufe bei der Ö V P.) 

Ich möchte jetzt weiter vom Notstand der 
Bildung sprechen und Ihnen mitteilen, daß 
sich dieser Bildungsnotstand von den Schulen 
bis zu den Hochschulen erstreckt. Wenn der 
Herr Minister sagt, daß durch die steigende 
Bevölkerungszahl der Prozentsatz jener, die 
weiterstudieren wollen, höher wird, wenn er 
mit Recht darauf hinweist, daß die Lösung der 

Probleme besonders der Mittelschulen und der 
Hochschulen dringend ist, so möchte ich betonen, 
daß die Lösung der Probleme der Pflichtschulen 
ebenso dringend ist . 

Das niederorganisierte Pflichtschulwesen in 
manchen Teilen unseres Landes muß abgebaut 
werden. Der Lehrermangel, wie er überall 
herrscht, von dem übrigens auch hier ge­
sprochen werden wird, muß behoben werden. 
Im ganzen Lande sollen jetzt die Schulgesetze, 
die wir beschlossen haben, in die Praxis umge­
setzt werden. Die Voraussetzungen dazu 
müssen geschaffen werden. Ich weiß, die 
Wörter "muß" und "soll" sind keine Hilfe, 
aber wir müssen uns selbst sagen : Das sind 
Notwendigkeiten, dort muß man eingreifen, 
planen und nachholen. 

Daß bei den mittleren und höheren Schulen 
ein ungeheurer Nachholbedarf zu verzeichnen 
ist, darüber sind sich, wie der Herr Minister 
richtig gesagt hat, alle einig, wobei wir eines 
sagen müssen : In dieser Beziehung wollen 
wir zuerst uns selbst ehrlich fragen, ob wirk­
lich alle Begabten in die mittleren und höheren 
Schulen kommen. 

Ich verweise hier auf die sehr interessante 
Untersuchung, die Herr Professor Dr. Rosen­
mayr, der Vorstand des Instituts für Soziologie 
an der Wiener Universität, und seine beiden 
Assistenten durchgeführt haben. Sie befragten 
eine große Anzahl von Schülern und Lehr­
lingen im Alter von 15  bis 18 Jahren und 
kamen im Laufe dieser Befragung, die einer 
anderen Zielrichtung wegen unternommen 
wurde, darauf, daß der soziale Status der 
Familie in Österreich in vielen Fällen noch 
immer die Schulbildung der Jugendlichen 
beeinflußt. Das heißt, daß hochintellegente 
Menschen, Mädchen und Burschen - bei den 
Mädchen ist das aus verschiedenen Gründen 
noch ärger -, hochbegabte, lernwillige, interes­
sierte junge Menschen noch nicht die allge­
meinbildenden höheren Schulen besuchen. 

Es wird also eine der wichtigsten Aufgaben 
sein, die mit Parteipolitik überhaupt nichts 
zu tun hat, alles daranzusetzen, daß man diese 
Bildungsreserven ausschöpft, daß man alles 
tut, um auch die Buben und Mädel aus den 
Arbeiter- und Angestelltenkreisen, aus den 
weiten Kreisen der arbeitenden Bevölkerung, 
für die allgemeinbildenden höheren Schulen 
zu gewinnen. 

Wenn Sie mich fragen : Wo sind die Re­
serven ?, so verweise ich auf das Burgenland. 
Diese Befragung, für die ich dem Unterrichts­
ministerium sehr dankbar bin, hat den Beweis 
dafür geliefert. Wo noch weitere Reserven 
sind, können Sie erkennen, wenn Sie sich den 
Unterschied ansehen zwischen dem Prozent­
satz der Volksschüler, die zum Beispiel im 
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2 1 .  oder im 10. Wiener Gemeindebezirk in die 

I 
Mathe�atik an�ers unterrichtet werden und 

Mittelschule gehen, und dem Prozentsatz wenn 111 der hoheren Schule mehr verlangt 
derer, die aus dem 1 . , aus dem 8 . , 9 . ,  aus dem I wird als in der Hauptschule. 
1 8 .  oder 1 9 .  Bezirk die Mittelschule besuchen. I Das neunte Schul jahr, das für die Pflicht­
Dann werden Sie sehen, daß der Prozentsatz I schüler heuer im Herbst und für die Mittel­
in den sogenannten Arbeiterbezirken - ich schüler erst später einueführt wird, wird uns • b weiß, daß sich ihre Struktur jetzt ein wemg noch viele Sorgen machen, So:,gen in dem 
geändert hat, . aber sie sind es weiter ge- Sinne, daß wir nachdenken müssen, wie 
blieben - und in den Bezirken, die eine länd- wir die Schwierigkeiten überwinden können. 
liehe Nachbarschaft haben, wie zum Beispiel Kein Mensch kann heute glauben, daß eine 
Floridsdorf oder Favoriten, von dem Prozent- Verlängerung der Schulpflicht unnötig ist. 
satz in den anderen vorhin genannten Be­
zirken stark abweicht. Während in den Be­
zirken, die zum Großteil von der Arbeiter­
bevölkerung bewohnt werden, 30 bis 33 Pro­
zent der Pflichtschüler höhere Schulen be­
suchen, kommen in anderen Bezirken bis zu 
zwei Drittel der Pflichtschüler in die höheren 
Schulen. 

Wenn wir von der allgemeinbildenden 
höheren Schule sprechen, so wollen wir jetzt 
noch mit einem Satz darauf hinweisen, daß 
es besonders wichtig ist, daß die Schüler 
und Schülerinnen nicht nur das Studium 
beginnen, sondern es auch beend�n und die 
Reifeprüfung ablegen, um dann an die Hoch­
schule gehen zu können. 

Es scheint uns auch ein Notstand zu sein, Herr Bundesminister ! Ich wende mich daß zu wenige junge Menschen studieren. wieder an Sie und ersuche Sie, ehestens Diesem Umstand haben wir in den Schul- einen Vorschlag zu machen, der Studien­gesetzen Rechnung getragen. Es wurden ver- beihilfen für die Besucher der Oberstufe der schiedene Schultypen, Typen der allgemein- AHS,  der allgemeinbildenden höheren Schulen, bildenden höheren Schulen, neu angeregt, ins Auge faßt. Ich weiß, Sie haben einigemal damit den Schülern, die erst im 14. Lebensjahr darüber gesprochen. Darüber zu sprechen die Entscheidung treffen, das höhere Studium genügt aber nicht. 'Wir haben Eile, wir zu ergreifen, eine Übertrittsmöglichkeit ge- alle, und nicht nur wir Sozialisten. Ich bitte geben wird. Sie, durch eine solche Studienbeihilfe Vorsorge 
Hier muß man den Herrn Minister bitten dafür zu treffen, daß Söhne und Töchter 

und von ihm verlangen, daß er dafür sorgt, minderbemittelter Familien ohne zu große 
daß diese Typen überall eingerichtet werden, Opfer der ganzen Familie das höhere Studium 
besonders auch in den Landbezirken, wo ergreifen können. Das ist Familienpolitik ! 
wirklich eine ungeheure Reserve von begabten Überall gibt es zuwenig Lehrer. Über dieses �indern ist, d�e aus verschied�nen . Grü�den I Problem werden andere Kollegen meiner Frak­
mcht schon mIt zehn Jahren m dIe MIttel- tiOll sprechen. Ich möchte aber sagen, daß 
schule gehen können, sei es, weil ihnen der es in ganz Österreich auch zuwenig Professoren 
Weg nicht zumutbar ist, sei es wegen der für die allgemeinbildenden höheren Schulen 
Entfernung oder aus anderen Gründen, etwa gibt. Auch darüber spricht der Herr Minister 
weil sie ihre Familie nicht verlassen können, in seinem Interview. Er schlägt eine höhere 
um in ein Internat zu gehen, oder weil nicht Bezahlung vor. Ich hoffe, er setzt sich bei 
genügend Internate vorhanden sind. Diese seinem Kol�egen, dem Herrn FinanzminiRter, 
Kinder können nicht schon mit zehn Jahren, durch. Wir jedenfalls sind absolut dafür. 
wie üblich, den Weg in die allgemeinbildenden Der Herr Minister schlägt vor, daß der Sozial­
höheren Schule gehen, sondern sich erst nach status der Lehrer und Professoren gehoben 
der Absolvierung der allgemeinen Schulpflicht wird. Auch das ist völlig richtig. Dazu müßte 
der höheren Schulbildung zuwenden. Be- noch kommen, daß in allernächster Zeit die 
sonders das Musisch-pädagogische Gymnasium Studienordnunuen an den Hochschulen in . b möchte ich hier hervorheben, weil es cmem Angriff genommen werden, denn gerade bei 
zweifachen Zweck dient : erstens diejenigen auf- der Ausbildung der Professoren für die all­
zunehmen, welche später kommen, und zwei- gemeinbildenden höheren Schulen wären be­
tens die uns fehlenden Lehrer heranzubilden. deutende Veränderungen notwendig. 

Besonders wichtig erscheint mir aber, daß Da wir gerade von diesen Professoren 
die Lehrpläne in den Ersten Klassenzügen sprechen, erhebe ich hier zum z weitenmal 
der Hauptschule und der allgemeinbildenden in diesem Jahr eine Bitte, die ich schon im 
höheren Schule gleich sind. Also Gleichheit Ausschuß ausgesprochen habe. Denken Sie 
der Lehrpläne ! Die Kinder können sonst, daran, daß die sogenannten Probelehrer die 
auch wenn sie erst in der dritten oder in der kommenden Mittelschulprofessoren sind. Ent­
fünften Klasse mit Latein beginnen, nicht ziehen Sie ihnen nicht das Adjutum, das 
mitkommen, wenn Englisch, Deutsch und gesetzlich verankert ist. Lassen Sie sie in 
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Wien das Probejahr machen, wenn sie nicht 
anders wollen. Versuchen Sie aber, sie in 
die LändeT• zu bringen. Ich halte auch das für 
wichtig. (Bundesminister Dr. P i//l - Pe r ce v i 6: 
Ist schon geschehen !) Ich höre soeben, das 
ist erledigt. Ich freue mich, daß wir in diesem 
Punkte Gehör gefunden haben und daß von 
nun an die Probelehrer einen Anspruch auf 
das Probejahr und auf das Adjutum während 
des Probejahres haben. 

Wir werden verschiedene Reformen an­
streben müssen. Wir werden sehr bald, lieber 
schon jetzt, für das neunte Jahr an . den 
allgemeinbildenden höheren Schulen vorzu­
sorgen haben. 80.000 Schüler sind zum Beispiel 
in Wien, die Schüler der Privatschulen mit 
eingerechnet. Nächstes Jahr werden es 93.000 
sein, 1967{68 99 .000, 1968{69 106.000. Wenn 
die Zahl der in die erste Klasse Eintretenden 
von 15.000 auf 1 7 .000 gestiegen ist und wenn 
heute mehr als 30 Prozent der Zehnjährigen 
in die allgemeinbildenden höheren Schulen 
gehen, so müssen wir damit rechnen, daß 
sich diese steigende Tendenz noch weiter 
fortsetzen wird. Wir machen darauf aufmerk­
sam, daß die Planung heute schon beginnen 
muß .  Bei der Großkundgebung im Auditorium 
maximum der Universität Wien hat Herr 
Hofrat Direktor Christel über die Lage in 
den allgemeinbildenden höheren Schulen ge­
sprochen und uns gesagt, welche Mittel not­
wendig sind, um den herrschenden Notstand 
zu beheben. Wir fügen hinzu : Behoben muß 
er werden, denn es geht um die Zukunft 
der Jugend und unseres ganzen Landes. 

Zur Schule gehören neue Gebäude und 
die Sanierung alter Gebäude. Hier möchte 
ich eine Zahl nennen, die der Informations­
dienst für Bildungspolitik und Forschung 
in einem Sonderdruck vom 1 .  Februar 1966 
genannt hat. Bis 1975 sind 1 4  Milliarden 
für Schulbauten nötig. Das ist ein hoher 
Betrag. Daß diese Schulbauten planmäßig 
dort errichtet werden, wo sie am notwendigsten 
sind, dafür wird das Bundesministerium für 
Unterricht zu sorgen haben. 

Mein Fraktionskollege Abgeordneter Skritek 
hat an den Herrn Bundesminister bezüglich 
zweier Schulen Anfragen gerichtet. Es handelt 
sich dabei um das neue Musisch-pädagogische 
Realgymnasium im 2 1 .  Bezirk und das zu­
künftige Gymnasium im 22.  Bezirk. Der 
Herr Minister erklärt in seiner Antwort, daß 
er durchaus der Meinung sei, daß das Gymna­
sium aus der Gegend, wo es weniger besucht 
wird, in die Gegend verlegt werden soll, 
in der ungemein viele Schüler auf ein Gymna­
sium warten. Allerdings, sagt der Herr Minister 
weiter, "muß dafür vorgesorgt werden, daß die 
Anstalt auch in ihrem weiteren organisa-

torischen Aufbau so lange provisorisch unter­
gebracht werden kann, bis die Fertigstellung 
eines Bundesschulneubaues möglich ist. Über 
diese Frage finden soeben Untersuchungen 
und Absprachen statt."  - Ich bitte im 
N amen der Eltern meines Wahlkreises, daß 
diese vorbereitenden Absprachen beschleunigt 
werden, sodaß wir damit rechnen können, 
daß die Schule zur richtigen Zeit fertig wird. 

Die Schule ist in der heutigen Zeit, in 
der beide Elternteile verdienen, oft Heim 
und Heimat. Von diesem Gesichtspunkt aus­
gehend sollten mehr Tagesschulheime, mehr 
Internate vorhanden sein. Nicht so sehr 
für die Kinder in der Stadt - auch die 
brauchen es - als für die Kinder aus Land­
familien. Hier müßte eine stärkere Initiative 
dieser echten Problematik der heutigen Zeit 
zu einer Lösung verhelfen. 

Zum Schluß dieses allgemeinen Teiles über 
die Schule möchte ich eine Bitte an Sie 
richten. In unseren Schulen arbeiten Sekre­
tärinnen, die ausgezeichnet vorgebildet sein 
müssen. Sie haben Arbeiten zu machen, die 
wirklich hohe Einfühlungsgabe, große In­
telligenz und viele Vorkenntnisse erfordern. 
Diese Sekretärinnen haben nicht den Status, 
der ihnen zukommen sollte. Ich möchte 
darauf hinweisen, wie wichtig die Arbeit 
des Personals, des Rilfspersonals, wie es 
genannt wird, in diesen Anstalten ist, und 
Sie bitten, die Sekretärinnen der allgemein­
bildenden höheren Schulen baldigst in die 
Gehaltsgruppe C, in die sie ihrer Tätigkeit 
nach gehören, zu überreihen. Es wurde mir 
gesagt, bei einer vorgestern abgehaltenen 
Sitzung sei erklärt worden, daß in den großen 
Mädchenschulen sehr bald eine solche Über­
reihung vorgenommen werden würde. Obzwar 
es meine Schule und die Schulen betrifft, 
die ich ihrer Arbeit nach besonders gut kenne, 
möchte ich doch sagen : Das wäre unbe­
friedigend. An allen allgemeinbildenden 
höheren Schulen, die einen stärkeren Arbeits­
anfall haben, müssen die Sekretärinnen ihrer 
Arbeit gemäß eingereiht werden. 

Ich habe vorhin über die Gebäude ge­
sprochen. Aber über eines sind wir uns klar : 
Die wirkliche Säule, auf der unser Schulwesen 
steht, ist die staatsbürgerliche Erziehung, 
del� Geist, der an die jungen Menschen heran­
gebracht wird. Wir müssen alles vorsorgen, 
damit diese staatsbürgerliche Erziehung wirk­
lich funktioniert. Damit Sie mich nicht miß­
verstehen, Herr Minister, meine Damen und 
Herren, Hohes Haus : Ich meine nicht bloß 
einen Gegenstand, der sich mit der staats­
bürgerlichen Erziehung beschäftigt, ich meine 
die staatsbürgerliche Erziehung als Sinn und 
Gehalt des ganzen Unterrichtes. 
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Ich habe manchmal Angi'.t , wenll ich Briefe 
bekomme, in denen manches gesagt wird, 
bei dem ich das Gefühl habe, daß es damit 
nicht zum Besten steht. Einen Vorfall möchte 
ich Ihnen doch mitteilen, von dem ich ge�tern 
erfahren habe. Hätte ich schon früher davon 

und de l' das Universitätswissen zu einem 
Volksbildungswissen gemacht hat. 

Gewiß : Wir sind für die Lehrfreiheit und 
für die Lel'nfreiheit ; mit der Lehrfreiheit 
ist die Lernfreiheit verbunden. Aber für 
den Geist der Hochschulen sind Sie, Herr 

gewußt, so wäre ich schon bei Ihnen gewesen, Unterrichtsminister, verantwortlich. (Ruf bei 
Herr Minister, und hätte mit Ihnen darüber der Ö V  P: Aha I) Was heißt "aha" ? Wer 
gesprochen. denn ist verantwortlich als der Chef der 

In der Englischstunde einer niederösterreichi- Unterrichts verwaltung 1 Freilich sind Sie ver­
sehen Hauptschule für Knaben hat ein Lehrer antwortlich ! Wenn an meiner Schule etwas 
anläßlich des Englandbesuches des Herrn geschieht, wen klagen Sie da an ? Sagen 
Bundespräsidenten mit den Kindern, die im Sie dann "aha", wenn ich verantwortlich 
Fernsehen den Ablauf des Besuches beobachten gemacht werde ? So wie ich für das, was 
konnten, gesprochen. Im Laufe dieses Ge- an meiner Schule geschah, verantwortlich 
spräches, in dessen Mittelpunkt der Herr gemacht wurde, so muß der Herr Minister 
Bundespräsident stand, fiel die Bemerkung die Verantwortung dafür übernehmen, daß 
des Lehrers : . , Das kommt davon, weil das der demokratische Geist an den Hochschulen 
österreichische Volk einen Falschen gewählt herrscht. 
hat." (Abg. Rosa Jochmann: Das ist traurig ! Wenn wir aber das wollen, müssen wir 
Sehr traurig !) Solche Dinge - für die Sie dafür sorgen, daß wirklich Studenten aus 
nicht verantwortlich sind, denn Sie konnten allen Kreisen an die Hochschulen kommen. 
das nicht wissen, ich habe es erst gestern Die Studienbeihilfen waren ein echter, großer 
erfahren - dürften nicht vorkommen. Über- Beginn. Ich bitte Sie, die Verbesserung der 
legen wir uns, was das für ein Geist ist, der Studienbeihilfen so bald wie möglich durch­
aus diesen Worten spricht ! zuführen. Der Vorsitzende des Zentralaus-

Weil wir bei der staatsbürgerlichen Er- , schusses der . Öst�rrei�hischen . Hoch�chüler­
ziehung sind, möchte ich gleich zu den Hoch-

I 
schaft hat SICh m emem BrIef mIt dem 

schulen kommen und sagen, daß der staats- Initiativantrag �er so.zialistisch�n Abgeordne­
bürgerlichen Erziehung auch und vor allem ten befaßt ; er Ist mIt den meIsten Punkten 
an den Hochschulen besonderes Augenmerk d�rchaus einverstanden. Wahrscheinlich �ird 
zugewendet werden muß. Die Hochschulen dIe Novelle bald vorgelegt werden, und dIese 
- hier wiederhole ich etwas, was ich beim Studienbeihilfennovelle muß rasehest in Be­
Kapitel Landesverteidigung gesagt habe - handlung genommen und rasehest erledigt 
sind nicht Hochschulen einer Seite oder einer werden. 
Partei, sind nicht Hochschulen, an denen Wir wissen, welcher Mangel heute an 
nur diese oder jene Kreise unseres Volkes wissenschaftlichen Hilfskräften besteht, wie 
interessiert sind ; sie sind unser aller Hoch- stark die Abwanderung yon Wissenschaftern 
schulen, für uns alle wü'ksam. Der demo- und von jungen Menschen, die Wissenschafter 
kratische Geist unseres Staates wird, soll werden wollen, aus unserem Land ist, wir 
und muß an ihnen herrschen. Freiheit, Auf- kennen die unbesetzten Lehrkanzeln und 
geschlossenheit und Toleranz müssen dort sind uns daher darüber klar, daß hier von 
wohnen. unten herauf Neues geschaffen werden muß.  

Fast scheue ich mich, wieder den unseligen 
Namen jenes Mannes zu nennen, der ein 
Leben auf dem Gewissen hat. Ein Leben 
ist ausgelöscht worden, weil ein Mann - ich 
spreche von Professor Borodajkewycz - nicht 
jenen Geist gehabt hat, der seit eh und je 
der österreichische Geist ist : der Geist der 
Toleranz, der Geist der Demokratie. 

Nicht einen Borodajkewycz brauchen wir 
an der Hochschule, wir brauchen Menschen 
von der Art eines Kelsen, der unsere Ver­
fassung gemacht hat. (Beifall bei der SPÖ.j 
Nicht Männer wie Borodajkewycz brauchen 
wir an unseren Hochschulen, sondern Pro­
fessoren vom Geist eines Ludo Hartmann, 
der von der Universität her erkannt hat, 
welche Bedeutung der Volksbildung zukommt, 

Das ist doch alles kein Zufall ! 
Nein, diese Verantwortung können wir dem 

Herrn Minister nicht abnehmen. Aber wir 
fühlen uns dafür verantwortlich, daß er immer 
wieder daran erinnert wird und daß wir 
immer wieder zeigen : So sieht es aus, und 
das muß anders werden. 

Wir haben vom Notstand der Bildung 
gesprochen und kurz erwähnt, daß die Hoch­
schulen die Studienordnungen und die neue 
Organisation verlangen. Wir werden daran 
arbeiten und zu Lösungen kommen müssen, 
denn die Hochschule ist wichtig für uns alle. 

Sprechen wir nun davon, daß die Be­
gabungen nicht ausgeschöpft sind und daß 
es auch hier einen Notstand gibt. Das be­
deutet, daß bisher nicht genug geschehen ist, 
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daß viele Erwachsene, obwohl sie unerhört 
begabt sind, nicht die Möglichkeit gehabt 
haben, als Kinder und Jugendliche eine 
höhere Bildung zu genießen. Darum ist die 
Erwachsenenbildung in der heutigen Zeit 
von eminenter Bedeutung. 

Wenn der Herr Minister in der Antwort 
auf meine Anfrage in der Budgetdebatte 
erklärt hat, er müsse eine Reihenordnung 
der Werte vornehmen, ihm scheine die Schule 
und die Hochschule jetzt am wichtigsten, 
so sage ich : Eine Reihenordnung der Werte 
kann man nur dort vornehmen, wo sich die 
Werte voneinander stark unterscheiden. Wo 
es aber eine Gleichwertigkeit eines Bildungs­
prinzips gibt, dort muß man bei des in Angriff 
nehmen. Es gibt auch in der Erziehung eine 
Gleichwertigkeit. Verzeihen Sie, Herr Minister, 
wenn ich Ihnen das sage, aber Ihre Antwort 
hat mich an die Frage erinnert, die unver­
nünftige Pädagogen an Kinder stellen : Wen 
hast du lieber, die Mutter oder den Vater ? 
(Abg. Rosa J o c h m a n n: Nicht nur die Päd­
agogen !) Ein vernünftiges Kind, das keine 
Schwierigkeiten haben will, wird sagen : Beide ! ,  
und ich möchte auch Ihnen raten, beide gleich 
lieb zu haben. 

Ich komme darauf zurück, daß die Schule 
im ersten Bildungsweg ihre Aufgabe noch 
nicht erfüllt hat. Auch hier besteht ein Nach­
holbedarf. Erwachsene - so sagte der Herr 
Minister - können sich selbst bilden. Ganz 
richtig. Aber helfen muß man ihnen dabei, 
man muß ihnen die Möglichkeit der Bildung 
geben. Es sind nicht entweder junge Menschen 
o d e r  Erwachsene, für deren Bildung man 
sorgen muß, man muß "sowohl - als auch" 
sagen und für beide sorgen. 

Der Weg aus dem Bildungsdefizit ist die 
Aktivierung von Talenten durch den zweiten 
Bildungsweg. Daher : mehr Gymnasien, Abend­
gymnasien für Berufstätige, daher : mehr Auf­
baumittelschulen. Dann gibt es noch den 
dritten Bildungsweg über die Volkshoch­
schulen, über die Erwachsenenbildung. Dieser 
dritte Bildungsweg ist gerade für junge 
Menschen vom Lande von ungemein großer 
Bedeutung. 

Wenn wir hören, daß an den V olkshoch­
schulen in Österreich in ihrem letzten Arbeits­
jahr 1 l .900, also rund 12 .000 Kurse, mit 
252 .000 regelmäßigen Hörern veranstaltet 
wurden, so erkennen wir die große Bedeutung 
dieser Einrichtung. Es wäre Aufgabe der 
modernen Erwachsenenbildung, zum Beispiel 
ein Fernunterrichtsinstitut zu schaffen und 
so Bildung zu vermitteln. 

"ViI' müssen genügend hauptberufliche Päd­
agogen haben, die sich der Volksbildung 
widmen. Allerdings möchte ich Ihnen gleich 

die Honorare der Lehrer der Volkshochschulen 
sagen : In Wien bekommen sie für eine Kurs­
stunde 40 S. 40 S !  - Wundern Sie sich dann, 
wenn wir keine neuen Lehrer finden 1 Das 
ist aber keine Wiener Angelegenheit, das 
hängt von den Subventionen ab . Die Sub­
ventionen für die die Volksbildung tragenden 
Volksbildungseinrichtungen aller politischen, 
aller weltanschaulichen Richtungen wurden 
von 1 964, wo sie 20 · Millionen Schilling be­
tragen haben, auf 16 Millionen Schilling 
gesenkt. Das bedeutet also eine starke Herab­
setzung. (Präsident Dipl . -Ing. Wald brunn e r  
übernimmt den Vorsitz. )  

Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf 
hinweisen, daß eine Einrichtung, die in der 
Bundesrepublik erwogen und auch in nor­
dischen Ländern behandelt wird, auch bei 
uns in Österreich erwogen werden sollte : 
Ich spreche vom bezahlten Bildungsurlaub,  
vom Bildungsurlaub, der dann gegeben wird, 
wenn junge Menschen und Menschen im 
Berufsleben überhaupt an Kursen, die der 
staatsbürgerlichen Erziehung, der staatsbürger­
lichen Wertung gewidmet sind, teilnehmen. 

Sehr geehrter Herr Minister ! Meine Damen 
und Herren ! "Venn wir hier über Kultur 
sprechen, so können und dürfen wir nicht auf 
die Theater vergessen. Was bedeutet das 
Theater für die jungen Menschen, für die 
Erwachsenen von heute 1 Wie immer ist 
das Theater eine wichtige Bildungsstätte, 
und wehe dem Land, das seine Theater nur 
als Auslagestück oder Ausstellungsfenster 
betrachtet. Dem Theater kommt eine tiefe 
kulturelle Funktion zu. Ich will hier nicht 
über die Länderbühnen sprechen, über sie 
wird noch gesprochen werden. Ich will nur 
darauf hinweisen, daß es wichtig ist , große 
Künstler, Solisten, zu haben, daß es aber 
ebenso wichtig ist, dafür zu sorgen, daß alle 
Künstler, ob sie nun im Orchester, im Ballett 
oder sonstwie tätig <;ind, an ihrer Arbeit 
Freude und LU'3t haben, damit sie beste 
Arbeit leisten. 

Ich habe schon im Ausschuß darauf hinge­
wiesen, und ich wiederhole es hier : Die 
Arbeitszeit des Ballettpersonals und des 
Orchesterpersonals der Staatstheater, auch 
der Volksoper, ist nicht geregelt. Der Herr 
Minister sagte mir , daß darüber Besprechungen 
stattfinden. Ich hoffe, daß diese Besprechungen 
bald zu einem alle befriedigenden Erfolg 
führen werden. 

Die Gehälter der Nichtsolisten sind viel zu 
niedrig. Im Volksoperorchester bezieht ein 
Musiker, der zehn Dienstjahre hat, 5000 S ;  
das scheint mir viel zuwenig. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß auch die Mitglieder des 
Balletts nicht genügend bezahlt werden. 
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Darauf kommt es aber sehr an. Denken Sie 
daran, daß es wie im Leben so auch in der 
Kunst nicht nur auf die Großen ankommt, die 
jeder kennt. Die Kleinen, die Unbekannten, 
die Mitwirkenden sind es, die den Bau tragen. 

Was gedenkt der Herr Unterrichtsminister 
zu unternehmen, um die Nachwuchsförderung 
österreichischer Künstler zu intensivieren � 
Wir haben im "Programm für Österreich" 
einiges dazu zu sagen gehabt. Was gedenkt 
der Herr Unterrichtsminister zu tun - ich 
habe auf meine Frage bezüglich der Hof­
musikkapelle noch keine Antwort bekom­
men - ,  damit die Mitglieder der Hofmusik­
kapelle entsprechend ihrer Bedeutung honoriert 
werden � 

Bei der großen Kundgebung am 7. Mai 1966 
wurde in der Resolution ge'lagt : "Wir geben 
dem Nationalrat zu bedenken, daß durch 
eine Förderung der Kultur schöpferische 
Kräfte ausgelöst werden, die wir in Kunst, 
Forschung und Lehre dringend brauchen, 
um im Wettstreit der Nationen zu bestehen." 
Die Resolution schließt mit der Bemerkung : 
",Die Regierung bitten wir zu beherzigen, 
daß die Kultur unser Land als vielgerühmt 
durch die Jahrhunderte bewahrt hat und daß 
nur eine intensive Pflege von Wi s"Iensc haft, 
Kunst und Bildung dieses Österreich auch 
in Zukunft erhalten kann." Dazu kann ich 
nichts anderes sagen, als daß wir uns dem 
Notruf und dem Alarmruf der Wissenschaft 
und Kunst anschließen. 

Dem Herrn Bundesminister für Unterricht 
geben wir Sozialisten noch zu bedenken, daß 
er dafür die Verantwortung trägt, daß das, 
was zugegebenermaßen einen Nachholbedarf 
darstellt, auch tatsächlich jetzt nachgeholt 
wird, daß der Notstand abgebaut und beseitigt 
wird, nicht auf einmal - er ist so groß,  daß 
das auf einmal nicht geht - ,  aber doch all­
mählich . Wir geben dem Herrn Unterrichts­
minister zu bedenken, daß weitere Kreise der 
arbeitenden Menschen un'3eres Vaterlandes mit 
in den Genuß der Früchte unserer gemein­
samen Kultur kommen müssen. Er wird dafür 
zu sorgen haben, daß die Erfordernisse unserer 
Zeit erfüllt werden - in der Schule, an der 
Hochschule, in der Kultur. Der Herr Minister 
muß weiter die Verantwortung dafür tragen, 
daß Begonnenes vollendet und N eues begonnen 
wird. Auf die alte Kultur aufbauend, der 
Gegenwart dienend, soll und muß er in seinem 
Ressort die Zukunft anbahnen. 

Das Budget dieses Jahres, das erste der 
Alleinregierung der ÖVP, hätte das erste 
Wegstück in dieser Richtung garantieren 
müssen. Das tut es aber nicht, und daher 
können und werden wir Sozialisten diesem 

Teil des Budgets keine Zustimmung geben. 
(Beifall bei der SP(j.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Harwalik das Wort. 

Abgeordneter Harwalik ( ÖVP) : Hohes Haus ! 
Die Redner der Opposition haben den Vorrang 
für Unterricht, Bildung und Forschung im 
Budget 1966 einfach übersehen, einen Vorrang 
von 700 Millionen Schilling oder 14,2 Prozent 
gegenüber 1965. Schon die Frau Abgeordnete 
Dr. Firnberg hat vor kurzem hier gemeint, 
es handle sich kaum um echte Bildungs­
investitionen, da ein Großteil dieses Betrages 
auf die Besoldung der Lehrer und so weiter 
entfalle. Dazu ist festzustellen, daß mehr 
Lehrer eben einen erweiterten Arbeitsbereich 
der Kulturpolitik anzeigen und daß die Be­
soldung von Trägern der kulturpolitischen 
Arbeit nicht gut als Zwangsausgabe abgetan 
werden kann, wie das geschehen ist. (Abg. 
Dr. Hertha Firn berg : Mehr Kinder, mehr 
Lehrer I) 

Der Ausdruck "Vorrang" wurde von der 
Rednerin als prätentiös bezeichnet. Frau 
Abgeordnete Dr. Firnberg vermißte ernste 
Maßnahmen für den gewaltigen Auf- und N ach­
hol bedarf wie die Frau Abgeordnete Dr. Klein­
Löw. Es seien Rückstände wie kaum in einem 
europäischen Land festzustellen. Das ist doch 
eine Verzeichnung, eine minimalistische Inter­
pretation der gewaltigen Leistungen Öster­
reichs auf dem Gebiet der Kulturpolitik in 
den Jahren seit 1945. Die Frau Abgeordnete 
verlangte wörtlich eine "Strategie vermehrter 
Ausbildungspolitk", eine "Aktion grüner 
Wimpel" ,  eine Ermutigung für Eltern und 
Kinder. Und die Partei der Frau Abge­
ordneten, die SPÖ, hat im ersten Budgetent­
wurf, wegen dem die Koalition auseinander­
ging, jeden Vorrang des Kulturbudgets zurück­
gewiesen, ja sogar die Ansetzung von 100 Mil­
lionen Schilling für die Kulturpolitik im 
Eventualbudget strikte abgelehnt. Was soll 
man nun von solchen Urgenzen, was soll man 
nun von solchen Anmahnungen an das Kultur­
budget erwarten � 

Wie sich doch die Bilder der Budgetdebatte 
von einst und jetzt gleichen. Nur ein Unter­
schied ist gegeben. Zu der alten Kritik an jeder 
Budgetzahl unserer Finanzminister : "Zu klein, 
zu klein" , kommt jetzt der Oppositionsreim : 
"Das Ganze, nein ! "  Das gefällt uns ebenso­
wenig, wie die von uns mit aufrichtiger Sorge 
verfolgte gestern einsetzende Praxis der Ob­
struktionsreden. Wir alle sind für die Auf­
wertung des Parlaments eingetreten, wir er­
warten eine scharfe Opposition, wir stellen 
uns sachlich auf die Schärfe dieser Opposition 
ein, sie gehört zu einer normalen Demokratie. 

56 
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Was aber beispie}f'lweise gestern abend in der 
parlal1lf':ntarischen Szene stand, das muß uns 
in der Öffentlichkeit ßchaden. Das Volk setzt 
neue Hoffnungen in das Parlament. Ent­
täuschen wir es nicht ! (R1Lf bei der SPÖ : Sie 
meinen die Abgeordneten !) Die schlimmsten 
Weg marken unseres Parlaments wären die 
Lizitation und die Obstruktion. (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.j Frau Abgeordnete Dr. Klein­
Löw, das ist unsere Angst und das ist die Angst 
Österreichs ! (Beifall bei der O VP. - Abg. 
Oze t t e l :  Sie meinen Ihren Bluff von gestern 
abend!) Es gibt auch einen Dammbruch der 
Forderungen. Die Folge wäre die soziale 
Obdachlosigkeit aller Österreicher. Wir alle 
müssen uns in diesem Hause verantwortlich 
fühlen für ein Parlament, das im höchsten 
Ansehen bei unserer Jugend und ünserem Volk 
steht. (Beifall bei der 0 V P.) Gerade dieses 
Parlament - weil die Frau Abgeordnete 
Dr. Klein-Löw mit Recht ßO sehr die Bedeu­
tung der ßtaatsbürgerlichen Erziehung unter­
strichen hat - muß eine echte Wirk- und 
Heimstätte staatsbürgerlicher Erziehung <;ein. 
(Abg. Oze t t e l :  Das haben wir gestern gesehen, 
wie Sie das machen ! - Gegenrufe bei der Ö V P. 
- A bg. Dr. Wit h a l m :  Wie Sie das praktiziert 
haben, Herr Kollege Czettel !) 

Der Vorrang für Unterricht, Bildung und Er­
ziehung tritt deutlich in Er�cheinung, wenn 
man die Steigerungen des gesamten Budget­
volumens von 1962 bis 1966 mit der Aus­
weitung der Ausgabenansätze des Kapitels 
Unterricht in diesem Zeitraum vergleicht. 
Kein Redner der Opposition hatte diese Sach­
lichkeit, doch hier die Zahlen auf den Tisch 
zu legen und sie zu vergleichen. Das Budget­
volumen stieg beispielsweise in den letzten 
vier Jahren um 30 Prozent ; die Ausgaben 
für das Kapitel Unterricht haben sich in diesem 
Zeitraum um fast 65 Prozent vermehrt. Wer 
wollte das leugnen ? Bei allen Mängeln und 
bei aller notwendigen Kritik, wer soll dieses 
Aufwärts der österreichischen Kulturpolitik 
denn übergehen ? Wer will es denn über­
gehen ? (Abg. Dr. Hertha F i r n b e r g  : Diese 
statistischen K unststückerln kann ich auch ! -
Zwischenruf des A bg. P e t e r.j Der Anteil des 
Unterrichtsbudgets ü;t von 6 Prozent im 
Jahre 1962 auf 8 Prozenf, im Jahre 1966 
angeßtiegell. Mit den Schulbauten deß Bundes 
halten wir bei einem Gesamt budget von 
10,4 Prozent. Die große Kundgebung, die im 
Auditorium maximum stattgefunden hat, hat 
gemeint, wir müßten etwa zu einem Prozent­
satz von 12,5 mit den Bauten kommen. Ich 
halte das für eine realistische Forderung, wenn 
wir uns darauf einstellen. 

Wenn wir einen Vergleich mit 1965 ziehen, 
so ergibt dieser bei den Kapiteln 1 1  bis 1 3  

eine Steigerung von 1 3 ,34 Prozent. Der 
Personalaufwand erhöhte sich um 15 ,02 und, 
Frau Abgeordnete Dr. Firnberg, der Sach­
aufwand um 12,76 Prozent. Das korrigiert 
doch, glaube ich, eine solche negative Meinung. 

Es ist unbestritten, daß für Bildung und 
Forschung in den nächsten J al1fen mehr zu 
tun sein wird. Ich möchte aber nicht wie der 
Abgeordnete Dr. Scrinzi formulieren, wie das 
öfter auch geschieht, daß wir uns hinsichtlich 
der Ausgaben für die Forschung auf der Stufe 
eines Entwicklungslandeß befinden. Es bedarf 
wohl keiner Polemik, um zu sagen : ent­
wickelt ist Österreich schon. Ich gestehe aber 
unumwunden zu, daß diese Entwicklung im 
Hinblick auf die Forschung gegenüber anderen 
Ländern schon zurückgeblieben ist und daß 
nur eine grundlegende Änderung in der 
Haltung gegenüber der lebenßentscheidenden 
Bedeutung der Forschung auch die Umkehr 
einer Gesinnung einleiten kann. 

Zur Beseitigung des Notstandes an den 
Hochschulen wären die Auflegung einer Hoch­
schulanleihe zu erwägen, die im beßonderen 
der Forschung zu dienen hätte. Ich wiederhole 
hier einen Satz , den ich vor einem Jahr hier 
ausgesprochen habe : "Wer nicht forscht, 
der morscht ! "  Wir brauchten etwa 2 Milliar­
den - da bin ich einer Meinung mit dem 
Abgeordneten Dr. Scrinzi - für die Forschung. 
Der Herr Finanzminister Dr. Schmitz hat für 
1 .  Jänner 1 967 die volle Steuerfreiheit für 
Spenden für Kunst und Wissenschaft ange­
kündigt. Hier kann die Hilfe entscheidend 
einsetzen. Wir hätten das gerne von der 
Opposition gebührend vermerkt gesehen. (Abg. 
P e te r :  Wo ist die Hilfe des Staates ?) 

Vergessen wir auch nicht die Bundesanleihe 
in Höhe von 800 Millionen Schilling, die 
erst vor kurzem aufgelegt wurde. Auch sie 
hat keine Erwähnung gefunden. Sie dient 
mit 500 Millionen Schilling der Fertigstellung 
höherer Schulen und mit 300 Millionen für die 
Vollendung von Hochßchulprojekten. (Abg. 
Pe t e r :  Wenn wir euch sagen müssen, wo 
wü· das Geld hernehmen sollen, dann bra1lcht ihr 
nicht zu, regieren !) 

Einem Zehnjahresplan des Bundesministe­
riums für Unterricht entnehmen wir einen 
Bedarf von 14 Milliarden Schilling für die 
Schulbauten des Bundes, j ährlich also 1 ,4 Mil­
liarden. Hier muß ein besonderer Finan­
zierungsweg überlegt und in Angriff genommen 
werden. Das ist alles leicht gesagt und alles 
sehr schwer getan. Wir hoffen, daß die Wachs­
tumsgesetze unsere Wirtschaft hinsichtlich 
der Produktion anzukurbeln und den Export 
zu erhöhen vermögen. Mit diesem Wachstum 
der Wirtschaft muß dann auch das Bildungs­
wachsturn Hand in Hand gehen. Dann bringen 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 12 .  Sitzung - 1 7. Juni 1 966 803 

Harwalik 

wir die Wirtschafts-, Sozial- und Bildungs­
zahlen in das richtige Rangverhältnis. 

Ich ßage es aber mit aller Deutlichkeit : 
Dem Umdenken hier im Parlament muß auch 
ein Umdenken in der Öffentlichkeit voraus­
gehen. Die Gleichgültigkeit, ja die erschrek­
kende Unwissenheit eines großen Prozentsatzes 
unseres Volkes gegenüber der existentiellen 
Bedeutung der Forschung stellt uns alle vor 
eine Erziehungsaufgabe ,  der auch unsere neuen 
Unterrichtsgegenstände Widschafts- und 
Sozialkunde dienlich sein sollen. 

Sie wissen, daß der Herr Bundesminister 
für Unterricht die sogenannte kleine Reform 
der Studienförderung demnächst einbringt. 
Wir werden uns im Herbst mit der endgültigen 
Novellierung der Studienförderung befassen. 
Sie kennen unsere langjährige Initiative für 
einen parteipolitisch unbeeinflußten For­
schungsrat ; das möchte ich ausdrücklich 
unterstreichen. 

Wenn ich jetzt , Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi und alle Redner der Opposition, 
einen Bericht über die Hochschulnot eines 
anderen Landes bringe, das zu den reichen 
Ländern Europas gehört, das keinen der 
beiden Weltkriege mitgemacht hat, so will 
ich von unseren Sorgen und von den notwen­
digen Bildungsinitiativen keineswegs ablenken. 
Ich will nur eines verhindern, daß vor allem 
in unserer studentischen Jugend die Vor­
stellung latent wird : in Österreich ist alles 
schlecht, in anderen Ländern ist alles recht. 
(Beifall bei der O v  P. - Abg. Rosa J o c h­
mann : Besser !) 

Hören Sie diesen ganz kurzen Bericht aus 
der "Furche" Nr . 5/1966. Dort schreibt 
Otmar Hersche unter dem Titel : "Schweizer 
Hochschuldilemma" - jetzt zitiere ich wört­
lich - :  "Manche sprechen schon von Wachs­
tumskrisen der Schweizer Hochschulen. Äußere 
Symptome dafür sind die überfüllten Hörsäle, 
ist der Platz mangel in Übungsräumen und 
Bibliotheken, ist die Wohnungsnot der 
Studenten, sind die Kontaktschwierigkeiten 
zwischen Studierenden und Dozenten. ,Unsere 
Hochschule ist am Ersticken' ,  schrieb National­
rat Rever.�in in einem Beitrag über die Lage 
in Genf. Ahnliehe Alarmrufe kommen aus den 
mAisten anderen Universitäten. Innerhalb der 
letzten zehn Jahre hat sich die Zahl der 
Studierenden um 95 Prozent erhöht. Wenn 
die Entwicklung in der gleichen Linie weiter­
geht, werden bis 1 970 46.000, bis 1 975 
53.000 Studierende die Schweizer Hochschulen 
besuchen." 

Meine Damen und Herren ! Könnte diesel' 
Bericht nicht genauso von Österreich stammen ? 
Und das ist die reiche Schweiz. Wir wollen 
doch gerecht sein. Es gibt ein Phänomen, das 

leider von der Opposition nicht kritisch 
beurteilt wird, d as Weltpbänomen der "ex­
plosion scolaire",  mit der auch die reichen 
Staaten nicht fertig werden. Natürlich sind 
wir vor schwere Aufgaben geste1lt.. Die Zag­
haften werden zurückbleiben. Die offenen 
Hände , das ist unsere gemeinsame Meinung 
in diesem Hause, für eine freie Wissenschaft 
für Bildung, Erziehung und Kunst sind di� 
beste Handreichung in unsere Zukunft. 

Der Herr Abgeordnete Peter spricht heute 
nach mir. Er hat, mir seine Antwort auf meine 
Ausführungen in der Debatte zur Regierungs­
erklärung angekündigt. Nun bin ich leider 
vor ihm (Abg. Pe t e r :  Sie können sich ja 
noch ein zweites Mal zum Wort melden !) 
bei dem jetzt so oft zitierten Parlaments­
Philippi angekommen. Ich muß mich also 
prophylaktisch wie Abgeordneter Dr. Scrinzi 
eimichten. 

Der Herr Abgeordnete Peter hat in dieser 
Debatte erklärt, daß die Schulgesetzgebung 
1 962 Österreich in ein pädagogisches, in ein 
organisatorisches und in ein finanzielles Chaos 
gestürzt hat. Herr Abgeordneter Peter ! Was 
mich daran so gestört hat : Das ist doch keine 
Kritik mehr, das ist einfach die Negation der 
größten nationalen Anstrengung Österreichs 
auf dem Gebiete der Kulturpolitik. (Abg. 
Pe t e 1' : Ich werde heute nur 8chwarze Stimmen 
zitieren, Z1t Ihrer Beruhigung !) Ich weiß. 
In vielen europäischen Staaten hat man bereits 
die zehnjährige Schulpflicht eingeführt. Der 
Österreichische Bundesj ugendring - meine 
Damen und Herren, wir Abgeordneten sind 
doch verpflichtet, auf diese unsere Jugend zu 
hören, es sind alle Fraktionen dort ver­
treten - hat erst vor wenigen Wochen die 
zehnj ährige Schulpflicht für unser Land ge­
fordert. 

In Bayern, um nur einige Beispiele zu 
nennen, ist der Lehrermangel viel h ärter 
und größer als bei uns. Und was hat Bayern 
getan 1 Mit 1. 1 .  1966 die viersemestrigen 
Lehrerhochschulen in sechssemestrige umge­
wandelt. Bei allen Schulreformen tritt immer 
nIehr und mehr der Gedanke in den Vorder­
grund, die Pflichtschüler, die vorerst keine 
weiterführende Schule besuchen, von der 
Schulwelt in die Berufswelt überzuleiten. 
Das ist ein durchgehender Baugedanke aller 
H.eformbestrebungen, und diese Aufgabe hat 
der Polytechnische Lehrgang bei uns zu 
besorgen. Er soll nun bald den Namen 
, ,Berufsvorschule " tragen. 

Wir haben durch das Prinzip der Brücken 
und Übergänge die bisherigen Sperrgebiete 
der Schulorganisation durchbrochen und die 
Tore für eine höhere Bildung vor allem für 
unsere begabten Hauptschüler an der Peri-
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pherie unserer Landschaften aufgemacht. Das 
alles sind sicher auch für die Gebietskörper­
schaften gewaltige finanzielle Anstrengungen 
auf lange Zeit hinaus. 

Um noch einmal zu den Vätern unseres 
Reichsvolksschulgesetzes zurückzukommen : 
Mag sein, daß manche diese Wiederholungen 
sehr kritisch begleiten. Ich halte es für eine 
wichtige Lektion auch für Abgeordnete, in 
das Parlament 100 Jahre zurückzuschauen. 
(Abg. Pet  e r :  Das ist interessant I) Herr Abge­
ordneter Peter ! Haben unsere Väter 1869 
Österreich in ein pädagogisches, in ein finan­
zielles und in ein organisatorisches Chaos ge­
stürzt, als sie im Abgeordnetenhause die 
Schulgesetzgebung verabschiedeten und i m  
Lande z u  Tausenden die Mesnerkeuschen stan­
den und die hintergründigen Gaststuben, in 
denen unterrichtet wurde ? Damals hatten 
tausende Lehrer nicht einmal die dreimonatige 
Ausbildung für die Trivialschule. Und da 
mitten hinein setzten unsere Väter die acht­
jährige Schulpflicht und die vierjährige Lehrer­
bildung. Welch ein gewaltiges Werk ! (Abg. 
Pe t  e r :  Sie wissen aber ganz genau, daß das 
Reichsvolksschulgesetz in entscheidenden Punk­
ten heute noch nicht verwirklicht ist !) Ich bin 
Ihnen für diesen Zwischenruf dankbar. Ich 
habe oft in Lehrerversammlungen gesagt : 
Sehen Sie einmal in Ihrem Bezirk nach, ob 
es nicht noch ein Schulhaus gibt, das in seinen 
räumlichen Dimensionen noch nicht auf die 
Dimensionen des Reichsvolksschulgesetzes an­
gelegt ist. Auch das gibt es, und das haben 
unsere Väter genau gewußt. (Abg. P e t e r :  
20 Jahre Ö V  P-Finanzminister !) Herr Abge­
ordneter Peter ! In den ganzen letzten 100 Jah­
ren sind in diesem Lande nicht so viele Schul­
häuser, von der Volksschule bis zur Hoch­
schule, gebaut worden wie in diesen 20 Jahren ! 
(Beifall bei der 0 V P. - Ruf bei der S pO : 
Mit Landesgeldern I) 

Mit ihrem mutigen Schritt haben unsere 
Väter diese unsere Gegenwart vorbereitet. 
Herr Abgeordneter Peter ! Es ist keine rhe­
torische Frage. Sicher kann ein Abgeordneter 
im besten Drange der Opposition - und das 
schien mir bei Ihnen, Herr Abgeordneter, der 
Fall zu sein - eine überspitzte Formulierung 
finden. (Abg. P e t e r :  Das letzte Mal war ich 
nicht da I) Das ist es ja.  Daher unterhalte 
ich mich so gerne mit Ihnen. Herr Abge­
ordneter ! 'Wenn Sie jetzt ein Eingeständnis 
auf den Lippen hätten, daß Ihnen im Elan 
dieser frischen Oppositionsführung eine allzu 
überspitzte Formulierung gelungen ist, wäre 
ich gerne bereit, alle kontrahenten Passagen 
aus meiner Kampfpartitur zu streichen. Ich 
würde den "pädagogischen Großmogul" zu­
rücknehmen, die Maria-Theresianische Schul-

ordnung und die Rückstandsbrille, aber Sie 
können sie auch behalten, wenn Sie wollen, 
sehr verehrter Herr Abgeordneter. 

Ich war dem Herrn Bundesminister für 
Unterricht Dr. Piffl für sein anläßlich Ihres 
Antrages auf Zurückstellung des Polytech­
nischen Lehrganges auf drei Jahre ausgespro­
chenes Wort, daß es in der Bildungspolitik 
kein Geleitzugssystem geben dürfe, sehr dank­
bar. Wir müssen doch alle Bildungsschritte 
gleichsetzen, sonst käme ein Teil unserer 
Jugend in Bildungsverzug. Ich bin wie Sie 
überzeugt : Bildung kann man nicht ver­
tagen, bei allen Schwierigkeiten, die es gibt. 

Ich weiß, Herr Abgeordneter Peter, Sie 
haben es leicht. Auch in unseren Reihen ist 
eine große Diskussion über das 9. Schuljahr 
im Gange. Die Frau Abgeordnete Dr. Klein­
Löw hat dankenswerterweise ebenso offen 
von diesen Schwierigkeiten gesprochen. Hier 
sitzt der Präsident des Gemeindebundes, hier 
sitzen viele Bürgermeister von Landgemeinden. 
Respekt vor ihren Sorgen, wir haben das nie 
übersehen. (Abg. Pe t  e r :  0 ja ! - Abg. Dok­
tor van Ton g e l :  Sie ignorieren diese Sorgen, 
Herr Harwalik 1) Wenn der Abgeordnete 
Regensburger aus der Kenntnis der großen 
Sorgen in Tirol, die mit der landschaftlichen 
Struktur zusammenhängen, Ihrem Beitrag 
beigetreten ist, so ist das der Ausdruck einer 
freien Meinungsbildung in unserer Partei. 
Spannungen, eine Negation gibt es nicht, 
Sorgen werden offen auf den Tisch gelegt. 
Sie sind groß genug, und wir können sie nicht 
übersehen. 

Die "Arbeiter-Zeitung" hat bezüglich des 
9. Schuljahres schon vor einem Jahr dem 
Herrn Unterrichtsminister Dr. Piffl den Vor­
wurf gemacht : "Aus neun mach acht" , aber 
der Schreiber war allzu mephistophelisch, er 
muß von der Bühne abtreten, das 9. Schuljahr 
wird selbstverständlich in Szene treten. (Abg. 
Dr. T u l l :  Aber wie I) 

Ich möchte auf den Herrn Präsidenten 
der Akademie, Meister, hinweisen, der den 
Polytechnischen Lehrgang als das Kolumbusei 
der Schulgesetzgebung bezeichnet hat. 
Ich habe mir unlängst einen Vortrag des 
Ordinarius für Pädagogik an der Grazer Uni· 
versität Dr. Edel', gehalten vor der Lehrer­
schaft in Liezen und Gröbming, "Triebkräfte 
der Schulgesetzgebung" , angehört. Die Lehrer­
schaft war beeindruckt von den Chancen, die 
uns mit diesem 9. Schuljahr für die Bildung 
unserer Jugend gegeben sind. 

Ich möchte wiederholen, weil ich ja weiß, 
Herr Abgeordneter Peter, wie Sie Ihre Rede 
und Ihren Angriff auf mich formulieren 
werden (Abg. Rosa Jochman n :  Sie sind ein 
Hellseher) : Das 5. Volks schulj ahr können 
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Sie nicht gegen mich anführen, auch dann 
nicht, wenn Sie Aufsätze von mir vorlesen. 
Es war erstens keine Alternative : 5. Volks­
schulklasse oder 5. Hauptschulklasse, es war 
ein Baugedanke der Schulgesetzgebung. Zwei­
tens stehe ich zu all dem, was ich über die 
5. Volksschulstufe gesagt habe. Wir haben 
die pädagogische Position organisatorisch ver­
lagert, und wir haben die Ziele der 5. V olks­
schulstufe dort verwirklicht. ( Beifall bei 
der O VP. - Abg. P e t e r :  Meisterhafte päd­
a.gogische Demagogi e !) Ich danke Ihnen für 
diese Qualifikation ! (Beifall bei der Ö V P.) 

Ich entnehme Ihrer schriftlichen Anfrage 
an den Herrn Unterrichtsminister vom 
20. April, die der Herr Minister gestern be­
antwortet hat - ich war sehr froh, daß diese 
Antwort noch vor der Debatte eingetroffen 
ist -, daß Sie sich, Herr Abgeordneter Peter, 
mit dem Lehrplanentwurf für den Polytech­
nischen Lehrgang sehr kritisch befaßt haben. 
Sie weisen auf die Kritik der Kammern hin, 
der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern, der Bundeshandelskammer. Ich 
habe diese kritischen Stellungnahmen sehr 
genau studiert, und ich habe mich über diese 
harte, aber sachliche Kritik außerordentlich 
gefreut. (Abg. Pe t er :  Sind Sie oder ist der 
Piffl Unterrichtsminister ? Sagen Sie das ein­
mal !) Ich darf mich als Abgeordneter, der 
sich mit Bildungsproblemen befaßt, doch 
mit einer Kritik beschäftigen ! Ich hoffe, 
daß auch Sie das tun werden. 

Jetzt kommt der Dank an den Herrn 
Unterrichtsminister und an sein Ministerium. 
In der Antwort des Ministeriums finden Sie, 
daß diese Bedenken der Kammern zerstreut 
wurden. 6 Stunden Mathematik, 6 Stunden 
Deutsch, 33 Wochenstunden, das sind doch die 
Chancen einer qualitativen Verbesserung 
unseres Lehrlingsnachwuchses. Das wollen 
die beiden Kammern mit Recht, und das 
Unterrichtsministerium hat das gehört. Wir 
sind ihm aufrichtig dankbar, wir möchten 
diesen Polytechnischen Lehrgang, der jetzt 
im Vordergrund der Diskussion steht, auch 
hier unter uns, auch ich mit meinen Freunden, 
gründlich ausdiskutieren. 

Ich kenne die Sorgen der Gemeinden. Es 
ist allerdings müßig und unfruchtbar, sich 
mit Ressentiments zu befassen, wenn nicht 
wie weiland aus einem Saulus ein Paulus und 
aus einem Peter ein pädagogischer Petrus 
werden kann. (Heiterkeit bei der Ö V P. -
Abg. P e t e r :  So schön kann die Ö V  P gar nicht 
sein !) Mir tut das aufrichtig leid, ich würde 
ihn lieber auf dieser Ebene sehen. 

Wir wußten, daß es schwer gehen wird. 
Wir wissen, daß die Einführung des 9. Schul­
jahres heuer unsere Kräfte, die Kräfte der 

Gebietskörperschaften, die Kräfte unserer Ge­
meinden und auch die Kräfte der Lehrerschaft 
fast überfordert. Wir wissen, daß wir mit 
vielen übergangsmaßnahmen, mit vielen über­
gangsschwierigkeiten zu kämpfen haben wer­
den. Aber "fanget an !" ,  das ist auch hier das 
Zauberwort, weil wir sonst mit der Bildung 
in Verzug kämen. 

Ich kenne die kleine Gemeinde, ich habe in 
dieser kleinen Gemeinde gearbeitet und Bauern­
kinder erzogen. Ich kenne die Sorgen einer 
solchen Gemeinde, und ich kenne auch die 
Bildungswilligkeit unserer Bauernschaft, vor 
allem unserer bäuerlichen Jugend sehr genau. 
Ich komme von der Schule, daher soll es 
nicht etwas geben, was nicht sehr real in der 
Bildungspolitik Bestand hat. Stimmt es nicht, 
meine Herren Bürgermeister, daß jedes Schul­
haus, das heute wegen irgendeiner Meinungs­
verschiedenheit oder irgendeiner scheinbaren 
Unmöglichkeit nicht gebaut wird, morgen 
schon als eine vielfach teurere Aufgabe vor 
dieser Gemeinde steht, dann noch härter 
drückt und doch gemeistert werden muß ? 
Das ist die harte Wirklichkeit, in der unsere 
kleinen Gemeinden leben, die j a  für den 
Polytechnischen Lehrgang als Schulerhalter 
und als Schulerrichter verantwortlich zeichnen. 

Ich möchte nochmals darauf hinweisen, daß 
ich als Vorbereitung auf meine Mitarbeit an 
der Schulgesetzgebung die Reden der Abge­
ordneten von 1869 studiert habe. Ich würde 
das - ich bitte, mir das nicht als überheblich 
anzulasten - Lehrern nicht empfehlen, denn 
der ganze geistige Hintergrund der damaligen 
Zeit tritt aus diesen Reden in Erscheinung. 
Ich möchte auch meinen Freunden sagen : 
Alles, was dort als Unsinn, ja  als Verbrechen, 
als Anschlag auf das Dorf, als Anschlag auf 
die Religion dem Unterrichtsminister Hasner 
entgegengeworfen wurde, alles das hat sich 
im letzten zum Segen für dieses Land, für 
dieses Jahrhundert, das unser Jahrhundert 
ist, gewandelt. Die Befürchtungen sind nicht 
eingetroffen, sie haben sich nicht bewahr­
heitet. Und das sollte uns alle, wie wir hier 
sind, ermutigen. 

Vereinzelt begegnen wir der Meinung, daß 
der Polytechnische Lehrgang unseren bäuer­
lichen Kindern nicht die zeitgemäße Bildung 
geben könne. Auf diese Sorgen müssen wir 
hören. Ich versichere der bäuerlichen Be­
völkerung, daß so wie der Hauptschullehrplan, 
der Lehrplan der ländlichen Hauptschule, 
auch der Lohrplan des Polytechnischen Lehr­
ganges in den Lehrstoffverteilungen milieu­
bezogen �wsgeformt wird, auf die Umgebung 
ausgerichtet . 

'ViI' haben seinerzeit die gleichen Be­
fürchtungen bei den Hauptschulbauten gehört, 
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und die Landflucht und das alles trat selbst­
verständlich auch hier in diesem Haus nach 
1945 sehr besorgt in Erscheinung. 

Und jetzt gestatten Sie mir, ganz kurz , 
weil das Hohe Haus noch nicht Gelegenheit 
gehabt hat, auf den vom Unterrichtsminister 
beziehungsweise von seinem Ministerium vor-

Nehmen Sie heute einer Landgemeinde gelegten Bildungsbericht einzugehen, daß ich 
ihre Hauptschule. Ich denke dabei an den das ganz kurz im Schulteil tue. Der Hoch­
Freitag, a? de

.� je,:eils 1 00 Bürgermeister schulteil wird seine besondere Würdigung 
und Gememderate bel unserem Landeshaupt- in der hoffentlich bald hier zu verabschiedenden 
ma

.
nn einander treff�n. Ein . gewo�ntes 

.. 
Auge Hochschulgesetzgebung erfahren. Wir wollen 

WeIß schon, was hIer los ISt : dIe Burger- I uns dann ganz besonders mit allen Problemen 
meister, die Architekten mit der Mappe ,  der Hochschule befassen. 
der Bezirksschulinspektor, die Bezirkshaupt­
leute, der Herr Landeshauptmann, Schule, 
Schule, und so ist das ja in allen anderen 
Ländern ! 

Ich möchte meinen bäuerlichen Freunden 
sagen : Vergessen wir nicht : Aus dem fröh­
lichen Landmann vieler Schullesebücher von 
gestern ist der Bauernsohn von heute geworden, 
der die Funktionsmöglichkeiten seines Trak­
tors genauso kennen muß wie der Auto­
mechaniker sein Auto. Das ist nur eine der 
vielen Anforderungen, die heute an einen 
Bauern, an einen modernen Bauern gestellt 
werden. 

Und jetzt - damit schließe ich das Kapitel 
ab - ein Wesentliches, das überhaupt nie 
bedacht wurde beziehungsweise hier nie 
kritisch in Erscheinung getreten ist. Reden 
wir jetzt von der finanziellen Seite, die der 
Herr Abgeordnete Peter angeschlagen hat. 
Meine Damen und Herren dieses Hauses ! 
Hätten wir die 5 .  Volksschulstufe ein­
gerichtet, so hätten auch die Gemeinden 
- ich betone : die Gemeinden - die ganze 
Zahlenbreite dieser Schulstufe hinsicht­
lich des Raumbedarfes zu bestreiten, weil 
kein Schüler der 5. Volksschulstufe nach 
irgendeiner anderen Schulform ausweichen 
könnte. Im Polytechnischen Lehrgang und 
in den weiterführenden Schulen nach der 
4. Hauptschulklasse sind bereits alle Schüler, 
die die höheren Schulen besuchen, weg. 
Ich habe mir die Mühe gemacht, aus dem 
Bildungsbericht des Herrn Unterrichtsministers 
die entsprechenden Zahlen zusammenzustellen : 
Die Gemeinden hätten für 30.000 Schüler 
833 Schulräume zusätzlich bereitzustellen, und 
die Länder hätten beziehungsweise der Bund 
hätte zusätzlich 1 . 100 Pflichtschullehrer zu 
bezahlen. Diese 30.000 Schüler mit ihrem 
Raum- und Lehrerbedarf sind in den Kompe­
tenzraum des Bundes ausgewichen. Das ist 
kritisch eigentlich nie in den Verhandlungen 
gestanden. 

Und zum Abschluß : Diejenigen, die 1 869 
dafür waren, haben recht behalten, wir waren 
1 962 dafür, und wir alle sind davon überzeugt, 
daß uns das Jahr 2000 recht geben \vird. 
(Beifall bei der O v  P.) 

Was hat der Unterrichtsminister mit diesem 
Bildungsbericht wohl geplant und bezweckt ? 
Er hält dem österreichischen Volk den Bil­
dungsspiegel vor das Antlitz und sicher der 
Volksvertretung vor das Gewissen. Erkennen 
wir uns darin wieder in unserer großen Tradi­
tion als ein Land der Wissenschaft, der Bildung 
und der Forschung, als ein Land der Künste, 
als ein Land des Gebens und des Nehmens, 
das Kultur immer war und ist, als ein Land 
der Begegnungen im völlig veränderten Grad­
netz der Weltpolitik, als ein Land der Aus­
strahlung, der geistigen Unmittelbarkeit, der 
geistigen Integration in der Flucht aller 
Erscheinungen, als ein Land der modernen 
Aussage in dieser Zeit, die zu bewältigen 
unsere Aufgabe ist. 

Sind wir - dazu fordert uns der Bildungs­
bericht des Unterrichtsministers auf - vor 
unserer Vergangenheit zurückgeblieben, oder 
haben wir den Weg in die umfassende Bildungs­
gesellschaft noch zur rechten Zeit angetreten 
und damit unseren nationalen Zukunftswillen 
manifestiert � Unser Ja verträgt sicher keine 
Selbstüberschätzung, seine Einschränkungen 
aber heben es nicht auf. 

Wir dürfen es sagen : Wir haben viel ge­
leistet, wir, dieses Haus und das österreichische 
Volk, der bra ve Steuerzahler. Das möchte 
ich aber vorweg herausstellen. (Die Sonne 
wird von Wolken verdeckt, wodurch es im Saale 
dunkler wird. - Abg. P e t e r: Es wird so 
"schw(trz" und finster da herinnen ! - Abg. 
Glas e r: Das hängt damit zusammen, daß Sie 
der nächste Redner sind ! - Heiterkeit.) 

Wir haben kein Bildungsdefizit verschuldet, 
wie man das aus den Reden der Opposition 
annehmen könnte, als sei dieses Land bildungs­
politisch geradezu seit 1945 nullifiziert. (Abg. 
Rosa Jochm a n n: Das hat niemand gesagt I) 
Man sollte solche Vorstellungen einfach nicht 
in unserer Jugend wecken, bei aller notwendigen 
Kritik. Ich glaube, am wenigsten sollte diese 
Kritik von der SPÖ kommen, Frau Abge­
ordnete Jochmann ! Wir haben uns doch in 
der Schulpolitik dann letzten Endes doch 
geeinigt und gefunden. 

Wir haben mit den Schulgesetzen, mit 
der Studienförderung, mit der österreichischen 
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Studienreform , der Hochschulstudienreform, 
die jetzt zum Abschluß kommen soll, doch 
den Weg in die Zukunft angetreten, unseren 
begabten jungen Menschen den Weg zur 
Bildung aufgeschlossen. Das ist doch die 
erste Arbeit. Unser Zielparagraph ist die 
offene Hand in die Zeit und in die Welt, 
unsere Bildullgsallstrengungen können be­
stehen -vor den Anstrengungen anderer Staaten 
mit ungleich besseren wirtschaftlichen Voraus­
setzungen, wie ich das heute bereits am 
Beispiel der Schweizer Hochschulen nach­
drücklich bewiesen habe. 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi ! Die Statistik 
ist eine unbarmherzige ·Wissenschaft, aber 
Sie wissen, daß es nach der Lüge eine zweite 
gibt : die Statistik. (Abg. Dr. He1·tha Firnb e rg: 
Immer dann "Lüge",  wenn es nicht in Ihr 
Konzept paßt !) Es fehlen bei diesen Statistiken 
vielfach die kritischen Vergleichsebenen, die 
man in den Prämissen nicht zur Deckung 
bringen kann. Es i!,t einfach nicht möglich, 
beispielsweise die Tatsache, daß wir im Lebens­
standard Europas an 14. Stelle stehen, als 
eine negative nationale Aussage zu werten. 
Wir haben eben zwei Weltkriege mitgemacht. 
Wie sind den Leidensweg Österreichs gegangen 
seit 1918.  Andere Länder haben dieses Schick­
sal nicht erlitten. Man sollte also solche 
Beispiele - das ist nicht von Ihnen, Herr 
Abgeordneter Scrinzi, das habe ich unlängst 
einer bildungspolitischen Kritik entnommen -
nicht anführen. 

Meist ist diese statistische Schau sehr ein­
seitig und meistens ein schwer entwirrbares 
Geflecht der Elemente, die den Begriff Lebens­
standard konstitutiv umschreiben. Darum geht 
es natürlich auch. Wir dürfen also von solchen 
Statistiken nicht ein negatives nationales 
Verantwortungsgefühl ableiten. Nur das 
möchte ich damit bezwecken. Mir fehlt dabei 
jede schönfärberische Absicht. 

Es ist sicher, daß wir für Wissenschaft 
und Forschung viel zuwenig ausgegeben haben, 
aber resigniert haben wir vor den Bildungs­
aufgaben nie . Man hat uns Politikern - und 
das geschieht leider sehr oft von seiten jener 
Menschen, die große Verdienste um die Wissen­
schaft haben, aber weniger in die politische 
Arbeitsstube hineinsehen - oft den Vorwurf 
gemacht, in allen Staaten, nicht nur hier 
etwa der Volkspartei Österreichs, wir hätten 
das Brot nach 1945 zu vordergründig gemacht. 
Das ist doch rethorischer Schutt, den wir 
einfach wegräumen müssen von unseren sozia­
len Leistungen. 

Arno Holz hat einmal gesagt : "Dem Elenden 
dünkt ein Stückehen Butter erhabener als 
der ganze Faust ! " Sind wir nicht 1945 in 
der Situation gestanden ? Und doch haben 

WIf m diesen 21 Jahren diese Leistungen, 
auf die wir alle stolz sein können, erbracht. 
Wir haben mit dem rationierten Stückchen 
unserer Freiheit in den zehn Besatzungs­
jahren zukunftsgläubig unseren Aufbau be­
gonnen. Wie unvernünftig ist es, zu meinen, 
dieses Brot, dieses soziale Brot sei gewachsen 
in einer Phase geistiger Depression. Das ent­
kräftet all die Vorwürfe, die uns etwa antago­
nistisch hier entgegengebracht und immer 
wieder entgegengehalten werden. 

Soziale Vorsorge, d ie den Menschen nicht 
zum Staatssklaven macht, die ihm den Raum 
menschlicher Verantwortung und Bewährung 
beläßt, die ihn nicht an den Futtertrog des 
Staates bindet, soziale Versicherung, die das 
persönliche Eigentum als eine ethische Kate­
gorie wertet, diese soziale Vorsorge ist das 
erste Gesellschaftserfordernis unserer Zeit ge­
wesen. Eine christliche Soziallehre wäre miß­
verstanden, wollte man den Bereich des 
persönlichen Lebensrisikos und der Eigen­
verantwortlichkeit als sozialpolitisches Vakuum 
verstehen. Sozialer Hochstand und Bildungs­
hochstand bedingen einander. Wir potenzieren 
unseren Bildungswillen, um unser Schicksal 
selbst meistern zu können. 

Unsere Jugend muß wissen , daß sie lernen 
muß, lernen und noch einmal lernen, um 
im Wettlauf der Gehirne bestehen zu können, 
vor allem aber, um dieser Heimat und den 
anderen Völkern und Ländern in Frieden 
und Freiheit, wie es unser Zielparagraph sagt, 
dienen zu können. Das ist die Maxime der 
staatsbürgerlichen Erziehung schlechthin. 

Der WohlRtand ist allerdings keine Frei­
bahn für eine Kosumgesinnung, die den 
Bildungswillen im letzten schwächen muß. 
Sicher sind Wohlstandspredigten nirgends am 
Platz, weil es viele Mitbürger gibt, die an 
ihm noch wenig Anteil haben. Aber Wohl­
standswarnungen sind am Platze an alle jene, 
die unsere Jugend zu einer solchen Mentalität 
verführen könnten. Bildung ist ebenso ein 
Tresor des Geistes wie auch ein Tresor der 
Wirtschaft. Von hier aus gewinnt der Bericht 
des Unterrichtsministers besondere Bedeutung. 

Ich darf noch einige Zahlen hinsichtlich 
der Schulbauten des Bundes anführen, damit 
diese Leistungen nicht untergehen. Vergleichen 
Sie sie mit der Zeit vor 70 oder 80 Jahren. 
Von 1945 bis 1966 hat der Bund 40 allgemein­
bildende höhere Schulen und 7 berufs­
bildende höhere Schulen errichtet. Es sind 
nicht alle gebaut, das ist die Schulerrichtung. 
15 davon wurden in der Amtszeit des Herrn 
Ministers Piffl neu gegründet, heuer im Herbst 
werden 5 höhere Schulen neu errichtet. 
(Abg. Rosa J o c h m a n n: Das ist ja auch 
Statistik !) Eine unwiderlegbare und keine 
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tendenziöse Statistik t Sie ist in ihren Prämissen 

I 
häuser baut, obwohl es noch kein Schul­

zu entflechten. (Abg. Dr. Hertha F ir n b e rg: organisatiol1sgesetz gibt, diese Schulreform 
Immer dann, wenn es Ihnen nicht paßt !) hat es zu allen Zeiten in allen Jahrhunderten 
Sagen Sie mir, Frau Dr. Firnberg, wo Sie in der Welt nie gegeben und wird es auch 
hier diese Statistik angreifen können. Die nie geben. Das muß einmal offen gesagt werden. 
Schulen stehen, Sie finden sie in jedem Ver- (Beifall bei der Ö VP.) 
zeichnis. 

Die fertiggestellten Bauprojekte in diesem 
Zeitraum : 43 Projekte höherer Schulen fertig­
gebaut, davon 16 in den letzten zwei Jahren, 
12 fertige Hochschulprojekte, 5 davon in 
den letzten zwei Jahren, 3 Bauprojekte 
werden im Herbst fertiggestellt. Diese Zahlen 
sollten genügen für diese Leistungen. (Abg. 
Ing. K un s t: Wie schaut es mit den Lehrer­
personen für diese Schulen aus ? - Abg.  P e t e r: 
Die schnitzen sie aus Holz ! - Lebhafte Heiter­
keit.) Ich komme sofort dazu, Herr Abge­
ordneter. 

Ich werde Ihnen dazu einen sehr kritischen 
Vergleich mit anderen Ländern bringen können. 
Die Zahl der Maturanten hat sich in Österreich 
von 12 Prozent auf 16 Prozent erhöht. Das 
ist wohl das Bildungswachstum, von dem 
die Frau Abgeordnete Dr. Klein-Löw ge­
sprochen hat. Wir werden also 1 975 nur an 
den allgemeinbildenden höheren Schulen rund 
105.000 Schüler haben. Nicht nur die ständig 
steigenden Geburtenziffern, sondern vor allem 
die Bemühungen um die volle Erfüllung 
des Bildungsanspruches aller bildungswilligen 
und aller bildungsfähigen Kinder durch die 
Errichtung neuer Schulen in Entsprechung 
der gesellschaftspolitischen Zielsetzungen der 
Schulgesetzgebung 1962 wird diese Zahlen 
noch weiter erhöhen. Eine Statistik erhärtet, 
daß auf einen österreichischen Mittelschülel' 
durchschnittlich 56 Österreicher kommen. 

Jetzt komme ich zur Antwort, Herr Ab­
geordneter ! Hinsichtlich der Maturantenzahl 
liegt Österreich mit 12.000 Maturanten jähr­
lich, das sind 14 Prozent eines Altersjahrganges, 
im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
im guten Mittelfeld. Wissen Sie, daß die 
Bundesrepublik Deutschland heuer 200.000 Ma­
turanten an allen allgemeinbildenden höheren 
Schulen hat 1 Wissen Sie, daß das genau die 
Zahl ist, die man in Deutschland brauchte, 
nur um dem Lehrernachwuchs auf die Beine 
zu helfen ? Wo wären die Ingenieure, die 
Juristen , die Philosophen, alle, die alle in 
diesen 200.000 Maturanten enthalten sind 1 
'ViI' liegen auch hier in einem guten 
Mittelfeld. Ich habe ja schon oft ausgedrückt t 
Wenn jemand die Vorstellung haben sollte, 
daß man eine Schulreform erst dann durch­
führen kann, wenn man vorerst die neue 
Lehrerbildung, für die es noch gar kein Gesetz 
gibt, denn das sichert die Reform, durch­
führt und vorsorgend und vorrätig Schul-

Die gleichen Entwicklungszahlen stellen 
wir auf dem Gebiet des berufsbildenden höheren 
Schulwesens fest. Die Senkung des Bildungs­
gefälles zwischen Stadt und Land wird erst 
nun nach der Errichtung von höheren Schulen 
in den peripheren Landschaftsgebieten Öster­
reichs, die bisher unter dem Gesichtspunkt 
einer höheren Schulbildung mit Anschluß­
möglichkeiten an die Hochschulen und Aka­
demien nur als sehr schwach bildungsversorgt 
gelten konnten, erreicht werden, und zwar 
in jenem Maß, das die Hebung der Gesell­
schaft, das ist das Ziel, in ihrer ganzen sozio­
logischen Breite zum Ziele hat. Das ist das 
Bildungsmaximum schlechthin, das wir uns 
bei unseren Bemühungen vor Augen stellen, 
das ist das Grundmotiv unserer Bildungs­
politik. 

Wie drängend alle diese Bildungsaufgaben 
sind, sei hier mit zwei Zahlen unter vielen 
gleich bedeutsamen belegt. Unsere Wirtschaft 
kann in etwa zehn Jahren nur dann mit 
optischer Rentabilität arbeiten, wenn von 
100 Beschäftigten nur mehr 20 manuelle 
Arbeiter sind. Die übrigen 80 Beschäftigten 
müssen eine höhere allgemeine oder technische 
Schulbildung haben. Vor 50 J ahl'en war dieses 
Verhältnis genau umgekehrt. 

Noch eine andere Zahl : Einer jüngsten 
Studie der Arbeiterkammer entnehmen wir, 
daß Österreich, . um mit vergleichbaren Län­
dern wie beispielsweise der Schweiz, Belgien 
oder den skandinavi::;chen Staaten, Schritt 
halten zu können, die Zahl der in der Forschung 
tätigen Naturwissenschaftler und Diplominge­
nieure verdoppeln müßte, das ist von 655 im 
Jahre 1961 auf 1310 jetzt bei den Natur­
wissenschaftlern und von 695 im Jahre 1961 
auf 1390 bei den Diplomingenieuren. 

"Dem Bildungsbericht werden also Pro­
gramme und Pläne folgen, die" - so heißt 
es ""örtlich im Vorwort des Herrn Unter­
richtsministers - "das Ausmaß und die 
Reihung der Anstrengungen Österreichs für 
die Bildung und Ausbildung der jungen 
Generation, damit aber für die Sicherung 
der geistigen und wirtschaftlichen Existenz 
unseres Vollws deutlich machen werden. "  
Dabei betont der Bericht das Subsidiaritäts­
prinzip, nach dem die Bildungseinrichtungen 
"der Jugend wie den Erwachsenen aher zur 
freien Auswahl angeboten werden" .  " Die 
österl'eichischen Bildungswege sind aufgeba.ut 
auf der Freiheit der persönlichen Entschei-

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 12.  Sitzung - 17 .  Juni 1 966 809 

Harwalik 

dung" - so wörtlich der Herr Bundesminister 
Dr. Piffl. 

Wir erfahren weiter, daß das Bundes­
ministerium für Unterricht eine eigene Ab­
teilung zur Erarbeitung von Bildungsplänen 
eingerichtet hat. Seine nächste Aufgabe ist 
die Ausarbeitung eines "Programms für den 
Ausbau der Ausbildungseinrichtungen in Öster­
reich bis zum Jahre 1975". Hier wurde eine 
Verpflichtung gegenüber der OECD einge­
gangen, die viele europäische Länder ebenfalls 
mit übernommen haben. 

Damit komme ich zum Schluß. Die neuen 
Schulgründungen wurzeln alle im Schulgesetz­
werk 1 962. Dieses Jahr eröffnete eine neue 
Bildungsära in Österreich. Das ist die in die 
Zukunft wirkende Großtat der Einigung in 
der Schulfrage. Die Zustimmung, ja das 
Drängen der Öffentlichkeit, zahlreicher Ge­
meinden und ihrer Bewohner nach höheren 
Bildungsstätten beweist, wie groß der Bil­
dungsimpuls unseres Volkes ist. Es ist das 
Vet'dienst dieses Hauses und der Regierung, 
endlich alle Schranken auf dem Wege in die 
Bildungsgesellschaft beseitigt zu haben. 

Wir wünschten uns nur, daß die FPÖ 
uns hier auch besser verstehe. Wir erwarten 
keinen Enthusiasmus in der Mitte des Hauses, 
weil wir selber Realist,en der Bildungspolitik 
sind. Aber man sollte doch den Aufgesang 
der Bildung in Österreich nicht einfach mit 
tauben Ohren überhören. 

Ich habe mich in den durchgeführten 
beziehungsweise yorbereiteten Schulreformen 
anderer Länder umgesehen und stoße gerade 
bei den geplanten Schulreformen in Europa 
auf die gleichen Baugedanken, die auch unsere 
Schulreform kennzeichnen, zum Teil finden 
wir die gleichen Termini. In der Bundes­
republik Deutschland soll ein stufenförmiger 
Aufbau zur zehnjährigen Schulpflicht führen. 
Nach der achten Stufe soll für jene Schüler, 
die noch keine weiterführende Schule besuchen, 
eine sogenannte Werkstufe eingerichtet werden, 
also ebenfalls eine Art Polytechnischer Lehr­
gang. Auch hier ist das Bildungsziel die 
Überleitung von der Schulwelt in die Berufs­
welt. 

Der Tenor der jüngsten Erziehungsminister­
konferenz in Wien war ebenfalls der, auf 
der 9. und 10. Schulstufe keine Verschulung 
einzurichten, sondern in noch stärkerer Be­
tonung als in unseren Polytechnischen Lehr­
gängen die Schüler in Werkstätten und so 
weiter in die Berufe überzuleiten. Der Deutsche 
Schulausschuß fordert für die Schulreform 
ebenfalls die Durchlässigkeit - unser Termi­
nus ! - der Lehrveranstaltungen, um einen 
allseitigen Anschluß von der Pflichtschule in 
die höhere Bildung sicherzustellen. 

Die Bundesrepublik hat es hier schwerer. 
Wir haben eine Hauptschule ; DeutElchland 
hat sie kaum in einem der Bundesländer. 
Wir haben eine Hauptschule mit verpflichten­
dem Fremdsprachenunterricht. Wir konnten 
also dieses Prinzip der Brücken und Über­
gänge leichter durchführen, als das vielfach 
draußen in der Bundesrepublik möglich ist. 
Das ist eine ermunternde Bestätigung unserer 
Arbeit. 

Bei allen Schwierigkeiten, die uns noch 
lange in Atem halten werden und uns die 
Proben wahrhaftiger Bildungsgesinnung ab­
fordern werden, kann uns niemand die Zu­
kUllftsgläubigkeit rauben. Die österreichische 
Bevölkerung hat die Schulgesetzgebung he"eits 
in einen hohen bewußten Rang erhoben. 
Wer wollte das leugnen ? Wir wollen nirgends 
zurückbleiben und unsere Zeit bewegen in 
eine bessere Zukunft. (Beifall bei de1' Ö V  P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeordne­
ten Peter das Wort. 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Ich bitte um 
Verständnis dafür, daß ich heute ausnahms­
weise meine Ausführungen nicht mit einem 
Zitat des ÖVP-Wahlprogramms einleite. (Abg. 
Dr. Wi tha lm : Bedauerlich für Sie I) Ich sehe 
mich vielmehr genötigt, bei den Darlegungen 
des Herrn Landesschulinspektors Harwalik 
anzuknüpfen. Vielleicht hat der Herr Landes­
schulinspektor einen Sonderschullehrer oder 
etwa gar einen Psychiater notwendig 1 (Abg. 
H a nval ik : Wissen Sie, daß ich lange Zeit 
in der Wehrmachtspsychologie an führender 
Stelle tätig war ? Ich befasse mich auch mit 
schulpsychologischen Fmgen !) Sie bestätigen 
also, was uns miteinander verbindet, Herr 
Abgeordneter. (Abg. H arwal i k :  Ich schätze 
den Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi zu sehr, 
als daß er jetzt in me1:ne Behandlung treten 
müßte !) 

Der Herr Abgeordnete Harwalik hat hin­
sichtlich einer von mir in diesem Hohen Hause 
dargelegten Auffassung folgendes Urteil abge­
geben : 

"Es war schon der Herr Abgeordnete 
Mahnert in einer Enge der Bildungspolitik 
befangen, die fast reaktionär anmutete. Aber 
dieser Nicht-Lehrer nahm sich gegen den 
Pädagogen Peter noch aus wie ein pädagogischer 
Großmogul. " 

Nachdem Sie, Herr Abgeordneter Harwalik, 
mich des pädagogischen Kleinrentnertums 
geziehen haben (Abg. Kul h a n e k :  Wenn Sie 
dynamisiert wären ! - Heiterkeit ) ,  bin ich 
auf Grund dieser Feststellung genötigt, mich 
gegen diesen Vorwurf zu verwahren. Wenn 
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das so. aussieht wie Ihre dynamische Rente, I Abgeürdneter Harwalik hat darauf ver­
dann verzichte ich dankend darauf. (Abg. wiesen, daß die Diskussiün um das Reichs­
Dr. W ithalm:  Die ist gar nickt so schlecht !) I vülksschulgesetz des Jahres 1869 grüße Wellen 
Die Be�rüffenen hätten bessere Ansätze ver- geschlagen hat, die Auseinandersetzung war 
dient ! Aber das gehört heute nicht zu diesem viel tiefgreifender und eingehender als im 
Gegenstand. Jahre 1962. Er bestätigte, daß sich die damals 

Es ist nütwendig, dem Abgeürdneten Harwa- dargelegten Vorbehalte nicht als richtig er­
Hk in Erinnerung zu rufen, was Abgeordneter wiesen hätten. Erst die Zukunft wird eine 
Mahner·t namens der freiheitlichen Fraktion allgemein gültige Antwort über die jetzige 
1962 zum Schulgesetzwerk feststellte : Schulreform geben. Heute vermag keiner 

von uns beiden zu sagen, wem die Schul-"Ich glaube daher, daß die Frage, ob unser 
Schulwesen heute einer Revülution, einer 
Umwälzung bedarf, bejaht werden muß . Doch 
heute steht . . .  nicht eine Umwälzung, eine 
Piüniertat zur Debatte, sondern ein Kompro­
rniß ; ein Komprorniß nicht so. sehr 
zwischen den beiden Regierungsparteien, 
denn manche Auffassungen gehen quer 
durch die Parteien, sündern vielmehr 
ein Komprorniß zwischen fortschrittlichen 
und konservativen, ja in manchem sogar 
reaktionären Ideen, getragen allerdings von 
parteipolitischen Erwägungen. "  

Mahnert sagte weiter : "Ich räume durchaus 
ein : Die Gesetze beenden einen Gesetzesnot­
stand, und das ist püsitiv. Die Gesetze bringen 
manch echten Fortschritt, auch das ist positiv. 
Doch einen Durchbruch, wie ihn die Wende 
eines Zeitalters erfordern würde, können wir 
in ihnen nicht entdecken." 

Das Anlaufen der Schulrefürm gestaltete 
sich so., daß die freiheitliche Fraktion bis zur 
Stunde keinen Anlaß hat, vün dieser 1 962 
dargelegten Auffassung abzuweichen. (Abg. 
K ulhan e k :  Vielleicht nach dem 9. Schuljahr !) 

Unterrichts minister Dr. Piffl-Percevi6 hat 
vür einigen W üchen in einem Fernsehinterview 
erklärt, daß die Erziehungs- und Bildungs­
pülitik Österreichs europareif gemacht werden 
müsse . Das hat mich in den Ausschuß­
beratungen veranlaßt, dem Herrn Minister 
die Frage vorzulegen, ob er der Meinung sei, 
daß auf Grund der dargelegten Budgetansätze 
dieses vün ihm berechtigt dargelegte Ziel 
erreicht wird. 

In der Antwort stellte der Unterrichts­
minister fest, daß solche Ansätze auf dem 
Gebiete des österreichischen Berufsschulwesens 
vorhanden seien. Dieser Antwürt konnte ich 
nicht entnehmen, üb der Unterrichtsminister 
auch in den anderen Schulgattungen und 
Bildungszweigen Österreichs derartige An­
sätze als gegeben erachtet. Wir sind uns 
darüber klar, meine Damen und Herren, daß 
man eine Schul- und Bildungsrefürm nicht 
allein von den Ziffern her sehen kann, sondern 
von jener pädagogischen und geistigen Ge­
sinnung, die ebenso. eine der wesentlichen 
Voraussetzungen für die Lösung eines so 
schwerwiegenden Problemes darstellt. 

geschichte Österreichs recht geben wird. Es 
ist aber unser beider gutes Recht, Herr 
Hanvalik, unsere eigenen Überzeugungen zu 
vertreten.  

Wir Freiheitlichen sind der Ansicht, daß 
das Schulgesetzwerk 1962 im wahrsten Sinne 
des Würtes einen der übelsten und schlechte­
sten Kümpromisse des abgetretenen Küali­
tionssystems darstellt . Warum ? Weil die 
Österreichische Vülkspartei einschließlich des 
Abgeordneten Harwalik grundsätzliche Auf­
fassungen aus parteitaktischen Überlegungen 
an die SPÖ preisgegeben hat. Die 5. Schul­
stufe wurde dem Pülytechnischen Lehr­
gang geüpfert. 

In der Steiermark erzählt man sich in 
Lehrerkreisen, daß Sie, Herr Abgeürdneter 
Harwalik, innerhalb von vier W üchen 
Ihre Auffassung zu diesem Gegenstand geän­
dert haben. Eine Meinung zu ändern ist aller­
dings jedermanns Recht. Wir Freiheitlichen 
vertreten ebenso. die Auffassung, daß die alt­
bewährte, bereits vor Jahrzehnten bestandene 
5. Vülksschulstufe in der heutigen pädagügi­
sehen, psychologischen und erziehlichen 
Situation jene Hilfe für das Kind wäre, eine 
verlängerte Schulbahn und den Übertritt in 
das höhere und berufsbildende Schulwesen 
besser bewältigen zu können. Warum ? Weil 
die Auffächerung des Unterrichtes und das 
Fachlehrersystem den Zehnjährigen beachtliche 
Schwierigkeiten bereiten, andererseits aber 
heute vor uns die unumstößliche Tatsache 
steht, daß einer körperlichen Entwicklungs­
beschleunigung unserer Jugend eine geistige 
Entwicklungsverzögerung gegenübersteht. 
Diese Tatsache ist vün Psychülogen, Ärzten 
und Pädagügen anerkannt. (Abg. H arwa l i k :  
Der kann man selbstverständlich in jeder Schul­
reform pädagogisch entgegentTeten ! ) Dieses 
Prüblem hat die bisherige Schulgliederung nicht 
gelöst, und diesem Problem wird die neue 
Schulorganisation mit der Aufstockung des 
9. Schuljahres am Ende der Schulbahn schon 
deswegen nicht gerecht werden können, weil 
die heutige Jugend zum Unterschied von der 
Jugend vür 20 und 30 Jahren einer Reizüber­
flutung ungeahnten Ausmaßes ausgesetzt ist, 
durch die das Künzentratiünsvermögen in 
einem Ausmaß leidet, daß die Pädagügen aller 
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Schulgattungen diese Situation bisher nicht zu 
wältigen vermochten. (Abg. H arwal i k :  Herr 
Abgeordneter Peter ! Unsere Landhauptschüler 
wären mit der 5. Volksschulstufe und mit der 
4. Hauptschulklasse von der Mittelschu,le 
und von der Hochschule abgeschnitten ! 
Die Rektorenkonferenz hat uns erklärt, daß sie 
fünf Jahre brauchten, um sich in das Arbeits­
klima und die Leistungsforder'ung einer höheren 
Schule einzufügen ! Daher der Aufbau durch 
den Polytechn'ischen Jahrgang ! Und wer am 
Verhandlungstisch sitzt, muß der Zeit begegnen, 
der' er gerecht zu werden hat ! - Zustimmung 
bei der Ö V  P. - Abg. Dr. van Tonge l :  Das 
war die erste Zwischenrede ! ) Ich wage dieser 

Lehrer für die höheren Schulen bisher zuwenig 
Augenmerk zugewendet wurde. Wie gut wäre 
es, den Zehnjährigen noch ein weiteres Jahr 
in der Familie zu lassen. Dieses Kind bedarf 
heute viel mehr der Obsorge und der Nest­
wärme der Familie als vor 30 Jahren. (Abg. 
H arwa l i k : Sie gehen an der Tatsache vorbei .' 
Die sind jetzt bis zur Matura zu Hause, in den 
entferntesten Dörfern ! Weil das J,{ usisch­
pädagogische Gymnasium und die Haupt8chule 
dmt stehen !) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner (da8 
Glockenzeichen gebend) : Bitte keine Zwischen­
reden ! 

Auffassung der Rektorenkonferenz entschieden Abgeordneter Peter (fortsetzend) : Ich 
zu widersprechen und bin der Meinung, daß möchte wissen, wo auf dem Land die Schüler 
der Ausbau eines soliden Fundaments der bis zur Matura im Elternhaus verbleiben 
Grundschule die elementarste und ent�?hei- können. (Abg. H aTwal i k :  In Hartber'g, in 
dendste Voraussetzung dafür ist, daß der Uber- Murau, in Eisenerz, in Scheibbs, in Wieselburg, 
gang zu höheren Bildungseinrichtungen konti- I in Perg und überall dort, wo sie bishe'i' es nicht 
nuierlich vollzogen werden kann. (Abg. konnten !) Sie kommen anscheinend aus der 
H arwal i k :  Vier Jahre ist für Latein zuwenig ! Schwarz-Weiß-Malerei (Abg. H a nval i k :  Das 
Für alle Anforderungen sind vier Jahre Ober- ist keine, das sind Tatsachen !) nicht heraus. 
stufe der höheren Schule zuwenig ! Das war Ich sage Ihnen noch einmal voraus, daß Sie 
es ! Auch seitens der Mittelschule hat man uns größte Schwierigkeiten haben werden, wenn 
gesagt, daß das unmöglich ist ! Sie brauchen Sie in den Landgemeinden Österreichs die 
fünf Jahre Oberstufe !) Herr Abgeordneter 9. Schulstufe in Form des Polytechnischen 
Harwalik ! Der Unterrichtsminister gab im Lehrgangs in die Tat umsetzen wollen. 
Ausschuß zu, daß 60 Prozent der früheren Ich verstehe die Österreichische Volkspartei 
Mittel- und jetzigen höheren Schüler des nicht, daß sie in ihren ländlichen Interessen­
Nachhilfeunterrichtes bedürfen. So wenig bereichen keine wie immer gearteten aus­
begabt ist aber unsere Jugend nicht, daß ein reichenden Voraussetzungen geschaffen hat, 
so großer Prozentsatz der Mittel- und höheren I während andererseits die sozialistische Seite, 
Schüler diesen Nachhilfeunterricht benötigen die an dieser Form des Polytechnikums außer­
müßte. (Beifall bei der F PÖ und bei Abge- ordentlich interessiert war . . .  (Abg .  H arwa­
ordneten der SPÖ.) Damit wage ich die Be- l i k : Nein, das war nicht ihr Vorschlag ! Das 
hauptung, daß im höheren Schulwesen eine war der Vorschlag des Herrn Ministers Drimmel !) 
entscheidende Fehlerquelle vorhanden sein Die SPÖ war außerordentlich daran interes­
muß (Abg. Dr. Gorbach :  Richtig I) , die siert ! Lesen Sie nach, was Stadtschulrat­
noch nicht bewältigt worden ist. Daher möchte präsident Neugebauer für eine Auffassung 
ich von Ihnen, möchte ich vom Unterrichts- vertreten hat ! Die Sozialisten haben in der 
minister ' "  (Abg. Dr . Pi t t e rrnann : Vom Gemeinde Wien den Polytechnischen Lehrgang 
Gruber ! - Abg. Gram : Weil der Unterrichts- so vorbereitet, daß er in zulänglicher Form 
minister nicht anwesend ist ! Der Staatssekretär mit dem nächsten Schuljahr begonnen werden 
Gruber ist da ! - Heiterkeit und weitere Zwi- kann. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. H a r w a l i k: 
�?henrufe.) - Gm ber macht alles für die Ja, das meine ich ja !) Ich teile die Auf­
OVP - ' " möchte ich von den verantwort- fassung der Sozialistischen Partei über den 
lichen Fachleuten des Ministeriums wissen, Polytechnischen Lehrgang nicht, muß aber 
wie man bei einer aufgefächerten, differen- der Sachlichkeit halber feststellen, daß eine 
zierten höheren Schulbildung diesem Übel- verantwortungs bewußte Vorbereitung dieser 
stand zu steuern gedenkt. Schulform in Wien vorgenommen wurde. 

60 Prozent der MitteI- und der höheren (Abg. H arwal ik : Aber der Herr Landesschul­
Schüler, erklärten auch die Elternvereinigungen, inspektor Dr. Schnell hat mir selbst gesagt, 
bedürfen des Nachhilfeunterrichtes. \\Tenn in daß sie es auch leichter haben ! Hut ab vor Wien, 
einiaen Jahren in diesem Hohen Hause die aber die haben Räume genug ! - Widerspruch 
The�atik des Nachhilfeunterrichtes erörtert bei der SPÖ. - A bg. H arwal ik : Und keinen 
werden wird, dann wird nach der neuen Lehrermangel ! - Weitere anhaltende Zwischen­
Schulgesetzgebung dieser Übelstand noch rufe.) Das enthebt Sie, meine Herren der 
immer nicht behoben sein. Nicht zuletzt des- Österreichischen Volkspartei, nicht der Ver­
wegen, weil der besseren Ausbildung der antwortung, Ihrerseits dem Landkind die 
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gleichen Wettbewerbsbedingungen zu gewähr- Wenn ich namens meiner Fraktion zum 
leisten. Diese gleichen Wettbewerbsbedingun- Polytechnischen Lehrgang eine negative Hal­
gen sind nun einmal in den anderen Ländern tung einnehme und diese von Ihnen, Herr 
nicht vorhanden. (Abg. Rosa Jochman n :  Abgeordneter Harwalik, nicht verstanden wird, 
Stimmt I) Sie sind nicht vorhanden, denn so kann ich Ihnen die Zitierung jener Stimmen 
sonst würde ja der Präsident des Gemeinde- aus dem ÖVP-Lager nicht ersparen, die mit 
bundes nicht festgestellt haben, daß rund unserer freiheitlichen Ansicht übereinstimmen. 
I I  Milliarden Schilling zur vollgültigen Durch- Die steirische Handelskammer sagt : "Poly­
führung der Schulreform - soweit es sich um technisches Jahr später." Nicht in Gottes, 
die Lasten der Länder und Gemeinden han- sondern in Harwaliks eigenem Land ist auf 
delt - fehlen. ÖVP-Seite die gleiche Meinung wie im frei-

Ich folge Ihnen, Herr Abgeordneter Harwa- heitlichen Lager. (Abg. H arwal i k :  Wir sind 
lik, in der Erkenntnis, da,ß die Schulreform einer Meinung ; das liegt schon länger zurück I) 
nicht von heute auf morgen in die Tat um- Diese Meinung ist bis zur Stunde von der 
gesetzt werden kann, daß die Realisierung Handelskammer Steiermark nicht widerrufen 
eines solchen Konzeptes Jahre und Jahrzehnte und bringt zum Ausdruck (Abg. 
beansprucht. Das schließt nicht aus, daß ent- Dr. M u s s i l :  Wir haben uns bekehren lassen, 
sprechende Voraussetzungen für die Durch- Herr Peter ! - Heiterkeit.) Ihr "Mea culpa ! " ,  
führung einer solchen Schulreform vom Gesetz- Herr Mussil, kommt, bevor ich Sie angreife. 
geber und von der zuständigen Verwaltung (Abg. Dr. P i t terma n n :  Betragen : Sehr gut 1 
geschaffen werden. Ich bin der Meinung, - Abg. Dr. Gorbach : Fleiß auch "sehr gut" 1 
daß dem Unterrichtsministerium und dem - Heiterkeit .) 
Gesetzgeber in diesem Zusammenhang weitest- Die steirische Handelskammer hat die An­
gehende Unterlassungen angelastet werden sicht vertreten, den Beginn des Polytechnischen 
müssen. Wäre das anders, dann würde in Lehrganges auf das Schuljahr 1968/1969 hin­
eInIgen Bundesländern, in verschiedenen auszuschieben. Sie wird dafür ihre guten 
Interessenbereichen und in zahlreichen Eltern- Gründe gehabt haben. 
verbänden eine andere Meinung über den "Das Polytechnische Jahr muß verschoben 
Polytechnischen Lehrgang vorhanden sein, werden" , hat die Präsidentenkonferenz der 
als es in einer Reihe von Publikationen zum Landwirtschaftskammern festgestellt und ist 
Ausdruck gebracht wurde. von dieser Auffassung bis zur Stunde nicht 

In den Ausschußberatungen hat der Unter- abgerückt. "Im Interesse der Kinder darf 
richtsminister zur Kenntnis gebracht, daß die Verlängerung der Schulpflicht erst dann 
wir im nächsten Jahrzehnt mindestens 14 Mil- angesetzt werden, wenn nicht nur in wenigen 
Harden Schilling benötigen, um uns der not- größeren Städten, sondern im ganzen Lande 
wendigsten schul- und bildungspolitischen Auf- die notwendigen Räume wie die erforderlichen 
gaben entledigen zu können. Er hat ebenso Lehrkräfte bereitgestellt werden können, ohne 
zum Ausdruck gebracht, daß ihm in den daß dadurch der Unterricht an Volks- und 
nächsten drei bis fünf Jahren über die nor- Hauptschulen eine Einschränkung erfährt." 
malen Budgetansätze hinaus voraussichtlich So heißt es in einer Eingabe der Landesland­
nur 500 bis 600 Millionen zur Verfügung wirtschaftskammer Tirol an den Präsidenten 
stehen werden. An dieser Meinung des Unter- des Landesschulrates. "An die Bundesregie­
richtsministers erlaube ich mir unter Beweis rung möge das Verlangen gerichtet werden, 
zu stellen, daß die Ansicht des Herrn Harwalik die Einführung des Polytechnischen Jahrganges 
falsch ist. Ich befürchte, daß sich diese Ver- so lange zurückzustellen, bis sie vor der Eltern­
säumnisse nachteilig für unsere gesamte Jugend schaft vertreten werden kann ." Ich lade die 
auswirken. Der Betroffene dieser Auswir- Abgeordneten des ÖVP-Bauernbundes ein, 
kungen ist und bleibt die Jugend, in zweiter heute einem freiheitlichen Antrag beizutreten, 
Linie die Elternschaft und mit ihr auch der der sich zum Ziel setzt, den Beginn des Poly­
Lehrstand. technischen Lehrganges um drei Jahre hinaus-

Wir sind ein Volk ohne Lehrer, sagt ein zuschieben. 
Zeitungsartikel. Das ist sehr kraß ausgedrückt. "Das Neunte - Nichts als Schwierigkeiten 
(Abg. Dr. P i t t ermann:  Aber nicht ein mit dem Polytechnischen Schuljahr" ist die 
Parlament ohne Lehrer I) Es spricht für die nächste Meinung, die im ÖVP-Lager vertreten 
politischen Parteien, daß sie so viele Lehrer aus- wird. Oberschulrat Hans Laußermair, ein 
sichtsreich kandidiert haben, Herr Abgeord- Salzburger ÖVP-Schulmann, schreibt : "Poly­
neter Pittermann. (Abg. Dr. Pi t t e rmann:  technischer Jahrgang - ein Sorgenkind aller 
Danke, Herr Kollege I) Es muß ebenso fest- Beteiligten." "Neuntes Schuljahr : Ärger im­
gestellt werden, daß in der Heranbildung des 

I 
mer größer - Zweifel an entsprechenden Vor­

Lehrernachwuchses weitestgehende Versäum- kehrungen" -.. Nach ÖVP-Wirtschaftskreisen 
nisse unterlaufen sind. erheben die OVP-Bauernvertreter folgende 
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Bedenken : Gefahr wegen der fehlenden Lehrer 
und der Klassenräume. (Abg. H arwa l i k :  Aber 
bitte nicht nur Negativlisten !) Die Landwirt­
schaft fürchtet negative Auswirkungen des 
9 .  Schuljahres. (Abg. Dr. Gorbach: Form: 
Nichtgenügend !) "Die Einführung des 
9. Schuljahres könnte zu einem Gefälle im 
Pflichtschulwesen und damit im Bildungs­
wesen zwischen dem städtischen und ländlichen 
Bereich führen." 

Herr Abgeordneter Dr. Gorbach hat mir 
eben für meine Form ein "Nichtgenügend" 
erteilt. Wie die ÖVP meine parlamentarische 
Form zensuriert, bleibt vollkommen ihr über­
lassen. (Abg. Dr. J. Grub er: Aufsteigen 
kann man nicht 1 - Heiterkeit.) In Ihre ÖVP­
Bänke will ich auch gar nicht aufsteigen, damit 
der Sachverhalt klargestellt ist ! (Abg. Dr. J. 
G r u b e r :  Aber in die nächste Periode, Herr 
Abgeordneter Peter I) Wie man in die nächste 
Legislaturperiode aufsteigt, das werden wir 
freiheitlichen Abgeordneten in diesem Haus 
unter Beweis zu stellen versuchen. Diese 
Aufgabe können Sie freundlicherweise uns 
überlassen, Herr Kollege. (Abg. Rosa J o c h­
m a n n :  Man kann auch sitzenbleiben ! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Die bäuerliche Wirtschaftszeitung "Der 
Dorfbote" spricht in ihrer letzten Ausgabe 
von der "Polytechnischen Landplage" .  Dieser 
Ausdruck ist zwar sehr kraß gewählt, trifft 
aber für die ländlichen Bereiche Österreichs 
den Nagel auf den Kopf. Unter anderem 
heißt es : "Ein zentralistisch dirigierter Plan 
wurde unreif zum Gesetz erhoben. Was auf 
Wiener Boden kaum Schwierigkeiten macht, 
wirkt sich auf ländlicher Ebene nachteilig aus. 
Auch hier zeigen sich die Auswirkungen der 
Unterbewertung der Landarbeit ." (Abg. S t e i­
n e r: Das ist Ihre Zeitung I) Das ist nicht 
unsere Zeitung, das ist eine parteiungebundene 
Zeitung, die mit der Freiheitlichen Partei 
genauso wenig wie mit der Österreichischen 
Volkspartei zu tun hat. 

Nun zum Herrn Kammeramtsrurektor der 
niederösterreichischen Handelskammer, der be­
reits widerrufen hat, was im Mitteilungsblatt 
der Handelskammer für Niederösterreich 
schwarz auf weiß über den Polytechnischen 
Lehrgang zum Ausdruck gebracht wurde. 
(Zwischenruf des Abg. D1'. M U 8 s i l .) 

Zur Auffrischung Ihres Gedächtnisses, Herr 
Abgeordneter Dr. Mussil, muß ich aus Ihrem 
Leib- und Magenblatt zitieren : "Es besteht 
ein mehrfacher Anlaß ,  die Sprache wieder auf 
die Schulgesetze zu bringen. Immer deutlicher 
zeigt es sich, daß die Warnungen der Handels­
kammerorganisation . . .  voll und ganz be­
rechtigt waren : Diese Gesetze sind nämlich 
undurchführbar. Vor allem gilt dies aber für 

das neunte Schuljahr, den sogenannten Poly­
technischen Lehrgang, der die Wirtschaft 
deshalb unmittelbar berührt, weil er ihr 
schlagartig einen gesamten Nachwuchsjahr­
gang entziehen würde. Die Einführung des 
neunten Schuljahres muß unbedingt verscho­
ben werden. "  

"Vor und nach der Gesetzwerdung der 
Schulgesetze des Jahres 1962 haben wir uns 
an dieser Stelle wiederholt ausführlich mit 
dem Thema unserer Schulreform befaßt. 
Schon lange vor der Beschlußfassung im 
Nationalrat haben ,vir darauf verwiesen, daß 
das gesamte Gesetzwerk zuwenig überlegt 
wurde." - Eine schwarze Zensur für den 
schwarzen Minister a. D. Dr. Dl'immel ! 
(Abg. Dr. M uS8 i l : Das haben wir nut" ge­
schrieben, um Ihnen Argumente zu liefern 1 -
Heiterkeit.) 

Ich danke für diese tatkräftige ÖVP-Unter­
stützung und zitiere weiter : "Unter diesen 
Umständen gibt es überhaupt nur eine Mög­
lichkeit : das an und für sich schon äußerst 
fragwürdige Experiment des Polytechnischen 
Lehrganges bis auf weiteres aufzuschieben, 
damit die vorhandenen Mittel auf wesentlich 
wichtigere Gebiete konzentriert werden kön­
nen. Die Bundeswirtschaftskammer ist des­
halb bereits vor geraumer Zeit an das Unter­
richtsministerium herangetreten und hat drin­
gend vorgeschlagen, das 9. Pflichtschuljahr 
entweder etappenweise einzuführen oder zu 
verschieben. Es wird darauf hingewiesen, 
daß in fast sämtlichen Bundesländern weder 
die personellen noch die technischen V oraus­
setzungen für die Errichtung der notwendigen 
zusätzlichen Schulklassen gegeben sind." 

Da aber bis zum heutigen Tag kein einziger 
ÖVP-Abgeordneter sich dieser berechtigten 
ÖVP-Wünsche angenommen hat, wiederhole 
ich in diesem Hohen Hause jenen Antrag, 
den ich bereits im Ausschuß gestellt habe : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Die Bundesregierung wird ersucht, dem 

Nationalrat eine Novelle zum Schulorgani­
sationsgesetz 1 962 vorzulegen, durch welche 
das Inkrafttreten der Bestimmungen über 
den Polytechnischen Lehrgang (9. Pfl.icht­
schuljahr) - wegen offenkundigen Fehlens 
der sachlichen und personellen Voraus­
setzungen - bis 1 .  September 1969 auf­
geschoben wird. 
Desgleichen erlaube ich mir, einen zweiten 

Antrag  zu stellen : 
Die Bundesregierung wird ersucht, dem 

" Österreichischen Bundesjugendring' , die 
Anerkennung als offizielle Vertretung der 
österreichischen Jugend zu entziehen und 
so lange zu versagen, bis diese Organi­
sation die unter § 2 Z. 1 ihres in der 6. Voll-
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versammlung am 13 .  12 .  1958 beschlossenen 
Statuts genannte Aufgabe - nämlich "das 
gegenseitige Verständnis und die Bereit­
schaft zur Zusammenarbeit innerhalb der 
österreichischen Jugend zu fördern sowie 
die Auseinandersetzungen auf demokra­
tischer Ebene zu führen" - tatsächlich 
erfüllt und dies durch die Aufnahme anderer 
bisher zu Unrecht ausgeschlossen geblie­
bener Jugendorganisationen sichtbar zum 
Ausdruck bringt. 
Ich bitte den Herrn Präsidenten, die 

Unterstützungsfrage zu stellen, und lade im 
besonderen den Herrn Abgeordneten Dr. Mussil 
ein, in Entsprechung der Forderungen der 
Handelskammer Niederösterreich dem frei­
heitlichen Antrag zur Verschiebung des Be­
ginnes des Polytechnischen Lehrganges beizu­
treten. (Abg. Dr. M u s s i l :  Wenn Sie aus 
einem Peter ein Petrus werden und gegen Ihren 
eigenen Antrag stimmen, können wir über 
diesen Vorschlag reden !) Was nützt es der 
Österreichischen Volkspartei, wenn aus dem 
Peter ein Petrus wird, die Probleme der 
Schulgesetzgebung aber nicht bewältigt wer­
den ? Dienen wir lieber der Jugend ! Sie haben 
ber.eits 85 Mandate, mit dem 86. wäre Ihnen 
im Augenblick nicht gedient. (Zwischenruf 
des Abg .  Zank l .  - Abg. Dr. P i t t e rm a n n : 
Vielleicht I) Herr Abgeordneter Zankl l In 
welchen Ausmaß sind wir Freiheitlichen eine 
schulpolitische Bremse ? (Abg. Z a nkl : Durch 
den ersten Entschließungsantrag, den Sie ein­
gebracht haben !) Durch Aufschiebung des 
Polytechnischen Lehrganges um drei Jahre 
wollen wir Freiheitlichen bessere Voraus­
setzungen für die Einführung des 9. Schul­
jahres schaffen, als sie derzeit gegeben sind ! 
Es ist eine Tatsache, Herr Abgeordneter 
Zankl, daß mit Ausnahme des Bundeslandes 
Wien in den Bundesländern die Voraussetzun­
gen fehlen. (Abg. Z an k l :  Burgenland, Kärn­
ten ! Alles ist v01·bereitet .l ) Nehmen wir an, 
Ihre Auffassung entspricht den Tatsachen, 
so wäre gegen eine etappenweise Einführung 
des Polytechnikums nichts einzuwenden. Aber 
auch dazu scheint die Regierung nicht bereit 
zu sein. (Zwischenruf bei der Ö V P.) 

Meine Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, Sie sind ja bereits dabei, das 
Prinzip des Polytechnischen Lehrganges syste­
matisch zu durchbrechen. (Abg. Z a n k l : 
Aber wir nicht !) Sie nicht, nein, den Vorwurf 
habe ich auch nicht erhoben, Sie wollen 
dieses Polytechnikum aus Überzeugung, zum 
Unterschied von uns Freiheitlichen, und diese 
Ihre Überzeugung respektieren wir. Die 
ÖVP ist ja nur mit halbem Herzen beim Poly­
technischen Lehrgang. Das ist der Unter­
schied zwischen Ihnen und der Österreichi­
schen Volkspartei in dieser Frage. (Abg. 

H a rwal i k : Was wissen Sie von meinem 
Herzen ! - Heiterkeit.) Es waren lauter 
schwarze Herzen, Herr Harwalik, die aus 
den Zitaten gesprochen haben l (Abg . H ar­
w a l i k :  Aber Ihr Antrag ist keine 9 .  Sym­
phonie !) Ich bin ja auch kein Komponist, 
sondern ein Politiker. (Abg. Gram : Ein 
Lehrer !) 

Ich habe der ÖVP den Vorwurf gemacht, 
daß sie dabei ist, den Polytechnischen Lehr­
gang in der vorgeschlagenen Form systematisch 
zu durchbrechen. Ich belege diese Behauptung 
mit folgender Pressefeststellung : "Haushalts­
schulen statt Polytechnischem Jahrgang : Eine 
Anzahl von Gemeinden und geistlichen Orden 
werden zu Beginn des Schuljahres 1966/67 
einj ährige Haushaltsschulen eröffnen. Diese 
für die hauswirtschaftliche Ausbildung von 
Mädchen besonders bedeutende Schultype, 
für die keine Aufnahmsprüfung notwendig ist, 
kann auch an Stelle des Polytechnischen Lehr­
ganges, der ab 1 .  September für alle Pflicht­
schüler anläuft, besucht werden. Von Unter­
richtsexperten wird in diesem Zusammenhang 
lwsdrücklieh darauf verwiesen, daß der Poly­
technische Lehrgang auch an den ersten 
Klassen und Jahrgängen der mittleren und 
höheren Berufsbildenden Schulen abgeleistet 
werden kann. Nach den Schulgesetzen von 
1962 ist es möglich, zum Beispiel die erste 
Klasse einer höheren Lehranstalt für Wirt­
schaftliche Frauenberufe oder den 1 .  J ahr­
gang einer Handelsakademie zu besuchen, 
womit die Schulpflicht - das 9. Schuljahr -
erfüllt ist." (Abg. H ar w a l i k :  Überleitung 
in die Berufswelt der Frau und Mutter !) 

Das ist eine Verwässerung und Durch­
brechung ! Die fünfte Volksschulstufe, Herr 
Harwalik, ist zum Unterschied vom Poly­
technikum eine in sich geschlossene pädago­
gische und didaktische Einheit. (Abg. Dok­
tor Mus  s i l :  Del' H arwalik versteht das Pro­
blem doch besser !) Natürlich, er ist auch 
Landesschulinspektor , daher sollte er es besser 
verstehen. Ob seine Argumente die besseren 
sind, wird die Zukunft weisen, Herr Dr. Mussil. 
( A bg. Pr i n k e :  Das haben wir schon gesehen !) 

So beginnt bereits, noch ehe der erste Jahr­
gang des Polytechnischen Lehrganges ange­
laufen ist, die systematische Durchlöcherung 
des Prinzips. Dieser Polytechnische Lehrgang 
wird nach meiner Überzeugung - bis jetzt 
können Sie das Gegenteil nicht beweisen -
ein Stückwerk und ein Flickwerk sein. Er wird 
seine Aufgabe, die im Gesetz enthalten ist, 
nicht erfüllen, wenn diese Entwicklung auf 
breitere Bahnen gestellt werden soll. (Abg. 
Z a n kl : Reden wir dann darüber, wenn er 
begonnen haben wird !) Schon nach einem 
Jahr, Herr Abgeordneter Zankl, werde ich in 
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der Lage sein, den Nachweis zu führen, daß 
sich die unzulänglichen Voraussetzungen in 
einer Reihe von Bundesländern zum Nachteil 
der Schüler ausgewirkt haben werden. 

Mißver8tändn'is !) Dann erklären Sie mir, 
was der Hintergedanke ist. (Abg. H arw a l i k :  
Das kann ich nicht sagen ! - Abg. Pro b s t :  
Warum sagen Sie das nicht dem " Volksblatt" ?) 
Es stand im Zentralorgan der Österreichischen 

Ich habe einleitend dargelegt, daß das Volkspartei ; ich bitte um Aufklärung t (Abg. 
Schulgesetzwerk 1962 einer der schlechtesten Harwal i k :  Ich kann nur eines sagen : Nach 
Kompromisse der abgetretenen schwarz-roten dem Schulorganisations(Jesetz gibt es nach der 
Koalition ist. Es war keine pädagogische Tat, Absolvierung der Pädagogischen Akademie keine 
sondern ein parteipolitischer Kompromiß. Die Lehrbefähigungsprüfungen für Volksschulen Österreichische Volkspartei hat die fünfte mehr ! _ A bg.  Dr. van T o ng e l : Das ist ein Volksschulstufe preisgegeben und den Poly- Blödsinn ! _ Abg. H arwal i k :  Es ist ein technischen Lehrgang in der vorliegenden Mißverständnis ! _ A bg. Me 1 t e r :  Ein M iß­Form deswegen hingenommen, weil er von den brauch ! _ Abg. Z e i l l i n g e r :  Noch ärger : Sozialisten gefordert wurde. (Abg . Harwa- betrügerische Versprechungen ! - A bg. Me l t e r :  
l i  k :  Nein !) Die Gegenleistung der Sozialisten Da8 ist die gleiche Praxis anscheinend wie an die ÖVP ist die Erhaltung der privaten gestern nacht !) katholischen Lehrerbildung mit einer entspre- Darf ich jetzt zu einer zweiten Entgleisung chenden staatlichen Unterstützung in Öster- kommen, Herr Abgeordneter Harwalik. Im reich. (Abg. H arwal ik : Ich rufe die Sozia- ÖVP-Blatt wird dem Absolventen der Lehrer­
listen zum Zeugen auf, daß es so nicht war ! akademie der Erzdiözese Wien weiter in Aus­
So war es nicht ! - Abg. Dr. van Ton g e l :  sicht gestellt : Nach dem Besuch der Päd­
Genauso war es ! - A bg. G r a m : Das ist agogischen Akademie der Erzdiözese Wien 
Demokmtie !) So und nicht anders war und ist wird dem Absolventen eine begünstigte An­es, denn Sie haben mit dieser Regelung er- stellungsmöglichkeit bei der Kirche - das ist reicht, daß 14, das sind 50 Prozent der be- verständlich _, aber auch beim Staat ver­stehen�en a!ten Lehrerbild�ngsa�.stalte� nun- sprachen. (Ruf bei der SPÖ: Ist das auch ein mehr In li.orm der Mus.Isch-padagogIsche.n Mißverständnis ?) vVieso kann hier im Zentral-RealgymnasIen als kathohsche Schulen mIt I (J d 0" . } '  I V lk ·t · (Ab 0·· Cl." l' hk . I h I bl 'b D' 0" VP orban er sterreIC usc ten 0 spal 81 g. Hent 1C eltsrec It er a ten el en. Je Gram: Wir haben ja kein Zentralorgan !) den erreichte darüber hinaus die Errichtung einer Absolventen der Pädagogischen Akademie Reihe von privaten katholischen Lehreraka- der Erzdiözese Wien eine begünstigte An­demien. (Abg. Harw al i k :  Na und ? Freuen stellung beim Staat versprochen werden 1 
wir uns doch !) Das ist eine Zementierung (Abg. Harwal ik: Was sollen wir im Zeit­Ihrer kulturpolitischen und parteipolitischen alter des Lehrermangel.s machen ?) Hier ist der Position, über die Sie sich freuen, über die ich in der Verfassung verankerte Gleichheits­als freiheitlicher Lehrer aber außerordentlich grundsatz verletzt. Daher wollen wir von betrübt bin wenn ich mich an , Ihnen eine Antwort, meine Herren. (Abg. 
das erinnere, was vor wenigen Wochen H arwal i lc: Wir haben einen Lehrerrnangel ! im Zentralorgan der Österreichischen Volks- Jeder wird angestellt ! Mit offenen Armen partei, dem "Volksblatt" ,  gestanden ist. Ich wird er empfangen, wenn er kommt !) Wir zitiere aus dem ÖVP-Blatt : wollen diese Antwort aber nicht von Ihnen, 

"Maturant, wollen Sie Lehrer werden ? Herr Harwalik, Sie Bind ja nicht der Unter­
Meiden Sie sich zum Besuch der Pädagogischen richtsminister. (Abg. H arwal ik: Nein ! Aber 
Akademie der Erzdiözese Wien. " (Abg. Ha r- ich darf als Abgeordneter dazu sprechen !) 
w a l i k: Sehr gut ! Was ist dabei ?) Jetzt kommt Wir wollen vom Minister eine authentische 
es, Geduld, meine Herren. Hören Sie, was Interpretation zu dieser Feststellung haben. 
mich stört : "Große Begünstigung bei den (Abg. Harwal ik: Das wird er schon tun ! -
Lehrbefähigungsprüfungen." (Hört ! Hört !- Abg. Konir: Wann ist das erschienen ?) Vor 
Rufe bei der SPÖ.j Herr Unterrichtsminister, ' drei Wochen etwa ist es erschienen. (Zwischen­
ich bitte um eine authentische Interpretation, ruf des Abg. Dr. van T o n g e l. - Abg. Dr. Gor­
was das im schulischen Amtsgebrauch Öster- b a c h: Das hat nichts. damit zu tun � - Abg. 
reichs heißt : "Große Begünstigungen bei den D.r. van To "!'.g e l:· 0 Ja: Anstellun�. 

t r:"  Sta.ats­
Lehrbefähigungsprüfungen" , wenn man eine dt�nst !) Begunstlgt� AnstellungsmoghchkeJten 
Pädagogische Lehrerakademie der Erzdiözese beIm Staat, lesen SIe es nach. 
Wien besucht. (Abg. Harwa l i k :  Darf ich Meine Damen und Herren ! Ich habe gestern 
etwas korrigieren : Es gibt keine Lehrbefähi- den Unmut der sozialistischen Fraktion aus­
gungsprüfungen mehr nach der Pädagogischen gelöst, als ich ihr parteipolitischen Mißbrauch 
A kademie .' - Heiterkeit bei der Ö V  P. - in der verstaatlichten Industrie unterschoben 
Abg. Gram : Das sollte er wissen, der Peter, habe. (Abg. Dr. Gorbach: Wieso unter­
als Lehrer ! - Abg. Harwal i k :  Das ist ein schoben ?) Ich komme nicht umhin, Ihnen, 
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meine Herren der Österreichischen V olks­
partei, parteipolitischen Mißbrauch bei der 
Ernennung von Lehrern im Bundesland 
Niederösterreich vorzuwerfen. (Abg. Il ar­
wal  i k :  Dagegen verwahren wir uns ! - Abg. 
Dr. J. Gruber: Unterstellen, nicht nachweisen !) 
Ich unterstelle es an Hand eines Aktes, Herr 
Gruber. (Abg. L e i ss e r: Beweise ! Beweise ! -
Abg. Dr. J. Gru b e r: Was heißt: unterstellen ?) 
Ich bin jederzeit bereit, nach dieser Rede den 
Herrn Unterrichtsminister Einsicht in diesen 
Akt nehmen zu lassen, bitte aber um Ihr 
Verständnis dafür, daß ich den Namen des 
betreffenden Lehrers vor dem Haus nicht 
nenne. Name und Anschrift liegen auf. 

Der Kollege betont, daß er aus einer katho­
lischen Familie stammt (Abg. Dr. Gorbach: 
Das ist schlecht ?) , daß er in einer katholischen 
Privatschule erzogen wurde (Abg. Z e i l l i n g e r: 
Noch schlechter !) , daß er bis in die j üngsten 
Tage hinein der Österreichischen Volkspartei 
angehört (Abg. Z e i l l i ng er: Das ist alles 
schlecht !) und ihr als Mandatar auf Gemeinde­
ebene dient. Für ihn ist eine Welt zusammen­
gebrochen, weil ihm ein Unrecht widerfahren 
ist, für das er kein Verständnis hat . Er ist 
auf Grund seiner Verpflichtungen als provi­
sorischer Schulleiter in einen Gegensatz zum 
Ortspfarrer gekommen, der übrigens nicht die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzt, son­
dern Belgier ist. (Abg. K o n i r: Jetzt weiß 
man sogar, wo das ist !) Der provisorische 
Leiter der Schule war genötigt, den Dienstweg 
zu beschreiten und sich gegen die Übergriffe 
des Pfarrers zur Wehr zu setzen. (Abg. G r a m: 
Das gibt es überall !) Die Folge davon war eine 
personelle Benachteiligung bei der Ausschrei­
bung der Leiterstelle . Er hat eine ausge­
zeichnete Qualifikation aufzuweisen gehabt 
(Abg. Dr. M u s s il :  Sagt er !) , er war in der 
Lage, den Nachweis zu erbringen, daß er 
über die längste Dienstzeit aller Bewerber 
verfügt. (Abg. G r am: Also eine katholische 
Privatschule ist dann doch nicht so schlecht !) 
Er hatte 24 Dienstjahre, der zweite Bewerber 
hatte 18 Dienstjahre und der jüngste Bewerber 
eine ähnliche Dienstzeit. Er hat sechs Kinder, 
der zweite Bewerber zwei Kinder, der dritte 
Bewerber drei Kinder. Er selbst leitet Jahre 
hindurch die in Rede stehende Schule. Weil 
er in dienstliche Gegensätze mit dem Orts­
pfarrer kam und sich weigerte, den Organisten­
dienst zu übernehmen, wurde er so gereiht, 
daß er nicht zum Zuge kommen konnte. 

Ebenso wollte er sich gegen die Übergriffe 
des Pfarrers auf dem Dienstweg zur Wehr 
setzen. Es wurde ihm kein Gehör 
geschenkt. Als die staatliche Schulverwaltung 
schwieg, wandte er sich an den Diözesan­
bischof. Das ist aktenkundig festgelegt. Dieser 

gewährte ihm keine Audienz. Der Schulleiter 
machte noch einen letzten verzweifelten Ver­
such und wandte sich um Hilfe an den Apo­
stolischen Nuntius in Österreich. Auch der 
lehnte eine Audienz ab. Und erst auf Grund 
dieses Entwicklungsvorganges schrieb er fol­
genden Brief, in dem unter anderem steht : 

"Eine solche Protektionswirtschaft habe ich 
noch nie gesehen." (Abg. Dr. van Tongel: 
Ah, wir schon !) "Der Bischof brachte den 
Inspektor auf seinen Stuhl, der Inspektor 
den Pfarrer. Der Bürgermeister kuscht, weil 
er den Pfarrer fürchtet. Der Pfarrer will 
einen Organisten und einen Untertanen. Weil 
ich mich aber weigere, den Organistendienst 
zu übernehmen, und weil ich diese Auseinander­
setzungen mit dem Pfarrer hatte, komme ich 
nicht zum Zug. Das alles paßte dem Inspektor 
nicht. Er ist ein Schulkollege vom Bischof." 

Die Unterlagen stehen nachher, meine 
Herren, zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

Diesen politischen Machtmißbrauch in den 
ÖVP-Domänen mögen Sie, meine Herren der 
Österreichischen Volkspartei, genau so ab­
stellen wie die Herren der Sozialistischen 
Partei dort, wo sie für eine ähnliche Ent­
wicklung verantwortlich sind. (Abg. Dr. Gor­
b ach: Das muß man doch überprüfen ! - Abg. 
Prinke: Das kann doch ein Querulant auch 
sein ! Haben Sie es überp1'üft ?) Monatelang 
gibt die Dienstbehörde keine Antwort. Er 
könnte ein Querulant sein, Herr Prinke. 
Endgültig urteilen wird man erst können, 
wenn sich die Schulbehörde überhaupt einmal 
entschließen sollte, die dienstlichen Eingaben 
einer entsprechenden Würdigung zu unter­
ziehen. 

Meine Damen und Herren ! Wir Freiheit­
lichen sind der Überzeugung, daß die im 
Schulgesetzwerk 1962 enthaltenen Grundlagen 
und Leitgedanken nicht ausreichend sind, um 
jenen entscheidenden Durchbruch auf dem 
Gebiet der Schul- und Bildungspolitik zur 
Erlangung der pädagogischen Europareife zu 
erzielen, den der Herr Unterrichtsminister für 
so notwendig erachtet. Diese Fehlentwicklungen 
und andere Versäumnisse veranlassen uns, 
diesem Kapitel die Zustimmung zu versagen. 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Der Herr 
Abgeordnete Peter hat zwei Anträge gestellt. 
Beide sind nicht genügend unterstützt. 

Der erste Antrag beinhaltet die Aufforderung 
an die Bundesregierung, dem Nationalrat 
eine Novelle zum Schulorganisationsgesetz 1 962 
vorzulegen, durch welche das Inkrafttreten 
der Bestimmungen über den Polytechnischen 
Lehrgang bis 1 .  September 1969 aufgeschoben 
wird. Wer diesen Antrag unterstützt, den 
bitte ich, sich vom Sitz zu erheben. - Der 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 

Antrag ist nicht genügend unterstützt 
steht nicht zur Diskussion. 

und nehmen können und das Dorf ein echter und 
begehrter Lebensraum für die Landbevölkerung 
ist und bleibt. Der zweite Antrag des Herrn Abgeordneten 

Peter beinhaltet die Aufforderung an die 
Bundesregierung, dem Österreichischen Bun­
desjugendring die Anerkennung als offizielle 
Vertretung der österreichischen Jugend zu 
entziehen. Wer diesen Antrag unterstützt, 
den bitte ich ebenfalls, sich vom Sitz zu 
erheben. - Das ist nicht genügend unter­
stützt. (Abg. Prinke hat sich gleichzeitig 
mit den Abgeordneten der F PÖ erhoben. -
Heiterkeit. - Abg. Dr. Gorbach: Prinke, 
bleib sitzen ! - Abg. Prinke: Ich steh schon 
nicht falsch auf!) Das ist trotzdem nicht 
genügend unterstützt !  (Neuerliche Heiterkeit.) 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Dipl. -Ing. Leitner das Wort. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Dr. Leitner (ÖVP) : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Es wird heute sehr viel ge­
sprochen und man hört auch sehr viel von 
Strukturproblemen, und diese Probleme sind 
auch heute in der Debatte bereits angeschnitten 
worden. In unserem Lande ist genauso davon 
die Rede wie in vielen anderen Staaten. 
Der Europarat in Straßburg befaßt sich in 
einer eigenen Kommission mit dieser Frage. 
Die Bundesländer und der Bundesstaat be­
fassen sich mit diesem Fragenkomplex, und 
in der Bundesregierung gibt es ein eigenes 
Ministerkomitee. Die Regionalplanung soll 
die Möglichkeiten aufzeigen, wie den in der 
Entwicklung zurückgebliebenen Gebieten zu 
helfen ist, damit ein vernünftiger Ausgleich 
zwischen dem Gefälle, das in verschiedenen 
'Lebensbe.reichen auftreten kann, gefunden 
wird. 

Wenn der Kollege Peter heute beantragt 
hat, das Polytechnische Jahr um drei Jahre 
aufzuschieben, dann ist das sicher ein sehr 
populärer Antrag. Aber er weiß genauso 
gut wie ich, daß Änderungen des Schul­
organisationsgesetzes die Zweidrittelmehrheit 
dieses Hohen Hauses brauchen. Er hat auch 
deutlich gesagt, daß die Zustimmung der 
linken Seite zu einem solchen Antrag nicht 
zu haben ist. 

Daher, glaube ich, ist es unsere Aufgabe, 
nicht nur zu bremsen, sondern dafür zu 
sorgen, daß der ländliche Raum nicht zurück­
bleibt in den Bildungsvoraussetzungen, dafür 
zu sorgen, daß allen Menschen in diesem 
Vaterland gleiche Voraussetzungen bildungs­
mäßiger Art, schulmäßiger Art gegeben werden. 
1?as ist unsere große Aufgabe. (Beifall bei der 
o V P.) Regierung und Parlament müssen 
diese notwendigen Maßnahmen treffen, damit 
alle Gebiete unseres Vaterlandes eine gesunde 
wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung 

Hier ist nun nicht Gelegenheit, über die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten zu reden. 
Selbstverständlich muß das Einkommens­
gefälle zwischen Stadt und Land beseitigt 
werden. Selbstverständlich müssen industrielle 
und gewerbliche Arbeitsplätze geschaffen wer­
den, damit die Abwanderung aus dem länd­
lichen Bereich nicht zwangsläufig eintritt. 
Die Gemeinden auf dem Lande müssen genauso 
ihre kommunalen Aufgaben erfüllen und auch 
finanziell bewältigen können. Diese Aufgaben 
sind sicher nicht kleiner als die der Städte. 
Denken wir an den Straßenbau, an die Wasser­
versorgung, an die Kanalisation. Das Unter­
richtsbudget und die gesetzlichen Bestimmun­
gen über das Schul- und Bildungswesen 
müssen das Bildungsgefälle beseitigen oder 
zumindest dort mildern, wo es technisch 
möglich ist. 

Man spricht heute sehr viel davon, daß 
das Bildungszeitalter angebrochen ist . Die 
Untersuchungen des Institutes für Jugend­
kunde lassen daran sehr zweifeln, wenn man 
die Ergebnisse über den Literaturbedarf der 
jungen Menschen zur Kenntnis nimmt. Aber 
wenn das Bildungszeitalter angebrochen ist, 
dann muß es auch für die Landbevölkerung 
gekommen sein, für den Bauern, für den 
Arbeiter, für den Angestellten, für den Ge­
werbetreibenden in diesem Raum. Daher 
gestatten Sie mir, daß ich einiges über die 
Pflichtschule, über das höhere Schulwesen, 
über die hohen Schulen und über die kulturellen 
Einrichtungen in diesem ländlichen Raum 
sage, daß ich beurteile, wie das Bildungs­
gefälle besteht, und hier auch eine Abhilfe 
aufzeige . 

Das gesamte Unterrichtsbudget ist im heu­
rigen Jahr um 752 Millionen Schilling oder 
um 14,3 Prozent auf 6 Milliarden Schilling 
erhöht worden. Dazu kommen noch die Mittel 
für den Bauaufwand der Unterrichtsverwal­
tung, der ebenfalls um 50 Millionen Schilling 
auf 617 Millionen Schilling erhöht wurde. 
Der Staat tut viel, und trotzdem haben 
wir größte Sorgen, trotzdem ist im ländlichen 
Raum noch keine befriedigende Bildungs­
situation gegeben. 

Oft hört man den Vorwurf - auch heute 
ist er schon gefallen -, der ländliche Raum 
sei selber schuld, das Dorf, allenfalls auch 
die Landwirtschaft seien bildungsfeindlich. 
Wien wird dabei als Musterbeispiel hingestellt, 
weil es für den Schulraumbedarf gesorgt 
hat, weil es keinen Lehrermangel hat und 
in den letzten 20 Jahren angeblich eine so 
gute Schulpolitik betrieben hat. So kann nur 

E)7 
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jemand reden, der frei ist von Kenntnissen 
der echten Situation. 

Im Schuljahr 1 964/65 gab es in Österreich 
107 Volks-, Haupt- und Sonderschüler auf 
1000 Einwohner. In Kärnten waren es 
139 Schüler auf 1000 Einwohner, in Tirol 127 
und in Wien 53, also 40 Prozent der Tiroler 
Zahl. (Abg. Rosa W e b e r: Sie müssen den 
Bevölkerungsaufbau berücksichtigen ! Das ist 
ja stümperhaft, was Sie da sagen !) Man kann 
natürlich leicht Schulpolitik betreiben, wenn 
man im Gegensatz zu den ländlichen Ge­
meinden nur für 40 Prozent zu sorgen hat. 
(Ruf bei der S PÖ: I st Wien vielleicht schuld 
daran ? - Zwischenruf der Abg. Rosa Weber.) 
Nein, Wien ist nicht schuld daran, aber man 
kann leicht reden, wenn man nur für 40 Prozent 
der Schüler zu sorgen und zu zahlen hat. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wohl gibt es 
den abgestuften Bevölkerungsschlüssel, aber 
bei diesem ist der Mann im ländlichen Raum 
kein voller Staatsbürger. 

Drei Probleme gibt es zu bewältigen : 
einmal die steigenden Schülerzahlen durch die 
Bevölkerungszunahme, zweitens die steigen­
den Schülerzahlen durch den besseren Bil­
dungswillen und drittens die Einführung 
des 9. Schuljahres. Und hier besteht tat­
sächlich eine echte Gefahr, die Gefahr, daß 
der bestehende Pflichtschulbereich überfordert 
wird. Unsere Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, 
daß der Pflichtschulbereich im ländlichen 
Raum nicht zu Schaden kommt und das 
Bildungsgefälle dadurch nicht noch größer 
wird . 

Wir kennen alle den Schulraumbedarf für 
die Pflichtschulen. Zwischen 1 965 und 1970 
steigt er - und zwar ohne das 9. Schul­
jahr - sehr stark an und ist an den öffent­
lichen Volksschulen um 2164 Klassen höher, 
das sind 12,5 Prozent, an den Hauptschulen 
um 1547 Klassen, das sind fast 26 Prozent, 
und an den Sonderschulen um 124 Klassen, 
das sind 1 2 ,3 Prozent. Es ist interessant, 
daß der Schulraumbedarf in Tirol 1970 
390 Klassen betragen wird, obwohl sehr viel 
gebaut wird - ich komme noch darauf zu­
rück -, und im dreimal so großen Wien sind 
nur um llO Klassen mehr notwendig. 

Seit 1 945 wurden in Timl 227 Schulgebäude 
neu gebaut, in Wien 24. Ich weiß, daß Wien 
die größeren Schulen hat, aber das ist trotz­
dem kein Verhältnis, und man muß schon 
feststellen, daß der ländliche Raum, daß 
unsere Landgemeinden für die Bildung und 
für den Schulhausbau in allen Bundesländern 
sehr viel geleistet haben, und daß daher der 
Vonvurf, daß sie zurückgeblieben sind, daß 
sie zuwenig Interesse haben, absolut nicht 
stimmt. (Zust'immu,ng bei der Ö VP. - Abg. 

Ing. Kuns t : .Man hat doch erst in den letzten 
Jahren Abhilfe geschaffen, und 15 Jahre hat 
man geschlafen ! H undelte Lehrer fehlen jetzt 
schon ! Sie sind nicht einmal in der Lage, 
den Polytechnischen Lehrgang einer Lösung 
zu,zuführen, weil die Ö V P total versagt hat ! 
Weil Sie keine Vorbereitungen getroffen haben !) 
Herr Kollege ! Ich werde Ihnen im Zusammen­
hang mit den Lehrern darauf antworten. 

Zur Schulraumsituation möchte ich Ihnen 
nahelegen, das OECD-Projekt "Erziehungs­
planung und Wirtschaftswachstum in Öster­
reich von 1965 bis 1 975" gründlich zu stu­
dieren. (Abg. Ing. K u ns t :  Theorie und 
Praxis !) Sie werden dann nämlich darauf­
kommen, wie viele Schulen in Tirol gebaut 
wurden und wann sie ge baut wurden und 
wie viele Schulen im ländlichen Raum repa­
riert wurden und wann sie repariert wurden. 
Das hat nicht gestimmt, was Sie jetzt behauptet 
haben. 

Es werden große Planungen vorgenommen, 
aber wir wissen schon, daß 1975 trotzdem 
ein großes Schulraummanko bestehen wird. 
Tirol plant bis zu diesem Zeitpunkt 683 neue 
Klassen und hat dann noch einen Fehlbestand 
von 250 Schulräumen. Wien braucht nur 
278 Klassen zu planen und hat dann einen 
Fehlbestand von 124. In Wien haben wir 
dreimal soviel Bevölkerung als dort, und daher 
hat die dortige Bevölkerung drei- oder viermal 
soviel zu leisten. 

Die Gesamtkosten für die Deckung dieses 
Schulraumbedarfes belaufen sich auf 6,5 Mil­
liarden Schilling. Das müssen unsere Ge­
meinden leisten, wobei das 9. Schuljahr 
noch gar nicht berücksichtigt ist. Da kommt 
sicherlich noch etwas dazu, und die 10 oder 
1 1  Milliarden werden schon ihre Berechtigung 
haben. 

Der Bund hat die Schulgesetze 1962 ge­
schaffen, und daher ist es auch seine Aufgabe, 
dafür zu sorgen, daß der ländliche Raum 
die finanziellen Verpflichtungen erfüllen kann. 
Dafür kann er im Finanzausgleich sorgen, 
und daher wird gefordert, daß der Bund 
einen Zinsenzuschuß für die Gemeinden leistet, 
damit sie Kredite aufnehmen können. Die 
Gemeinden werden dann diesen Kredit zu­
rückzahlen müssen, aber der Bund übernimmt 
dafür den Zinsendienst. 

Wenn man noch den Bedarf der höheren 
Schulen und den großen Nachholbedarf der 
hohen Schulen berücksichtigt, dann scheint 
es schon so, daß das Schulgesetzwerk 1962 
nicht nur die Gemeinden, sondern das ganze 
Gemeinwesen, den Staat, und die Bauwirt­
schaft gewaltig überfordert. Aber dieses Hohe 
Haus hat es beschlossen und zwingt den 
Unterrichtsminister, die Einführungstermine 
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einzuhalten. Es hat damals die Entwicklung hier, er hat es nur kritisiert. Er hat gesagt, 
vielleicht nicht ganz richtig eingeschätzt, daß der Polytechnische Lehrgang von uns 
oder nur den Bedarf der Bundeshauptstadt systematisch unterbrochen wird, weil man 
berücksichtigt und die Bundesländer dabei dayon redet, Haushaltungsschulen zu bauen, 
zuwenig beachtet. ganzjährige Fachschulen zu bauen. Weiß 

Die rasche Einführung des 9. Schuljahres denn der Herr Kollege Peter nicht, daß alle 
würde die weitere Entwicklung des Haupt- weiterführenden Schulen das 9. Schul­
schulnetzes, vor allem die Einführung des jahr ersetzen können ? Ich wäre sehr glück­
zweiten Klassenzuges, gefährden und der lieh, wenn wir die Gelegenheit und die finan­
Landschule den notwendigen Lehrernachwuchs zieHen Mittel hätten, solche Haushaltungs­
entziehen. Es ist richtig, daß man zwar schulen für aUe Unsere Mädchen im ländlichen 
in einem mangelhaften Gebäude unterrichten Bereich zu schaffen und zu entwickeln, weil 
kann, daß aber die Kinder im schönsten sie dann eine gute Ausbildung mitbekommen 
Schulhaus ohne Lehrer nicht ausgebildet wer- würden. (Beifall bei der Ö V P.) 
den können. Daher haben wir für den Lehrer- Was mir am Schulgesetz 1962 sehr gut 
nachwuchs vorzusorgen. gefällt, ist, daß es dem Landkind verstärkt 

In der genannten Untersuchung wird der die Möglichkeit gibt, eine höhere Schule zu 
voraussichtliche Fehlbestand an Lehrkräften besuchen. Das Gesetz schafft die Möglich­
für Pflichtschulen 1969/70 den Höhepunkt keit, wenn der Bund den Schulraum und die 
erreichen und ungefähr 5500 Lehrer betragen. Lehrer beistellen kann. 
Dabei wurde diese Zahl nicht sehr pessimistisch Wir haben heute schon die Zahlen gehört. 
angenommen. Es ist also unsere Aufgabe, 1936/37 haben 64.000 Schüler die allgemein­
den Lehrernachwuchs zu sichern, und dafür bildenden höheren Schulen besucht, 1951 /52 
zu sorgen, daß es vor allem dem ländlichen waren es 61 .000, also um 3000 weniger ; 
Schulraum nicht an Lehrern fehlt . Denn die 1963/64 sind es 82.000 gewesen. Die Zahl 
Bildungswelle, die aufgebrochen ist, darf in steigt ja bis über 100.000 an . Es ist aber inter­
Österreich nicht an Raummangel und an Leh- essant , daß in Wien 1963/64 um 5000 Schüler 
rermangel zerschellen und darf den ländlichen weniger diese höheren Schulen besucht hahen 
Raum nicht treffen. als 1 936/37 (Abg. P e t e r :  Das ist ja euer 

Wir wissen schon, daß die Stadt Wien genug Versagen !) ,  obwohl wir aus den Ausführungen 
Lehrer hat, daß sie sogar einen Überschuß der Frau Hofrat Stella Klein-Löw gehört haben, 
an Lehrern hat und daß die Gefahr besteht, daß es in Wien Bezirke gibt, wo zwei Drittel 
daß das Lehrermanko das Land mit der ganzen der Schulpflichtigen in die erste Klasse der 
Wucht trifft. Hier ist Abhilfe zu schaffen, Mittelschule eintreten. Ich bin nun der Mei­
Abhilfe dadurch, daß der Schulerhalter den nung, daß das ein sehr erfreulicher Zustand 
notwendigen Wohnraum und die notwendige ist, aber daß wir im ländlichen Raum um soviel 
Schulausstattung zur Verfügung stellt, vom weniger Begabung, um soviel weniger Wissen 
Bund aber auch dadurch, daß bei der Bezah- haben, glaube ich, ist nicht eine richtige 
lung des Landlehrers ein entsprechender Folgerung daraus. 
Anreiz goochaffen wird. Wenn man Arbeits- In den Bundesländern ist die Anzahl der 
kräftemangel hat, muß man eben mehr Kinder, die eine höhere Sehule besuchen, 
zahlen, damit der Lehrer dorthin geht, wo sehr stark gestiegen. Trotzdem treten in 
er dringend benötigt wird. Wien 38,5 Prozent der Volksschüler von der 

Dann ist es unsere Aufgabe, den Nachwuchs 4. Klasse in die 1 .  Klasse einer höheren Schule 
allgemein zu vermehren und alles zu tun, über, in den Bundesländern aber durchsehnitt­
damit mehr Lehrkräfte herangebildet werden lieh nur 8 bis 13 Prozent. (Abg. Dr. Stella 
können. Dabei o'ilt es, die Landschule zu K l e i n-L ä w :  Das ist ja schrecklich !) Burgen­
erhalten und für 

b
elas extrem gelegene Gebiet , la?d mit 8 Prozent ist an u�terster, Kärnten 

die ausgebaute Volksschuloberstufe zu ent- mIt 13 Prozent an oberster Stelle .  
wickeln, damit auch dort die Kinder eine gleich Es wäre sehr interessant, zu wissen, was ein 
gute Ausbildung wie das St8Jdtkind bekommen. Schüler in der Hauptschule kostet und was 
Dazu ist es notwendig, daß das Zeugnis der die bessere Bildungssituation auf dem Mittel­
ausgebauten Volksschuloberstufe dem Zeug- schulsektor in den Städten diesen Gemein­
nis der Hauptschule etwa gleichgestellt wird. wesen an Geld ersparen hilft, weil der Bund 
Und dazu wird es auch notwendig sein, ja die höhere Schule hundertprozentig über­
daß ein obligatorischer Besuch dieser ausge- nimmt.  
bauten Volksschuloberstufe genauso wie der Aus dieser Überlegung heraus, glaube ich, der Hauptschule vorgeschrieben werden kann. ist die Forderung gerecht, daß wir hessere 

Das Schulgesetz 1 962 hat aber sehr viele Stipendien für das Landkind, das eine höhere 
gute Seiten. Der Herr Kollege Peter ist nicht Schule besucht und einen neuen Wohnsitz 
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begründen muß, fordern. Bessere Stipendien, 
damit mehr Kinder vom Land in diese höhere 
Bildungssituation übertreten können. 

Die österreichische Wirtschaft braucht in 
zehn Jahren so viele Absolventen höherer 
Schulen, daß die Zahl der Maturanten von 
derzeit 1 1  auf 20 Prozent gesteigert werden 
muß. Der Maturant von 1 975 muß jedoch 
bereits jetzt in die höhere Schule eintreten 
oder, wenn er in das Musisch.pädagogische 
Gymnasium geht, erst 1970. (Abg. Ing. 
K u  n s t :  Das kann man nicht erreden, sondern 
da muß man a'uch etwas tun ! Ihr redet immer 
und tut nichts !) Wir machen mehr am Land 
draußen, HelT Kollege, das müßten Sie von 
Tirol sehr genau wissen ! (Abg. Ing. K u n s t :  
Ihr habt jahrzehntelang auf dem Land gar 
nichts gemacht ! Wir brauchten einen Glöckel und 
einen Mandl, dann würde die Situation in 
Tirol und in den Bundesländern anders aus· 
8ehen ! - Zwischenrufe bei der Ö V P.) Wahr­
scheinlich, genau ! Einen Glöckel brauchten 
wir, das hat man ja in Wien leicht gemacht. 
Ich werde schon noch antworten auf den 
Zwischenruf. (Abg. Ing. K u ns t :  Ich habe in 
der Ersten Republik erlebt, was diese Menschen 
auf diesem Gebiet in Wien schon geleistet haben, 
wo ·ihr die Analphabeten gezüchtet habt und 
gar nicht wolltet, daß unsere Söhne und Töchter 
zur Schule gehen ! - Hört ! Hört ! -Rufe bei 
der SPÖ.) Ich wundere mich, daß ein Tiroler 
Abgeordneter seine Landsleute als Analpha. 
beten bezeichnet, obwohl er weiß, daß Tirol 
sehr viele geistige Kapazitäten hervorgebracht 
hat. (Abg. Ing. K u n s t :  Ich habe gesagt: 
Die Ö V P hat die Analphabeten wollen !) 
"Gezüchtet" hat' s  geheißen ! Sie haben ge­
sagt, Herr Kollege, man hat die Analphabeten 
in Tirol gezüchtet. (Abg. Ing. Kuns t :  In 
der Ersten Republik habt ihr es wollen !) So 
ist das ! Es gibt also, Herr Kollege, nach 
Ihrer Auffassung nur gescheite Leute in Wien, 
und wir in Tirol sind Trotteln und Analpha­
beten. (Abg. Ing. K u n s t :  In Tirol gibt es 
die Talente auch, aber da unterdrückt ihr sie 
ja ! Ihr laßt sie ja nicht einmal auf die Lehrer· 
bildungsanstalt gehen; da kann nur ein Ö V Pler 
hingehen !) Wenn Sie in der Lehrerbildungs­
anstalt wenig Leute haben, dann ist das dar­
auf zurückzuführen, weil Sie in Tirol wenig 
Anhänger haben. Nehmen Sie das zur Kennt­
nis . (Ruf bei der S PÖ : Billige Argumentation ! 
- Abg. Iny. K u n s t : Dort kann nur ein 
waschechter Ö V Pler hingehen !) Das ist keine 
billige Argumentation, das ist eine Tatsache. 
(Abg. Iny . Kuns t : Schauen Sie sich die 
zahlenmäßige Beschickung an !) 

Wir haben an Mittelschulen und höheren 
Schulen einen sehr großen Raumbedarf. Das 
Bundesministerium hat ja hier eine sehr inter­
essante Broschüre herausgegeben. Ich würde 

Ihnen, Herr Kollege Kunst, anraten, auch 
das Büchlein zu lesen. Ich möchte nicht allzu 
lang werden in meinen Ausführungen, daher 
nur sagen, daß 1969/70 in ganz Österreich 
2026 Klassenräume für diese mittleren und 
höheren Schulen fehlen, daß 1974/75 
4400 Klassenräume fehlen, wenn nichts ge­
baut werden würde. Und jetzt hat der Bund 
ein großes Programm von 1000 Schulräumen 
entwickelt, die in Bau oder in Planung sind. 
Da.s kostet 5,3 Milliarden Schilling. Aber wir 
ha ben eben gehört, daß damit der Bedarf 
noch nicht gedeckt wird. Weil aber der Neu­
bau und die Ausgestaltung dieser Schulen 
nicht so schnell vor sich gehen kann wie die 
Steigerung der Schülerzahl, ergibt sich wieder 
die Situation, daß die ländlichen Gebiete, 
welche dringend Schulraum für die höheren 
und mittleren Schulen brauchen, warten müs­
sen. Die Gemeinden haben selber den Ausweg 
gewählt, daß sie den Bau vorfinanzieren 
oder überhaupt finanzieren und so sehr hohe 
Kosten übernehmen, damit die rasche Er­
richtung von Schulraum möglich ist. Sie 
bringen hier große Opfer für ihre Kinder. 
Ich möchte aber eine Bitte anbringen : Bei 
der Planung und Verteilung dieser Mittel 
sind diese Gebiete, welche Begabungsreserven 
in großem Umfang aufweisen, zuerst zu be­
rücksichtigen, und das sind die ländlichen Ge­
biete. Das hat im übrigen auch die Frau 
Hofrat Klein-Löw heute schon gesagt. (Präsi­
dent W a l l n e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube, es ist ein Vorteil für den Staat, 
begabte und zusätzliche Kräfte zu bekommen, 
aber auch ein Vorteil für diese Ge biete, bil­
dungs mäßig nachgezogen zu werden. 

Im ländlichen Raum werden höhere Schulen 
oft von Religionsgemeinschaften getragen, 
und hiezu hat der Herr Kollege Peter gemeint, 
ein Ziel der Schulreform sei es, diese konfessio­
nellen Schulen weiterhin zu entwickeln und 
auszubauen, weil damit der Geist der ÖVP 
zementiert werde. Ich möchte hiezu folgendes 
sagen : Die ÖVP bekennt sich als christliche 
Partei zur christlichen Weltanschauung. 
Aber so billig, glaube ich, kann man sich's  
nicht machen ! Gerade diese Schulen waren es, 
die bis jetzt für den ländlichen Raum große 
Aufgaben erfüllt haben und dem Staat Milliar­
den Schilling ersparen halfen. Wenn hier ein 
Flugblatt oder ein Inserat der Diözese Wien 
verlesen wird, so darf ich doch sagen, daß die 
ÖVP zwar eine christliche Partei i st, aber 
absolut nicht zuständig ist für die Inserate 
dieser Diözese. ·  (Zw·ischenruf des Abg. M e l­
t e r.) Wenn eine begünstigte Einstellung hier 
versprochen wird und das sehr stark kritisiert 
wird, Herr Kollege, dann muß ich sagen : Bei 
dem heutigen Lehrermangel braucht man keine 
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begünstigte Anstellung. Das wäre ein Wider­
spruch in sich. ( Abg. M e  lt e r :  Warum ver­
spricht man es dann ?) Ich darf aber hier die 
Forderung aufstellen, daß diese altbewährten 
Einrichtungen und Anstalten der konfessio­
nellen Schulen entsprechend auch zu unter­
stützen sind. Im Schulbauprogramm des 
Staates müssen Mittel bereitgestellt werden 
zur Zinsenverbilligung für den entsprechenden 
Ausbau dieser Schulen. Nur dann werden diese 
Schulen in der Lage sein, ihren Ausbau rasch 
vorzunehmen, wenn sie Kredite aufnehmen 
können, die höchstens 1 bis 2 Prozent Zinsen­
belastung haben. Der Staat zahlt die Zinsen, 
die Religionsgemeinschaften amortisieren, tra­
gen den Sachaufwand, betreiben die Schüler­
heime und erhalten für die Lehrkräfte darüber 
hinaus nur 60 Prozent der Kosten. Ich glaube, 
das wäre für den Staat auch rein materiell 
gesehen ein sehr gutes Geschäft und wäre für 
die ländlichen Gebiete unbedingt notwendig. 
Dabei müssen wir berücksichtigen, daß die 
Dienstleistungen, also auch die Lehrer, ständig 
teurer werden, daß es vor allem heute sehr 
schwer ist, Internate zu bauen und vom 
Staat oder von der öffentlichen Hand aus zu 
betreiben, weil die Kosten enorm angewachsen 
sind. 

Wir wissen, daß viele Lehrkräfte auch auf 
dem Mittelschulsektor fehlen, auf technischem 
und naturwissenschaftlichem Gebiet das Ange­
bot infolge der Konjunktur ständig zurück­
geht und eine Abhilfe dringend ntowendig ist, 
wenn die Kinder ni cht auf die Ausbildung 
verzichten müssen. Vielleicht wäre es besser 
gewesen, zuerst die ganze Kraft des Staates 
auf den Sektor des höheren Schulwesens und 
des Hochschulwesens zu konzentrieren und 
dann dort die notwendigen Lehrer heranzubil­
den und damit das 9. Schuljahr aufzu­
bauen. Aber die Weichen sind gestellt, und 
daher ist es jetzt unsere Aufgabe, dafür zu sor­
gen, daß der ländliche Raum trotz dieser 
Weichenstellung nicht zu Schaden kommt. 

Ein kurzes Wort noch zu den Hochschulen. 
Bereits in den Vorjahren wurde von mir an 
dieser Stelle auf die soziale Ungerechtigkeit 
hingewiesen, die das bestehende Studienbei­
hilfengesetz aufweist. Es ist nun sehr erfreu­
lich, daß der Herr Unterrichtsminister mit der 
Kleinen Reform der Studienbeihilfe diesem 
sozialen Unrecht zu Leibe geht. Es ist über­
haupt sehr erfreulich, daß ein Student, der 
begabt und fleißig ist, bei Bedürftigkeit 
Anspruch auf eine Beihilfe hat. Ungerecht 
aber ist, daß dieser Student, der derzeit 
einen neuen Wolmort · begründen muß und 
einen Heimplatz braucht, nur 1 0  Prozent 
der Zulage bekommt, also 50 his 100 S pro 
Monat, während die Mehrkosten zirka 600 

bis 800 S betragen. Wenn er aus Vorarlberg 
stammt und in Wien studiert, braucht er diesen 
Mehrbetrag ja mehrfach für die Bahn, wenn 
er nur zu allen heiligen Zeiten heimfährt. 
Daher darf ich hier danken, daß der Herr 
Unterrichtsminister dieses Problem aufgegrif­
fen hat, daß er angekündigt hat, daß bei der 
Begründung eines neuen Wohnortes 5000 S 
pro Jahr Zulage gegeben werden, daß auch 
eine bessere Berücksichtigung der kinder-' 
reichen Familien und eine bessere Berücksichti­
gung der Hochbegabten in Aussicht genommen 
ist. (Abg. Ing. K u n s t : Das holt euer Verkehrs­
ministe1· durch die Preiserhöhungen zum Teil 
wieder weg !) Herr Kollege ! Ihr Verkehrs­
minister hat auf unsere Interventionen, daß 
auch die landwirtschaftlichen Schüler Schüler 
sind, immer nein gesagt ! Genau : immer nein 
gesagt ! Weil er gesagt hat, er hat kein Geld. 
Auf diese paar tausend Schilling ist es ihm 
angekommen ! (Abg. Ing. K u n s t :  Unser 
Minister hat die Tarife 80 gestaltet, daß es eine 
starke Subvention der Landwirtschaft war !) 
Ich glaube, das wäre von der Bahn ohne wei­
teres zu regeln gewesen, wenn man wollte. 
Das wird jetzt geregelt, darauf können Sie 
sich verlassen ! (Abg. Ing. K u n s t :  Er hat sie 
sozialer gestaltet, als ihr in der Lage seid, es 
jemals zu machen !) 

Ein Wort zur Hochschulsituation. Die 
Hörerzahlen sind von 1946 bis 1954 von 
26 .000 auf 19 .900 gefallen, sie sind also in 
den ersten zehn Jahren zurückgegangen. Seit 
1954 haben wir aber ein sehr starkes Ansteigen 
zu verzeichnen. Derzeit sind es 5l .400 Hörer, 
davon 48.800 an wissenschaftlichen Hoch­
schulen. 10.000 davon sind Ausländer, die 
Hälfte davon ist aus den Entwicklungsländern. 
Ich glaube, hier hat Österreich auch eine 
große Aufgabe zu erfüllen als Hilfeleistung 
für die unterentwickelten Länder, aber auch 
zur Hebung des gegenseitigen Verstehens der 
Völker. 

Wir wissen nun, daß die Zahl der Hoch­
schullehrer, der Assistenten, des gesamten 
Hochschulpersonals wohl stark angestiegen 
ist, daß aber dieses Ansteigen den steigenden 
Hörerzahlen nicht folgen konnte. 1 955/56 
gab es insgesamt 3110 Hochschullehrer, 1964/65 
3960, also um 850 mehr. 1955 gab es 1460 
Assistenten, jetzt gibt es um 933 mehr. Es 
kommen auf eine Hochschullehrkanzel unge­
fähr 80 Hörer und auf einen Assistenten 
24 Hörer. Wir haben bereits für die Volks­
schule, für die Hauptschule eine Höchstzahl 
von 36 festgehalten. Hier ist also noch eine 
große Aufgabe zu erfüllen. 

Aber woher kommt denn dieses wissenschaft­
liche Personal ? Wie können denn diese Kräfte 
gesichert v;'erden ? In den letzten zehn Jahren 
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sind 79 österreichische Dozenten dem Ruf 
ins Ausland gefolgt und wahrscheinlich Tau­
sende junger graduierter Akademiker insbeson­
dere vom technischen und naturwissenschaft­
lichen Bereich. Wir wissen schon, daß das 
keine rein österreichische Erscheinung ist, 
daß das eine europäische Erscheinung ist, daß 
Europa sehr viele Kräfte zum Beispiel an die 
USA abgibt. Ich glaube aber, wir müssen 
wenigstens in Europa konkurrenzfähig sein, 
und daher müssen wir den Reallohn der Alm-
demiker dem Ausland anpassen. Wir müssen 
die Arbeitsmöglichkeiten für sie verbessern, 
auch in der privaten Wirtschaft, auch in der 
verstaatlichten Wirtschaft, auch im öffentli­
chen Bereich. Hier hat die Wirtschaft in allen 
Bereichen sehr viel zu tun. 

Der Ausbau der Forschung wird vielen 
jungen Akademikern Arbeitsmöglichkeiten 
schaffen. Hoffen wir, daß sie ihre Kräfte 
auch dem Staat zur Verfügung stellen. Es ist 
ja so, daß wir nicht nur in die hohen Schulen 
investieren müssen, wir sollen auch diese 
Investitionen nützen können, und zwar im 
wirtschaftlichen Bereich und im geistigen 
Bereich, und den Nutzen daraus ziehen. 

Für die Hochschullehrer und für die Stu­
denten ist auch Raum notwendig : Lehrsäle, 
Institute, Raum für die technischen Hilfs­
mittel, 'für die Bibliotheken, Raum auch für 
die Verwaltungskräfte und die Hilfskräfte . 

eigentlichen Sinne des Wortes mit der Univer­
sitas. Das ist wohl gerade heute ein dringendes 
Gebot. 

Hoffen wir, daß dieses Haus noch vor den 
Sommerferien die Möglichkeit hat, die not­
wendigen Gesetze hiefür zu beschließen, damit 
bei der 300-Jahr-Feier 1969 mit dem Unter­
richt an dieser Fakultät begonnen werden kann. 
Die Zustimmung der Rektorenkonferenz liegt 
vor, der Gesetzentwurf ist derzeit im Begut­
achtungsverfahren und könnte noch vor den 
Sommerferien des Hohen Hauses beschlossen 
werden. Dann wäre es möglich, daß die reichen 
Begabungen der westlichen Bundesländer auf 
technischem Gebiet besser und verstärkt geho­
ben werden können. ( Abg. I ng. Ku n s t :  E8 
liegt ja nur an euch, ihr könnt es ja verwirkli­
chen ! Und wie notwendig es ist, hat ja auch 
die Besichtigung in T'irol bewiesen ! Das i.st 
ein kultureller Skandal gewesen ! - Abg. G la­
s e r :  Die Kunst, Zwischenrufe zu machen ,  w,ird 
Kunst nie lernen ! Da.s sind Zwischem'eden !) 
Herr Kollege ! Ihren Worten kann ich ent­
nehmen, daß Sie sehr einverstanden sind. 
Sollte es auf Grund der Termine nicht mehr 
möglich sein, daß über die Regierung dieses 
Gesetz hereinkommt, dann werde ich mich an 
Sie wenden, ob es möglich ist, einen gemein­
samen Antrag zu formulieren, um die Termin­
schwierigkeiten zu beseitigen. Und ich hoffe 
dann, daß Ihre Partei zustimmt. (Abg. Dipl.­
I ng . H ä m m e r l e :  Besser, für Tirol einzutreten, 

Am 10. Juni wurden die Abgeordneten zum als dagegenreden ! - Abg. Ing. K u n s t :  Ich trete 
Nationalrat und zum Bundesrat von Tirol schon für Tirol ein, da können Sie ve1'sichert 
und Vorarlberg von der Universität Innsbruck sein ! - Abg. Dr. K u m m e r :  Das kommt uns 
eingeladen, die Sorgen dieser hohen Bildungs- nicht so vor I) Meine lieben Kollegen von 
stätte an Ort und Stelle zu erfahren. 700 Mil- unserer Fraktion ! Lassen Sie den Herrn 
lionen Schilling kostet der Ausbau der beste- Kollegen Kunst, es ist seine Angelegenheit, ob 
henden vier Fakultäten dieser Universität . I er sich als Tiroler fühlt oder nicht. 
Das Land Tirol und die Stadt Innsbruck haben 
300 Millionen Schilling für die Errichtung einer 
Fakultät für Bauwesen und Architektur zuge­
sichert. Ich glaube, das ist einmal ein großer 
Fortschritt, daß sich das Land und die Stadt 
bereit erklären, 300 Millionen Schilling aufzu­
bringen. Ich möchte auch hier wieder sagen : 
Wien, gehe hin und tue desgleichen ! Wenn 
man den Bevölkerungsschlüssel zugrunde legt , 
würde das eine Milliarde Schilling betragen. 
Es ist sicher ein schweres Opfer, wenn Tirol 
pro Einwohner dem Bund 600 S für den Ausbau 
einer neuen Fakultät zur Verfügung stellt. 
Die Errichtung dieser Fakultät ist aber not­
wendig, um den Nachwuchs auf technischem 
Gebiet zu sichern, den Nachwuchs zu sichern 
auf dem Gebiet des Vermessungswesens. Hier 
haben wir es das erstemal in Österreich, daß 
eine technische Fakultät in Verbindung mit 
einer Universität eingerichtet wird, in Ver­
bindung steht mit den übrigen Geistes- und 
Naturwissenschaften, in Verbindung steht im 

Für die Studenten müssen wir eine bessere 
Vorsorge treffen . Eine Mensa muß gebaut 
werden, Studentenheime sind notwendig, denn 
hier hat Innsbruck sehr starken Mangel und 
steht im Verhältnis weit hinten in Österreich. 
Wir haben einen Hörerstand von 6000 und 
haben ganze 620 Heimbetten für Damen und 
Herren zur Verfügung. 

Wir haben auch gesehen, daß die derzeitige 
Mensa ein Buffet ist, wo maximal 200 bis 300 
Leute essen können. Und hier habe ich eine 
konkrete Bitte an den Herrn Unterrichtsmini­
ster . Der Pächter zahlt derzeit 5 Prozent 
Umsatzpacht, die Studentenschaft verbilligt 
das Essen, diese Umsatzpacht ,vird nicht ein­
mal in diesem Lokal investiert. Da wären 
neue Tische not�wendig, neue Böden. Ich kenne 
die Schwierigkeiten auf finanziellem Gebiet 
oder im Budget, aber es wäre möglich, einen 
anderen Pachtvertrag abzuschließen, daß der 
Pächter diese 5 Prozent zu investieren hat, 
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und dann ist allen geholfen : dem Pächter, der 
Hochschülerschaft und letztlich auch dem 
Staate. (Abg. Ing. Kuns t :  Herr Abgeordneter ! 
Vergessen Sie nicht die Hochschulprofessoren, 
die heute zu siebent in einem ganz kleinen Raum 
P1'üfungen abnehmen müssen und sich gleich­
ze#ig auf ihre V orlesungen vorbereiten müssen !  
Vergessen Sie nicht a'ltf d1�e Toiletten und die 
verschiedenen anderen Dinge !) 

Ich 'wollte Ihnen, lieber Herr Kollege, nicht 
al1es wegnehmen. Ich weiß nicht, ob Sie auch 
reden, aber einer von den Tirolel'n wird 
sicherlich darauf zu sprechen kommen. Ich 
möchte nur sagen : Auf diesen dringenden 
Nachholbedarf wurde von mir bereits hinge­
wiesen. Ich glaube, ich brauche jetzt nicht 
darauf einzugehen, was Sie er'wähnt haben, 
daß unwürdige Toiletten da sind, daß sieben, 
acht Professoren im gleichen Raum unter­
gebracht sind, daß die Schreibkräfte auf dem 
Gang heraußen sitzen, weil sie im Raum keinen 
Platz haben.  (Abg. Ing. Kuns t :  Die AS81;stenten 
auf dem Dachboden !) Ich weiß das alles, und aus 
diesen Überlegungen heraus würde es mir richtig 
erscheinen, dafür zu sorgen, daß Abhilfe 
erfolgen kann. Auch das kostet wieder 5 Mil­
liarden Schilling. Und wenn wir das zusam­
menzählen, dann haben wir 20 Milliarden 
Schilling beisammen, eine runde Summe. 
(Abg. H orejs :  Herr Kollege, der Neubau der 
J1Iensa ist beim ersten Spatenstich währ'end des 
Wahlkampfes steckengeblieben, seither rührt sich 
nichts mehr I) Wenn Sie sich beim Besuch der 
Universität genau erkundigt hätten, wüßten 
Sie, daß man auf diese Mensa aufstocken will, 
ein Stockwerk draufbauen will und da ß daher 
die Bauverhandlungen diesbezüglich stecken­
geblieben sind, weil in Innsbruck die Bau­
höhe bis jetzt nicht bewilligt wurde. (Abg. 
Ing. Kun s t :  Keine Baubewilligung und Spa­
tenstich, wie gibt' s denn das ? Ihr habt ja einen 
Ö V P -Bürgermeiste'i' ! ) 

So ist das, Herr Kollege, nicht deshalb sind 
sie steckengeblieben, weil man nicht bauen 
will, sondern weil die rechtlichen Vorausset­
zungen erst. geklärt werden müssen. 

Wenn der gesamte Aufwand unserer Schulen 
beachtet 'wird, dann muß festgestellt werden, 
daß das Schulgesetzwerk aus 1962 wahrschein­
lieh den Staat überfordert nnd daß es vielleicht 
besser gewesen wäre, eine andere Rangordnung 
festzulegen, eine Rangordnung nach den drin­
genden Bedürfnissen - obwohl die Frau Kol­
legin Hofrat Dr. Stella Klein-Löw gesagt hat, 
hier gibt es keine Rangordnung -, daß man 
zuerst die höheren Schulen ausbaut und die 
Hochschulen, und mit den gewonnenen Lehr­
kräften und den gewonnenen Kräften dann 
das allgemeine Schulwesen ausbaut. 

Jetzt ist es aber einmal geschehen, und ich 
weiß nicht, ob es auch gut ist. Ich möchte 

hier nur einen Ausspruch eines Philosophen von 
dieser Innsbrucker Universität zur Kenntnis 
bringen, der gesagt hat : "Es mag den Gesetz­
geber, den Politiker und den Juristen zufrie­
denstellen, wenn ein neues Gesetz fertiggestellt 
ist, ein Fachgebiet geordnet und geregelt 
erscheint. Der Philosoph ist erst zufrieden 
und glücklich, wenn er nach dem Gesetz 
handeln, ihm gemäß arbeiten und leben 
kann."  Das heiI3t also : wenn auch die Vor­
aussetzungen geschaffen werden, die zur Erfül­
lung des Gesetzes notwendig sind. 

Ich darf auf noch etv,ras verweisen. Im ver­
gangenen Jahr habe ich aufgezeigt, daß der 
Abgang der vier Bundestheater in Wien mit 
280,9 Millionen Schilling eine Höhe erreicht 
hat, die von unserem Standpunkt aus nicht 
mehr zu vertreten ist. Kultur ist mehr als 
nur ein teures Theater. Und es ist sehr erfreu­
lich, daß es dem Herrn Minister Piffl gelungen 
ist, das Defizit dieser Theater zu stoppen, im 
heurigen Jahr sogar um 10 Millionen Schil­
ling herabzusetzen auf 269,7 Millionen Schil­
ling, wobei ich fest überzeugt bin, daß damit 
das Niveau dieser Bundestheater nicht beein­
trächtigt wird. 

Gleichzeitig war es möglich, die Su bventio­
nen für die privaten Theater, für die Bundes­
ländertheater , für nie Festspiele und Orchester 
in den Ländern um 4 Milliarden Schilling zu 
steigern. Ich möchte der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß der gemeinsame Entschließungs­
antrag aller drei Parteien diese Entwicklung 
für das Budget 1 967 noch tatkräftig unter­
stützen möge, damit nicht nur die Theater, 
die von den Gebietskörperschaften, VOll den 
Ländern und Städten betrieben werden, bes­
sere Unterstützung finden, sondern daß auch 
für das Laienspielwesen eine eigene Budget­
ansatzpost geschaffen wird. 

Herr Dr. Scrinzi hat ja hier schon sehr viel 
über Festspiele gesprochen. Wir haben solche 
Spiele nicht nur in Kärnten, wir haben sehr 
viele auch in Tirol, und es ist notwendig, 
daß wir dieses Laienspielwesen mehr unter­
stützen. (Ruf bei der SPÖ : Pradler Ritter­
spiele !) Ich möchte meine Ausführungen 
vom Vorjahr nicht wiederholen, aber das 
Laienspielwesen ist ein wesentlicher Faktor 
der Kulturförderullg des ländlichen Raumes . 
Er ist selber kulturträchtig im wahrsten Sinne 
des Wortes, und daher soll der Bund auch 
diesem Bereich eine echte Förderung zuteil wer­
den lassen, weil auch das ein Teil der kulturel­
len Strukturpolitik Österreichs sein muß ! 

Ich möchte dem Herrn Unterrichtsmini8ter 
für sein Verständnis danken, das er für die 
Ausbildullgs- und Bildungsmöglichkeiten des 
ländlichen Raumes aufbringt, für sein Ver­
ständnis, den Ausgleich zu schaffen zwischen 
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den günstigen und ungünstigen Regionen in 
unserem Lande, damit allen Österreichern 
gleiche Bildungsmöglichkeiten und gleiche 
Kulturchancen gegeben werden können, und 
daß so dazu beigetragen wird, daß unser 
ganzes Vaterland auf dem Wege zur Bildungs­
gesellschaft gleichermaßen teilnehmen kann. 
Dieses Hohe Haus muß oder soll diesem 
Anliegen aber auch entsprechend Rechnung 
tragen. (Beifall bei der ÖV P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Liwanec. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Liwanec (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich bitte Sie, 
mir für wenige Minuten auf ein Gebiet zu 
folgen, das meine Damen und Herren Vor­
redner bisher kaum gestreift haben und das, 
wie mir scheint, ein sehr wesentlicher Bestand­
teil des heute zur Diskussion stehenden Vor­
anschlages ist. 

Zunächst möchte ich mir erlauben, den 
Fehdehandschuh des Herrn Abgeordneten 
Harwalik aufzunehmen. Er hat der Opposi­
tion den Vorwurf gemacht, daß sie zuwenig 
auf das Positive im Bundesvoranschlag ein­
gehe. Ohne darüber reden zu wollen, ob es 
die Aufgabe der Opposition ist, die Regierung 
zu loben, möchte ich sagen, daß mir an seinen 
Ausführungen gefehlt hat, daß er das Kapitel, 
das ich ausschließlich behandeln möchte, 
nämlich das Kapitel 13 des Bundesvoranschla­
ges, Gruppe X, überhaupt nicht erwähnt hat. 
Mir scheint, daß es unmöglich ist, das Positive 
dauernd zu unterstreichen und mit epischer 
Breite, mit einem lyrisehen Intermezzo, mit 
sehr vielen Zitaten in die Zukunft zu weisen 
und zu wissen, daß dieses vorliegende Budget 
Kunst und Unterricht diesem Ziel nicht einmal 
nahekommt. Mir scheint, daß damit nieman­
dem geholfen ist, nur schöne Reden in diesem 
Hause zu hören. 

Dieses Kapitel 13 weist einen Abstrieh 
um 8 Prozent, um 25 Millionen gegenüber dem 
Vorjahr auf. In einer Zeit, in der alles teurer 
wurde, in der die Aufwendigkeit größer wurde : 
weniger Geld für die Kunst, weniger Geld 
für den lebenden Künstler, für den schaffenden 
Künstler, weniger Geld für alle Sparten des 
österreichisehen Kulturlebens ! 

In der Diskussion ta,ucht immer wieder die 
gleiche Argumentation auf, wenn irgend etwas 
nieht nur positiv wirkt. Und das ist das 
einzige, was ich mir als einer der an Arbeits­
jahren in diesem Haus jüngsten zu sagen 
erlaube. 'Venn es keine Argumentation mehr 
gibt, dann ist die Koalition schuld. Diese 
Koalition wird sowohl von den Damen und 
Herren der ÖVP als auch von der Freiheitliehen 

Partei immer wieder als Sündenbock hinge­
stellt. Geht das auch mit der Koalition nicht 
mehr, dann ist es auf der rechten Seite der 
6. März, der hinhalten oder herhalten muß,  
wenn es  kein sachliches Argument gibt. Genügt 
auch das nicht, bemüht man sich, den soziali­
stischen Minister, der einige Jahre für ein 
Ressort zuständig war, als den für Dinge, 
die im nächsten Jahr geschehen sollen, Ver­
antwortlichen hinzustellen. Und wenn das 
auch nichts nützt, ertönt aus den hintersten 
Bänken der Regierungspartei der scheinbar 
als Vorwurf gemeinte Zwischenruf : Sie sind 
ein Demagog, Sie sind ein Marxist ! 

So, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, glaube ich, kann man an die sehr 
wichtigen Dinge eines Bundesvoranschlages 
nicht herangehen. Ich möchte deswegen den 
Vorschlag des Herrn Abgeordneten Harwalik 
hundertprozentig aufnehmen. Ich werde nur 
an Hand des Zahlenmatel"ials, das uns vor­
gelegt wurde, argumentieren. Ich werde nicht 
interpretieren und werde mich bemühen, 
nicht zu polemisieren. 

Wenn man meinte, die Redner der Oppo­
sition hätten sich zuwenig auf das Zahlen­
material beschränkt, so möchte ich sagen : 
Ich werde es ausschließlich verwenden. 
Ich habe schon gesagt : Für dieses Kapitel 
stehen um 25 Millionen, 8 Prozent, weniger 
zur Verfügung. Jeder einzelne Titel hat weni­
ger Geld zur Verfügung : Musik und darstellende 
Kunst um 2 , 1 7  Millionen Schilling ; das 
Filmwesen sinkt von 8,4 auf 6,99 Millionen ; 
die Literatur von 5, 1 Millionen auf 4,6 Millio­
nen. Nur bei der bildenden Kunst gibt es 
einen unwesentlichen Aufstieg, der meiner 
Meinung nach nicht nur ausgeglichen, sondern 
durch die Tatsache ins Gegenteil verwandelt 
wird, daß dem Museum des 20. Jahrhunderts 
der gesamte Budgetansatz ganz einfach ge­
strichen wurde. Ich werde mir erlauben, 
darauf noch zurückzukommen. V mher aber 
nur ganz wenige prinzipielle Worte. 

Man kann dieses Ansgabel1kapitel und die 
Kürzungen überhaupt nur verstehen , wenn 
man sich einige Gedanken über die prinzipielle 
Einstellung zur Kunst eines Landes und einer 
Epoche macht , über die prinzipielle Ein­
stellung zum öffentlichen Leben, die Ein­
stellung zum lebenden und schaffenden Künst­
ler, der sich in dieser Zeit plagt wie jeder andere 
Arbeite" und Angestellte, der als freier schaf­
fender Künstler unter wesentlich schwierigeren 
Vo:-aussetzungen arbeitet. Ich glaube, daß 
dieses Haus den jungen lebenden Künstlern 
und den alten lebenden Künstlern sehr wohl 
einigen Respekt schuldig ist. 

'Venn ich sage, daß man da!> prinzipiell 
betr achten muß, so scheint mir die Tatsache, 
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daß dieses österreichische KulturIeben 21  Jahre ! Im Bundesvorallschlag ist kein Ausgleich 
lang unter konservativer Führung stand, geschaffen worden. Wir waren nicht imstande, 
den wesentlichsten Teil zu beleuchten. Es das gleiche auf Bundesebene zu erreichen. 
ist das dauernde falsche Setzen der Akzente, 
eine Rangordnung, die rein gefühlsmäßig 
betont gesetzt wird, es ist eine Konzept­
losigkeit und eine Ratlosigkeit, die sich am 
deutlichsten an dem Fall der Biennale und 
Leherbauer bewiesen hat. Ich glaube, daß 
hier die Linie fehlt. Ich sage dazu : Es wäre 
nichts verhängnisvoller, als würden wir von 
dieser Stelle aus allem das Wort reden, was 
unter moderner Kunst verstanden wird. Kei. 
neswegs ! Sehr wohl wird ausgewogen und aus­
gewählt werden müssen, aber es geht nicht an, 
daß sich der verantwortliche zuständige Mini­
ster über Ratschläge der Fachleute hinweg­
setzt und ganz einfach einen bereits gefaßten 
Beschluß negiert, auch wenn er dann nachher 
sagt, er werde sich in Zukunft von Fachleuten 
beraten lassen. Wie die Entscheidung dann 
ausfallen wird , wage ich heute schon voraus­
zusehen. 

Ich sage das, ohne darauf einzugehen, so 
bestechend es wäre, was mit diesem Geld 
aus dem Kulturgroschen geschehen ist, sondern 
ich komme nun zum Kunstförderungsbeitrag 
und zum Kunstförderungsbeitragsgesetz. Auch 
der Betrag aus diesem Titel - ich erinnere 
daran : das ist der 1 3 .  Monatsbeitrag, den 
alle österreichischen Rundfunkhörer zu be­
zahlen haben und der dem Unterrichtsmini­
sterium bisher jährlich zugeflossen ist bezie­
hungsweise an es abgeliefert worden ist -
wird ab 1 .  Jänner 1967 vermutlich nicht mehr 
zur Verfügung stehen. 

In den bisherigen Beratungen im Sonder­
ausschuß, der sich um die Reorganisation 
des Rundfunks bemüht, war bisher keine Rede 
davon, daß einer der Verhandlungspartner 
wieder einen 13 .  und 14. Monatsbeitrag vor­
schlagen wird. Ich frage also auch von dieser 
Stelle aus konkret : Ist hiefür Vorsorge ge-

Das ist eben diese prinzipielle Einstellung troffen, daß dieser Ausfall von weiteren 
zu den Dingen : Es geht darum, ob man der rund 1 4 Millionen Schilling im Jahr - es 
Meinung ist, daß die Kunst, daß der lebende sind mit dem Kulturgroschenanteil immerhin 
Künstler das Gesicht einer Gesellschaft und über 20 Millionen - nicht wieder den lebenden 
seiner Zeit mitformt und daß er meistens - Künstlern, den Kunstschaffenden Österreichs 
auch wenn der Herr Abgeordnete Gruber weggenommen wird ? Werden wir in der Lage 
anderer Meinung ist - seiner Zeit voraus ist. sein, diesen Ausfall budgetmäßig zu ersetzen, 
Eine wegwerfende Handbewegung zur Kunst oder leben wir weiter in der gleichen von mir 
ist eine wegwerfende Handbewegung zur und einem meiner Vorredner bereits erwähnten 
Zukunft eines Landes ! Negieren Sie diese Planlosigkeit ? Mir - ich weiß, auch dem 
Dinge nicht, meine Damen und Herren, ich Herrn Bundesminister für Unterricht und vie­
habe das Gefühl, daß sie dafür zu wichtig len anderen - liegt nun einmal das Kultur­
sind. l Ieben Österreichs am Herzen. Aber der 

Ich gestatte mir nun, auf ein, wie mir scheint, 
sehr wichtiges Problem näher einzugehen. 
Ich habe um Entschuldigung zu bitten. 
Die Damen und Herren, die seit Jahren in 
diesem Hohen Hause sitzen, haben alle Fragen 
um den Kulturgroschen bereits vor J ahl'en 
beraten. Ich muß aber doch etwas dazu 
sagen. 

Aus dem Kulturgro8chen hat der Bund 
und damit - im weiteren oder engeren Sinne, 
wie Sie wollen - das Bundesministerium für 
Unterricht immerhin jährlich über 5 Millionen 
Schilling für die Kunstförderung zur Ver­
fügung gehabt. Daß außer diesen 5 Millionen 
Schilling noch fund 25 Millionen Schilling 
für die einzelnen Bundesländer vorha,nden 
waren, die der dortigen Kunstförderung dienen 
sollen, welche ja nach der Verfassung Landes­
sache ist, möchte ich nur am Rande envähnen. 
Aber es ist einigen Bundesländern immer­
hin gelungen, diesen Entfa.ll ,  der nur durch 
ein Zögern - ich wage nicht zu behaupten : 
durch ein bewußtes Zögern - des Herrn Unter­
richtsministers entstanden if:lt , auszugleichen. 

Künstler hat nichts von schönen Worten, 
er muß ja m it seiner Familie leben können, 
dafür arbeitet er, und diese Arbeit soll man 
ihm, so scheint es mir, erleichtern. Das ist 
die erste Frage. 

Zur z\veiten Frage : Hier hat es im Budget­
ausschuß ein kleines Mißverständnis gegeben. 
Ich sagte nämlich dort, daß es seit 1962 keine 
Sit.zung des beim Bundesministerium für Unter­
richt installierten Beirates gegeben hat, der 
sich mit der Verteilung der aus dem KuUur­
groschen und aus dem Kunstförderungsbei­
trag einfließenden Beträge zu beschäftigen 
hat. Die Sitzung hat nun - und hierin liegt 
das Mißverständnis - tatsächlich am 30. Sep­
tember 1 963 stattgefunden, beschäftigte sich 
aber mit der Verteilung der im Jahre 1 962 
eingegangenen Mittel. Seither hat es keine 
Sitzung dieses Beirates gegeben. Wenn ich 
falsch informiert bin, ersuche ich den Herrn 
Bundesminister neuerlich um Antwort. 

Ich wiederhole, daß ich, weil ich heute 
wiIklich nur kurze Zeit spreehen möchte, 
nicht darüber reden will, wie diese 20 M illionen 
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Liwanec 
jährlich verteilt wurden. Im Kunstförderungs­
beitragsgesetz beziehungsweise in dem in 
der Ersten Republik beschlossenen Gesetz 
über den RA VAG-Schilling und den Erläute­
rungen dazu heißt es sehr deutlich, wozu dieser 
Betrag zu dienen hat , nämlich zur Förderung 
der lebenden Künstler, die damals durch den 
Rundfunk geschädigt wurden. Denn die Rund­
funkü bertragungen in Kaffeehäusern, Gast­
häusern, an öffentlichen Stätten haben damals 
ausübende Musiker um ihren Beruf, um ihr 
Einkommen gebracht. Dieser RA V AG-Schil­
l ing sollte Ersatz bringen, er wurde in den letz­
ten Jahren aber wesentlich anders verteilt. 
Aber wie gesagt, heute darüber n ichts. 

Ich komme schon, meine sehr Verehrten, 
zum Schluß und möchte vorher nur noch 
folgendes zum Herrn Abgeordneten Scrinzi 
sagen - etwas ähnliches ist auch beim Herrn 
Abgeordneten Harwalik angeklungen - :  Ich 
glaube nicht, daß das private Mäzenatentum 
ausgestorben ist. Im Gegenteil ! Mir scheint, 
daß durch eine sehr mühselige Erziehung 
zur richtigen Kunstbetrachtung, zur Freude 
an der Kunst doch auch vom Autobusschaffner 
über den Landwirt bis zum Brauereimillionär 
sehr wohl einzelne bereits wieder Kunstgegen­
stände sammeln und Kunstliebhaber geworden 
sind. Man soll das nicht negieren. 

Warum ich aber dazu überhaupt noch rede, 
ist darauf zurllckzuführen, weil der Herr Ab­
geordnete gesagt hat, er sei zwar gegen einen 
von oben d iktierten Kunstzentralismus. Im 
gleichen Atemzug, zwei Minuten später, hat 
er aber bereits verlangt, daß eine Ausschaltung 
einer avantgardiRtischen Kunstrichtung er­
folgen soll . Genau das geht nämlich nicht. 
Auch auf dem Gebiete der Kunst soll und 
darf es, soll sie sich frei ent\vickeln können, 
keinerlei Zensur geben, keinedei Ausschaltung 
einer bestimmten Gruppe, selbst auf die Ge­
fahr hin, daß man nicht m it allem einverstan­
den ist , was geschieht ; aber das Zensurieren, 
das Verbieten hat nichts mit dem zu tun, 
was die beiden Herren Abgeordneten unter 
"Volkswille" und "sittlichen 'Verten" ver­
standen wissen wollen. 

Das wollte ich zu diesem Kapitel 13 flfl,gen, 
weil, wie mir scheint, im Truhel des Ge­
schehens, in der Freude darii bel', daß der Herr 
BundeHminister für Unterricht mehr Geld 
zur Verfiigung hat, vergessen v,rird, daß 
einem Kapitel und einem wichtigen Teil 
unseres öffentJichen Lebens alles oder sebr 
vieles genommen wird, was es besaß.  Aber 
trotz dieses Negativums schließe ich mit etwas 
sehr Positivem : �lir scheint, daß dieses Kultur­
leben Österreichs, daf� diese österreichische 
Kunst robuster ist, a] s man von ihr angenom­
men hat. Sie hat - nicht sehr gut, aber 

immerhin - 21 Jahre konservative Fnter­
richtsministel' überdauert. Ich bin penölliieh 
überzeugt : Sie wil'd auch die paar Jahre 
Piffi ü hersteh<m ! (Beifall bei der SPÖ. )  

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Gruber. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Josef Gruber (ÖVP) : 
Hohes Haus ! Sehr verehrte Damen und Her­
ren ! Zunächst eine Frage an den Herrn 
Abgeordneten Liwanec. Ich bin mir keines­
wegs bewußt, daß ich bei seinen Ausführungen 
eine abwertende oder weg,verfende Handbewe­
gung gemacht habe. (Abg. Liwa n e c :  Ich 
bitte für meine Empfindlichkeit um Entschuldi­
gung 1 Es ist nicht um mich, sondern um die 
Kunst gegangen I) Nein, ich habe keine ge­
macht. Vielleicht haben Sie den Herrn Kolle­
gen Leitner oder sonst jemanden gemeint, 
ich habe lediglich bei den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Scrinzi etwas bedächtig 
mit meinem Kopf gewackelt. (Abg. L i w a n e c :  
Es war die Hand, Herr Abgeordneter 1 Die 
Hand war es I) Also das muß dann ein Irrtum 
ge"lesen sein ! (Abg. Liwanec : Nein, nein !) 
Es liegt mir vollkommen fern, Herr Abge­
ordneter Liwanec, bei Ihren Ausführungen 
eine wegwerfende Handbewegung zu machen. 
(Abg. Dr. Wi tha lm:  Er hat zuwenig nach rechts 
geschaut I) Ich glaube, es waren an und für sich 
sehr beherzigende Ausführungen. Ich wollte Sie 
in keiner Weise mit einer Handbewegung 
reizen. Im Gegenteil ! Ich meine, daß sich 
der Herr Abgeordnete Scrinzi mit seinen Aus­
führungen über die Kunst etwas aufs Glatteis 
begeben hat und möchte eher Ihnen zustim­
men. Man kann hier keineswegs von dieser 
Stelle aus Zensuren über Kunstschulen aus­
teilen. Das müssen wir doch wohl anderen 
überlassen, dazu ist die Politik nicht da. 
(Abg. 11-1 e l t e r :  Keine Zensur, sondern über­
mäßige Förderung in manchen Bereichen I) 
Ja gut. Das ist, glaube ich, auch nicht vom 
Herrn Minister in seiner Funktion als politi­
scher Mandatar gehandhabt worden, sondern 
er verläßt sich hier auch auf den Rat von 
Fachleuten. 

Ich darf vielleicht doch noch auf ein paar 
Bemerkungen eingehen, die heute in der 
Debatte gemacht wurden. Ein Zwischenruf 
der Frau Kollegin Weber - sie ist leider 
jetzt nicht da · - hat zum Ausdruck bringen 
wollen, daß es in Wien keinen Schulraum­
mangel gibt, das sei der konsequenten soziali­
stischen Schulpolitik seit 1 945 zu verdanken. 
(Abg . S k r i t e k : Und auch vor 1934 1 - Abg. 
H erta W i n k l e r :  Auch schon in der Ersten 
Republik; !) Die Frau Kollegin Firnberg war 
heute schon etwas böse, als man die Statistik, 
und dies nicht gerade im allerfreundlichsten 
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Sinn, in den Mund genommen hat. Ich muß 
doch sagen : Die Statistik beweist uns, daß 
Wien eben jenes Bundesland ist, das den 
geringsten Schülerzuwachs hat. (Abg. K o n i T :  
Aber (luch die meisten ze1'störten Schulen !) 

halten. Ich glaube, daß zum Kapitel Schule 
nicht nur Lehrer sprechen sollten, weil eben 
die Schule nicht nur Sache der Lehrer ist, 
sondern auch Sache der Eltern, ja Sache des 
ganzen Volkes, das wir schließlich hier zu ver­
treten haben. Ich hätte sicherlich auch als 

Wenn wir in Oberösterreich, meine sehr Elternvertreter, als der ich im Landesschulrat verehrten Damen und Herren von der Soziali- von Oberösterreich sitze, manches zur Schule stischen Partei, keinen höheren Schülerzu- zu sagen, versage es mir aber. Ich möchte 
wachs hätten als das Bundesland Wien, wenn zu anderen Dingen sprechen. wir Schulen nur dort zu errichten hätten, wo 
neue Siedlungen entstehen, dann _ das können Ich darf mir bei dieser Gelegenheit doch die 
Sie uns glauben - hätten auch wir in Ober- Nebenbemerkung erlauben : Es freut mich, 
österreich kein Schulraumproblem. Man kann d:tß meine Ausführungen im Finanz-
sich also nicht auf Grund einer geringeren und Budgetausschuß bezüglich des 
Schülerzahl J' etzt Lorbeeren aufs Haupt set Lehl'bücherwirrwarrs doch eine so rasche zen R k ' d U ' h . . , h und so tun als ob das nur der sozialisti sch ea bon es nternc tsmmistermms ervor-
Schulpolitik zu verdanken wäre. Zu de� geru�en hat, . da nämJi?h der Herr J\�inister 
kommt ja, daß in keinem anderen Bundesland bereIts AnweIsung an �Ie Landesschulrate h.at 
eine so starke Abwanderung von Pflichtschü- I ergehen lassen, daß . dIe Konferenzen bereJts 
lern in die Mittelschulen zu verzeichnen ist wie am Ende des Schuljahres festzulegen haben, 
gerade in 'Vien. Hier verlagert sich also die ,,-.elche Lehrbü�her �� kün.ftigen Schuljahr an 
Pflicht, Schulraum zu schaffen, von der Ge- dieser Schule emgefuhrt sem sollen. 
meinde auf den Bund. Auch das ist nicht zu Ich glaube, daß dem Unterrichtsminister 
vergessen. (Abg. Dr. SteUa K l e i n - Löw : der Dank der Elternschaft gebührt, Ich habe 
Seit wann ist das bekannt ?) Frau Kollegin schon bei einer früheren Budgetdebatte einmal 
Klein-Läw ! Ich muß mich in meinen Ausfüh- auf dieses leidige Kapitel hingewiesen.  (Abg. 
rungen auch später noch einmal mit Ihnen Dr. Hertha F i rn b e r g :  Wenn ein Mißstand 
beschäftigen. Hier nur soviel : Sie haben abgeschaUt wird, ist das dann ein Grund zu 
gesagt, der Herr Minister hätte bei seiner besonderem Dank ?) Nein, für die rasche 
Fragebeantwortung im Finanz- und Budget- Reaktion, Fra? K�ll�gin . . (Abg. Dr. K u m­
ausschuß - Kapitel Unterricht - eine Wert- m e  1' : Danken �st H oflu;hke�t !) 
ordnung aufgestellt. (A bg. Dr. Stella K l e i n- Wenn Sie diese Sache anschneiden, dann 
Lö w:  Ja, hat er ! Scha1lel1 Sie im stenographi- möchte ich darauf hinweisen, wie oft Ihre 
sehen Protokoll nach ! - Abg. Dr. Hel'tha Sprecher von der sozialistischen Fraktion von 
Fil' n b e r g :  Da haben Sie nicht aufgepaßt !) dieser Stelle aus Ihren Ministern gedankt haben 
Nein ! Das hat er ausdrücklich festgehalten. und geradezu Tiraden angestimmt haben. 
Laut Parlamentskorrespondenz hat er es aus- Heute können Sie es nicht mehr machen, Sie 
drücklieh festgehalten. Es wurde eine Dring- sind traurig darüber, und umso heftiger grei­
lichkeitsstufenfolge festgelegt, wobei die Ein- fen Sie natürlich unsere Minister an. (Abg. Dok­
stufung nichts über die Wertigkeit der einzel- tor K l e i n e r :  So traurig sind wir nicht, Sie 
nen Aufgaben aussagt. Also genau das Gegen- werden unseTe Heiterkeit schon kennenlernen 1 -
teil hat er gesagt. Ich glaube, das war nur ein Ruf bei der Ö VP :  Traurig seid's 8cho l) Ja, 
Mißverständnis. Ich mache Ihnen das nicht vielleicht ist es doch Traurigkeit, Herr Kam­
zum Vorwurf. (Abg. Dr. Stella K l e i n - Lö w : meramtsdirektor. Ich glaube, Sie gehören 
Das war kein M ißverstämillis ! Was man eher auch zu den Traurigen. 
zuerst macht, ist da8 wicht1:gste ! Und zuer8t, Es wäre natürlich in diesem Zusammenhang 
hat del' Her?' .lIfinister gemeint, müßte man die durchaus auch über ein Kapitel zu sprechen, 
Jugend berücksichtigen !) das in den letzten Jahren aber kaum mehr 

Eine Dringlichkeitsstufenfolge ist noch keine 
Wertordnung über die im Unterrichtsressort 
notwendigen Aufgaben. Ich glaube, daß heute, 
zumindest was den Beginn unserer 
Unterrichtsdebatte anlangt, nicht das sonst 
übliche Gefühl aufkommen konnte, daß hier 
nur Lehrer zum Kapitel Unterricht und 
Schule sprechen. (Abg . L i  b a l :  Sie sind doch 
LehTeTf) Ich bin kein Lehrer, entschuldige, 
Kollege Libal ! (Abg. Glase T :  Herr Libul ! 
Das könnten Sie schon wissen !) Aber wir 
können uns doch ein bißehen darüber unter-

bei der Budgetdebatte angeklungen ist, es sind 
dies Fragen, die eigentlich in die Abteilung 
Kultus gehören, weil ja auch für Fragen dieser 
Art das Unterrichtsministerium zuständig ist . 

Die Beziehungen zv.-ischen Kirche und 
Staat sind, Gott sei Dank, geordnet, und ich 
glaube, es ist kein Anlaß, jetzt solche Debatten 
zu entfachen. Es hat lediglich der Herr 
Abgeordnete Peter heute so kleine kultur­
kämpferische Töne hereingebracht - wir 
wollen ihm das nicht übelnehmen, das ent­
springt so seiner inneren Einstellung -, aber 
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ich glaube, wir wollen damit nicht an eine 
größere Sache, die irgendwie bereinigt, ist, 
wieder neu herantreten. (Abg. P e t e r :  Nicht 
an den Grundrechten der Glaubens-, Gesinnungs­
und Gewissensfreiheit rütteln 1 Das hat mit 
Kulturkampf nichts zu tun I) Herr Kollege 
Peter, es hat doch mehr den Anschein gehabt, 
als ob Ihnen eben die katholische Lehrerbildung 
so sehr im Magen läge, daß Sie dagegen ein­
mal eine Attacke reiten zu müssen glaubten. 
Ich weiß nicht warum, es sind immerhin, 
glaube ich, sogar in Ihrem Kreise einige 
Herren, die durchaus auch aus katholischen 
Lehrerbildungsanstalten gekommen sind und 
heute (Abg. P e t e r :  Ich habe Aufklärung per­
langt, Herr Kollege, und hoffe, sie zu erhalten 1 -
Abg. Dr. Hertha F i r n b e rg :  Nur keine Ablen­
kungsmanöver 1) zu ihren Parteifreunden zäh­
len . 

Es wäre auch für mich verlockend, heute 
über die Linzer Hochschule zu sprechen, ich 
bin aber gestern mit dem Herrn Kollegen 
Kleiner übereingekommen, daß wir uns dieses 
Kapitel aufsparen werden, wenn wir das Hoch­
schulstudiengesetz behandeln. (Abg. P e t e r :  
D a  leiste ich euch Gesellschaft I) Natürlich, 
warum nicht, zwei Oberösterreicher. (Abg. 
Pe t  er : Drei I) Ebenfalls, sehr gut. 

Ich möchte in erster Linie heute zur Frage 
des Volksbildungswesens Stellung nehmen. 
Das "\Vort "V olksbildung" wird heute gern durch 
einen anderen Ausdruck ersetzt : Erwachsenen­
bildung. Zur Volksbildung im weiteren Sinn, 
aber doch wohl im strikten Sinne des Wortes, 
gehört auch die staatsbürgerliche Erziehung 
und die politische Bildung des Volkes. Die 
Bevölkerung unseres Landes soll die demokra­
tischen Einrichtungen unserer Staatswesens 
kennenlernen, immer besser kennenlernen und 
auch deren Sinn verstehen. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, mit der bloßen Wissensvermittlung, auch 
wenn wir als politische Parteien für die poli­
tische Willensbildung sehr viel tun, ist es nicht 
getan. Die Demokratie kann wohl vielleicht 
auch in ihrem Aufbau ,  in ihren Spielregeln 
gelehrt werden, aber sie muß auch gelebt wer­
den, sonst ginge natürlich j ede Bemühung ins 
Leere. Die Bevölkerung begnügt sich sicher­
lich nicht damit, uns zuzuhören, sondern sie 
schaut auch auf das, was wir tun. 

Der Herr Kollege Konir hat gestern eine 
Zwischenbemerkung gemacht : Sie reden 
ja nicht, Sie handeln j a !  Für die Regierungs­
partei ist das eigentlich nur ein Kompliment. 
Wir reden nicht nur, sondern wir handeln 
auch. Wir müssen uns aber auch i mmer die 
Frage vorlegen, ob wir richtig handeln. Was 
den politischen Gehalt dieser Frage anlangt, 

wird sicherlich der Wähler bei der nächsten 
Wahl wieder sein Urteil abgeben. 

Wir müssen aber doch die Frage auch noch 
unter einem anderen Gesichtspunkt sehen, und 
zwar, ob wir hier herinnen in rein formaler 
Hinsicht jeweils das Richtige tun. Wir werden 
auch diesbezüglich von der Galerie herab, 
aber auch von der Presse beurteilt. Und wir 
müssen, glaube ich, auch einmal ernsthaft die 
Frage prüfen, ob dieser Stil, wie er in den 
letzten Tagen von der sozialistischen Fraktion 
geü bt wurde, der richtige ist. 

Wir wollen natürlich kein Urteil abgeben, 
sondern wir wollen das dem Urteil der All­
gemeinheit, der öffentlichen Meinung über­
lassen. (Abg. Dr. Hertha Firnberg : Aber mit 
Ihrer' Nachhilfe I) Aber, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich erlaube mir doch 
darauf hinzuweisen, es wäre gut, einmal eine 
selbstkritische Überlegung anzustellen. Der 
Herr Abgeordnete Czettel hat gestern gesagt : 
Sie können hier alles machen, Sie können 
Mehrheitsbeschlüsse fassen, aber das Reden 
lassen wir uns nicht verbieten. (Abg. L i b a l :  
Das ist richtig 1) Natürlich ist das richtig, 
Herr Abgeordneter Libal. Kein Mensch wird 
sich einfallen lassen, Ihnen das Reden zu ver­
bieten. (Abg. L i b a l :  Weil es auch nicht 
geht ! - Abg. Dr. W i t h alm : Das wollen wir 
auch gar nicht 1) Die Geschäftsordnung, Herr 
Kollege - wenn Sie sie studiert haben -, sieht 
sogar vor : Schluß der Debatte. Die Geschäfts­
ordnung ist ein Gesetz, das Sie auch mit be­
schlossen haben. Und Sie werden doch jetzt 
nicht sagen, das sei eine undemokratische 
Geschäftsordnung. Aber wir denken nicht 
daran, jemals von dieser Bestimmung der 
Geschäftsordnung Gebrauch zu machen. Das 
kann ich Ihnen ohne weiteres versichern. Aber 
Sie müssen sich selbst fragen, ob das sinn­
von ist, was Sie uns in den letzten Tagen vor­
geführt haben. Wir hören Ihnen schon zu, 
keine Angst, wir hören Ihnen in der gleichen 
Zahl und mit der gleichen Aufmerksamkeit 
zu, wie Sie nicht nur uns, sondern wie Sie sich 
selbst zuzuhören bereit sind. Ich habe mir 
gestern die Situation einige Male angesehen. 
Weder die Präsenz auf Ihrer Seite noch die 
Aufmerksamkeit auf Ihrer Seite war größer 
als bei uns. Wenn Sie gemeint haben, das 
seien so dringende Lebensprobleme der äster­
reichischen Wirtschaft, die Sie gestern ange­
schnitten haben, dann hätte man eigentlich 
auch erwarten müssen, daß Sie mit einer 
größeren Aufmerksamkeit den Ausführungen 
Ihrer eigenen Redner folgen würden. (Beifall 
bei der Ö VP.) 

Der Herr Abgeordnete Kreisky hat gestern 
abend eine Bemerkung gemacht, die irgend wie 
bezeichnend war : Sie werden eben nicht nach 
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Hause gehen können ! (Abg. Dr. Withalm : '  Wort von der Quatschbude. (Abg. Dr. Stella 
Er Wal" den ganzen Tag nicht da I - Abg. K l e i n - L ö w :  Das habe ich nicht gesagt I) 
L i b a l :  Gehört das zum Kapitel Unterricht ?) Sie haben es nicht gesagt, Sie haben aber 
Ich habe gesagt, die politische Bildung, die Bezug genommen auf die Äu ßerungen des 
wir durch die Tat hier der österreichischen Herrn Generalsekretärs Dr. Withalm, die er 
Bevölkerung vorführen, gehört auch gestern gemacht hat. 
(Abg. Dr. Hertha F i rnb erg  : Was wir sagen, Meine sehr verehrten Damen und Her-
interessiert Sie nicht l) Nein. Aber ich darf ren ! Ich habe im Jänner dieses Jahres bei einem auch meine Meinung sagen, Frau Kollegin.  Jugendparlament in Wels mitgewirkt, und da 
Was Sie für sich in Anspruch nehmen, das darf ist mir von einem Jugendlichen, der an der ich auch für mich in Anspruch nehmen. Veranstaltung aus zeitlichen Gründen nicht Sie haben uns gestern Vorwürfe gemacht, wir teilnehmen konnte, vorher ein Brief geschrie­
hören Ihnen nicht zu. Sie tun dasselbe, Sie ben worden. Er hat mir geschrieben : wollen meine Rede nicht anhöreIl. Ich werde 
mich aber trotzdem nicht abbringen lassen. "Herr Abgeordneter ! Meine Freunde sind 

bei diesem Jugendparlament. Ich stelle Ihnen 
Der Herr Abgeordnete Kreisky hat also jetzt die Frage, und meine Freunde werden 

gemeint : Sie ��rden halt ei.r�mal nicht nach mir berichten, ob Sie sie beantworten : In der 
Ha�se g�hen �onnen. Aus dl.eser �em�rkung Bevölkerung hört man sehr häufig die Meinung, 
sprIcht eIgentlIch, so glaube Ich, em blßchen I das Parlament sei eine Quatschbude. Die Ab-
der Trotz heraus, der Trotz darüber, daß man ge rdneten " 
nun nicht mehr in der Regierung sitzt, daß 

0 " • .  

man nun nicht mehr praktisch auch mitbe- In dieser Tonart is� es weitergegangen. Ich 
stimmen kann, sondern daß unter Umständen habe meine ganze Uberredungskunst aufge­
die Mehrheitsentscheidung über einen hinweg- wendet, um die jungen Leute zu beschwören, 
geht. Nur frage ich mich, ob Trotz ein Motiv sie sollen nicht wieder mit solchen Dingen 
des politischen Handeins sein sollte. Trotz ist daherkommen. So hat das Unglück in unserer 
sonst im allgemeinen eine Sache, die man Republik einmal begonnen. (Abg. H orejs : 
bei Schulbuben antrifft, wenn sie sich einmal Das Stichwort hat gestern euer Herr General­
sehr ärgern oder unter Umständen wenn ein sekretär gegeben !) Herr Kollege Horejs !  Ich 
stehengelas�ener Liebhaber trotzt: (Heiter- sage Ihnen .eines : �enn Sie .. glaub�.n, daß Sie 
keit. - Abg. Ing. Sche ibe ngraf: Sie wider- das Wort emfach mcht anhoren konnen oder 
legen Ihren eigenen Generalsekretär I) Meinen daß Sie es hinwegdisputieren möchten, ist da­
Sie 1 Ich glaube, Sie wären sehr froh, ·wenn es mit die. Tats�che . nicht �us de.r Welt geschafft, 
wieder zu einem Heiratsangebot käme. (Bei- daß SICh VIelleIcht VIele Junge Menschen 
fall und Heiterkeit bei der Ö V  P.) besonders wieder eine solche Terminologie 

Aber ich sage Ihnen, Herr Dr. Kleiner, durch 
die Art, die Sie in den letzten Tagen prakti­
ziert haben - ob das jetzt eine Trotzreaktion 
ist oder sonst etwas -, werden wir uns nicht 
aus der Ruhe bringen lassen. (Abg. L i b a l :  
Wir abe?' auch nicht !) Das nehmen Sie einmal 
zur Kenntnis. (Beifall bei der Ö V P.) Dadurch 
werden wir uns nicht aus der Ruhe bringen 
lassen. (Abg. L u k as : Sie machen das Parlament 
beim Kapitel Unterricht zur " Quatschbude" ! -
Abg. Pri n k e :  Das ist euer Ton !) 
Herr Abgeordneter, ich komme gleich 
darauf zurück. Es hat vielmehr 
den Anschein, daß Sie sich gestern selbst aus 
der Ruhe gebracht haben und Sie sich in eine 
derartige Gereiztheit und Nervosität hinein­
gesteigert haben, daß Sie zum Schluß nicht 
mehr recht gewußt haben, was eigentlich los 
ist. (Abg, C z e t t e l : Oder Ihr Herr Präsident !) 
Herr Abgeordneter Czettel ! Ich glaube, Sie 
sind es ja in erster Linie gewesen, der zu dem 
gestrigen Tumult eigentlich beigetragen hat, 

Es ist jetzt wieder auch das Wort gefallen, 
das die Frau Kollegin Klein-Löw bereits in ihrer 
Rede irgendwie angezielt hat, nämlich das 

zurechtlegen. (Abg. C z e t t e l :  Was ist gestern 
geschehen ? Weil unsere Kollegen gesprochen 
haben ? - Abg. Dr. Wi thal m :  Das Degradie­
ren des Parlaments ist es ! - Abg. Cze t t e l : 
Das ist ein sehr gewagtes Wort ! ) Was ist gesche­
hen ? Daß hier nicht um der Sache willen 
gesprochen wurde. (Abg. Cze t t e l : Das sind 
Leute, die aus ihren Betrieben und Wahlkreisen 
kommen und ihre Meinung sagen !) Das respek­
tiere ich vollkommen. (Abg . C z e t t e l :  Man 
kann nicht sagen, die "quatschen" !) Nein. Ich 
würde mich hüten, ein solches Wort zu sagen. 
(Abg. Czet t e l :  Aber der Abgeordnete Withalm 
hat es gesagt !) Nein, er hat es nicht gesagt. 
(Abg. Cze t t e l :  In bezug auf die gestrige 
Debatte hat er es gesagt !) Er hat gestern 
gesagt, es wäre gefährlich, in dieser Art und 
Weise fortzufahren, denn dann käme wieder 
das unselige Wort herauf. (Abg. C z e t t e l :  
Weil gesprochen wurde ? - Abg. Dr. Wi thalm : 
Wie gesprochen wurde ! - Abg. Cze t t e l :  Aber 
es waren lauter gute Reden, die gehalten wur­
den ! - Abg. G l a s e r :  Da kann man verschie­
dener Auffassung sein !) Meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der linken Seite, 
Herr Kollege Czettel, ich möchte gar nicht 
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sagen, daß die Reden rhetorisch schlecht I h a l m :  Das wetT das Eingeständnis !) Nein, in 
waren. (Abg. Cze t t e l :  Sie werden doch nicht keiner 'Weise, Herr Abgeordneter. Ich darf 
bestimmen, was gesagt wi1-d ! Was war gestern Ihnen noch etwas sagen, Herr Kollege Czettel. 
schlecht ? Daß Sie ungeduldig waren ? Das hat (Abg. Dr. W i t ha lm : Wir wollen Ihnen die 
Ihnen nie gepaßt I) Nein, in keiner Weise. Opposition nicht unbeq'Ltem machen und Sie 
( Abg. P r  i n k e :  Weil ihr rücksichtslos gegen das sollen uns n1:cht sekkieren beim Regieren ! -
Personal im Haus seid !) Ich mache Sie nur Abg. Dr. Hertha -Firn be rg : Aber wir werden 
aufmerksam, daß wir dieselbe Befürchtung Ihnen das Regieren so unbequem wie möglich 
haben wie die Frau Hofrat Klein-Lö"\v. Wir machen !) 
hab�n a�ch �ngst, daß eine solche Sache wie- Präsident Wallner (das Glockenzeichen 
der m eme RIChtung geht . . . (Abg. Oze t t e l : gebend) : Ich bitte den Redner nicht fortwäh­
Welche Sache ?) Das wissen Sie ganz genau. rend zu unterbrechen. 
(Abg. O z e t t e l: Nein ! Konkret !) Wenn Sie 
hier die Budgetdebatte dazu benützen (Abg. 
Ozet t e l :  Wozu ?) , um Tag für Tag (Abg. Ozet­
t e l :  Zu reden !) von früh bis  spät bis  zur 
Ermüdung nicht nur der Abgeordneten, son­
dern bis zur physischen Erschöpfung auch des 
Personals hier im Haus zu reden, nur um zu 
reden . . .  (Abg. Oze t t e l :  Nein, das haben wir 
nicht getan, nur um zu reden !) Den Beweis 
werden Sie noch zu liefern haben. (Abg. Oze t­
t e l : Wir leben noch in einer Demokratie, meine 
Herren, und da können Sie uns das Reden 
nicht verbieten ! - Abg. G l a s e r :  Ihr selber 
habt doch gar nicht zugehört ! Die Hälfte von 
euch ist draußen gewesen, wenn eure Redner 
dran waren ! - Abg. C z e t t e l : Sie können da 
heute nicht mitreden, Sie waren ja gar nicht 
da ! - Ruf bei der Ö V P :  Ihr habt in der 
Zwischenzeit Sitzungen abgehalten ! - Präsi­
dent W a l l n e r  gibt das Glockenzeichen. - Abg. 
o z e t t e l :  Ich bin neugie1'ig, zu hören, was W�T 
gestern konkret angestellt haben !) 

Herr Abgeordneter Czettel ! Ich möchte 
Ihnen noch einmal sagen : Wir sollten wirklich 
gemeinsam alles vermeiden, was das Parla­
ment in den Augen der Bevölkerung abwertet. 
(Beifall bei der Ö VP.  - Abg. Oze t t e l :  Sie 
abstrahieren ! Sagen Sie, was gestern geschehen 
ist !) Ich glaube, daß wir Abgeordnete hier 
mit einem guten Beispiel in jeder Beziehung 
vorangehen sollen. (Abg.  O z e t t e l :  20 gute 
Redner haben gestern gesprochen ! Was Wa?' 
das für ein schlechtes Beispiel ? - Abg. ]}f i t­
t e r e r : Der Tobsuchtsanfall Ihrer Herren war 
nicht sehr schön !  - Abg. C z e t t e l: Wir lassen 
'Sie nicht aus bei diesem Thema I) Ich sage 
Ihnen noch einmal : Wir werden Ihnen natür­
lich keine Vorschriften machen können, und 
wir machen sie Ihnen auch nicht (Abg. O z e t­
t e l :  Wir lassen sie uns auch nicht machen !) , 
aber wir möchten Sie wirklich freundschaftlich 
bitten, auch alles zu unterlassen, was das 
Ansehen des Parlaments in der öffentlichen 
Meinung abwertet. (Be'ifall bei der Ö V P.) 
Und da sage ich Ihnen : Am Anfang muß man 
den Dingen widerstehen. (Abg. Cze t t e l : 
Sie wollen nicht nur herrschen, sondern auch 
bequem herrschen ! Wir sind unbequem ! Sie 
wollen es gemütlich haben ! - Abg. Dr. W i t-

Abgeordneter Dr. Josef Gruber (fortsetzend) : 
Darf ich wieder weiterreden, meine Herren ? 
Es geht nicht um das Unbequeme, Frau 
Dr. Firnberg, sondern es geht darum, daß die 
Sache nicht Schaden leidet. Da möchte ich 
Ihnen nur sagen : Videant consules, hat es 
geheißen. Hier darf ich sagen : Videant procon­
sules ! - das sind die gewesenen Konsuln -, sie 
sollen dafür sorgen, daß die res publica keinen 
Schaden erleidet. (Beifall bei der Ö V P.) 

Die Koalition war nicht an sich ein untaug­
liches Instrument der Politik, aber die Politik, 
die Sie innerhalb der Koalition gemacht haben, 
hat dazu geführt, daß die Koalition ihre 
Glaubwü1'digkeit in der Öffentlichkeit ver­
loren hat. (Erne'uter Beifall bei der Ö VP.) 
Wir müssen uns hüten, daß es nicht mit dem 
Parlamentarismus ebenso geschieht. Ich sage 
Ihnen : Nicht die Wähler haben am 6. März 
die Koalition umgebracht, sondern Sie selbst 
haben sie umgebracht. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Ing. S c h e i b e n graf: Und Sie bere-iten jetzt 
den Tod des Redens vor !) Das ist interessant : 
Wenn einer von der ÖVP spricht, dann ist 
er ein Totengräber, aber wenn Sie stundenlang 
reden, dann ist das der Auftrag der Wähler 
Ihres Wahlkreises. Sehr interessant, diese 
Demokratie ! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dafür werden Sie uns nicht gewinnen, 
das kann ich Ihnen jetzt schon sagen ! (Abg. 
C z e t t e l: Sie werden nicht verhindern können, 
daß wir unsere M ein'/.lng sagen !) Nein, sicherlich 
nicht . ( Weitere Zwischenrufe. - Abg. P e t e r: 
Wir sind doch jetzt bei der K 1tlturdebntte !) 
Jawohl. (Erneute Zwischenrufe.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich darf mich nun im speziellen dem Kapitel 1 2  
Titel 4 zuwenden. (Beifall des Abg. Pe t er. -
Zwi8chenrufe bei der SPÖ.) Ich glaube schon, 
daß Ihnen diese Dinge unangenehm sind, 
wir werden uns aber von Ihnen nicht vor­
schreiben lassen, was wir sagen dürfen und 
daß wir Ihnen keine unangenehmen Dinge 
sage�. dürfen. So ist das nicht ! (Be-i/all bei 
der 0 V P. - Zw'ischenrnfe.) 

Ich darf Ihnen also zum Kapitel 12 Titel 4, 
Volksbildungswesen, einiges sagen. (Abg. 
P e tu: Ich habe geglaubt, jetzt behandeln Sie 
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das Theater !) Nein , keine�wegs. (Abg. L 1: b a l: 
Das Theater macht er ja selber !) 

Im Budget für 1066 sind für das Volk�­
bildungswesen nicht ganz ao Millionen Schil­
ling vorgesehen. Das ist etwas mehr als in 
den beiden vorangegangenen Jahren, aber es 
ist nicht um soviel mehr, daß man darüber 
Freude empfinden könnte . Man muß sagen : 
Praktisch ist diese Summe gleichgeblieben. 
Es ist aber doch der Hinweis gestattet, daß 
im Budget selbst für die Volksbildung an 
anderen Stellen wesentlich mehr enthalten ist, 
als dieses Kapitel 12 Titel 4 aussagt. Denn 
schließlich und endlich gehört ja auch die 
Musik, das Theater - j etzt sind wir beim 
Theater, Herr Abgeordneter Peter -, sowohl 
Bundestheater wie die Länderbühnen, das 
Laienspielwesen, es gehören die Museen dazu, 
alle diese Einrichtungen gehören eigentlich 
auch zur Volksbildung. Sie sind Stätten, 
in denen sich das Volk Bildung holen kann. 
Es ist aber weiters festzuhalten, daß für die 
Volksbildung - ich sage : Gott sei Dank -
in Österreich ein Vielfaches von dem aufge­
wendet wird, was in dem einen Kapitel des 
Bundesvoranschlages steht und was auch 
noch in anderen Kapiteln des Budgets verteilt 
ist. 

Sowohl die Länder wie auch die Gemeinden 
setzen in ihren Budgets sehr beträchtliche Be­
träge für das Volksbildungswesen ein. Die 
Gemeinden schon allein dadurch, daß sie 
Kulturämter unterhalten, daß sie Büchereien 
einrichten, daß sie Volkshochschulen oder 
sonstige Bildungsinstitutionen schaffen, Hei­
mathäuser, Museen und dergleichen. Ich 
glaube, daß hier die Gemeinden Österreichs 
sehr viel für das Volksbildungswesen tun. 

Man muß natürlich in dem Zusammenhang 
auch die Frage erörtern : Warum sollte eigent­
lich der Bund allein für das Volksbildungs­
wesen finanzielle Beiträge ausschütten ? Das 
Volksbildungswesen ist ja rein kompetenz­
mäßig nicht nur Sache de� Bundes, sondern 
auch Sache der anderen Gebietskörperschaften. 

Darüber hinaus sind aber auch die Kammern 
sehr bemüht,  das Volksbildungswesen nach 
Kräften zu unterstützen. Ich kann aus meiner 
unmittelbaren Anschauung sagen : Wenn wir 
j ährlich den Voranschlag der Linzer Arbeiter­
kammern beraten, dann müssen wir jeweils 
feststellen, daß darin sehr beachtliche Beträge 
auch für das Bildungswesen enthalten sind. 

Neben den Kammern sind es auch die 
Kirchen, sowohl die katholische Kirche wie 
die evangelische Kirche, die da,s Bildungs­
wesen sehr fördern, nicht nur dm'ch die 

' konfessionellen Bildungswe1'ke, sondern be­
sonders auch durch Bilrlungshäuser, die na-

türlich einen sehr hohen finanziellen Aufwand 
erfordern. 

Nicht zuletzt möchte ich auch den Öster­
reichischen Gewerkschaftsbund erwähnen, der 
in seinem Bildungsreferat eine Einrichtung 
geschaffen hat, die für die �Weiterbildung, 
für die Erwachsenenbildung sehr viel tut . 

Wir sehen also : Nicht nur der Bund, sondern 
auch andere Institutionen fördern die Er­
wachsenenbildung. Die Erwachsenenbildung 
wird - hier möchte ich noch einmal sagen : 
Gott sei Dank - nicht nur von den Ver­
bänden der Erwachsenenbildung gem acht, 
sondern auch von sehr vielen anderen Bil­
dungsträgern. Hier möchte ich auch lobend 
hervorheben und positiv herausstellen, waS 
von den sogenannten Massenmedien an Bil­
dungsarbeit geleistet wird : Rundfunk, Fern­
sehen, auch die Presse, wobei ich hier aller­
dings eine Unterscheidung machen möchte,  
eine Unterscheidung zwischen der Presse, die 
aufbaut, und einer Presse, die eigentl ich eine 
destruktive Tätigkeit ausübt . Auch der Film 
stellt sich in den Dienst der Erwachsenen­
bildung. Wir wollten natürlich, daß mehr, 
als das jetzt der Fall ist, der wirklich gute 
Film angestrebt wird. Die Entwicklung auf 
dem Filmsektor ist ja leider eher negativ 
als positiv zu beurteilen. Ich möchte aber 
auch noch auf das Buch hinweisen, das 
eine ganz hervorragende Funktion innerhalb 
der Erwachsenenbildung hat, das Laienspiel, 
die Musikpflege auch auf dem flachen Lande, 
Blasmusik, Gesangsvereine und so weiter. 

Nichtsdestoweniger möchte ich feststellen, 
daß es doch im wesentlichen die Volksbildungs­
einrichtungen sind, die ganz bewußt die Er­
wachsenenbildung auf ihre Fahne geschrieben 
haben und die auch das leisten, was heute 
schon der Abgeordnete Scrinzi verlangt hat, 
daß nämlich den Menschen eine Handreichung 
geboten wird, was sie in der gewonnenen Frei­
zeit tun könnten. "Vir freuen uns sehr, daß 
der Mensch von heute, auch der Arbeiter, der 
Angestellte - wir wollten, daß es auc h  in 
demselben Ausmaß für den Bauern und für 
die bäuerliche Jugend zutreffen würde -, 
nun so viel Freizeit hat, aber sie muß sinnvoll 
gestaltet werden. 

In einem Punkt kann ich aber mit den 
Herrn Abgeordneten Scrinzi nicht überein­
stimmen : Es ist nicht ganz so einfach, zu 
sagen : Jetzt haben wir in dieser Wohlstands­
gesellschaft mehr Freizeit, und dafür, Staat, 
mußt du jetzt Geld hergeben, damit die Leute 
die Freizeit auch vernünftig nützen. Ich 
glaube, in erster Linie ist es doch wohl Sache 
des envachsenen Staatsbürgers selbst, daß 
er von seiner größeren Freizeit und auch 
von seinem höheren Einkommen etwas für die 
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Bildung abzweigt. Ich glaube allerdings auch, 
daß das ja weitgehend geschieht. 

Wir sehen also in den Volksbildungsein­
richtungen unentbehrliche Instrumente un­
serer Erziehungs- und Bildungspolitik, ich 
möchte aber sagen, in allen Volksbildungs­
einrichtungen in gleicher Weise. Ich bin da 
früher schon ab und zu mit dem Abgeordneten 
Mark ein bißchen - ich möchte nicht sagen -
in einen Gegensatz geraten, aber wir sind 
doch in eine Diskussion darüber gekommen, 
ob denn hier nur die Volkshochschulen zu 
sehen seien. Ich verstehe sehr wohl : Die 
sozialistischen Abgeordneten sind in erster 
Linie mit dieser Einrichtung der Erwachsenen­
bildung vertraut, ich möchte aber doch 
darauf aufmerksam machen, daß es daneben 
auch andere gibt, die sehr verdienstvoll 
wirken. Es ist mir daher persönlich unver­
ständlich, daß in dem Abänderungsantrag 
der sozialistischen Abgeordneten zum Rund­
funk gesetz der Vertreter der Volksbildung 
eigentlich nur vom Volkshochschulverband 
nominiert werden soll. Ich glaube, wir müssen 
uns endlich einmal eine etwas weitere Sicht 
aneignen : Nicht nur Volkshochschulen, sondern 
alle Einrichtungen der Erwachsenenbildung 
sind hier zu verstehen. 

Ich möchte aber auch sagen, obwohl es 
andere Institutionen gibt, die sehr viele 
finanzielle Mittel für die Erwachsenenbildung 
aufwenden : Wir können uns mit der Dotierung, 
die die Volksbildung in diesem Budget er­
fahren hat, nicht gerade anfreunden, denn 
man muß doch das eine dabei bedenken : 
Wenn nun seit einigen Jahren die Mittel für 
Volksbildung irgendwie stagnieren, dann bleibt 
natürlich die Ausweitung des Volksbildungs­
wesens, die Tätigkeit, die hier zugenommen 
hat, unberücksichtigt, und es muß deswegen 
allein schon auch in Zukunft etwas mehr 
dafür geschehen. Aber auf der anderen Seite 
sind ja auch die Kosten in der Volksbildung 
gestiegen, und auch hiefür bedarf es natürlich 
einer Abgeltung. 

Es ist schon einige Male Klage geführt 
worden - und es wird j a  immer wieder 
hier auch das Paradebeispiel erwähnt - wie 
lächerlich kleine Honorare die Vortragenden 
an den Volkshochschulen bekommen. Das 
ist aber nur ein Symptom der Unter dotierung 
unserer Volksbildung. Es ließen sich dafür 
natürlich eine Reihe anderer Beispiele an­
führen. Ich muß von meinem eigenen Wir­
kungs bereich her sagen : Wir, die wir V olks­
bildungsheime haben und für einen großen 
finanziellen Erhaltungsbedarf zu sorgen haben, 
spüren es sehr, sehr deutlich, daß diese 
Unterstützungen, diese Subventionen eigent­
lich unzureichend sind. 

Es ist daher verständlich, daß die V olks­
bildungseinrichtungen auch den Wunsch 
nach einer höheren Dotierung ihrer Arbeit. 
haben. 

Aber wir wollen nicht nur eine höhere Do­
tierung - es soll nicht nur immer der Eindruck 
entstehen, es geht den Volksbildungseinrich­
tungen lediglich um das Geld -, sondern wir 
haben natürlich auch andere Wünsche, die ich 
aber jetzt nicht im Detail hier ausbreiten 
möchte ; sie haben ja bereits einen Nieder­
schlag auch in dem Bildungsbericht des 
Unterrichtsministeriums gefunden ; sie sind 
also bereits an die entsprechende Stelle 
herangetragen wordeu. Es sind Raumprobleme, 
es sind personelle Probleme, es sind Pro­
bleme der Ausbildung der hauptamtlichen 
Volksbildungsmitarbeiter, es ist die Frage 
der wissenschaftlichen Behandlung der 
Volksbildung, der Errichtung von Lehr­
kanzeln und auch die Frage von Forschungs­
aufträgen. 

Ich möchte aber doch bei dieser Gelegenheit 
auch einmal jener gedenken, die in der Volks­
bildung praktisch unbedankt durch Jahre 
und Jahrzehnte arbeiten, die immer wieder 
mit großem Idealismus bei der Sache sind 
und dafür oft nicht das richtige Verständnis 
ernten. Es geht hier nicht nur um die Referen­
ten, die in den Volksbildungseinrichtungen 
tätig sind, es geht hier insbesondere um die 
Leiter der einzelnen Volksbildungseinrichtun­
gen, die vielfach ehrenamtlich tätig sind. 
Wenn Sie sich zum Beispiel vergegenwärtigen, 
daß im Ring der Bildungswerke, wo also die 
katholischen, die evangelischen und die nicht 
konfessionell gebundenen Bildungswerke zu­
sammengeschlossen sind, über 2000 örtliche 
Bildungswerke existieren, die alle von jeman­
dem betreut werden müssen, so können Sie 
verstehen, daß hier ein sehr großer Idealismus 
am Werk ist, weil diese Menschen finanziell 
von ihrer Tätigkeit eigentlich gar nichts haben. 
Sie haben auch vielfach in ihrer Berufslaufbahn 
nichts davon. Sie gehören zu einem großen 
Teil dem Lehrerstand an, sie haben nicht 
die Möglichkeit, eine gewisse Stunden­
erleichterung zu bekommen. Ich weiß, daß 
ein Erlaß des Unterrichtsministeriums existiert, 
aber dieser Erlaß kann praktisch nicht zum 
Tragen kommen, solange überall zuwenig 
Lehrer sind. Ich möchte also der Meinung 
Ausdruck geben, daß wir doch von dieser 
Stelle, vom Parlament aus uns bemühen 
sollten, wenigstens die finanziellen Sorgen 
dieser Menschen etwas zu erleichtern. 

Und noch ein letztes Wort zu Titel 5 
des Kapitels 1 2 ,  das ist die außerschulische 
Jugendbetreuung. Ich bin durch eine Be­
merkung beziehungsweise eigentlich durch 
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einen Antrag des Abgeordneten Peter dazu 
veranlaßt worden. 

Die außerschulische Jugendbetreuung 
ist nun zur Gänze im Kompetenz-
bereich des Unterrichtsministeriums, soweit 
es sich nicht um die fachliche außerschulische 
Jugendbetreuung handelt. Die Förderung ge­
schieht zum Teil im Bundesjugendplan, und 
nur dieser Teil steht in einem Zusammenhang 
mit dem Bundesjugendring, Herr Abgeordne­
ter Peter. Von einer offiziellen Anerkennung 
durch das Unterrichtsministerium als der 
alleinigen oder offiziellen Jugendvertretung 
kann keine Rede sein. Der Bundesjugendring 
ist der freiwillige Zusammenschluß von Ju­
gendorganisationen, die in unserem Lande 
existieren. Diese Organisation bekommt auch 
eine Förderung durch das Unterrichts­
ministerium .  Aber es ist nicht allein diese 
Organisation, die eine Förderung erhält. So­
lange der Bundesjugendring seine Statuten 
nicht ändert, ist es natürlich auch dem Unter­
richtsministerium ein Anliegen, daß auch die 
nicht in den Bundesjugendring einbezogenen 
Jugendorganisationen ebenfalls eine Förderung 
durch das Unterrichtsministerium erhalten. 

Ich möchte hier im besonderen auch auf 
die ersprießliche Tätigkeit unserer Jugendher­
bergsorganisationen hinweisen, sowohl des 
Jugendherbergswerkes wie auch des Jugend­
herbergsverbandes. Gerade diese Organisatio­
nen benötigen auch natürlich entsprechende 
Geldmittel, weil ja der Bau und die Errichtung 
von Jugendherbergen eine etwas kostspielige 
Angelegenheit ist. ( Abg.  K 0 n i r :  Sehr kost­
spielig I) Sehr sogar, Herr Abgeordneter Konir. 
Ich glaube aber, daß diese Mittel, die hier für die 
Jugend investiert werden, auch wenn sie nicht 
hoch sind, sehr gut angelegt sind, denn das 
Geld, das für Jugend und Bildung investiert 
wird, ist wohl die beste Investition, die wir 
uns vorstellen können. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist die Frau Abgeordnete Dr. Hertha Firn­
berg. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Es scheint faRt, daß ich eine empfindliche 
Stelle getroffen habe m it meiner Kritik des 
Budgets und des AnteilR, der dem Kulturbudget 
in diesem gesamten Rahmen zukommt (Abg. 
Dr. K u m m e r :  Wi1' sind nicht empfindlich 1 -
Abg. Prin k e :  Ich bin Kummer gewohnt, 
er sitzt neben mir I) , denn die Reaktion der 
Herren auf der rechten Seite war außerordent­
lich kräftig. (Abg. Dr. Gorbach :  Milde I) 
Nein, milde war sie nicht, kräftig ! (Abg. K o n i r :  
So schaut Milde nicht aus 1) 

Es ist gesagt worden, daß ich etwas 
gegen Zahlen habe, etwas gegen Statistiken 

einzuwenden habe, daß ich böse geworden 
bin. Ich bin vollkommen für den Gebrauch 
von Statistiken, aber ebenso gegen deren 
Mißbrauch. Ich kenne alle Kunststückehen, 
die man mit Zahlen machen kann, ich habe 
das auch bei meiner letzten Rede in diesem 
Haus gesagt, ich möchte mich nicht wieder­
holen. Mit Zahlendarstellungen und Zahlen­
kunststückehen kann man einen kleinen Vor­
teil, den diesmal der Anteil des Kulturbudgets 
am Gesamtbudget hat, nicht zu einem " Vorrang" 
machen. (Abg. Dr. Kum m e r :  Sie sind ja 
Statistikerin, Kollegin Firnberg !) Das war 
alles, was ich gesagt habe, und dafür sprechen 
auch die Zahlen. Ich wende mich dagegen, 
daß es sich die monokolore Regierung (Abg. 
Dr. Gorba c h :  "Monochrom" ist richtiger I) 
so leicht macht, daß sie die Verkündigung 
des "Vorranges" bereits als eine große Tat für 
die Kultur und die Bildung vor der Öffent­
lichkeit deklariert. (Abg. H arwal i k :  Aber 
verschweigen .soll man es auch nicht 1) Niemand 
hat es verschwiegen ! Ich habe alles in der 
Größenordnung dargestellt, aber der "Vorrang",  
wie ihn dieses Budget bringt, wird uns nicht 
in die Lage versetzen, die Aufgaben zu bewäl­
tigen, die vor uns stehen. 

Ich möchte nicht noch einmal so unbequem 
werden, daß ich all das wiederhole, da die Regie­
rungspartei so großen Wert auf Bequemlichkeit 
zu legen scheint, wie ich aus Ihren Äußerungen 
gehört habe. Ich möchte also nicht wieder­
holen, was ich letztes Mal schon, mit einigem 
Zahlenmaterial belegt, dem Hohen Hause 
hier vorgetragen habe. Ich möchte mich der 
Worte eines anderen bedienen, der nicht 
im Verdacht steht, unserer Partei anzugehören 
oder ihr auch nur nahezustehen, der Formulie­
rung, die Professor Kerschagl in der letzten 
"Hochschulzeitung" vom 15. Juni Bezug 
nehmend auf dieses Budget gebraucht hat. In 
einer Abwandlung der Resolution der Kund­
gebung der Arbeitsgemeinschaft für Wissen­
schaft und Kunst von Anfang Mai,  in der 
damals stand : den Worten sind noch keine 
Taten gefolgt, sagt Professor Kerschagl dies­
mal, daß wenigstens etwas geschehen ist und 
den Worten wenigstens einige Taten gefolgt 
sind . Das ist genau das, was ich letztes Mal 
zu diesem Budget und zu dem Anteil, den die 
Kultur an diesem Budget hatte, auch gesagt 
habe. 

Ich möchte mit allem Nachdruck hier 
namens meiner Fraktion wiederholen : Eine 
Nichtkül'zung oder eine geringe Steigerung 
des Kulturbudgets ist keine ausreichende 
Dotierung, um zu sagen : Vorrang für Wissen­
schaft, Kultur und Forschung. 'Vir lehnen 
das ab, ebenso wie wir es ablehnen, daß die 
ÖVP sich eine Monopolstellung in den Ftagen 
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der Wissenschaft, der Schulen und der Kultur 
arrogiert , allein dadurch, daß sie alle unsere 
Initiativen - wir Sozialisten haben eine 
reiche Fülle davon gebracht - ins Grab 
legt und, wie mein Parteifreund Broda jüngst 
sagte, Grabsteine daraufstellt. Wir Sozialisten 
sind immer Mahner gewesen, wir sind mit dem 
Wort von der "Kulturpleite" dem ÖVP-Unter­
richtsministerium schon seinerzeit sehr un­
bequem geworden (Ab!]. Dr. K u m m e r : Das 
war noch in der Koalition I) , und wir versprechen 
Ihnen, daß wir wie in der Vergangenheit 
auch in Zukunft alle Mißstände aufzeigen 
werden und uns, wenn sie abgestellt sind, 
beim Herrn Minister nicht bedanken werden. 
(Abg. M i t t e r e r :  Das kann ich mir vorstellen I) 
Wir werden Vorschläge unterbreiten, wir wer­
den Initiativen ergreifen und werden weiter 
initiativ bleiben, auch wenn wir unbequem 
sein werden. 

Ich möchte noch einmal nachdrücklich 
feststellen : Weder die Mittel noch die Konzepte 
der jetzigen Regierung reichen auch nur 
annähernd aus, die vor uns liegenden Aufgaben 
auch nur anzugehen, geschweige denn zu be­
wältigen. Wenn wir in Österreich mit den an­
deren Ländern des Westens und, wie heute 
richtig bemerkt wurde, auch des Ostens 
nachhinkend Schritt halten wollen, müssen wir 
sehr viel mehr sehr rasch tun. 

Ich darf auch einige Worte zu den Hoch­
schulfragen sagen. Sehr richtig hat der Herr 
Kollege Harwalik - ich sehe ihn leider 
jetzt nicht - heute darauf hingewiesen, 
daß wir mit unseren Hochschulproblemen 
nicht alleinstehen. Natürlich nicht, alle euro­
päischen Länder haben diese Probleme. Er 
hat den Herrn Abgeordneten Reverdin zitiert, 
den Vorsitzenden der Kulturkommission des 
Europarates, der zur Frage der Genfer Hoch­
schule Darstellungen bringt. Diese muß auch 
in nicht ausreichenden Verhältnissen ihre Pro­
bleme bewältigen. Ich darf aber auf die Zahlen 
hinweisen, die der Bildungsbericht des Unter­
richtsministeriums vorlegt. Es zeigt sich doch, 
daß die Schweizer Situation wesentlich gün­
stiger ist als unsere. 

Ich möchte aber keineswegs abstreiten, 
sondern sehr nachdrücklich betonen, daß 
wir in Österreich nicht allein vor dem Pro­
blem stehen, daß mehr Studierende Besseres 
erhalten müssen als bisher. Alle Länder 
in Europa sind in der gleichen Lage. Wenn wir 
mit Sorge feststellen, daß viele unserer j ungen 
Akademiker oder auch nicht ganz j ungen 
Akademiker abwandern, so stehen andere 
europäische Länder auch vor diesem Problem. 
Wenn wir eine oder sogar mehrere Berechnun­
gen vorgelegt bekommen, daß der Bedarf 
an Akademikern in der Wirtschaft in den näch-

sten Jahren - ich möchte hinzufügen : nicht 
nur in der Wirtschaft, sondern auch in der 
Sozialpolitik und im Unterrichtswesen -
erheblich wachsen wird, daß also ein großer 
Bedarf anfallen wird, dann stimmt das natür­
lich auch für die anderen Länder. 

Was aber Österreich von allen anderen Län­
dern in allen diesen Punkten maßgeblich unter­
scheidet, ist, daß diese brennenden Probleme 
j ahrelang vernachlässigt wurden. Wenn wir 
die Schuldfrage stellen, so ist sie sehr eindeutig 
zu beantworten : 20 Jahre ist das Unterrichts­
ministerium, das zuständige Ressort, in Hän­
den der Österreichischen Volkspartei, ein 
Dominium. Niemand von uns ist dort hinein­
gedrungen. Das Finanzministerium ebenso. 
Die Schuldfrage ist in diesem Falle leicht zu 
lösen. 

Das Ergebnis sind überfüllte Hörsäle, ver­
altete Studieneinrichtungen, viel zuwenig Hoch­
schullehrer und viel zuwenig Hilfskräfte an 
den Universitäten. Wir müssen von einem 
Substandard unserer Hochschulen sprechen, 
und das bei wachsenden Studentenzahlen, 
die die Lage noch verschärfen werden. Wir 
hören Schilderungen, wie sie etwa Pro­
fessor Kozlik in seinem außerordentlich lesens­
werten Buch bringt, das ich auch der rechten 
Reichshälfte zum Studium empfehlen würde, 
in dem er feststellt, daß die österreichischen 
Hochschulen zu den armseligsten der Welt 
gehören. Ein Professor oder ein Forscher 
findet hier weder die ihm gewohnten Ein ­
richtungen noch die ihm im Auslandzugeteilten 
Assistenten oder den ihm im Ausland ver­
trauten Kreis fortgeschrittener Studenten, 
sondern an Stelle dessen nur gewaltige Be­
lastungen durch Prüfungen, durch Verwal­
tungsaufgaben, durch Dissertationen und durch 
Intrigen. Das ist einer der Gründe, warum 
wir nicht mehr Professoren, mehr Dozenten, 
mehr akademische Lehrer bekommen. 

Wenn irgend jemand glaubt, daß diese 
Schilderungen übertrieben sind, dann möge 
er doch zum Beispiel - ich rede nicht von 
Wien - an die Universität Innsbruck gehen 
und sich einmal dort selber überzeugen, 
daß sieben Professoren in einem Dachkämmer­
chen gemeinsam amtieren, dort m it ihren 
Schülern sprechen müssen, dort womöglich 
ihre Prüfungen abnehmen. Neben dem 
Dachgeschoß stehen auch noch die Keller­
räume für ähnliche Aufgaben zur Verfügung. 

Die Frage, wer die Schuld trägt, ist sehr 
leicht gelöst. Ich muß feststellen, daß das 
Untel'richtsministerium auch in 20 Jahren 
keine Wunder gewirkt hat. (Ab!]. Dr. H a i d e r :  
Auch i n  tausend Jahren nicht !) Auch in 
tausend Jahren wird sich das Wunder nicht 
ereignen, daß wir in Österreich den anderen 
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Ländern nachkommen. (Abg. Dr. Hai d e r :  
Aber Ihre Wunder haben wir gestern am Abend 
gesehen I) Das waren keine Wunder, das war 
nur eine sehr nat.ürliche Reaktion. (Abg. 
Dr. Ha i d e r :  Eine natürliche Fehlreaktion I) 

Ich möchte aber doch einmal feststellen, 
daß diese Vernachlässigung unverzeihlich ist.. 
Wußte denn das Unterrichtsministel'ium nichts 
davon, daß die Studentenzahlen steigen wer­
den ? Ein kleiner Blick in jedes Statistische 
Jahrbuch hätte Sie davon überzeugen können. 
Allein aus den demographischen Gegeben­
heiten, aus den starken Geburtsjahrgängen, 
die in dieses Alter kommen, hätte man das 
ablesen können und müssen. Es ist verwun­
derlich, wenn nur in Österreich und nur unser 
Unterrichtsministerium von der Tatsache keine 
Kenntnis hat., daß bei einer anhaltenden Kon­
junktur und einem steigenden Lebensstandard 
eben Impulse zu größerer Studienneigung 
gegeben sind. Das ist eine sehr einfache 
Rechnung, die man leider zu spät angestellt 
hat. 

Wenn wir heute im Bildungsbericht lesen, 
daß im Jahre 1953/54 rund 20.000 Studenten 
unsere Hochschulen besuchten und 1 964/65 
über 50.000, also mehr als das Zweieinhalb­
fache, und daß in diesen alten und unzureichen­
den Hochschulen in den nächsten Jahren, 
etwa his 1975, 70.000 Studenten Rt.udieren 
werden müssen, dann muß uns klar sein, 
was versäumt wurde. 

Wirtschaft und unser Staat schwel'stens dar­
unter leiden müssen. 

Das muß nicht so sein. Schweden zum Bei­
spiel zeigt uns, daß man, wenn man die 
richtigen Bedingungen bietet, wenn man ernst­
lich eine Arbeitsmarktpolitik auch in diesem 
Sinne führt, auch auf dem akademischen 
und technischen Sektor ohne weiteres den 
Ausgleich erhalten kann. 

Österreichs Hochschulen waren einmal welt­
berühmte Bildungsstätten, Wien war das 
Mekka der Medizin zur Zeit, als ein Hyrtl 
hier lehrte, als ein Billroth hier lehrte. Hier 
wirkten Freud und Wagner-Jauregg und 
Tandler. Die Wiener Schule der National­
ökonomie und die Wiener Schule der Wirt­
schafts-, Sozial- und Kulturgeschichte waren 
weltberühmt. Wir haben durch den Faschis­
mus viel verloren. Die meisten weltberühmten 
österreichischen Gelehrten lehren an aus­
ländischen Universitäten, und nur aus dem 
Handgelenk fällt uns ein (Abg. Lola S o l a r :  
Schon i n  der Ersten Republik ist es bergab 
gegangen !) - ja, aber das, was noch gekommen 
ist ,  ist erheblich -, daß ein Keisen weg ist von 
Wien, Lazarsfeld, Charlotte Bühler. (Abg. 
Dr. K ranzlmayr : Aber die wären heute 
auch nicht mehr aktiv !) Lazarsfeld , Charlotte 
Bühier wären aktiv, Morgenstern, Meitner 
und Zeisel, der j etzt gerade hier lehrt, oder 
Marie Albu, eine berühmte Soziologin, die in 
England lebt. Es gibt also eine ganze Reihe. 
Das sind nur die Männer und Frauen, die mir 

Wenn wir einmal darangehen werden - so rasch aus dem Gedächtnis eingefallen sind. 
wir haben es noch nicht getan -, eine echte Ich glaube, es wäre eine sehr wichtige Aufgabe, 
Wanderungsbilanz über unsere Akademiker es wäre wahrscheinlich eine,' Dissertation 
aufzustellen, einmal wirklich festzustellen, oder eines geförderten Forschungsvorhabens 
wie viele akademisch und technisch geschulte wert, einmal festzustellen, ,.,ieviel Österrei­
Menschen wir ans Ausland abgeben und wie eher an fremde Universitäten gegangen sind, 
viele wir erhalten - eine Berechnung, die gehen mußten und dort verblieben sind. (Abg. 
zum Beispiel der Europal'a t sehr nahelegt -, Dr. K l e i  n e r :  Und was an Nachwuchs verloren­
dann werden wir mit Erschrecken feststellen gegangen ist I) Es wäre eine interessante 
müssen, wieviel wir verloren haben. Die OECD Rechnung, einmal festzm;tellen, was uns an 
schätzt, daß in jedem Jahr 10 Prozent geistiger intellektueller Kapazität verloren­
des in Österreich ausgebildeten technischen gegangen ist. 
Personals allein nach Amerika gehen. Wir Sehr viele solcher Rechnungen werden ja alle wissen, daß unser Hauptabnehmer nicht anf dem sozialpolitischen Sektor gemacht. Amerika ist, sondern der europäische Raum . · ER wird zum Beispiel jetzt von einer Arheits­Es ist durchaus möglich, daß die im Bildungs- gruppe auf Anregung des vormaligen Sozial­bericht angeführte Schätzung, daß wir ministers Proksch berechnet., wie groß der 50 Prozent der jährlich ausgebildeten Techniker wirt.schaftliche Verlust wäre, wenn wir nicht und Naturwissenschaftler ans Ausland ab- Poliomyelitisimpfungen eingeführt hätten. Wir geben, stimmt. könnten sehr wohl einmal auch von der wirt.-

Wir geben also ausgebildete Akademiker schaftlichen Seite her diese Rechnung auf­
und Techniker ab. Aber wer kommt unter stellen. 
den Umständen, die wir jungen Akademikern 
und Technikern zu bieten haben, zu uns ? 
Hier beginnt ja die Tragödie ! Wir werden 
ein Defizit haben, unser Defizit wird in den 
nächsten Jahren anwachsen, sodaß unsere 

Was aber in diesem Zusammenhang besonders 
erwähnt werden muß ,  ist ,  daß die Zuneigung 
und die Treue vieler dieser österreichischen 
Wissenschaftler so groß ist, daß sie ihrer alten 
Heimat noch immer zu helfen wünschen. 
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Und die einzige Post-Graduate Institution, werden daran gehindert, oder sie gehen ins 
die wir in Österreich haben, das Institut für Ausland . Und hier ist eine der Wurzeln unseres 
höhere Studien und wissenschaftliche For­
schung, die Ford-Foundation, verdanken wir 
der Initiative dieser Männer. Die Verarmung, 
der Aderlaß an Intellektuellen, an Begabungen 
erstreckt sich aber nicht nur auf den Hoch­
schulboden, meine Damen und Herren. Künst­
ler, Schriftsteller, eine Reihe begabtester 
Menschen sind uns vel lorengegangen. Mir 
kam das vor wenigen Tagen erst richtig zum 
Bewußtsein. als ich das neueste Buch über Wien, 
in englisch�r Sprache in einem englischen 
Verlag erschienen, hervorragend kritisiert zum 
Beispiel vom "Observer" , der es ein profundes, 
bewegendes und unsentimentales Bild eines 
großen Zentrums, einer großen Zivilisation 
nennt, in die Hand bekam. Es ist das Buch 
einer \Vienerin, die 1 934 aus ihrer Heimat 
vertrieben wurde. 

Das ist die alte Verlustliste. Aber diese 
Verlustliste setzt sich ja bis in die neueste 
Zeit fort . Und hier beginnt eine echte Schuld. 
Ich nenne einen statt vieler Namen, den 
Namen Professor Topitsch. Es darf uns nicht 
wundern, wenn wir mit unseren intellektuellen 
Begabungen so vorgehen, daß wir �u einer 
negativen Bilanz kommen, daß WIr mehr 
abgeben, als wir jemals erhalten können . 
Das Ergebnü3 ist die wachsende Belastung 
unserer Hochschullehrer und die absolut un­
zureichende Schulung und Ausbildung unserer 
Studenten. 

Der Herr Minister hat sich in letzter Zeit 
wiederholt auch auf Aufforderung und auf 
Anfrauen über den Ausbau des akademischen 
"Mitt;lb � ue<;" , also über die Frage des a�a­
demischen Nachwuchses, geäußert. Das Ist 
eine sehr wichtige Angelegenheit . Hier stehen 
wir vor einer echten Tragödie der Versäum­
nisse. Statt langer Schilderungen möchte 
ich Ihnen nur noch einmal anführen, ""vas 
Professor Kozlik zu diesem Kapitel schreibt. 
Er qchreibt hier : 

Um fähige Professoren auswählen zu kön­
ne� soll d er Kreis des Nachwuchses, aus dem 
mal� ihn wählen kann, möglichst groß sein. 
Man sollte möglichst viele Dozenten haben, 
zumal sie UllS llichts kosten . " - Der Dozent 
erhält ja nur seine Kolleggelder . - " D�s 
haben wir nicht. Ende 1 963 hatten WIr 
864 Dozenten" - es sind seither 874 gewor­
den - vor dem letzten Weltkrieg hatten wir 
978. A� der Universität Wien gab es 1 963 
4 1 8  Dozenten, im Studienjahr 1 934/35 aber 
553 Dozenten . "  Und so weiter. 

Er führt eine Reihe von Gründen an und 
schließt daraus, daß sehr viele gute und fähige 
junge Wissenschaftler es verschmähen, sic.h 
um eine Dozentur zu bewerben, oder qle 

Dilemmas. 
Eine der Wurzeln ist au ch, daß unsere jungen 

fähigen Wi'3senschaftler immer noch politi­
schen Diskriminierungen aU'3gesetzt sind, daß 
man s01ialistische junge Gelehrte bewußt 
und systematisch von unseren hohen Schulen 
fernhält . 

Eine Tragödie der Versäumnisse ist auch 
unsere Lehrerfrage. Heute hören wir die 
Klage über den Mangel an Lehrern zum Beispiel 
in Niederösterreich . Jetzt ha ben wir einen 
Mangel. Aber vor einigen Jahren, da hatten 
wir einen Überschuß. Und man hat die 
jungen Menschen in andere Berufe abwandern 
lassen und bekommt sie nicht mehr zurück. 
(Abg. Lola Solar: Was hätten wir machen 
sollen, Frau Kollegin?) Vor allem, weil auch 
kein Sozialist angestellt wurde. Eine vor­
sorgende Unterrichtsverwaltungs- und Bil­
dungspolitik hätte dafür gesorgt, daß nicht 
zuerst ein Überschuß und dann ein Mangel ist, 
sondern daß uns diese Kräfte zur Verfügung 
bleiben. (Abg. Lola S olar: Wie denn ?) 
Das ist doch ohne weiteres zu machen, Frau 
Kollegin ! Wir können uns jetzt nicht darüber 
unterhalten, aber es gibt tausend Möglich­
keiten, sich den kurzfristigen Lehrerüberschuß 
für die Lehrtätigkeit zu wahren. 

Im Bildungsbericht 1 965, den der Herr 
Kolleae Harwalik erwähnt hat, wird sehr zu 
Recht darauf hingewiesen, daß eine Gesamt­
reform der Hochschulen notwendig ist. Es 
wird einiges dazu getan. Es ist das Hochschul­
studiengesetz jetzt im Unterausschuß in Arbeit. 
Leider wird es nur eine "Kleine Reform" der 
Hochschulstudien bedeuten und keine wirklich 
arundlegende, umfassende. Wir stellen das 
�lit Bedauern fest. Es ist eine Novelle zum 
Studienbeihilfengesetz in Kürze im Unter­
ausschuß in Arbeit - auf sozialistische Ini­
tiative. Es soll, wie ich höre, auch eine Novelle 
zum Hochschul-Organisationsgesetz bereits zur 
Begutachtung ausgesendet worden sein. Wir 
wissen es vorläufig noch nicht. Der Herr 
Minister ist wiederholt bei der Besprechung 
des Kulturbudgets mit den sehr wesentlichen 
und wichtigen Forderungen unserer Bundes­
länder nach dem Ausbau oder der Neuer­
richtung von Hochschulen konfrontiert worden. 
Es werden die einzelnen Kollegen der betroffe­
nen Bundesländer zu diesen Problemen sicher­
lich noch Stellung nehmen. Ich möchte nur 
ganz allgemein darauf hinweisen, da� das ein 
au ßerordentlich wichtiges Problem 1st, denn 
wir alle wissen ja, daß Begabtenreserven 
nur dann herausgeholt werden können, wenn 
auch die entsprechenden Schulen bereitgestellt 
sind. 
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Ich möchte, weil der Herr Kollege Dr. Leitner 
über die Begabtenreserve gesprochen hat, die 
in unserer Landbevölkerung steckt, doch auch 
noch einmal darauf hinweisen, und zwar 
mit großem Nachdruck, daß wir das gleiche 
Bildungsgefälle, daß wir die gleiche Reserve 
an Begabungen auch noch in unseren Arbeiter­
bezirken, auch in den größeren Städten haben. 
Favoriten zum Beispiel, der Bezirk, in 
dem ich zu Hause bin, hat als großer Bezirk, 
so groß wie eine Großstadt sonst, eine Mittel­
schule für Knaben, eine für Mädchen, nicht 
mehr. Wir stehen verzweifelt vor der Tatsache, 
daß die Eltern ihre Kinder in die Schule 
schicken wollen und kein Platz mehr in 
der Mittelschule ist. 

Mechaniker 1 Er soll es vorlegen I) Das ist doch 
eine Angelegenheit des Unterrichtsministe­
riums. Es ist doch unmöglich, daß man uns hier 
sagt, daß es seit 1945 (Zwischenruf der Abg. 
Lola S o l  a r) dem Unterrichtsministerium nicht 
gelungen ist, für diese lebenswichtige Frage 
einen Plan auszuarbeiten ! (Abg. Probs t: 
Er sagt nicht einmal welcher Apparat ! Einen 
Geh apparat braucht der Herr Minister, ein 
paar geistige Prothesen I) Er meint den not­
wendigen wissenschaftlichen Apparat. Aber 
es ist doch in 20 Jahren dem Minister und dem 
Ministerium offengestanden, diesen Plan, diesen 
"Apparat" sich zu entwickeln. (Abg. Herta 
W ink l er: Er hat keinen automatischen Apparat I) 
Es scheint, daß man also hier keine andere . . .  
( Weitere Zwischenrufe des Abg. Probst .  - Ruf Salzburg, Linz, Innsbruck haben die Uni- bei der Ö VP: Es fehlten die Mittel I) Auch versitäten, die Hochschulen, sie haben Wünsche wenn die Mittel fehlen : zuerst muß man auf Erweiterungen, auf Aufbau neuer Fakul- das Konzept ausarbeiten, sonst wird das ein täten, Klagenfurt hat den berechtigten Wunsch Stopfen von Lücken, ein Flickwerk werden, 

nach einer eigenen Hochschule. Es ist selbst- das weiß jedes andere Land in Europa. Wir verständlich : jede Hochschule wünscht ihren sind e' d . d . H h ch 1 Ausbau und Aufbau. Das ist absolut be- me� er wemgen,. as sem . oc s u -

·ft '  h Ab h I h M h d . d konzept J etzt zu entwIckeln begmnt. (Abg. 
g:eI 1C . . er nac we c er et 0 e WIr , P rob st:  Er kann es nicht ausarbeiten, hIer entschIeden, was aufgebaut werde� soll, I weil er "keinen Apparat" hat 1 So was ausgebaut werden soll ? Salzburg wunscht . 

A d . M ' . 
t ') . h ' ed' . . h F I " L ' . etne usre e von etnem tn�s er . SIC eme m IZInlSC e aku tat, mz, WIe E h ' t d ß . M" t ' k . . .. . . . . s sc eIn , a man 1m Ims ermm eIne ICh hore, eme JUrIstIsche. Na�.h welc�er andere Methode gekannt hat, als Fragen an Metho�e, nach . \velchen Grundsatzen wIrd Professoren und Hochschulen zu richten, die, denn hIer entschIeden werden, was ausgebaut oo ll'g m't R ht t ·· l ' h 11 eId t . d ' . . VO 1 1 ec na ur IC , a es angern e WIr ? WIrd das em TauzIehen werden oder haben 'h B d" f . tsprI'cht . F d b . h . d ' was I ren e ur mssen en , eme . rag� er esseren . BeZIe ungen, WIr und das Ergebnis war _ und ich zitiere hier es wleder.em Flecke�-1tep�n

.�
h werden auch auf auch nach dem Bildungsbericht - eine dem GebIet der Umversltaten ? subjektiv gefärbte Summierung der Wünsche 

Hier steckt, wie ich glaube, der Kern allen der Hochschulprofessoren. Das war die Unter­
Übels in der ganzen Gestion des Unterrichts- lage. Es kommt mir fast vor wie in der Drei­
ministeriums. Der Bildungsbericht, der groschenoper . Der Mann macht einen Plan, 
uns vom Unterrichtsministerium vorgelegt der Plan geht ihm nicht aus ,  dann macht er 
ist , sagt nachdrücklich und ausdrücklich - einen anderen Plan, und so weiter. (Abg. 
und ich zitiere hier den Bildungsbericht -, Probs t: Gehn tun sie beide nicht I) Und wenn 
daß kein fundierter Plan für die man hier das Kapitel "Planung" liest, dann 
Entwicklung des Hochschulwesens vor- kann man daraus nur ablesen, daß geplant 
handen ist. Kein fundierter Plan ! Es ist ist, einen Plan zu machen. Das ist also vor­
bisher noch nicht gelungen, einen fundierten läufig die Stufe, auf der unser Hochschul. 
Plan für die Entwicklung des Hochschul- konzept steht. 
wesens auszuarbeiten ! Grund ? Es fehlt an Wenn vor einigen Tagen unser Abgeordneter 
dem notwendigen Apparat. (Abg. Dr . Gorba ch: Dr. Pittermann hier zum ganzen Budget 
An was ?) " . . . an dem notwendigen Apparat" erklärt hat, daß es eine Mischung von Un­
steht hier. Das ist ein Grund, daß in 20 Jahren ordnung und Oberflächlichkeit ist, so muß ich 
kein Konzept für die Entwicklung unserer sagen : Genau das ist es, was die Entwicklung 
Hochschulen ausgearbeitet wurde, daß wir des Hochschulwesens hier kennzeichnet. Es 
heute dort sind, wo andere Länder vor 10 und ist Zeit, es ist allerhöchste Zeit ! Wir werden 
vor 15 Jahren gewesen sind ! (Abg. Dr. Kum- sehr unbequem werden in der Forderung 
mer: Worin liegt der Grund Ihrer Meinung danach, daß uns endlich ein fundiertes und 
nach, wenn das nicht stimmt ?) Das steht hier. ein überzeugendes Hochschulkonzept vorge­
(Abg. Dr. Kumm e r: Ja, ich meine: Was ist legt wird, das den Aus- und Aufbau der Hoch­
jetzt Ihre Meinung ?) Was meine Meinung ist ? schulen klar und eindeutig, in Absprache 
Daß man schon längst ein umfas�endcs Hoch- mit den Ländern und den Hochschulen über 
schulkonzept hätte ausarbeiten müssen. (Abg. den geeigneten Standort, nach den Prognosen 
Probst: Der Unterrichtsminister ist doch kein ' für unseren Bedarf, nach all den Momenten 
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und Faktoren orientiert und sie berücksichti­
gend aufbaut, damit wir abseits von dem 
bisherigen traditionellen Aufbau ein echtes 
Hochschulkonzept nicht nur vorlegen, sondern 
auch durchführen können. 

Ich darf vielleicht gleich auf einen Umstand 
noch aufmerksam machen. Diese Koordination, 
die viele Faktoren umfaßt, sollte auch 
auf den Ausbau der hohen Schulen und 
Forschungs stätten in ganz Europa Bedacht 
nehmen. Der Europarat beschäftigt sich 
jetzt sehr viel mit Überlegungen, die darauf 
abzielen, in den einzelnen Ländern und Uni­
versitäten gewisse Forschungssch werpunkte 
festzulegen, und wir sollten hier den Anschluß 
nicht versäumen. 

Was die Öffentlichkeit von unseren hohen 
Schulen sehr viel mehr weiß, d� sind die 
unerquicklichen Tatsachen. Meine Kollegin 
Dr. Stella Klein-Löw hat heute schon darauf 
hingewiesen : die Öffentlichkeit weiß die Fälle 
Borodajkewycz und was sich rund um sie 
abspielt. Eine Mischung von berechtigtem 
Mißtrauen und Ablehnung erfüllt nach solchen 
Vorkommnissen unsere Bevölkerung gegen die 
Hochschulen. (Abg. Dr. Kumm er: Über­
treiben Sie nicht I) Ich muß auch hier sagen : 
Daß dieses Mißtrauen noch lebt, dazu hat 
unser Herr Minister auch einige Schuld bei­
getragen, nachdem es so lange gedauert hat, 
bis dieser Fall endlich ordnungsgemäß erledigt 
wurde . 

Man muß auch - und auch das ist eine . .  Diese Zustimmung der Bevölkerung, der 
Forderung, die ganz eindeutig und unab- I O�entlichkeit zu h�hen. Auf,:end��gen f�r 
dingbar ist - endlich die Größenordnung Blldungsaufgaben,

_ 
fur dIe U�llversltat�n, fur 

deklarieren. Wir können uns nicht mit den Ausbau der Hochschulen 1st unabdmgbar. 
Schätzungen begnügen die dann erklären : Das hat unser Bundespräsident Renner immer 
Die dürfte stimmen I '  oder · Jene dürfte wieder betont. Das hat er auch den Wissen­
stimmen ! Wir brauch�� eine �anz eindeutige schaftl��n n:itgeteilt. �e� �etzte Beric?� des 
Größenordnung, nicht Schönfärberei,  wie wir R�t�s fu: Wlr.tschaftspohtlk m dem VereInIgten 
sie in den Berichten hier haben. KomgrelCh, In England, betont sehr nach­

drücklich, daß eine der ersten Voraussetzungen 
Wenn der Herr Kollege Harwalik in seinen 

Ausführungen darauf hingewiesen hat, daß 
die Schweizer auch vor großen Problemen 
stehen und daß man in anderen Ländern 
sozusagen auch mit kleinen Geschirren kochen 
muß, so möchte ich doch darauf hinweisen, 
daß die Schweizer schon seit einigen Jahren 
eine Expertenkommission für Fragen der 
Hochschulförderung haben, die Labhardt­
Kommission, die diesen Finanzierungsbedarf 
bis 1975 ganz eindeutig berechnet hat. Sie 

� -erklärt, daß die Schweiz ihre Hochschulaus­
gaben zwischen 1962 und 1975 von 212 Mil­
lionen auf 1 Milliarde Francs steigern wird. 
Sie hält diese Steigerung für durchaus tragbar. 
(Abg. K r a n e b i t t e r: Die Schweiz wurde von 
zwei Weltkriegen verschont I) Natürlich - das 
ist uns auch klar - :  Ein ernstlicher Ausbau 
unserer Hochschulen, wie es notwendig ist 
und wie wir es brauchen, wird Opfer und 
Verzicht für viele berechtigte Forderungen 
bedeuten. Für Zukunftsinvestitionen der Bil­
dung werden wir auf Konsum-, auf andere 
Forderungen unserer Bevölkerung verzichten 
müssen. Damit aber dieser Verzicht der 
Öffentlichkeit zustande kommen k a nn, dazu 
bedarf es absoluter Zustimmung und Infor­
mation der breiten Öffentlichkeit. Es geht 
nicht an, daß man sagt, wie wir hier in der 
" Hochschulzeitung" lesen können : Es weiß 
jedes Kind, da ß Wirtschaftswachstum und 
Vollbeschäftigung von der Forschung ab­
hängig sind. - Das weiß nicht j edes Kind ! 
Das muß man den Kindern und den Er­
wachsenen erst sehr deutlich machen. 

dafür, daß eine echte Bildungspolitik gelingen 
kann, das Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Wissenschaft ist als eine notwendige, eine wün­
schenswerte und eine weIl managed Investition 
für die Zukunft. 

Die Hochschulen und die Wissenschaft 
und die Forschung und die Kultur sind ein 
Anliegen des ganzen Volkes, und man sollte 
weniger von "Eliten" sprechen und weniger 
betonen, daß unsere Hochschüler di e Intelligenz 
des Volkes darstellen, als die sie sich selber so 
gern bezeichnen, erst kürzlich in der Fernseh­
sendung wieder. Man sollte mehr betonen, 
daß sich unsere jungen Akademiker, unsere 
kommenden Akademiker, unsere Studenten 
der Verantwortung bewußt sind, die sie vor 
dem ganzen Volk haben. Unsere Wissenschaft 
sollte sich weniger in Enklaven zurückziehen, 
sie sollte weniger betonen, daß sie nur allein 
zu entscheiden hat über Wissenschaft und 
Hochschulfragen und -aufgaben. 

"\IVir spüren diese Tendenz leider immer 
wieder, zum Beispiel in dem letzten Studien­
gesetz : In der Ausschaltung der Prüfer, die 
nicht in irgendeiner Form dem akademischen 
Lehrkörper angehören, oder in der Stellung­
nahme zum Forschungsratgesetz, das wir 
initiativ vorgelegt haben. Dieses Gesetz für 
einen Forschungsrat als öffentliche Körper­
schaft ist ja nicht gegen, sondern für die 
Forschung, für die Wissenschaft, in ihrem 
Interesse vorgelegt worden. Nicht g e g e n  die 
Wissenschaft : m i t  der Wissenschaft wollen 
wir arbeiten ! Ich möchte daher einen sehr 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 12.  S itzung - 1 7. Juni 1 966 839 

Dr. Hertha Firnberg 

ernsten Appell auch an unsere Wissenschaftler Partei einen Entschließungsantrag vorlegen, 
richten und an alle, die es werden wollen, der die Lehrfreiheit an den österreichischen 
und das ist ja letzten Endes ein Teil unserer Hochschulen betrifft. 
Studenten : Nicht die Separation, sondern die In allen Phasen der Geschichte der Repu­
volle Integration mit dem Volk (Abg. Rosa blik Österreich ist es vorgekommen, daß öster­
J o chmann: SehT richtig !) wird ihre Anliegen reichische Hochschullehrer, unbeschadet ihrer 
unterstützen. hohen fachlichen Qualitäten, aus politischen 

Niemand von uns will die Autonomie der oder weltanschaulichen Gründen zurückgesetzt 
Hochschulen angreifen, und wir haben allen und diskriminiert wurden. Es gilt, dies unter 
Respekt vor der Lehr- und Lernfreiheit an den allen Umständen im Interesse der Lehrfreiheit 
hohen Schulen. Die Freiheit des Geistes ist und der Schaffung eines freien geistigen Wett­
für uns Sozialisten ja immer eines der Grund- bewerbes an den österreichischen Hochschulen 
rechte der Demokratie gewesen. Aber die zu verhindern. 
Freiheit der Lehre und die Autonomie der Wir stellen daher den 
Hochschulen kann keine Schanze sein, 
hinter der sich der Ungeist des Nazismus, der 
Ungeist der Untoleranz verbirgt. Große Ge­
lehrte haben einst im Bewußtsein ihrer hohen 
Verantwortung vor dem Volk ihr Bemühen 
der Bildung des Volkes gewidmet, und der 
Respekt des Volkes und mehr : die Liebe und 
die Dankbarkeit haben es ihnen gelohnt. 
Und wir meinen, daß das eine echte akademi­
sche österreichische Tradition ist, wie es eine 
sozialistische Tradition ist, den Kontakt mit 
den Wissenschaftlern zu halten. 

Wir Sozialisten glauben, daß es mehr denn 
je notwendig ist, eine unabdingbare Forderung 
der Zukunft, eine echte Partnerschaft zwischen 
Wissenschaftler, Parlamentarier und damit 
dem Volk zu haben. 

'ViI' können der Auffassung nicht beistim­
men, die hier im Bildungsbericht zum Aus­
druck kol1uut, wo geschrieben wird, daß am 
Standard der Ausbildung der österreichischen 
Hochschulen, an den Kenntnissen, die ein 
Absolvent dieser Hochschule aufweist, nicht 
nur die Hochschule selbst interessiert ist, 
sondern ebenso die Exponenten von Staat -
Unterrichtsverwaltung, Gesetzgeber und Wirt­
schaft, in Klammer : Kammer . 

Dieser Meinung sind wir nicht. Wir sind der 
Meinung, daß am Standard der Ausbildung an 
den Universitäten das ganze Volk interessiert 
ist .  Das ist unsere Meinung, denn Bildungs­
politik hat mehr als alles andere wirklich eine 
Politik für alle Österreicher zu sein, nicht für 
kleine Gruppen, die sich Privilegien arrogieren. 

Wir möchten mit allem Nachdruck betonen, 
daß wir dafür Sorge tragen werden, Sorge 
tragen auch dafür, daß der Geist unserer 
Hochschulen der sein wird, der im Hochschul­
studiengesetz als Ziel ausgedrückt wird : Lehr­
und Lernfreiheit - Freiheit des Geistes also -, 
geistiger Wettbewerb, Toleranz, Verantwof­
tungsbewußtsein gegenüber dem Staat, gegen­
über der Demokratie, gegenüber der Repu­
blik. Aus diesem Grunde und bestimmt durch 
die Sorge um unseren Nachwuchs an den 
Hochschulen möchte ich Ihnen namens meiner 

E nt s c h l i e ß u n g s a n t r a g : 
Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Bundesminister für Unterricht wird 

aufgefordert, im Rahmen der bestehenden 
gesetzlichen und rechtsstaatlichen Möglich­
keiten alles in seiner Macht Stehende zu 
tun, um den Grundsatz der Lehr- und 
Lernfreiheit aufrechtzuerhalten und an 
den österreichischen Hochschulen einen heien 
geistigen Wettbewerb möglichst vieler Lehr­
meinungen zu sichern ; 

er wird weiters aufgefordert, im Rahmen 
der bestehenden gesetzlichen und rechts­
staatlichen Möglichkeiten darauf zu achten, 
daß bei der Ernennung von Hochschul­
lehrern nur ihre fachlichen und wissenschaft­
lichen Qualitäten, nicht aber ihre politische 
oder weltanschauliche E instellung zählen, 
sofern sie auf dem Boden der demokrati­
schen Republik stehen. 

Er wird schließlich im Rahmen der beste­
henden gesetzlichen und rechtsstaatlichen 
Möglichkeiten aufgefordert, im Sinne der 
Entschließung des Nationalrates vom 
3 1 .  März 1965 dafür Sorge zu tragen, daß 
die österreichischen Hochschulen von anti­
österreichischen, antisemitischen und anti­
demokratischen Elementen freigehalten wer­
den. 
Wenn wir das an unseren Hochschulen 

erreichen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, dann werden die Hochschulen ein 
Anliegen unseres ganzen Volkes sein. (Beifall 
bei der 8PO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Kummer. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kummer (ÖVP) : Meine 
Damen und Herren ! Zu den Ausführungen der 
Frau Abgeordneten Dr. Firnberg wäre sehr 
viel zu sagen. Wir bleiben aber dabei - wie 
schon Kollege Harwalik ausgeführt hat -, 
daß wir alle diese Probleme der Hochschulen 
hier noch sehr reichlich diskutieren werden, 
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wenn das Hochschulstudiengesetz zur Dis- hier sagen Sie, das sei zuwenig. Ich glaube, 
kussion steht. wenn der Herr Unterrichtsminister noch einige 

Aber, Kollegin Firnberg, ich muß doch auf Millionen oder vielleicht Milliarden eingesetzt 
einige Ihrer Behauptungen etwas näher ein- hätte, hätten Sie wahrscheinlich auch be­
gehen. hauptet, das sei noch zuwenig. Also Kollegin 

Erstens einmal sprachen Sie vom Bildungs- Firnberg, so kann man ,  wie ich glaube, die 
defizit, von der Not an den Hochschulen. Das Dinge nicht behandeln. Ich möchte nochmals 
ist bekannt, das ist seit langem bekannt. sagen : Wir werden zu gegebener Zeit noch sehr 
Aber, Kollegin Firnberg, das ist nicht allein ein eingehend über diese Fragen zu sprechen haben. 
österreichisches Problem, das ist ein euro- Ich wollte mich mit einem ganz anderen päisches Problem. (Abg. Dr. Hertha Firn- Kapitel beschäftigen : mit unseren Bundes­
b e rg: Das habe ich ja gesagt !) Anfang Juli theatern, und dann möchte ich auch noch 
wird sich eine internationale Tagung in Dort- etwas über den Kulturfilm sagen. 
mund, zu der Vertreter aus fast allen euro- . .  
päischen Ländern kommen werden, mit diesen Uber der . Bühne eines Wiener Theaters 
Fragen beschäftigen. Also kann man durchaus steht das ZItat : 
nicht daraus dem Herrn Unterrichtsminister I Der Menschheit Würde ist in eure Hand 
einen V orwurf machen. gege ben. - Sie sinkt mit euch ! Mit euch wird 

Der zweite Vorwurf, den Sie dem Herrn sie sich heben ! 
Unterrichtsminister machten, war der, daß Dieser Spruch gilt besonders für unsere 
er hätte voraussehen müssen, daß die Zahl Bundestheater, auf die wir Österreicher wohl der Hochschüler steigt. Man müsse daher sehr stolz sein können. Es wird zwar immer entsprechende Vorkehrungen treffen. Das ist wieder über das Defizit unserer Bundestheater sehr einfach. Aber bekanntlich steigt die geklagt, doch ergibt ein Vergleich des Bundes­Zahl der Hochschüler und ist die Zahl der voranschlages 1965 mit dem Entwurf des Hochschüler sehr rasch und sehr plötzlich Bundesvoranschlages 1 966 bei den Ausgaben 
gestiegen, und zwar in einer Zeit, in der man und Einnahmen folgendes Bild : das noch nicht voraussehen konnte. Selbst 
für den Fall, daß man das hätte voraussehen Während die Ausgaben im Jahre 1965 
können, muß man sagen : Die Zahl der Hoch- 372,926.000 S,  die Einnahmen 92 Millionen 
schüler steigt eben schneller, als in der gleichen betrugen - demnach beträgt der Abgang 
Zeit entsprechende Gebäude hätten gebaut 280,926 .000 S -, betragen die Ausgaben 
werden können. (Der Präsident übernimmt nach dem Entwurf des Bundesvoranschlages 
wieder den Vorsitz.) 1966 378,222.000 S ,  die Einnahmen 108,5 

Sie sagten, die ganze Bevölkerung habe Millionen, demnach ergibt sich ein Abgang 
ein Mißtrauen gegen unsere Hochschulen. von 269,722.000 S, also immerhin um 
Ich glaube, wegen dieses einen Mannes kann 1 1 ,204.000 S weniger als in den Vorjahren. 
man das nicht sagen. Wir sind uns darüber Ich glaube, daß diese Zahlen doch sehr zu 
vollkommen einig, daß hierüber entschieden beachten sind. 
wurde. Damit sollte dieser Fall erledigt sein. Wie sieht aber die Situation in unseren 
Ich will den betreffenden Namen hier gar Staatstheatern aus ? Zunächst zur Situation 
nicht aussprechen, weil der Mann es gar nicht an der Staatsoper. Wir erinnern uns noch 
verdient, daß man ihn noch nennt. Das ist sehr genau an die Debatte, die auch im Finanz­
meine Meinung, das ist unsere Meinung, Der und Budgetausschuß über Herbert von Kara­
Fall ist erledigt, es gibt keinen zweiten Fall jan,  als er noch die Oper leitete, geführt wurde. 
mehr, und es wird auch keinen geben. Aber Nach dem Abgang Herbert von Karajans wurde 
daß man daraus ableitet, daß die ganze Be- von seinen Anhängern immer wieder behauptet, 
völkerung Mißtrauen hat, geht doch zu weit. daß bald nicht mehr der Vorhang in der Staats­
Warum schicken denn (zur SP() schauend) oper aufgehen werde. Was ist seit dem Abgang 
Ihre Eltern ihre Kinder an die hohen Schulen, Karajans geschehen ? Worin besteht also der 
um sie studieren zu lassen, wenn dieses Miß- Unterschied zwischen der damaligen Zeit 
trauen, das Sie hier behaupten, vorliegt ? und heute ? Er besteht vor allem darin, daß 
(Abg. Gertrude Wondra c k: Wohin sollten die Wiener Staatsoper im Gegensatz zu einer 
sie sie denn sonst schicken ? - Abg. Dr. Hertha Person, die Karajan hieß, heute vom Idealis­
F i r n b e rg: Wenn man so viel gesehen hat, mus aller Künstler getragen wird, die in diesem 
muß man auch Mißtrauen haben !) Ht'"use zu tun haben, aber nicht nur vom 

Kollegin Firnberg ! Das nächste : Es kann Idealismus der Künstler, sondern auch von 
doch hier in diesem Hause niemand abstreiten, jenem der Verwaltung und des technischen 
daß in diesem Budget gerade das Kapitel Personals. Man befürchtete, da,ß sich kn.um 
Unterricht besonders bedacht worden ist. mehr ein prominenter Künstler für ein Engage­
Darüber gibt es doch keinen Streit, und selbst . ment an der Staatsoper finden würde. 
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Mögen vielleicht nach dem Abgang Kara­
jans anfangs Schwierigkeiten aufgetreten sein, 
die aber ihre Ursache gerade in seiner Person 
hatten, so waren sie bald behoben. Ich glaube, 
das ist der große Erfolg, den wir anerkennen 
müssen. Ich glaube, die Entscheidung des 
Herrn Unterrichtsministers war damals richtig. 
Der Betrieb der Wiener Staatsoper wird heute 
nach eigenen Ideen geführt, das Unternehmen 
ist nicht mehr nur auf einer Person aufgebaut. 

Wir müssen heute leider feststellen, daß 
uns Karajan bis zu einem gewissen Grad ein 
Chaos hinterlassen hat. Es brauchte eben 
einige Zeit, bis wieder Ordnung in das Haus 
auf dem Ring eingezogen ist. Es gibt wieder 
eine Planung auf lange Sicht, es hat sich als 
unrichtig herausgestellt, daß berühmte Sänger 
der Oper fernbleiben. Heute sieht man es 
wieder als eine Ehre an, an der Wiener Staats­
oper engagiert zu werden. Es hat sich eben­
falls als richtig herausgestellt, daß unter 
Karajan eben nur eine persönliche Politik, 
nämlich nur seine Politik betrieben wurde. 
(Abg. Rosa W e b e r: Solange wir das gesagt 
haben, war es nicht wahr ! Jetzt auf einmal !) 

Ich habe hier eine ganz interessante Auf­
stellung : zum Beispiel die Dirigenten in der 
Saison 1 962/63 : Damals dirigierten Karajan 
27mal, Krips 5 mal, der bekannte Dirigent 
Böhm überhaupt nicht. In der Saison 1 965/66, 
also als Karajan nicht mehr Direktor war, 
dirigierte Böhm 22mal, Krips 44mal und 
Quadri 27mal, also jedenfalls berühmte Ka­
pellmeister. Ich könnte diese Liste noch ver­
vollständigen. (Abg. Dr. van Tonge l: So 
etwas habe ich noch nicht erlebt in diesem Haus ! 
So sieht der Ö A A B die W iener Staatsoper ! 
Das ist einfach lächerlich !) 

Jetzt kommt man nicht nach Wien, weil 
Karajan Direktor ist, sondern wegen der 
Wiener Staatsoper. Karajan als Künstler 
mag unbestritten sein, und er wird in Wien 
als Dirigent immer herzlich willkommen sein, 
aber als Direktor wollen wir ihn nicht sehen. 
(Abg. Dr. van Tonge l: Den Kummer wird 
er fragen !  - Heiterkeit. - Abg.Dr. Gorb ach: 
Warum haben Sie einen solchen Gram ?) 

Meine Damen und Herren ! Die Staatsoper 
hat auch für zwei und mehr Besetzungen der 
einzelnen Rollen vorgesorgt. Es wird jetzt 
sparsamer mit dem Sachmaterial umgegangen, 
der Luxus hat sich aufgehört. (Abg. K oniT: 
Habt Ihr damals nicht den Unterrichtsminister 
gehabt ? Waren da wir verantwortlich ?) Herr 
Kollege Konir ! Sie oder Ihre Fraktion haben 
doch selber damals so energisch gegen Karajan 
Stellung genommen. Ich will damit nur be­
stätigen, daß die Maßnahmen, die damals 
vom Herrn Unterrichtsminister getroffen wor­
den sind, richtig waren. (Abg. K onir: Drim-

mel war das ! Ihr redet doch gegen euch ! -Abg. 
Rosa W e b  e r: Seid Ihr in der Opposition ?) 

Ich möchte nicht verhehlen, daß es sich 
vielleicht gerade aus dem Budget ergibt, 
daß noch immer da und dort gespart werden 
kann. Ich möchte eindringlich den Herrn 
Unterrichtsminister bitten, darauf zu sehen, 
daß gespart wird, und vor allem zu überlegen, 
wo noch gespart werden könnte. Das hängt 
auch mit der Autonomie der Direktionen 
zusammen. Man muß das richtige Mittelmaß 
zwischen der Bundestheaterverwaltung und 
den Direktionen finden. (Abg. Dr. van Tong el: 
"Mittelmaß" ist der richtige Ausdruck !) In 
künstlerischer Hinsicht sollte die Autonomie 
bei den Direktionen liegen, aber in verwaltungs­
mäßiger und kaufmännischer Hinsicht muß 
das Schwerge'wicht vor allem bei der Bundes­
theaterverwaltung liegen, denn das war ja 
letzten Endes auch die Ursache der Misere 
Karajan, und schließlich kommt es ja letzten 
Endes bei allem auch auf die Person an. 

Ich habe eine andere ernste Sorge, die unser 
Staatsopernorchester betrifft. Unserem Staats­
opernorchester fehlt es an Nachwuchs, be­
sonders - sagt man, ich bin kein Fachmann -
fehlt es an Streichern. (Abg. Rosa W e b e r: 
Am 6. März hat es viele Streicher gegeben !) 
Ich will nicht behaupten, daß die Ursache 
allein in der schlechten Dotierung liegt, 
aber es ist nicht zu vertreten, daß unsere 
Philharmoniker - sie bedeuten für Österreich 
ein Juwel, das wir hüten müssen ! - heute 
unter allen Orchestern an dritter Stelle in der 
Dotierung liegen. Man müßte auch mit 
unseren Musikakademien in Verhandlung 
treten, um vielleicht bestimmte Instrumen­
talisten heranzubilden. 

Meine Damen und Herren ! Was haben 
die Philharmoniker, die die österreichische 
Musik in die ganze Welt getragen haben, 
für Österreich geleistet ! Im März des nächsten 
Jahres feiern die Phllharmoniker das 125. 
Jubiläum ihres Bestehens. Herr Minister ! 
Ich habe in diesem Zusammenhang folgende 
Bitte : Geben Sie aus Anlaß dieses Ereignisses 
den Philharmonikern wieder ihren ursprüng­
lichen Rang zurück ! Ich glaube, dies wäre 
am Platze ; denn gerade der Idealismus, der 
dieses Staatsopernorchester beherrscht, war es, 
der sie in ihrer Dotierung zurückbleiben ließ .  
Ich glau be, der Einwand, daß sie pensions­
berechtigt sind, während andere diese Pen­
sionsberechtigung nicht haben, trifft nicht zu, 
denn sie standen einmal unter den gleichen 
Bedingungen an erster Stelle. Auch damals 
hatten sie Anspruch auf Pension. Aber noch 
nie standen sie an dritter Stelle. Dieses 
Orchester hat zweifellos, ohne die Verdienste 
anderer Orchester schmälern zu wollen, die 
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höchste Qualifikationsstufe auf dem staatlichen 
Kunstsektor erreicht und muß diese Stufe 
weiter behalten. 

Unsere Staatsoper ist das erste Weltinstitut, 
worauf wir stolz sind. Ich glaube, es rentiert 
sich, daß wir aUe das Defizit, das uns leider 
auferlegt ist, tragen. Das ist nicht allein 
meine Meinung, sondern ich berufe mich 
dabei auf namhafte Theaterkritiker, die wahr­
scheinlich sehr viel in der Welt herumge­
kommen sind. Deshalb muß auch für den 
Nachwuchs dieses Orchesters gesorgt werden, 
gleichzeitig mit einer besseren Dotierung, 

Ein besonderes Problem dieses Theaters 
ist die Urlaubsregelung. Man muß sich 
wirklich dje Frage vorlegen : Haben wir es 
noch mit unserem alten Burgtheater zu tun, 
nämlich mit dem Ensembletheater, ist es 
noch das Burgtheater einer Hedwig Bleibtreu, 
eines Otto Treßler, einer Else Wohlgemuth, 
eines Georg Reimers, eines Hugo Thimig, 
eines Raoul Aslan, um nur einige dieser 
Heroen zu nennen ? Oder ist das Burgtheater 
bereits ein Gastspieltheater geworden, nach 
der einen oder anderen Seite hin ? 

Im Burgtheater sind bereits Starallüren 
eingeris 3en, die es früher nicht gegeben hat. 

Eine Kritik an unserer Oper geht dahin, Kritikenprotektionen machen sich leider eben­
daß vielleicht zuwenig moderne Opern auf- falls bemerkbar - so hört man, so wird erzählt. 
geführt werden. Ich bin auf dem Gebiet Es gibt Künstler, die fast überhaupt nie im 
kein Fachmann, aber ich glaube, es gibt Burgtheater z u sehen sind, weil sie ständig 
vielleicht zuwenig moderne Opern, die auf- auswärts beschäftigt sind. Dagegen gibt es 
führbar wären. Aber jedenfalls wird das be- Künstler , die wenig oder überhaupt nicht 
hauptet. beschäftigt werden. 'Vo bleibt da die Bestim-

Ein Sorgenkind ist die Volksoper - ich mung unseres Schauspielergesetzes, das Recht 
glaube, die Frau Hofrat Stella Klein.Löw auf Beschäftigung 1 
hat sich auch mit der Frage beschäftigt -, Ich muß feststellen, daß es im Gegensatz 
und zwar vor allem wegen des ungedeckten zur Staatsoper wenig Planung und Vorsorge 
Abganges. Die Volksoper ist ein Zwitterding im Burgtheater gibt. Man kann nur hoffen, 
zwischen einer Oper und einem Operetten- daß sich diese Situation in Bälde ändern 
theater. Man mag zur Operette heute stehen, wird. 
wie man will, eines ist sicher, daß sie sich Unsere Staatstheater sind ein Schatz, den 
schlecht verkaufen läßt. Man sollte doch ver- wir hüten und pflegen müssen. Wir müssen 
suchen, rasch aus dieser schlechten Situation aber auch für sie Opfer bringen. 
herauszukommen, in der sich gerade unsere Meine Damen und Herren ! Noch einiges 
Volksoper befindet. zum Kulturfilm. Österreich braucht den 

Meine Damen und Herren ! So erfreulich kulturellen Film schlechthin als Propaganda­
derzeit die Situation in der Staatsoper ist, mittel von unvergleichbarer Breitenwirkung. 
so wenig erfreulich ist sie i m  Burgtheater. Zum Beispiel hatte das Grillparzerstück "Ein 
Während in der Staatsoper eine Planung Bruderzwist in Habsburg" in Deutsch­
auf sehr lange Zeit besteht, ist dies im Burg- land eine Grillparzer-Begeisterung hervorge­
theater nicht der Fall. Man wird mir ein- rufen, wie das noch nie der Fall war. Das war 
wenden : Es gibt doch einen Spielplan auf doch ein Erfolg für Österreich. Dasselbe gilt 
längere Zeit. Das stimmt, aber man hört für die Bühnenfilme "Der Nachfolger" ,  "Der 
immer wieder Klagen, daß die geplanten Verschwender", denn 1 5  Millionen Zuseher 
Stücke nicht kommen, sodaß es nur wenig haben diese Stücke pro Abend gesehen. 
Premieren gibt. Man soll sich nicht auf Für die Förderung dieser Filme stehen aber 
die Budgetsituation ausreden. Sie allein ist nur Kredite des Unterrichtsministeriums zur 
nicht schuld, sondern die Schuld trägt diese Verfügung im Gegensatz zu anderen Kunst­
Planlosigkeit. Ich glaube, auch im Burg- gattungen, für welche auch Länder und 
theater kann es noch zu Ersparungen kommen. Gemeinden beitragen. Diese Filme werden 
Auch dafür sollte gesorgt werden. Zum Beispiel nachweislich in 90 Staaten der Erde aufgeführt 
gibt es für die Bühne kostspielige Ausstattun- und haben damit eine ungeheure Propaganda­
gen, die nicht notwendig wären, oder Aus- wirkung für Österreich. 
stattungen für die Garderoben. Hier könnte Meine Damen und Herren ! Der Jugend in 
noch manches gespart werden. Not kann durch Polizeimaßnahmen gegen 

Geklagt wird auch darüber, daß neue schlechte ]'ilme allein nicht geholfen werden. 
Dichter wenig gefördert werden. Auch dieses Es müssen noch mehr gute Jugendfilme 
Problem hängt mit dem Budget nicht zu- erzeugt werden. Dazu braucht man aber 
flammen und muß andere Ursachen haben. Geld. Derzeit fehlen für die Förderung ,·on 
Es wird auch gesagt, daß der Spielplan des Kulturfilmen 2 Millionen Schilling, für künst­
Burgtheaters phantasielos sei und wenig Ab- leI'ische Spielfilme 3 Mil1ionen und für Bühnen­
wechslung biete. filme 2 Millionen Schilling. (Abg. Dr. van 
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Ton g e l :  Dafür haben 'W�r ja. die Stadthallen- Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
film-AG. ! Da. 'WeTde n künstlerisch hochwertige Abgeordnete Dr. Kleiner. Ich erteile es ihm. 
Filme erzeugt I) 'Vir müssen dazu kommen, Abgeordneter Dr. Kleiner (SPÖ) :  Herr daß dem Unterrichtsministerium zu diesem Präsident ! Meine sehr geehrten Frauen und 
Zweck, zur Erfüllung eines j ährlichen Herren ! Meine Fraktionskollegin Frau Programms guter Jugendfilme die notwendigen Dr. Firnberg hat in fundierten Worten dar­Mittel zur Verfügung gestellt werden, denn gelegt, in welchem Zustand sich die öster­Österreich braucht, um es noch einmal zu reichische Wissenschaft und vor allem das sagen, den kulturellen Film als ein sehr wirk- österreichische Hochschulwesen befindet, und 
sames Kulturpropagandamittel. ist zu der Feststellung gelangt, daß der Kern 

Eines noch zu diesem Kapitel : Es sollte des Übels in einem völligen Mangel an Planung 
ein Institut für Bild und Ton in Unterricht, gelegen ist. Herr Dr. Kummer hat sich mit 
Wissenschaft und Kunst gegründet werden. ein paar Worten bemüht, das zu bestreiten, 

Meine Damen und Herren ! N eben diesen nämlich mit der Behauptung, daß man das 
kulturell bedeutenden Filmen muß es auch Anwachsen der Studentenzahl - um auf diese 
gelingen, in die allgemeine Filmproduktion eine Seite des Problems zu sprechen zu 
einzusteigen. Österreich muß einmal daran- kommen - nicht voraussehen konnte, sondern 
gehen, sich auch hier einzuschalten. Ich weiß daß das plötzlich über die österreichische 
schon,  daß ""viI' nicht mit amerikanischen, I Hochschulverwaltung hereingebrochen ist. 
deutschen und anderen Filmproduktionen Das würde bedeuten, Herr Dr. Kummer, 
konkurrieren können, aber es müßte Österreich I daß plötzlich zirka 20.000 Studenten neu 
gelingen, doch auch in der allgemeinen Film- angefallen wären, und man wußte nicht 
produktion eine größere Rolle zu spielen, woher. (Abg. Dr. Kummer : Sie sind plötzlich 
als dies heute der Fall ist. Ich weiß, daß auch angefallen !) Aber im Studienjahr 1956/57 hat 
dabei die Hauptfrage wieder das Geld i st. die Zahl der an den österreichischen Hoch­
Es muß aber gelingen, auch diese Mittel schulen inskribierten Hochschüler 16.700 be& 
aufzubringen, wenn man sich auf bestimmte tragen, und man konnte angesichts der Zahlen 
Projekte konzentriert, wie das ja schon bei den Geburtenjahrgängen sicherlich für die 
geschehen ist. Ich könnte hier eine Reihe von nächsten zehn Jahre vorausschätzen, wie sich 
Filmen aufzählen, die ein Beispiel dafür wären die Hörerzahl an den Hochschulen entwickeln 
und die nicht nur in Österreich, sondern auch wird. (Abg. Dr. J. G r u b e r :  Aber die Arbeits­
im Ausland großen Erfolg hatten und mit ämter ha.ben keine Vorstellung davon gehabt 
einem verhältnismäßig geringen Aufwand mit und haben gegenteilige Prognosen gegeben !) 
österreichischen Produzenten, mit österreichi- I Das weiß ich nicht. (Abg. Rosa W e b e r :  
sehen Schauspielern und auch mit öster- Das stimmt nicht ! - Abg. Dr. K u m m e r :  
reichischem Geld hergestellt werden konnten. Viel zu spät, Sie wissen genau, wann eine 

Meine Damen und Herren ! Österreichische Statistik veröfJentlicht wird !) Statistiker haben 
Musik, Oper, Operette, Theater, aber auch darüber eine Aussage gemacht. 
der Film gehören zusammen, gehören zur Meine Damen und Herren ! Voraussetzung 
österreichischen Kultur. Wir haben auf diesen der Planungen ist immer, daß man die Dinge, 
Gehieten große Erfolge zu verzeichnen, beson- um die es sich handelt, in ihrer kommenden 
ders auf dem Gebiet der Oper, der Operette Entwicklung kennt und darauf seinen Plan 
und des Theaters . Hüten wir dieses Erbe, aufbaut. Wenn ich im Jahre 1 956 weiß , daß 
es ist Österreichs wesentlicher Bestandteil, die Zahl der Hochschüler in zehn Jahren, 
sein Kulturgut, das es mit Stolz in alle Welt also im Studienjahr 1965/66 , ungefähr 40.000 
tragen kann. Mozart, Strau ß , Grillparzer, betragen wird, dann kann ich auf diese wahl'­
Schönherr, Wildgans, HofmannsthaI, Ginzkey, scheinlich eintretende Tatsache meinen Plan 
Waggerl und wie sie alle heißen, um nur aufbauen. Aber darum hat sich niemand 
einige zu nennen, sie alle sind die Garanten, gekümmert, Herr Dr. Kummer. 
daß Österreichs Kulturanteil in Europa nicht 

Die Universitäten und vor allem die tech­nur gesichert ist, sondern auch in Zukunft 
gesichert bleibt. (Beifa.ll bei der Ö V P.) nischen Hochschulen sind auch schon 1956/57 

übervoll gewesen, Hörsäle und Institute haben 
Präsident : Bevor ich dem nächsten Redner nicht mehr ausgereicht, die Studenten aufzu­

das Wort ertei1e, gebe ich bekannt, daß der nehmen. Trotzdem hat man von der Unter­
Entschließungsantrag der Frau Abgeordneten richtsverwaltung her die technischen Hoch­
Dr. Firnberg und Genossen, betreffend Lehrfrei- schulen nicht zur Ordnung gerufen, als bei­
heit an den österreichischen Hochschulen, der spiels weise angesichts der Erörterung von 
bereits verlesen, aber erst nachträglich vorge-

I 
Hochschulplänen in Linz, und zwar gerichtet 

legt wurde, genügend unterstützt ist und auf eine technische Hochschule, die technischen 
daher in Verhandlung steht. Hochschulen in Wi.en und in Graz in kurz-
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sichtiger Einstellung gesagt haben, eine solche 

I 
in Linz noch nicht einen Schilling überwiesen 

Hochschulgründung könne nicht in Frage hat, obwohl beide Gebietskörperschaften, das 
kommen. Damals schon hätte sich die Unter- Land Oberösterreich und die Stadt Linz, im 
richtsverwaltung dazwischenstellen und sagen vergangenen Jahr 72 Millionen Schilling auf­
müssen, daß diese Überfüllung der Hochschulen gebracht haben und in diesem Jahr sicherlich 
weitergehen wird und man einer solchen mindestens 85 Millionen Schilling aufwenden 
Engherzigkeit angesichts der Bestrebungen werden, wenn es nicht mehr wird. 
anderswo, der Hochschulnot abzuhelfen, nicht Aber auch die sonstige Förderung des Hoch­
das Wort reden kann. (Abg. Dr. K u m m e r ,' schulprojektes in Linz ist nicht auf die Weise 
Der Unterrichtsminister hätte ein Hellseher sein verlaufen, wie wir uns das in Oberösterreich 
sollen I) Aber nicht nur Worte hätten genügt, gewünscht hätten. Man hat ursprünglich von 
sondern man muß diesem Mangel entsprechend der Hochschule in Linz verlangt, daß sie eine 
begegnen. Hochschule besonderer Prägung werden solle. 

Es hat also sicherlich an einer Planung Man hat sich, nachdem gegen eine technische 
gemangelt. Angesichts dieser Tatsache war es Hochschule so große Widerstände bestanden 
eine erfreuliche Erscheinung, daß Gebiets- haben, dazu entschlossen, einen Hochschultyp 
körperschaften dazu übergegangen sind, hin- in Betracht zu ziehen, den es in Österreich 
sichtlich der Behebung der Hochschulnot damals - ich meine die Zeit um 1960 -
eigene Wege zu gehen. Damit haben das Land noch nicht gegeben hat, wohl aber in der 
Oberösterreich und die Stadt Linz begonnen. übrigen zivilisierten Welt, nämlich die 
In der weiteren Folge sind diesem Beispiel die Studienrichtung der Gesellschafts- und Wirt­
Stadt Salzburg, wie wir jetzt hören auch die schaftswissenschaft. Insbesondere der dama­
Stadt Klagenfurt und hinsichtlich eines Hoch- li ge Unterrichtsminister, Herr Dr. Drimmel, ' 
schulausbaues in Richtung Technik und hat die Absicht gefördert, diese Hochschule 
Naturwissenschaften auch Innsbruck gefolgt. als eine Hochschule besonderer Prägung in 
Wenn also die Bundesschulverwaltung hier Linz entstehen zu lassen. Es wäre also gewisser­
nichts getan hat, so ist es immerhin zu be- maßen diese Hochschule in Linz in unserem 
grüßen, wenn Gebietskörperschaften initiativ Hochschulsystem ein Unikat. 
geworden sind. Aber man hätte nun auch Die tatsächliche Entwicklung war ganz 
erwarten können, daß man diese Initiative anders. Man hat, wie man jetzt schon aus dem 
nicht nur geschehen läßt, sondern daß man Gesetz übel' die sozialwissenschaftlichen 
sie auch entsprechend unterstützt und fördert. Studienrichtungen erkennen kann, die Hoch­
(Abg. Dr. Gorbach  : Geschieht ja sowieso I) schule in Linz auf die sozialwissenschaftliche 
Ich muß leider beklagen, daß das für die I und wirtschaftswissenschaftliche Studien­
Hochsch�lbestrebungen in Linz nicht der Fall richtung eingeengt, die aber nach dem Ent­
gewesen 1st. wurf des kommenden Studiengesetzes über 

Nebenbei möchte ich bemerken daß die die sozialwissenschaftliche Studienrichtung 
Andeutung des Herrn Dr. Gruber, �ir hätten auch den juridischen und staatswissenschaft­
uns darauf geeinigt, beide über die Hochschule lichen Fakultäten der Universitäten und der 
in Linz nicht zu reden, nicht zutrifft. E s  ist Hochschule für Welthandel zukommen soll. 
zwar in diesen Belangen in Oberösterreich die Das heißt : Die Hochschule in Linz ist eine 
Koalition absolut intakt, wir gehen da also mit den juridischen Fakultäten der Universi­
einen gemeinsamen Weg, aber ich habe keines- täten und mit der Hochschule für Welthandel 
wegs erklärt, daß ich heute über die Proble- gleichgestellte Hochschule. Daraus leiten die 
matik und die Wünsche der Linzer Hochschule Träger des derzeitigen Hochschulfonds in Linz 
nicht sprechen werde. ab , daß sie eine solche Einengung der Hoch-

Die Linzer Hochschule beziehungsweise ihre schulgründung nicht verdienen, sondern ange­
derzeitigen Träger, das Land Oberösterreich sichts des Interesses an der Hochschule und 
und die Stadt Linz, sind nicht in der glücklichen angesichts des übersehbaren Einzugsbereiches 
Situation, in der offenbar die Städte Klagenfurt dieser Hochschule die Entwicklung z u  einer 
und Salzburg sind, daß sie einerseits eigene Volluniversität fordern müssen. Ich vertrete 
Mittel aufbringen können, andererseits aber hier im Interesse der Hochschulgründng in Linz 
anch die Unterstützung des Bundes genießen. die Forderung dieser Hochschule, die Angliede­
Das ist für Salz burg absolut aktuell geworden : rung einer juridischen Fakultät durch eine ent­
der Hochschule in Salz burg sind Mittel zuge- sprechende Änderung des Hochschul-Organi­
kommen. Sie sind zwar nicht überaus beträcht- sationsgesetzes zu ermöglichen. 
lieh, aber immerhin wurden inzwischen 10 Mil- Ich möchte mich mit der Hochschule in Linz 
lionen für die Hochschule Salzburg von der nicht mehr weiter beschäftigen, wir werden uns 
Bundesverwaltung aufgewendet, während man sicherlich bei der Beratung des Allgemeinen 
trotz gemachter Zusagen dem Hochschulfonds Hochschul-Studiengesetzes und des Gesetzes 
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über die sozialwissenschaftlichen Studienrich­
tungen noch kurz mit dieser Hochschule be­
schäftigen müssen. Ich darf nur den Herrn 
Bundesminister für Unterricht bit,ten, daß er 
diesem \Vunsch der Hochschule für Sozial- und 
\Virtschaftswissenschaften auf Erweiterung 
um eine juridische Fakultät sein Interesse und 
sein Wohlwollen zuwendet. Schließlich würde 
mit der Angliederung einer juridischen Fakultät 
an die Hochschule für Sozial- und Wirtschafts­
wissenschaften in Linz der vViener Unjversität 
eine sehr wesentliche Entlastung ihrer juridi­
schen Fakultät zuteil, die auch darunter zu 
leiden hat, daß sie die Studentenmassen dieser 
Universität nicht mehr richtig betreuen kann. 

Es wäre vielleicht wissenswert, WIe die 
30 Millionen Schilling auf die einzelnen Vereine 
und Vereinigungen, die Studentenheime bauen, 
verteilt werden. Aher ich werde mir bei geeig­
neter Gelegenheit erlauben, eine diesbezügliche 
Frage zu stel1en. 

Ich möchte noch ganz kurz mit einem Wort 
auf die Schulprobleme, soweit es sich um den 
Polytechnischen Lehrgang handelt, zurück­
kommen, weil mein Kollege aus dem Land 
Oberösterreich, Herr Dr . Gruber, gesagt hat, 
daß die Problematik hinsichtlich des Polytech­
nischen Lehrganges, Schulräume und Lehr­
kräfte bereitzustellen, in Wien deshalb nicht so 
gravierend sei , weil dort eine stärkere Abwan-

Meine sehr geehrten Frauen und Herren I I 
derung zu den höheren Schulen stattfindet. 

Die Entwicklung der Hochschülerzahlen hat Obwohl ich annehme, daß die Situation in Wien 
nicht nur zu Raumproblemen und zu 

C
Neugrün_ anders ist als in den L�ndern, .�o ist �i� doch 

dungsproblemen bei Hochschulen in Österreich bekannt, daß auch m oberosterrelChlschen 
geführt sondern auch eine andere Problematik Städten eine solche Abwanderung zu den höhe­
ist von 

'
Bedeutung nämlich die Unterbringung ren Schulen stattfindet, so daß sich da und 

von Studenten die 
'
nicht am Studienort wohnen dort - das ist aber nicht gleichmäßig - da­

Das sind nicht wenig : Derzeit haben wir mit durch eine Entlastung bei der Vorsorge für 
rund 40.000 inländischen Studenten zu rechnen, S�hulraum und Lehr�räfte für . de� P?lytech­
von ihnen ist ungefähr die Hälfte sozial be- nIschen Lehrgang ergIbt. DamIt wIll ICh aber 
dürftig ,  und von diesen wohnt wieder die ni�ht gesagt h�ben: daß man. in Oberösterreich 
Hälfte nicht am Studienort bedarf also ge- keme Sorgen m dIeser BeZIehung hat. Aber 
eigneter Unterkiinfte. Im Augenblick stehen der Trend �u den �öhere� Schulen e.rgi�t s�ch 
für diese rund 10 .000 Studenten die Wohn- eben auch m OberosterreICh, und es 1st Ja eme 
plätze amStudienort brauchen, zirka6000 Plätze sehr erfreuliche T�tsache, daß ein stärkerer 
in Heimen für Hochschüler zur VerfügunO'. Zugang zu den hoheren Schulen stattfindet. 

o N ach einem Bericht, der mir heute früh zuge-
Es ist erfreulich und durchaus beachtenswert, kommen ist, ist ein beachtlicher Zustrom zum 

daß im Bundesvoranschlag 1 966 30 Millionen Musisch-pädagogischen Realgymnasium zu 
Schilling für Studentenunterkünfte vorgesehen verzeichnen. Es haben sich schon 300 Schüler 
sind. Das ist, wenn man mit den Kosten eines zur Aufnahme in dieses Realgymanium ge­
Heimplatzes in der Höhe von 100.000 S rech- meldet, allerdings muß auch dort für einen ent­
net - ich glaube, daß diese Rechnung nicht sprechenden Klassenraum gesorgt werden. 
unrichtig ist, dieser Betrag ist sicher sehr Meine Damen und Herren ! Die Entwicklung kna{Jp -, die sicher beachtliche Anzahl von der Hochschülerzahlen hängt nicht nur mit der 
300 Heimplätzen. Es wurde aber errechnet, Entwicklung der Geburtenzahlen zusammen, daß angesichts der weiteren Entwicklung der sondern erfreulicherweise auch mit den ver­Hochschülerzahlen jährlich rund 650 Heim- besserten Förderungsmöglichkeiten für Studie­plätze neu geschaffen '.verden müssen. Daher rende. Das Studienbeihilfengesetz hat eine 
muß man diese durchaus bmwhtenswerte große Anzahl von Studenten von finanziellen Summe im Budget von 30 Millionen Schilling Sorgen befreit, und wenn man nun etwa daran­für den Studentenheimbau auch für die Zu- geht, für Mittelschüler in den höheren Jahr-
kunft etwas verbessern. 

Der Herr Unterrichtsminister wird sich jetzt 
natürlich sagen : Es gibt ja nicht nur den Bund, 
der für die Förderungvon Studentenheimbauten 
in Frage kommt, es gibt die verschiedensten 
Organisationen, auch solche, die selber starke 
Förderer haben. Aber es gibt auch Institu­
tionen, die mit Förderern und deren Mitteln 
nicht so gesegnet sind. Es wäre also notwendig, 
daß der Bund jetzt doch planend daran denkt, 
in den nächsten Jahren fortschreitend höhere 
Beträge für den Bau von Studentenheimen 
bereitzustellen. 

gängen eine entsprechende Förderung vorzu-
bereiten und durchzuführen, so wird auch diese 
Entwicklung der Studienförderung zu einer 
Vermehrung der Hörerzahlen an unseren Hoch­
schulen führen. Das ist sicherlich et was, 
was wir allgemein, ohne Unterschied der Frak­
tionen, begrüßen können. 

Wenn diese Entwicklungstendenzen anhal­
ten, wenn sich die Gebietskörperschaften der 
Hochschulnot und der Notwendigkeit, auf 
diesem Gebiet etwas zu tun, bewußt sind, wenn 
entsprechende Studienförderungen bereitge­
halten werden und vielleicht auch durch die 
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Vermehrung von Dienstposten an den Hoch­
schulen etwas für die Ent-wicklung des Hoch­
schulwesens getan wird, wenn dazu - immer 
noch nicht zu spät - an Planung das Richtige 
geleistet wird, dann kann man in die Zukunft 
des österreichischen Hochschulwesens und der 
österreichischen Wissenschaft noch gute Hoff­
nungen setzen. (Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Lola Solar. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Lola Solar ( ÖVP) : Hohes 
Haus t Meine Damen und Herren t Wir sind 
zwar von unserem Klubobmann schon bei der 
letzten Klubsitzung, nicht erst gestern oder 
heute, zu weiser Beschränkung ermahnt wor­
den, weil ja in diesem Kalenderjahr noch eine 
Budgetdebatte stattfindet. Ich werde mich 
zwar kurz fassen, möchte mich aber trotzdem 

gesellschaft mehr denn je die Schule das not­
wendige Gleichgewicht garantieren. 

Die Bildung darf aber nicht nur ein Privileg 
gewisser Schichten sein, sondern ist eine Not­
wendigkeit für das gesamte Volle Durch die 
gesetzliche Verankerung der Studienbeihilfe 
haben wir ja das Tor für alle Begabten und 
Fleißigen geöffnet.  Das erfüllt uns alle mit 
großer Genugtuung. 

Diese Teilnahme des ganzen Volkes an der 
Bildungsgesellschaft betrifft selbstverständlich 
gleichermaßen auch Mann und Frau. Wenn ich 
vorher von einer Bedachtnahme und Achtsam­
keit bei der Vermittlung von -Wissen sprach, 
so gilt dies besonders auch bei der Erziehung 
von Buben und Mädchen. Hier muß die Er­
ziehung und Unterrichtung auf die Verschieden­
heit und Andersartigkeit Rücksicht nehmen. 

zum Kapitel Unterricht vom Standpunkt der Die Kolleginnen und Kollegen, die mich 
Frau aus melden, um einiges dazu zu sagen. schon öfter gehört haben, wissen, daß das 

N ach dem Ringen nach Brot und nach der eines meiner Steckenpferde im Unterrichts­
Erhaltung des Lebens, der Sicherheit, der wesen ist. Mir scheint die Beachtung dieser 
Freiheit und des Friedens, wie es ja nach dem Tatsache für die Entwicklung eines Volkes 
Jahre 1945 war, haben wir auch in Österreich so entscheidend, daß man sich gerade in 
durch das Zusammenwirken aller Gutgesinnten der gegenwärtigen Phase des Erziehungs- und 
endlich einen beachtlichen Wohlstand und Schulwesens dessen mehr bewußt sein muß . 
sozialen Fortschritt erreichen können. Erst W CI' bei der Ausbildung der Mädchen nur das 
mit der Abnahme materieller Not und dieser Leistungs- und Wettbewerbsprinzip im Berufs­
sehr schweren Sorge konnte auf kulturellem Ge- leben im Auge hat, ohne die so wichtige 
biet auch an einen Aufbau und an einen Auf- andersgeartete funktionelle Aufgabe der Frau 
schwung unserer Heimat gedacht werden. Wir in allen Lebensbereichen, vor allem in der 
müssen daher auch heute noch in immer Familie zu berücksichtigen, mag eine Differen­
steigendem Maße Versäumtes nachholen. zierung in der Erziehung und Unterrichtung 

zwischen Mädchen und Knaben für über-
Es wurde heute von drüben gesagt, daß wir flüssig, ja vielleicht manches Mal sogar für 

noch so weit zurück sind. Das ist ja selbstver- hemmend halten. Diese Auffassung des ledig­
ständlich, wenn man unsere Heimat nach dem lichen Wettbewerbes in der Heranbildung von 
Jahre 1945 betrachtet. Wir müssen all die Buben und Mädchen ist eine äußerst ober­
Voraussetzungen zur geistigen Entfaltung und flächliche, die an den wesentlichen und auch 
�ewältigung schaffen, um in diese� eu�opä- geistigen Aufgaben von Mann und Frau, Ischen Wettbewerb unsere Stellung m WIssen- . . h . d F ' 1 ' d 1 t . d 

h ft d T h 'l b h d '  11 d 
WIe SIe sc on III er amI Ie grun ge eg sm , 

sc a. un ec m { ZU e,"ra ren un 111 a en vorbeigeht. 
damIt verbundenen BereIChen unsere Aufgabe .. . . . . 
im europäischen Raum zu erfüllen. Das sind Das ware �ah�r em �ehlurtell und . fuhrte 
also die Bereiche Verwaltung und so weiter. I �

benso folgerIchtIg zu emer Fehl�ntwl�klu�g 
All dies erfordert aber den hiezu befähigten und m. unserem Gesellschafts"vesen, ":.Ie WIr dIeS 
vorbereiteten Menschen. leIder nur allzuoft feststellen konnen, auch 

Dieses dringende Erfordernis des geistigen an vielen negativen Zeiterscheinungen. 
Nachholbedarfes brachte das Streben zur Wir freuen uns daher, daß der Herr Minister 
Bildungsgesellschaft als eine weitere Etappe in vor kurzem ein eigenes Referat für Mädchen­
unserer Aufwärtsentwicklung. Bei dieser be- und Frauenbelange im Unterrichtsministerium 
grüßenswerten Entwicklung zur Bildungs- geschaffen hat. Und wir Frauen danken ihm 
gesellschaft ist aber auch eine gewisse Acht- dafür aus ganzem Herzen und hoffen zugleich, 
samkeit notwendig. Es wird daher erforderlich daß dort fruchtbare und segensreiche Arbeit 
sein, daß bei der Vermittlung von wissenschaft- für das ganze österreichische Volk geleistet 
lichen Fertigkeiten auch das notwendige wird. 
charakterliche Fundament Handin Hand grund- Ich möchte den Minister aber gleichzeitig 
gelegt wird. Die Charakterbildung soll durch herzlich bitten, diesem neuen Aufgabenbereich 
\Veckung und Formung der inneren Werte im Ministerium auch die notwendige finanzielle 
des Menschen erfolgen, und hier muß heute in Unterstützung durch eigene und genügende 
unserer auf den Konsum eingestellten Industrie- Dotierung angedeihen zu lassen. Es wird 
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dies jetzt sicherlich leichter möglich sein, 
da ja endlich im Budget 1966, und wir hoffen 
auch weiterhin, erstmalig dem Unterrichts­
ressort eine erhöhte Budgetpost zuerkannt 
wurde. Wir können überzeugt sein, daß 
die finanziellen Zuwendungen für den Auf­
gabenbereich der Mädchen- und Frauenbildung 
die besten Investitionen für eine gesunde 
Entwicklung unserer Gesellschaft sind, weil 
sie den zukünftigen Familien und damit der 
durch nichts ersetzbaren Familienerziehung 
zugute kommen. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Selbständige. Bei diesem Arbeitskräftemangel 
könnt.e die Frau auch gar nicht mehr aus 
Wirtschaft und Verwaltung, besonders aber 
aus so vielen rein fraulichen Berufen weg­
gedacht werden. Im Gegenteil : Gerade die 
fraulichen Berufe, wie der Pflegerinnenberuf, 
sind Mangelberufe, und das führt schon fast 
zur Katastrophe. 

Der Frau sind aber heute auch alle Bildungs­
wege eröffnet. Sie kann nach ihrer Fähigkeit 
alle Stufen der Wissenschaft, eventuell sogar 
auch in der Technik erreichen. Auch ist es 

Das Leben empfangen, tragen und gebären heute eine Selbstverständlichkeit, daß jedes 
greift tief in das körperliche, seelische und Mädchen nach seiner Schul- beziehungsweise 
geistige Leben der Frau, und es bewirkt Ausbildungszeit sich vorerst einem Beruf 
dadurch eine andere Einstellung zum Leben zuwendet. Dieses Berufsstreben ist fast zur 
überhaupt. Schon die biologische Möglichkeit Norm geworden und erwächst nicht nur 
jeder Frau, Mutter zu ,verden, bewirkt eine aus der Tatsache des Übergewichtes der 
stärkere Ausprägung bestimmter Eigenschaften Frauen in unserem Volke. Auch die zukünftige 
und Haltungen, die man meist als typisch Gattin muß in den meisten Fällen noch vor 
fraulich bezeichnet : die stärker ausgeprägten der Heirat zur Deckung der vielen finanziellen 
mitmenschlichen Beziehungen, das Leben dem Belastungen einer Ehegründung beitragen, und 
Du gegenüber, die Liebe zum Leben und sie muß in vielen Fällen auch noch während der 
der damit verbundene Dienst am Leben. Ehe zum gemeinsamen Unterhalt durch Außer­
Die Frau liebt das ungeteilte Leben, die Fa- hauserwerb beisteuern. Außerdem gibt es 
milienbezogenheit, sie ist von Natur aus auch eine beachtliche Zahl intellektueller 
mehr innenbezogen, während der Mann dem I Frauen, dje aus innerer Anteilnahme ihren 
Dynamischen zugeordnet ist und in der Beruf wählten und ihn als Berufung erfüllen. 
nüchternen Berechnung und Wertung sich Sie alle müssen aber auf allen Arbeitsgebieten 
meist selbst genügt. dem Leistungskampf mit den männlichen 

Alle diese und viele andere Unterschiede Kollegen gewachsen sein, wenngleich sie ihr 
zwischen Mann und Frau sind nicht mehr zweites - und das ist jetzt das Entschei­
wegzudiskutieren und erheischen daher mehr 
Aufmerksamkeit bei der Heranbildung und 
Ausrichtung für die Besonderheiten der ver­
schiedenen, gleich wichtigen und gleich großen 
Lebensaufgaben von Mann und Frau. Mir 
scheint die Beachtung dieser Tatsache für 
die gesunde Entwicklung eines Volkes so 
entscheidend, daß dieses Erziehungsproblem 
gründliehst studiert und geeignet.e Wege 
gefunden werden müssen. Eine gedankenlose 
Verwischung und Gleichschalterei auch auf 
dem Gebiete der Pädagogik ist eine sich 
rächende Fehlentwicklung. 

Außerdem hat das Entstehen der Industrie­
gesellschaft in unserem Jahrhundert und 
besonders in den letzten Dezennien das Leben 
der Frau unglaublich umgestaltet und ver­

dende -, ja ihr eigentliches Leben in der 
Familie zu erfüllen haben, zumindest in den 
meisten Fällen, der sie naturbedingt mit 
Herz und Seele zugewandt sind. Und da 
nun die Frau in ihrer tiefen Wesensart mehr 
dem ungeteilten Leben zugewandt und zugetan 
ist, erwächst aus dieser ihrer Doppelaufgabe 
für sie eine ungeheure Belastung, die sie aber , 
da das Rad der Zeit nicht zurückgedreht 
werden kann und auch nicht soll, heute eben 
zu leisten hat. 

Das alles muß gerade in unserer Industrie­
gesellschaft, die gegenwärtig so viel diskutiert 
wird, klar erkannt und in seinen Auswirkungen, 
in seiner Tragweite überdacht und studiert 
werden, um gefährliche Fehlentwicklungen 
hintanzuhalten. 

ändert. Die Frau ist eine andere geworden. Wenn Hochwasserkatastrophen Dämme nie­
War ehedem das Familienleben ein geschlosse- derreißen und unsere Kulturen und die Ernte 
nes und bei den Eltern Familie und Beruf, vernichten, sind wir bemüht, rasch Abhilfe 
Arbeit und Freizeit, "der Mensch daheim" zu schaffen, Schutzdämme aufzurichten und 
und "der Mensch im Beruf" eine Einheit Flußregulierungen durchzuführen. Warum ? 
innerhalb der Familie, erleben wir heute Weil uns diese Naturkatastrophe eben so 
nicht nur beim Mann, sondern im hohen Maße augenfällig wird und uns aufrüttelt. Sich an­
auch bei der Frau die Teilung dieser Einheit bahnende Katastrophen durch Fehlentwicklung 
in Familie und Außerhausbereiche. Die Frau in unserem Gesellschaftsleben sind vorerst 
ist im hohen Prozentsatz in das Berufsleben verborgen, ja meist am Beginn sogar durch 
eingeschaltet, sei es als Arbeitnehmerin oder den höheren Lebensstandard verlockend und 
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erst dann erkennbar, wenn sie nur mehr 
schwer zu reparieren sind, Da heißt es recht­
zeitig nach dem Rechten zu sehen und die 
Entwicklung mit sorgendem Auge zu ver­
folgen und in die rechten Bahnen zu lenken . 

Das Mädchen muß aus all diesen Gründen 
schon in seiner Schul- und Ausbildungszeit 
auf diese Doppel- und Überbelastung in ihrem 
zukünftigen Frauenleben vorbereitet und aus­
gerichtet werden. Dazu ist es notwendig, 
daß der Gesamtunterricht darauf ausgerichtet 
ist und man sich bei der Mädchenbildung 
nicht nur mit der Einschaltung sogenannter 
weiblicher Unterrichtsstoffe, wie Handarbeiten 
und Hauswirtschaft, begnügt. Das wäre eine 
sehr oberflächliche Behandlung und Wertung 
der fraulichen Berufung im Gesellschaftsleben. 

Problemstellung des Europarates ist die Frau 
sicher nicht als Einzelwesen, losgelöst aus 
ihrer naturgegebenen Aufgabe gesehen, sondern 
in ihrer Familienbezogenheit als Lebens­
erhalterin und Erzieherin künftiger Genera­
tionen, als Hausfrau, in ihrer Bedeutung 
im Wirtschaftsleben, auch als Frau in den 
öffentlichen Lebensbereichen - wahrlich ein 
allumfassendes Gebiet ! Wir Frauen begrüßen 
diesen Schritt des Europarates und hoffen 
nur , daß die Befassung mit diesem Problem 
in allen europäischen Ländern auch starke 
Auswirkungen auf das Erziehungs- und Unter­
richtswesen hervorrufen wird, vor allem auch 
bei uns in Österreich. 

Und nun möchte ich zu einigen speziellen 
Fragen auf dem Gebiete der Frauen- und 
Mädchenbildung Stellung nehmen. In Öster­
reich haben wir noch immer eine beachtliche 
Zahl Jugendlicher, die ohne eigene Berufs­
ausbildung gleich nach der Pflichtschule in 
das Berufsleben eintreten. In den über-
wiegenden Fällen wird es die finanzielle N ot­
wendigkeit ergeben, so rasch wie möglich 
Geld zu verdienen. 

Freilich muß auch die künftige Lehrer­
bildung auf dieses differenzierte Erziehungsziel 
entscheidend Rücksicht nehmen. Das Mädchen 
bedarf in allen Fällen einer Allgemeinbildung, 
die es auch befähigt, später mit den eigenen 
heranwachsenden Kindern geistig Schritt zu 
halten, mit ihnen aktuelle Probleme zu be­
sprechen, sie zu lenken und trotz der Hast 
des Alltags die Atmosphäre im Familienleben Es sollte meiner Meinung nach aber erwogen 
zu schaffen, damit die Familie trotz aller werden, all diesen im Arbeitsprozeß stehenden 
Umweltseinflüsse für alle Familienmitglieder Jugendlichen - das gilt natürlich auch von 
Heimstatt bleiben kann, Aus der Doppel- den Burschen so wie von den Mädchen -
belastung der Frau durch den Außerhaus- eine durch Gesetz geregelte Weiterbildung, 
erwerb darf keine Fehlhaltung zum Mann, Ausbildung oder Umschulung bei Berufs­
zu den Kindern, ja auch nicht zu dem eigent- wechsel zu ermöglichen. 
lichen Beruf als Hausfrau und Mutter ent- Vorarlberg hat in gewisser Beziehung schon 
stehen. vor der Gesetzwerdung des neuen Schul-

Auch soll schon in der Erziehung vor allem gesetzes für berufstätige Mädchen eine über 
das Bewußtsein der Frau selbst gestärkt die achtjährige Schulpflicht hinausreichende 
werden, daß sie einen entscheidenden Anteil einjährige Pflichtausbildung in Hauswirt­
an der Kultur und an der geistigen, sozialen [ SChaft, sodaß wir im Schulgesetz hiefür eine 
und politischen Entwicklung der Gesellschaft eigene Übergangsbestimmung schaffen mußten. 
z� leisten hat. Aber �uch die Erwach�enen- Das Polytechnikum kann diese Aufgabe bIldung oder gerade dIe ErwachsenenbIldung . ht f " ll '1 d' . " h  t . ,  , , nlC er u en, wel lese von mIr erwa n e wIrd Ihre Emflußnahme auf die Bewußtsems- We'terb'ldunO' neben dem Beruf und nach stärkung fü� die hohe Verantwortu�g �er der 1 Pfl�chts�hulausbildung geführt werden Frau zu leIsten haben, Selbstverstandhch llt B '  d ' W 't b 'ld b '  h , , so e. eI leser el er 

1 
ung eZle ungs-muß das U�denken m bezug auf dle Wertung weise Ausbildung sollte eine Zusammenarbeit der Frau 1m allgemeinen, vor allem auch t tl' 1 d ' hl '" . ht t tl' h . " , . s aa IC 1er un eInsc aglger nlc s aa IC er m der Mannerwelt, mIt dem für em gesundes Organisationen und auch der Wirtschaft an-

Gesellschaftsle?en notwend�gen Verantwor- gestrebt werden , Auch die bestehende Insti­tu
.
ngsbewußts�m �and In Hand gehen. tution der Berufsberatung sollte in dieser I?Ies also �n dIe Ohren all�r .unserer Richtung ausgedehnt werden. Wegen der lIeben männlIchen Kollegen. (He'tterke'tt.) B 't  . k " ßt h H "  f k d rel enwlr ung mu en auc 01' un un 
Der Europarat - nun bitte aufzumerken -

hat, sich der großen Bedeutung der Mit­
wirkung und Verantwortung der Frau gerade 
in der modernen Gesellschaft bewußt werdend, 
diesmal die soziale und politische Verant­
wortung der Frau in den nächsten 20 Jahren 
zum Jahresthema gewählt und dadurch das 
notwendige Studium dieses so wichtigen 
Problems besonders unterstrichen. Bei dieser 

Fernsehen durch sorgfältig gestaltete Sendun­
gen sowohl in den Dienst der Berufswahl, 
vor allem aber auch der Bildung ungelernter 
Arbeiter gestellt werden. Die Bildungspro­
gramme für solche ungelernten Arbeitneh­
merinnen sollten nicht nur fachliches Wissen 
umfassen, sondern eben auch dazu beitragen, 
die jungen Mädchen zu befähigen, ihre Per­
sönlichkeit zu festigen - eine ungemein 
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wichtige Aufgabe -, am kulturellen Leben 
Anteil zu nehmen, ihre künftigen Aufgaben 
als Frau und Mutter zu meistern und sich 
durch positive Beiträge zum Leben in der 
Gesellschaft als verantwortungs bewußte Staats­
bürger zu erweisen. 

In solcher Weise durch Weiterbildung neben 
der oft so einförmigen Serienarbeit am Fließ­
band beeinflußte Mädchen werden dann auch 
imstande sein, das Arbeitsklima an so manchen 
Arbeitsstätten zu verbessern - eine echt 
frauliche Berufung, wie mir scheint. Diese 
Weiterbildung oder auch berufliche Aus­
bildung neben dem Berufsleben ist für die 
Schulentlassenen trotz des Polytechnischen 
Lehrganges notwendig. 

Das Polytechnikum ist in der jetzigen 
Form im allgemeinen nicht sehr begehrens­
wert. Man hört im Volke allenthalben eine 
gewisse Sorge um das Polytechnikum. Unsere 
Elternschaft kann sich gegenwärtig kein rechtes 
Bild über das Polytechnikum machen und 
sucht vielfach schon jetzt andere Ausweich­
möglichkeiten für ihre 14jährigen Mädchen. 
So wurde mir aus einer Stadt in Kärnten 
berichtet, daß in der dort befindlichen ein­
jährigen Haushaltungsschule für den Herbst 
1 966 Schülerinnen für fünf Parallelklassen 
angemeldet sind, weil die Eltern den Mädchen 
bei der zusätzlichen einjährigen Schulpflicht 
gleich eine gediegene hauswirtschaftliche Aus­
bildung zukommen lassen wollen. 

Die Erfahrung wird uns lehren, daß die 
gewählte Form des Polytechnikums keine 
endgültige Lösung darstellt. Es wäre 
daher schon jetzt empfehlenswert, das Poly­
technikum stärker zu differenzieren, elastischer 
zu gestalten, damit den Schülern je nach 
Fähigkeit und Berufswahl eine Auswahlmög­
lichkeit der Gegenstände gegeben ist. Nur 
so wird das Polytechnikum auf die Dauer 
seiner Aufgabe gerecht werden und für die 
Schüler von echtem Wert sein. 

Mit der im Herbst zu verwirklichenden 
neunjährigen Schulpflicht ist aber neben vielen 
anderen Sorgen auch der katastrophale Lehrer­
mangel in vielen Bundesländern unüberbrück­
bar. vVenn wir nach der Bildungsgesellschaft 
streben und diese wieder eine notwendige 
V ora ussetzung für unser Bestehen im europä­
ischen Raum bedeutet, muß unser gesamtes 
Bemühen der Abhilfe des Lehrermangels zu­
gewendet sein. Ein wichtiger Schritt hiezu 
i st sicherlich der Ausbau des Stipendienwesens 
und seine Ausdehnung auch auf die Studenten 
der Lehrerakademien. Dem Herrn Minister 
gebührt für diese Maßnahme unser aller Dank. 
Wir müssen noch andere Mittel und Wege 
finden, um den Lehrerberuf auch für die 
heutige Jugend begehrenswert und schmack-

haftel' zu machen, denn der Lehrberuf selbst, 
der draußen gelebt werden muß, ist oft das 
Hindernis. Neben der finanziellen Anhebung 
der Lehrergehälter muß für den Lehrer an 
seiner Dienststelle auch eine entsprechende 
Wohnung vorhanden sein, damit er nicht 
gezwungen wird, ein Pendlerdasein zu führen. 
Hier muß ein Appell an die Gemeinden 
gerichtet werden, Vorsorge zu treffen, daß 
nicht nur in den Schulneubauten eine Lehrer­
wohnung geschaffen wird, sondern daß auch 
in jenen vielen Gemeinden, in denen alte 
Schulgebäude in Verwendung stehen, im Ort 
für Lehrerwohnungen gesorgt wird. Ich selbst 
kann aus meiner Jugendzeit hier ein Klage­
lied singen. Bei der begrüßenswerten steigen­
den Wohnkultur kann man es dem Junglehrer, 
der nun noch länger zu seiner Ausbildung 
braucht, nicht zumuten, in unzulänglichen, 
dumpfen und oft nassen Wohnräumen - wenn 
sie immer als Wohnraum zu bezeichnen sind -
sein junges Leben zu verbringen. 

Mit der Neugestaltung der Lehrerbildung 
ging die Verselbständigung der Bildungs­
anstalten sowohl der Arbeitslehrerinnen als 
auch der Kindergärtnerinnen Hand in Hand 
und damit sogleich ihr Auf- und Ausbau. 
Diese Entwicklung begrüßten wir freudigst, 
weil dadurch Frauenberufe wieder eine 
bessere Ausbildung erhalten, die wir teilweise 
zur typischen Ausbildung der Mädchen dringend 
brauchen, aber auch als Ergänzung der Familien­
erziehung, besonders bei Berufstätigkeit der 
Mütter. Notwendig blei bt aber noch die 
sorgfältige Ausstattung dieser beiden Kate­
gorien der Bildungsanstalten, sowohl der für 
Arbeitslehrerinnen als auch der für Kinder­
gärtnerinnen, die durch die Verselbständigung 
noch einen bedeutenden Nachholbedarf haben. 
Sie können aber nur dann ihrer hohen Aufgabe 
als Anstalten für spezielle Frauenberufe und 
Mädchenbildung gerecht werden, wenn sie 
alle an sie gestellten Anforderungen auch in 
bezug auf ihre Ausstattung erfüllen können. 

In unserer Zeit, in der die Bildungsgesell­
schaft Vorrang hat, muß auch auf viele 
Nebenerfordernisse Bedacht genommen wer­
den. Ein solches wichtiges Nebenerfordernis 
ist zum Beispiel die Forcierung des Ausbaues 
von Schülerheimen an allen höherorgani­
sierten Schulen, wozu jetzt schon Haupt­
schulen gehören, da ja von vielen kleineren 
Schulen die Kinder zu den Hauptschulen 
fahren oder dort wohnen müssen. Dies gilt 
nicht nur für Kinder berufstätiger Mütter 
oder für jene Fälle, wo die Familie ergänzungs­
bedürftig ist, sondern in verstärktem Maß 
noch für jenen Teil der Kinder, die aus Orten 
kommen, wo es keine höherorganisierten 
Schulen gibt und die daher an diesen Schul-

59 
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orten oft wohnen müssen, weil der Anfahrtsweg 
zu weit ist, um ihn täglich zurückzulegen. 

In beiden Fällen sind berufsmäßig geschulte 
Erzieher notwendig . Bei dem heutigen Stand 
der Entwicklung des Schulwesens und den 
damit notwendig gewordenen Schülerheimen 
ist die geringe Zahl der Absolventen des 
Bildungsinstitutes für Heimerzieher ganz und 
gar unzulänglich. Hier muß sehr rasch Abhilfe 
geschaffen werden, um nicht auf diesem 
Gebiet in einen argen Notstand zu geraten. 

Hier richte ich auch die Bitte an den Herrn 
Minister, dem ein besonderes Augenmerk 
zuzuwenden. Das einzige vom Bund geführte 
Bundesinstitut für Heimerziehung hat sich 
bereits als viel zu klein erwiesen. Der schon 
begonnene Neubau, der eine Erweiterung 
des Heimes vorsieht, sollte daher so rasch 
wie möglich vollendet werden. Es ist sehr 
erfreulich, daß sich gerade für diesen Erzieher­
beruf doch so viele Jugendliche melden, 
und ich möchte das als ein Ruhmesblatt 
unserer Jugend hervorheben, die dort mit 
so viel Idealismus am Werke ist. Ich konnte 
mich vorigen Sommer - ich werde es in 
diesem Sommer wieder können - in unseren 
Kindererholungsheimen, wo ich solche Er­
zieherinnen auch angestellt habe, von der 
Tüchtigkeit und Verläßlichkeit der dort aus­
gebildeten Erzieherinnen selbst überzeugen. 

Der immer notwendiger werdende Erzieher­
beruf mit seiner großen Aufgabe dem Kind, 
der Familie und dem Volk gegenüber muß 
aber endlich auch durch die Schaffung eines 
Dienstrechtes richtig gewertet und vor allem 
auch gesichert werden. Dieses Dienstrecht 
habe ich schon einmal von dieser Stelle aus 
urgiert, leider bis heute noch ohne Erfolg. 
Meine Bitte stelle ich aber nicht an das 
Bundesministerium für Unterricht, weil es 
hiefür nicht zuständig ist, sondern an das 
Bundeskanzleramt, im besonderen an den 
zuständigen Sektionschef. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich will meinem Versprechen treu bleiben 
und zum Ende kommen. Wenn ich in meinen 
kurzen Ausführungen, die vor allem der 
Sorge um die Heranbildung unserer Mädchen­
welt galten, auch das Jahresthema des Europa­
rates zitierte und es am Abschluß noch einmal 
erwähne, so deshalb, weil es mir bedeutend 
erscheint : Die soziale und politische Verant­
wortung der Frau in den nächsten 20 Jahren. 
20 Jahre sind immer ein Geschichtsabschnitt 
und j ene Zeitspanne, in der eine Generation 
eben Geschichte macht. Es läßt uns auf­
horchen, daß der Europarat, der sich mit 
vielen anderen Problemen zu befassen hat, 
gerade die Frau in die Verantwortung der 
nächsten 20 Jahre so hervorragend einbezieht. 

Die Frau, welche die nächsten 20 Jahre 
so entscheidend mitzubestimmen hat, sitzt 
heute vielfach noch auf der Schulbank. 

Verstehen Sie darum mein Anliegen und 
meine Sorge ? Auch wir in Österreich, also 
in einem kleinen, aber entscheidenden Teil 
Europas, werden maßgeblich zum Bau einer 
gesunden Gesellschaft in Europa beitragen, 
wenn wir die Frau in ihrer hohen und wich­
tigen Aufgabe, aber auch in ihrer vielfachen 
Doppelbelastung richtig beurteilen und schon 
in den Mädchen durch aufgeschlossene und 
verantwortungsbewußte Erziehung die not­
wendigen Grundlagen für die Bewältigung 
der entscheidenden Lebensaufgaben schaffen. 
Messen Sie daher der Mädchen- und Frauen­
bildung j ene Bedeutung zu, die ihren Aus­
wirkungen für die nächsten 20 Jahre und für 
alle Zukunft zukommt. Ich danke daher 
nochmals dem Herrn Minister für seinen 
Weitblick und für seine Aufgeschlossenheit 
der Mädchen- und Frauenbildung gegenüber. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Luptowits. Ich erteile es 
ihm . 

Abgeordneter Luptowits (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Geschätzte Damen und Herren ! Es 
ist  Ihnen sicherlich die formelhafte Wendung, 
Politik sei die Kunst des Möglichen, bekannt. 
Professor Carlo Schmid hat diesem Inhalt 
eine andere formelhafte Wendung gegeben, 
die mir sehr sympathisch ist. Er sagt nämlich : 
Politik ist die Kunst, das Notwendige möglich 
zu machen. 

Ich glaube, daß wir aus dieser Neuformu­
lierung auch für unsere Arbeit etwas lernen 
können, denn wer könnte uns besser das 
Notwendige lehren als die Wissenschaft � 
Und gerade die Debatte auch heute und 
gestern hat mir gezeigt, daß eine Verwissen­
schaftlichung der Politik richtig am Platze 
wäre. 

Wir müssen es zutiefst bedauern, daß wir 
in Österreich derzeit noch keine Hochschule 
für politische Wissenschaften haben, denn 
dann würden so manche liebgewordene Leit­
bilder, die wir hier zum Teil gehört haben, 
aus einer vorindustriellen Zeit stammende 
liebgewordene Vorstellungen sicherlich ad 
absurdum geführt. Denn wir haben ja unter­
dessen den Schritt in ein hochindustrialisiertes 
Zeitalter getan und können auch den Phäno­
menen der Gesellschaft der Gegenwart nicht 
mit Methoden des 19 .  Jahrhunderts begegnen. 

Ich freue m ich auf den Tag, an dem es uns 
gelingen wird, hier in Österreich mit Hilfe 
des Unterrichtsministeriums eine Hochschule, 
zumindest ein Institut für politische Wissen-
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schaften ins Leben zu rufen, weil wir einen der Grenze dreier Kulturkreise liegt, eine 
sehr dringenden Bedarf danach haben. Denn Hochschule bekommt - nicht nur für Kärnten, 
um die verwissenschaftlichte Welt zu begreifen, das möchte ich ausdrücklich betonen. 
zu verstehen, in ihr zu handeln, um überhaupt 
diese Welt von heute meistern zu können, 
braucht man eben neue Methoden, neue Hilfs­
mittel. Ich sehe ja die größte Gefahr auch 
für unsere Gesellschaftsform darin, daß die 
technisierte Welt uns einfach überrollt, und 
wenn ich an die Phänomene der Kybernetik 
denke, dann fürchte ich, daß wir Politiker 
eines Tages nur mehr ja sagen können zu dem, 
was uns die Wissenschaft, die Technik vor­
setzen wird. 

Aus dieser Gefahr, glaube ich, sollten wir 
lernen . Wir sollten uns rechtzeitig wappnen. 
Das, glaube ich, ist nur möglich, wenn wir 
eine größere Zahl von Wissenschaftlern haben, 
die uns sagen, wie wir uns auch auf diesem 
Gebiet der Gesellschaft, der Politik, der 
Demokratie bewegen können und sollen. 

Ich befinde mich hier in sehr guter Gesell­
schaft, denn der Rektor der Hochschule für 
Welthandel, Dr. Krasensky, hat uns außer­
ordentliche Dienste geleistet. Er hat nämlich 
in Klagenfurt erklärt, daß es notwendig ist, 
in Kärnten eine Universität, eine Hochschule 
zu errichten, und sagte : " Die Forderung des 
Landes Kärnten nach Errichtung einer Wirt­
schaftsuniversität sei nicht nur voll berechtigt, 
sondern stelle heute bereits eine gesamt­
österreichisches Anliegen dar. " Wir danken 
ihm für diese Worte, die er bei der Tagung 
des Verbandes Österreichischer Diplomkauf­
leute gesagt hat. 

Er sagte noch etwas später : "Die Gründung 
neuer Wirtschaftuniversitäten in Österreich 
müsse allerdings mit einer grundlegenden 
Reform des wirtschafts wissenschaftlichen 

Wir bedauern außerordentlich, daß gerade Studiums verbunden sein. Durch eine weit­
für das Phänomen der Bildung in Österreich gehende Vereinheitlichung des Wirtschafts­
kein eigener Lehrstuhl vorhanden ist, denn studiums solle den Studierenden ein Hoch­
die Bildungsforschung ist heute ein eminent schulwechsel ohne nachteilige Folgen ermög­
wichtiges Gebiet, sie soll uns ja auch licht werden. In Österreich müsse eine Dezen­
die Hilfsmittel in die Hand geben, um die tralisierung des Wirtschafts studiums ange­
Erkenntnisse der Wissenschaft in die Bildung strebt werden, die Errichtung einer 'Virt­
zu transformieren, der neue Wissen- schaftsuniversität in Kärnten wäre der erste 
schaftsbegriff erfordert natürlich auch einen Schritt in diesem Prozeß." 
neuen Bildungsbegriff, und den können wir Ich glaube, daß die Aussage des Rektors 
natürlich nur bekommen, wenn uns die Wissen- der Hochschule für Welthandel sicherlich 
schaft die Wege dazu weist. ausgezeichnet das wiedergibt, was wir Kärntner 

Wir müssen versuchen, diese Dinge, die ich uns auch vorstellen. (Abg. Dr. G01' b a c h :  In 
jetzt einleitend gesagt habe, in die Wirklichkeit Villa eh oder in Klagenfurt ?) Das ist keine 
umzusetzen. Das heißt, wir müssen ver- Streitfrage mehr, das ist ein Anliegen allel' 
suchen, einem größeren Teil unserer jungen Kärntner, und 'wir haben uns im Vorstand der 
Menschen in Österreich das Hochschulstudium Gesellschaft bereits darüber geeinigt - es 
zu ermöglichen . Aber nicht nur in den derzeiti- sitzen ja noch zwei Herren dieses Hauses mit 
gen Zentren . Freilich haben die Wiener, I mir im Vorstand des Universitätsbundes -, 
die Grazer und die Innsbrucker keine Freude, daß wir einhellig diese Frage, die uns so 
daß wir Kärntner nun eine Forderung nach brennend interessiert, einer Lösung zuführen 
einer Universität, nach einer Hochschule wollen, 
gestellt haben. Aber ich meine, gerade Kärnten Ich sage darüber hinaus, was Rektor 
ist ein Land, das schon aus historischen Grün- Dr. Krasensky gesagt hat : Nicht nur ein 
den auch Anspruch auf eine Hochschule hat, gesamtösterreichisches Anliegen ! \Vir stellen 

Ich nehme an, daß alle Damen und Herren · uns ja vor, daß gerade dieses Anliegen und 
dieses Hauses schon einmal auf dem Magda- I diese Hochschule .weit �ber die Gren�en 
lensberg waren und hier die großartige Kultur unserer engeren HeImat hmausstrahlen WIrd. 
der Kelten, der Römer gesehen haben. Die 'Vie wir hören, wären auch Studenten aus den 
Damen und Herren, die noch nicht dort waren, anderen Räumen bereit, nach Kärnten zu 
mögen hingehen, denn hier auf diesem alten kommen, um diese Wissenschaften bei uns zu 
geschichtlichen Boden, da wurde einmal studieren. Wir hoffen nur, daß unsere Be­
keltisch, da wurde lateinisch und griechisch, mühungen wirklich bald von Erfolg gekrönt 
da wurden auch slawische Sprachen und wird sein werden. 
natürlich heute deutsch gesprochen. Und ich Das Land Kärnten und die Stadt Klagenfurt, 
glaube, daß gerade dieser historische Raum dazu alle zusammen sind wir bereit, so wie die 
drängt, daß in der Gegenwart - wo heute Innsbrucker es getan haben, auch finanzielle 
genauso Handel und Verkehr das Land durch- Opfer zu bringen. Wir wollen hier unseren 
fluten - endlich einmal dieses Land, das an Beitrag auf alle Fälle leisten, weil wir wissen, 
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daß in diesem Kärntner Raum eine Hochschule, 
eine hohe Schule, dringend notwendig ist . 

Wir müssen noch etwas anderes dazusagen : 
Es wird ein echter Bedarf nach diesen Absol­
venten sein . Und wieder muß ich Herrn Rektor 
Dr. Krasensky zitieren, der sagt, daß wir im 
.Tahre 1980 an die 4.500 Volkswirtschafter 
brau(;hen werden. Woher soll denn diese 
Zahl kommen ? Das ist doch nur möglich, 
wenn wir eine größere Anzahl von Hoch­
schulen schaffen, die die Ausbildungsstätten 
für den dringend notwendigen Nachwuchs 
uns bringen sollen. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, 
daß gerade diese Hochschule mithelfen wird, 
so manche Schwierigkeiten, die wir beim 
Gespräch derzeit noch haben, sicherlich zu 
überwinden. Die bestehenden Hochschulen sind 
sehr stark überfüllt. Ich brauche das den 
Eingeweihten nicht besonders zu sagen, daß 
natürlich darunter sehr stark die Qualität und 
die Quantität des Lehrbetriebes und des 
Erfolges leidet. Wer weiß ,  wie schwierig 
es die Hörer haben, die Prüfungen abzulegen, 
wie sie manchmal wochen- und monatelang 
warten müssen, der weiß,  daß es dringend not­
wendig ist , hier einmal Abhilfe zu schaffen. 

Natürlich haben die anderen Universitäten, 
wie bereits gesagt, keine Freude mit uns. Die 
Grazer haben sich als erste gerührt ; ich 
nehme an, sie werden diesen ersten Unwillen 
schnell überwinden und sich darüber freuen, 
daß wieder einmal ein Land eine Hochschule 
bekommt. 

Kurz noch einmal die Geschichte der 
Bemühungen : Das Land Kärnten und die 
Stadt Klagenfurt haben, einen Beschluß gefaßt, 
und es liegen einhellige Beschlüsse aller 
politischen Parteien vor. Und ich möchte 
besonders betonen, daß es ein Gesamtanliegen 
Kärntens ist, daß endlich einmal die Alma 
mater Carinthiana Wirklichkeit wird. 

Ich habe hier einen E n t s c h l i e ß u n g s­
a n t r a g  zu vertreten, der von allen drei 
Parteien unterfertigt ist , und ich darf diesen 
Antrag der Abgeordneten Dr. Weißmann, 
Luptowits, Dr. Scrinzi und Genossen, betreffend 
die Errichtung einer Wirtschaftswissenschaft­
lichen Universität in Klagenfurt, vortragen 
und überreichen und bitten, daß der National­
rat beschließen wolle : 

Der Bundesminister für Unterricht wird 
aufgefordert, das Projekt der "Wirtschafts­
wissenschaftlichen Hochschule Klagenfurt" 
ehestens in das Planungs- und Arbeits­
programm Hochschulen des Bundes­
ministeriums für Unterricht aufzunehmen 
und hierauf dieses Projekt mit größt­
möglichem Nachdruck zu betreiben. 

Ich hoffe, daß alle Damen und Herren 
dieses Hauses das Projekt der Hochschule für 
Kärnten wohlwollend unterstützen werden. 

Dies war das eine Problem , zu dem ich 
Stellung nehmen wollte. Es ist ein bildungs­
politisches Problem. Ich möchte aber noch 
eine zweite Frage hier anschneiden, die mir 
eigentlich sehr wesentlich erscheint, und ich 
bin eigentlich sehr überrascht, daß wir heute 
eine Kulturdebatte haben, aber alle Redner 
bis jetzt mehr oder weniger, muß ich sagen, 
von der Kulturverwaltung gesprochen haben. 
Sicherlich, ich will nicht leugnen, daß für die 
Kultur auch eine Verwaltung notwendig ist, 
aber, ich glaube, primär hat doch Kultur 
etwas mit dem Geist zu tun. Vielleicht möchte 
man eben, da es mit Geist etwas zu tun hat 
- denn Geist ist ja bekanntlich für manche 
Leute etwas sehr Vertracktes, nicht etwas 
sehr Angenehmes -, gerade diesen Problemen 
und dieser Auseinandersetzung ein wenig aus 
dem Wege gehen. Ich glaube, wir sollten 
aber gerade den Mut haben, eine österreichi­
sche Kulturpolitik hier zu formulieren, hier zu 
diskutieren, und uns gegenseitig sozusagen 
die Argumente zuwerfen, damit wir zu einer 
gesamtösterreichischen Kulturpolitik kommen ; 
denn ich persönlich habe den Eindruck, daß 
wir keine österreichische Kulturpolitik haben. 
Wir haben wohl eine Kulturverwaltung, ohne 
Zweifel. Ich selbst, der ich ja zehn Jahre lang 
auch in der Verwaltung tätig war, als Kultur­
referent und dann fünf Jahre als Leiter der 
Komödienspiele in Spittal, weiß also, daß sie 
unbedingt notwendig ist, aber das kann nicht 
ausschließlich sein. 

Ich habe manchmal den Eindruck, daß die 
kulturelle Initiative im Bereich der Verwaltung 
nur sehr bescheidene Ansätze zeigt. Ich meine, 
der Herr Unterrichtsminister - das sollte 
seine vornehmste Aufgabe sein, stelle ich mir 
persönlich vor - sonte der Motor sein, sollte 
der Mann sein, der das geistige Klima für die 
österreichische Kulturpolitik schaffen sollte. 

Wie kann man das ? Ich glaube, das kann 
man doch am besten so, daß man sich mit 
den Menschen, die schöpferisch tätig sind, 
konfrontiert im Gespräch mit ihnen, also 
ihre Vorstellungen, ihre Wünsche kennenlernt. 
Hier habe ich manchmal den Eindruck - auch 
im Budgetausschuß hatte ich den Eindruck -, 
daß der Herr Unterrichtsminister manchmal 
sogar etwas schroff, um nicht zu sagen hart 
diese Dinge anpackt. (Abg. Lola Solar: 
Das ist Ihr Eindruck !  Der ist falsch !) Ich 
möchte das auch in manchen persönlichen 
Erlebnissen sagen. Es ist kein Vorwurf, 
sondern nur eine Feststellung. Ich weiß nicht, 
ob meine Beobachtung stimmt. (Abg. Lola 
S o l a r: Nein !) Ich will nicht auf die Art 
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hinweisen, wie Leherb eben im Vorjahr von - sagen wir besser : das Bedürfnis haben 
der Biennale sozusagen abserviert wurde. sollten, nicht Verpflichtung -, das Bedürfnis 
(Abg. Dr. Gorbach: Das war eine sehr kluge haben sollten, hier den Kontakt zu den 
Entscheidung !) Sehen Sie, Herr Altbundes- Künstlern zu suchen. 
kanzler, hier kann man natürlich sehr geteilter Noch ein besonderes Problem, das mir sehr 
Meinung sein. Aber ich wiederhole - das ernste Sorgen macht. Gerade jetzt vor wenigen 
ist meine persönliche Meinung - :  Ich habe Minuten habe ich eine Denkschrift der Gewerk­
den Eindruck, das war die Handlung eines schaft Kunst und freie Berufe, Sektion Bühnen­
beamteten Unterrichtsministers und vielleicht angehörige, bekommen - ich glaube, das 
sogar, bitte mir das harte Wort zu verzeihen, werden alle Damen und Herren des Hauses 
eines Autokraten. Ich meine, daß der Herr auch bekommen haben -, unterschrieben 
Unterrichtsminister in diesen Dingen doch von Professor Wolfgang Hebenstreit, der 
vielleicht etwas vorsichtiger sein sollte. (Abg. bittet, das Problem der Ländertheater hier 
Lola Solar: Da kennen Sie ihn sehr schlecht ! anzuschneiden beziehungsweise dazu Stellung 
Sie müssen ihn auch näher kennenlernen !) zu nehmen und Maßnahmen zu setzen. 
Vielleicht täusche ich mich. Ich gebe gerne zu, I h h b b 't . B d t h ß ich lasse mich gern überzeugen. Aber ich . c a e erm s Im u ge aussc u zu 

I b d ß d U I't K "  tl n dIeser Frage Stellung genommen. Ich möchte g au e, a er mgang m uns ern ur . I ' h . d S ' . . cl 
S b f ht d ' k k" te a f d t mICh a so ruc t mit er ItuatIOn m en taats-e ruc en WIr en onn u as gesam e I k It 11 L b d f d' K It It n theatern, Staatsoper und Burgtheater , so u ure e e en un au le u urverwa u g" .. .. ' , I h k Ih F K 11 ' I h reIzvoll es ware, auch 11 ber dIese Dmge etwas c ann nen sagen, rau 0 egIn : c b h " f ' D h b . h ' h b 1 . I K t kt m 't K" tl b zu sagen, esc a tlgen. as e e Je llllr a e se lr VIe on a I uns ern, 0 .. ' . ' " , . t t S h ' I  D' ht d M 'k fur em anderes Mal auf, weIl WIr uber andere SIe Je z c auspte er, IC er 0 er USI er , , 

' d  '[ h h d ' d'e Dmge auf kulturellem GebIet auch zu sprechen Sin . . c sprec e as aus, was mIr I se 
h b I h ,. ht d d' S't t' d M h ·  , d d ß a en. c moc e gera e Ie I ua IOn er ensc en Immer WIe er sagen, un es mu 
L" d th t h' b d h 'd also irgendwo stimmen. an er ea er Jer eson ers anse nel en. 

Ein Beispiel möchte ich noch bringen : 
Ich war vor wenigen Wochen, ich weiß nicht, 
ob sich der Herr Unterrichtsminister noch 

Der Herr Minister ist ja sehr geschickt, 
er bringt immer Paragraphen, Kompetenzen, 
und damit ist für ihn die Angelegenheit 
sicherlich von der Verwaltung aus korrekt erinnert,  in Wien in einem Garten in einer erledigt, aber ich glaube, man kann Kultur-Gesellschaft von Künstlern. Es war politik nicht nur allein von dieser Schau dort der Maler Fuchs, der Dichter Canetti, aus sehen. Man muß also hier das gesamte der Regisseur Wochinz und noch eine Gruppe Problem der Theater ansehen. Es kann uns von Künstlern. Am Nebentisch saß der Herr nicht gleichgültig sein, wie die Ländertheater, Unterrichtsminister mit zwei jungen Herren. wie das Theater in Salz burg , in Linz, in Ich habe mir jetzt vorgestellt - ich habe Bregenz, in Innsbruck und in Klagenfurt, den Herrn Unterrichtsminister gegrüßt, wie ausschauen. Ich glaube, diese Ländertheater es sich selbstverständlich gehört untcr be- haben eine hochpolitische, kulturpolitische kannten Politikern - und geda.cht, daß der Funktion zu erfüllen. Unterrichtsminister aus einem Akt der Höf- . . . 

lichkeit oder vielleicht des Kontaktsuchens Es Ist nur natürlIch, �enn ICh sage, daß 
doch hingekommen wäre und gesagt hätte : das Klagenfurter Theate� eme besondere �u�k­
Meine Herren g ten Abend 1 Wo noch dazu I tion zu erfüllen hat, mcht deshalb ,  WeIl ICh 
der Herr Cau'ett� den Kult�rpreis der Stadt I 

aus Kärnten korr:me, sondern deshalb, we�l 
Wie b k h tt dieses Theater emen Kulturaustausch mIt n e ommen a e .  

Julisch-Venetien und mit Slowenien betreibt. 
Will man den Künstler verstehen, muß Ich kann Ihnen sagen : Wer einmal die Lai­

man in seine Werkstatt gehen ! ,  hat ein bacher Oper gesehen und gehört hat, wer 
Literarhistoriker einmal gesagt. Ich glaube, einmal das Udineser Orchester gehört hat, 
daß der anschließende Besuch, den wir beim , der muß vor Neid erblassen, daß wir dem 
Maler Fuchs in seinem Atelier getätigt haben, I auf Länderebene nichts Gleichwertiges ent· 
sicherlich mit eine Bereicherung auch für gegenzusetzen haben. Aber das ist ja öster­
den Herrn Unterrichtsminister gewesen wäre, I reichische Repräsentanz ! Wir müssen hier, 
denn aus der Unmittelbarkeit, aus dem um konkurrenzfähig zu sein, um uns stellen 
Erlebnis, aus der Gelockertheit kann man zu können, doch etwas Gleichwertiges bieten ! 
am besten den Geist dieser Menschen ver- Das können wir mit den Mitteln, die für die 
stehen, die doch so wesentlich zum kulturellen Ländertheater vorgesehen sind, auf keinen 
Profil Österreichs beitragen. Hier, meine ich, Fan bewä.ltigen. Soll Österreich ein Theater­
fehlt das Gespräch, und ich glaube, daß wir land bleiben, meine Damen und Herren, 
alle, nicht nur der Herr Unterrichtsminister, dann müssen wir hier den Mut haben, etwas 
die politisch tätig sind, die Verpflichtung auf finanzieller Ebene zu tun. 
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Es wurde hier von der Dringlichkeit, von 
der Rangordnung gesprochen. Aber, meine 
Damen und Herren - ich selbst bin Schul­
meister -, man kann doch nicht allein nur 
Schulen bauen und dann plötzlich feststellen, 
daß der Geist fehlt, der in diesen Schulen 
durch die Kunst und durch die Wissenschaft 
zum neuen Leben erweckt werden soll. Das 
geht nicht, denn wir würden damit ein Ver­
säumnis tätigen, das wir niemals wieder gut­
machen können. 

Ich glaube, daß eine Belebung vom Mino­
ritenplatz aus etwas dazu beitragen könnte, 
diese Krise zu beheben. 

Ich bin nicht so pessimistisch wie der 
Kritiker des "Wiener Kuriers", Paul Blaha, 
der da schreibt : "Bis zum heutigen Tage 
war vom Minoritenplatz allzuoft ein säuerlicher 
Hauch provinzieller Enge ausgegangen"." Das 
ist eine sehr harte Stellungnahme, sicherlich ; 
aber ich glaube, sie trifft sehr wesentlich 
den Kern der Sache. 

Konkret stelle ich mir vor, daß alle Länder 
im Theatererhalterverband gemeinsam mit 
dem Unterrichtsminister ein Gespräch führen 
sollten, um zu einem Konzept zu kommen. 

Wir haben doch Nachwuchs. Ich habe mir 
vor wenigen Tagen im Nachtstudio im Theater 
an der Wien das Jeunesse-Ballett angesehen. 
Ich m u ß  sagen : Ich war stolz darauf, daß 
wir in Österreich solch einen jungen Nach­
wuchs haben. Ich bin auch in der Sezession 
gewesen und habe dort eine Veranstaltung 
der Jeunesse musicale mit moderner, zeit­
genössischer Musik besucht. Ich muß sagen : 
Wir haben auch junge Künstler der Akademie, 
die imstande sind, zeitgenössische Werke zu 
interpretieren. Man muß ihnen nur die 
Ohance und die Möglichkeit geben, sich 
zu bewähren. Wo wäre die Möglichkeit besser 
gegeben als in den Ländertheatern, wo sie 
ihre ersten Gehversuche machen könnten ? 

Wie sieht es denn heute aus ? Zum Teil 
sieht es heute so aus, daß die jungen Künstler, 
sofern sie nicht das Glück haben, jemanden 
zu haben oder irgendwo hinzukommen, wo 
sie durch eine bestimmte starke Hand geführt 
werden, in das Ausland gehen müssen, um 
Bühnenerfahrung zu sammeln. Ich könnte 
Ihnen Dutzende von Namen von Künstlern 
aufzählen, die ich persönlich kenne, die in 
Kiel und in Braunschweig, in Basel und in 
München und so weiter ein Engagement 
suchen müssen, weil sie in ihrer eigenen Hei­
mat keine Chance haben, ein Engagement zu 
bekommen. Das ist doch sehr bedauerlich. 

Umgekehrt sind die Ländertheater nicht in 
der Lage, diesen Menschen eine Arbeitsstätte 
zu bieten, weil einfach nicht die Mittel da sind. 

Und jetzt besteht natürlich die Gefahr, 
daß alle Ländertheater Einsparungen tätigen 
müssen, auch in Salzburg, wie ich von Doktor 
Hötterich gelesen habe, und in Linz ist das 
gleiche. Es ist überall das Klagelied in dieser 
Sparte : Wie sollen wir das überhaupt machen ? 
Ich will jetzt nicht weiter darauf eingehen, 
sondern werde bei den Staatstheatern noch 
darüber sprechen und außerdem ein Konzept 
vorlegen, wie wir das machen könnten, denn 
Sie sollen nicht sagen, daß wir nur kritisieren. 
Wir werden uns bemühen, gemeinsam mit den 
Künstlern ein Konzept auszuarbeiten, um 
diese tragische Entwicklung, die für die 
österreichische Kulturpolitik sicherlich kein 
Ruhmesblatt ist, abzuwenden. Wir sollten 
also gemeinsam den Weg zu einer Lösung 
dieser schwerwiegenden Frage suchen. Der 
erste Schritt wäre wohl im Budget 1967 
möglich, daß man nämlich eine bessere Relation 
zwischen Ländertheateransatz und Bundes­
theateransatz findet. 

Ich will jetzt nicht das wiederholen, was 
der Herr Abgeordnete Dr. Kummer von 
Karajan gesagt hat, und all diese Dinge, 
weil sie zu weit abseits liegen. Wir sollten 
aber gemeinsam auch für die Erhaltung der 
Arbeitsplätze des technischen Personals sorgen, 
denn daran hängt sehr viel ; das betrifft 
Musiker, Bühnenarbeiter, Bühnenmeister, 
Garderobieren, Schneider und so weiter. Das 
ist ein Riesenapparat, das sind Hunderte und 
Aberhunderte von Menschen, die schon jahr­
zehntelang in dieser Branche tätig sind. 
Wir können sie jetzt nicht einfach auf die 
Straße setzen, wir können nicht sagen : Sucht 
euch woanders einen Arbeitsplatz. 

Die Gewerkschaft hat bereits einen Vor­
schlag gemacht. Ich nehme an, der Herr 
Unterrichtsminister hat ihn gelesen und zur 
Kenntnis genommen. Wir werden also ge­
meinsam einen Weg suchen müssen. 

Zuletzt noch die Frage des Festspielgesetzes . 
Herr Unterrichtsminister ! Sie haben im Budget­
ausschuß eine Antwort gegeben, die mich auf 
keinen Fall befriedigen kann. Ich weiß, der 
zuständige Beamte hat Ihnen die Antwort 
hingelegt, und vielleicht haben Sie zuwenig 
Zeit gehabt, das genau durchzulesen. Sie 
ha ben nämlich dem Sinne nach gesagt, daß 
es zu vielfältig ist, was hier in Österreich an 
Spielen, an Sommerspielen und Festspielen und 
wie sie alle heißen, geboten wird. Ich glaube, 
daß jedes Bundesland, das solche Spiele, 
die vom In- " und Ausland als kulturell hoch­
wertig anerkannt sind, im Sommer durch­
führt, auch ein Anrecht darauf hat, gefördert 
zu werden . 

Von den Friesacher Burghofspielen wurde 
heute schon gesprochen, ich brauche das nicht 
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zu wiederholen. Ich kann mich dem nur an­
schließen. Wir haben in Kärnten noch ein 
zweites Sommerspiel, die Komödienspiele in 
Spittal. Ich erwähne sie nicht deshalb, weil 
ich aus Spittal komme, und ich bitte, das nicht 
als Lokalpatriotismus auszulegen. Ich er­
wähne sie nicht deshalb, weil ich sie ins Leben 
gerufen und aufgebaut habe, sondern deshalb, 
weil schon allein dadurch, daß diese Spiele 
schon fünf Jahre durch das Fernsehen in alle 
Welt übertragen werden, bewiesen wird, daß 
diese Spiele etwas darstellen . 

Ich will nur hoffen, daß der Herr Unter­
richtsminister tatsächlich einmal sein Fest­
spielgesetz bringen wird, denn Verwaltungs­
schwierigkeiten, die es geben könnte, oder 
Kriterien der Beurteilung, das kann man 
alles überwinden. Ich glaube, daß die Herren 
der Verwaltung sicherlich soviel Phantasie, 
Einfallsreichtum und Ideen haben werden, 
einen Weg zu finden. Sie finden ja sonst 
immer Wege, wenn es um die Verteilung des 
Geldes geht. 

Ich darf also diese Frage des Festspiel­
gesetzes als eine ernste Angelegenheit ansehen 
und bitte den Herrn Unterrichtsminister um 
Unterstützung, damit wir endlich einmal auf 
gesamtösterreichischer Ebene zu einem Kon­
zept, zu einer Schwerpunkt bildung kommen, 
damit wir sagen können : Das ist bestes 
österreichisches Theater. Ihr Gäste, die ihr 
aus dem Ausland kommt, seht euch das an ! 
Ich glaube, dann werden alle Länder, die daran 
irgendwie teilhaben, zufrieden sein. 

Meine Damen und Herren ! Zum Abschluß 
darf ich noch sagen, daß wir gemeinsam eine 
österreichische Kulturpolitik formen sollten. 
Das kann nicht einer allein, das sollten viele 
und viele machen, denn dann erst wird das 
Wort nicht nur ein Slogan sein, sondern dann 
erst wird der Vorrang der Kulturpolitik 
Wirklichkeit werden, wenn wir gemeinsam 
die österreichische Kultur gegenüber dem 
Ausland als die beste österreichische Kultur 
repräsentieren. Ich kann I hnen sagen, daß 
wir Dichter, Schriftsteller, Maler, Schau­
spieler und Sänger haben, die diese österreichi­
sche Kultur bestens repräsentieren. Helfen 
wir ihnen auf diesem Weg weiter ! (Beifall 
bei der S PÖ.) 

Präsident : Es liegt ein gemeinsamer Antrag 
der Abgeordneten Dr. Weiß mann, Luptowits, 
Dr. Scrinzi und Genossen vor, betreffend die 
Errichtung einer Wirtschaftswissenschaftlichen 
Universität in Klagenfurt. Der Antrag ist 
ordnungsgemäß unterstützt und steht daher 
mit in Verhandlung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Tschida. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tschida ( ÖVP) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Ich darf bei meiner Stellung­
nahme zu diesem für die Zukunft unseres 
gesamten Volkes so wichtigen Kapitel zu­
nächst als Vertreter eines Grenzlandes auf 
zwei Schwerpunkte hinweisen, die sich heute 
aus der Debatte eindeutig ergeben haben. 
Erstens darf ich feststellen, daß die neue 
Schulgesetzgebung trotz der oft sehr harten 
Kritik hinsichtlich der Durchführbarkeit und 
der schweren finanziellen Opfer, die gerade 
unserer Generation aufgebürdet sind, bis heute 
Erfolge zeigte, die so mancher nicht für 
möglich gehalten hätte. Ich glaube, bis hieher 
kann mir auch die sozialistische Opposition 
folgen . Die große Bereitschaft, diesem Gesetz 
zum Durchbruch zu verhelfen, geht auch daraus 
hervor, daß es trotz der schwierigen finanziellen 
Situation des Bundes wieder gelungen ist, 
die Budgetansätze für das Kapitel Unterricht 
bevorzugt zu behandeln und neuerdings an­
zuheben. Hier wird mir die Opposition wahr. 
scheinlich nicht mehr recht geben, und ich 
darf auf die Worte meines Parteikollegen 
verweisen, der gesagt hat : Und wenn noch 
tausende Millionen dabei gewesen wären, 
wäre es wahrscheinlich trotzdem zuwenig 
gewesen ! 

Zweitens kann und darf ich es aber auch 
nicht verabsäumen, auf die ungeheuren 
Schwierigkeiten, die regional sehr verschieden 
sind, hinzuweisen, die die Grenzen des Mög­
lichen zu übersteigen drohen. Dies trifft 
besonders für unsere fernab gelegenen Land­
und Grenzlandbezirke zu - es wurde heute 
schon x-mal darauf hingewiesen -, Gebiete, 
die nicht nur wirtschaftlich hart ringen, 
sondern sich nebenbei in einer argen bildungs­
mäßigen Notlage befinden. Das kann man 
ruhig sagen. Ich brauche nicht besonders auf 
das augenscheinliche Bildungsgefälle zwischen 
Stadt und Land, zwischen Ost und West 
hinzuweisen. 

Besonders groß in diesen auf schulischem 
Gebiet nachhinkenden Gebieten ist der Nach­
holbedarf für die allgemeinbildenden höheren 
Schulen ; ein Fragenkomplex übrigens, der 
meiner Überzeugung nach nicht allein mit 
materiellen Mitteln, die auf dem Schulsektor 
im ganzen Bundesgebiet ziemlich gleichmäßig 
fehlen, gelöst werden kann, sondern in seiner 
Problematik gerade hinsichtlich der Heran­
ziehung, Erhaltung und Seßhaftmachung der 
Mittelschullehrer auf dem Lande viel, viel 
tiefer gelegen ist . 

So schwer nun auch die Lösung dieser 
Frage sein mag, müssen wir doch alle unsere 
Kräfte und Intelligenz in die Waagschale 
werfen, um den gesetzten Zielen näherkommen 
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zu können. Daß es hier noch ganz wesentlich der größten Sorgen, die wir unmittelbar 
verstärkter Anstrengungen der gesamten Be- nach 1 92 1  hatten. 
völkerung bedarf, darüber müssen wir uns Wirtschaftlich lag das Land vollkommen 
wohl im klaren sein, dies vor allem im Hinblick darnieder. Von der neuerstandenen Republik 
auf die steigenden Geburtenzahlen, auf die konnte begreiflicherweise nicht sehr viel er­
Senkung der Klassenschüleranzahl und die wartet werden, weil sie selbst noch in Ge­
Verlängerung der Schulpflicht auf neun Jahre. burtswehen lag. Mit spärlichen finanziellen 

Die allgemeine Anhebung des Bildungs- Mitteln mußten die lebensnotwendigsten In-
vestitionen in dem neuerstandenen Bundes­niveaus ist nach wie vor die wichtigste Vor-

aussetzung für eine prosperierende und wett- land getätigt werden. Die Konsolidierung der 

bewerbsfähige Wirtschaft in dem unter allen Aufbauarbeit konnte nur sehr, sehr langsame 
Fortschritte machen. Sie wurde durch die Umständen anzustrebenden großen europä-

ischen Wirtschaftsraum . Das sogenannte Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre, durch 

geistige Kapital wird der wichtigste Pro- den zweiten Weltkrieg und durch die zehn­

duktionsfaktor für die Zukunft sein. Gerade jährige Besetzung immer wieder unterbrochen, 

im Zeitalter des Atoms und der Technik aufgehalten, zerschlagen und so weiter und 
. d S h I . 't .. ß so fort. wIr von unseren c u en eIn wel aus gro erer . .  . ,  

Ausstoß von gebildeten Kräften verlangt. Ganz dIe glelCh�n Verhältmsse herrsc�ten 

Hiezu wird es aber notwendig sein alle Talente auch auf dem schulIschen Sektor, Das Pfllcht-

. , d S d d " I  ' schulwesen lag total am Boden. Wir hatten sel es nun m er ta t 0 er Im ent egensten 1 f t  k '  L h d ' h k h Winkel unseres Landes, restlos zu erfassen und as · eme � rer.' un IC ann es eute 

b 'l '  , D ß b ' d B " lt' sagen, daß WIr hIer vor allem der Stadtge-
zu mo l IsIeren. a el er ewa Igung . , 
dieser Aufgaben gerade in den entlegenen �emde WIen sehr .. dankbar war��, als sie uns 

L nd d G b ' k ' d d' .. ßt dIe ersten Lehrkrafte zur Verfugung stellte . 

S 
a
h 

� �n
k ' renz eZlr en wIe el� 

d
Ie gro .. en Heute genießen diese Lehrer ihren Ruhe-c wleng elten zu erwarten sm , daru ber t d '  B I d S' . d ßh f gibt es keinen Zweifel. s an 1m urgen an . Je sm unten se a t  

Gestatten Sie daher, meine Damen und 
Herren, daß ich mich kurz mit den Problemen 
meines Wahlkreises beschäftige, in dem ich 
aufgewachsen bin und wo ich daher die Ver­
hältnisse zu kennen glaube. 

Das Burgenland ist nach wie vor das wirt­
schaftlich schwächste Land, es hat aber auch 
nachgewiesenermaßen den größten Nachhol­
bedarf auf dem Bildungssektor. Auf dem 
Gebiete der allgemeinbildenden höheren Schu­
len sind wir besonders hart ins Hintertreffen 
geraten, Objektiverweise möchte ich aber be­
tonen, daß die Gründe dieses auffallenden 
Rückstandes auch vielfach in der histoI'ischen 
Entwicklung und der geographischen Lage 
des Landes zu suchen sind, Während der 
langjährigen Zugehörigkeit dieses Grenz­
streifens zu Ungarn versuchte man doch 
immer wieder, diese brave deutsche Grenz­
landbevölkerung zu magyansleren, Mein 
Vater hat es noch miterlebt, als er als Lehrer 
an diesen Schulen arbeitete und wirkte : 
bald deutsch, bald ungarisch, bald die Schule 
zugesperrt ; in diesem Ton ging es in den letzten 
Jahren vor dem Anschluß .  

B i s  zum Anschluß im Jahre 1 921 galten die 
ungarischen Schulgesetze, die nur eine sechs­
j ährige Schulpflicht vorsahen, während in 
Österreich seit 1 869 die achtjährige Schul­
pflicht bestand, 

Die in Ungarn ausgebildete Intelligenz 
tendierte nach wie vor nach Ungarn und ver­
ließ auch nach dem Anschluß das Land, eine 

geworden. 
An Mittelschulen ererbten wir nur einige 

Fragmente in Oberschützen und ganz kleine 
Ansätze einer Mittelschule in Eisenstadt. Alle 
Aufbauarbeiten vor 1 938 beziehungsweise 1 945 
wurden durch die unglückseligen Kriegs- und 
Nachkriegsereignisse fast vernichtet. 

Mit zäher Ausdauer und einem unbeugsamen 
Willen ging dieses vom Schicksal so schwer 
geprüfte Land nach dem zweiten Weltkrieg 
wieder an den Wiederaufbau. Wir konnten 
wieder einmal beginnen, Unter bewunderns­
werten Anstrengungen ist es zunächst gelun­
gen, im Volksschulwesen den Anschluß an die 
übrigen Bundesländer zu finden. Ab 1945 
wurden in diesem kleinen, finanziell ausge­
sprochen schwachen Land nicht weniger als 
hundert Volks- und Hauptschulen neu errichtet 
beziehungsweise ausgebaut, Das derzeitige 
Schulbaukonzept der burgenländischen Lan­
desregierung sieht Beträge vor, die in ihrer 
Höhe fast dem Landesbudget gleichkommen, 
um nur die dringendsten Maßnahmen auf 
Grund der neuen Schulgesetzgebung durch­
führen zu können, Noch keinen Anschluß 
finden konnten wir auf dem Gebiete des 
Hauptschulwesens - wir haben noch keinen 
einzigen zweiten Klassenzug -, und noch 
weniger auf dem Gebiete der allgemeinbilden­
den höheren Schulen und der Berufsschulen. 
(Präsident D ipl,-Ing, Waldbru n n e r über­
nimmt den Vorsitz.) 

Von den zehn- bis vierzehnjährigen Pflicht­
schülern besuchen im Burgenland noch 57,6 Pl'O­
zent die Oberstufe der Volksschule - 4. bis 
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8. Klasse -, während der Österreich-Durch­
schnitt bei 41 ,78 Prozent zu liegen kommt ; 
Hauptschule : Burgenland : 35,7 Prozent, Öster­
reich-Durchschnitt : 46, 16  Prozent. 

Noch krasser zeigt sich dieser Unterschied 
auf dem Gebiete der höheren Schulen. Das 
Burgenland weist den geringsten Prozentsatz 
der Eintritte in eine allgemeinbildende höhere 
Schule auf. Während der österreichische 
Gesamtdurchschnitt bei 14 Prozent liegt, 
erreicht er im Burgenland sage und schreibe 
nur 8,7 Prozent. Die Begründung hiefür liegt 
darin, daß sich im Gegensatz zu den anderen 
Bundesländern im Burgenland zuwenig Mittel­
schulen befinden. Ich habe geschildert, warum 
und weshalb. Daher konnten die tatsächlich 
vorhandenen Bildungsreserven nicht ausge­
schöpft werden. Ohne Neidkomplexe sei nur 
zum Vergleich daran erinnert, daß zum Bei­
spiel das Bundesland Salzburg, das nur um 
rund 30.000 Einwohner mehr zählt, im Jahre 
1 964 fünfmal mehr Mittelschulen hatte als das 
Burgenland. Mit Wien getraue ich mir einen 
Vergleich nicht anzustellen. 

Die Verhältnisse haben sich in der Zwischen­
zeit zugunsten des Burgenlandes - das will 
ich hier ausdrücklich aussprechen - dank der 
Initiative und des Verständnisses der beiden 
Unterrichtsminister Drimmel und Dr. Piffl 
Gott sei Dank gerade in den letzten Jahren 
geändert. 

Das im Schuljahr 1964/65 im Burgenland 
durchgeführte OECD-Projekt - ich glaube, 
die Frau Hofrat hat heute schon darauf ange­
spielt - "Die Ausschöpfung der Begabungs­
reserven des Burgenlandes" hat wissenschaft­
lich eindeutig bewiesen, daß im Lande echte 
Begabungsreserven vorhanden sind und allein 
in der 6. Schulstufe der Pflichtschulen 
800 mittelschulreife Kinder keine Möglichkeit 
hatten, eine höhere Schule zu besuchen, weil 
sich in unmittelbarer Nähe des Wohnortes 
keine höheren Schulen befanden. Die in der 
letzten Zeit erfolgten Neugründungen von 
allgemeinbildenden höheren Scl;mlen in drei Be­
zirksvororten werden sicherlich dazu beitragen, 
diesen Notstand zu mildern. Wägen Sie jetzt 
ab, meine Damen und Herren 1 Durch die 
neue Schulgesetzgebung haben wir heute 
bereits doppelt so viel Mittelschulen als noch 
vor vier, fünf Jahren. 

Ich muß aber nach wie vor auf die prekäre 
Situation auf dem Schulraumsektor hinweisen, 
obwohl bis heute auch auf diesem Gebiet 
schöne Erfolge erzielt werden konnten. Hier 
hat sich gergde wieder das kleine Land Burgen­
land besonders um dieses Problem angenom­
men. Die derzeit vorhandenen Klassenräume, 
die vielen Notunterkünfte, wie alte Volks- und 
Hauptschulen, Kellerräume samt Physiko, 

Chemie- und anderen Spezialklassen als Klas­
senräume sind leider Gottes für den momen­
tanen Anfall von Mittelschülern schon zu klein 
und zu beengt. Die Klassen sind überfüllt 
und zählen vielfach über 50 Schüler. Die 
Leidtragenden bei diesen Verhältnissen sind in 
erster Linie natürlich die Kinder, ebenso aber 
auch die Lehrer. Das ist wieder ein Moment, 
warum wir vielleicht die Lehrer draußen so 
hart halten können. 

Erst vor einigen Tagen klagte mir wieder 
ein Mittelschullehrer, daß er sich mit den 
vielen Kindern im Klassenraum viel zuwenig 
beschäftigen könne, wodurch sicherlich ganz 
wertvolle Talente verlorengehen. Meine Damen 
und Herren 1 Die Kinder in diesem Alter sind 
oft noch sehr spielerisch veranlagt, und wenn 
sich der Lehrer nicht mit ihnen beschäftigen 
kann, dann kann so ein Talent verkümmern. 

Genauso besorgt frage ich mich daher : Wie 
soll es weitergehen, wenn die starken Geburten­
jahrgänge und die Verlängerung der Schul­
pflicht kommen 1 Schon im Vorjahr mußte 
bei uns ein ganz großer Prozentsatz von 
Aufnahmebewerbern in die höheren Mittel­
schulen aus Platzmangel abgewiesen werden. 
Das Raumproblem ist in erster Linie ein 
finanzielles und daher begrenzt, selbstverständ­
lich auch beim Herrn Unterrichtsminister und 
beim Bund. Ich kann hier aber unserer Unter­
richtsverwaltung versichern, daß die Gemein­
den, in denen eine neue allgemeinbildende 
höhere Schule gegründet wurde, ihren vom 
Bund übernommenen Verpflichtungen hin­
sichtlich des Sachaufwandes bis zur Errichtung 
der neuen Schulgebäude restlos und nach 
bestem Wissen und Können nachkommen 
werden. Bedenken Sie aber, meine Damen 
und Herren, daß es sich im Burgenland um 
die kleinen Bezirksvororte Neusiedl, Ober­
pullendorf, Güssing und Jennersdorf - ein 
kleines Dorf mit kaum 2000 Einwohnern -
handelt, kleine Landstädtchen mit kaum 
4000 Einwohnern und einer finanziell äußerst 
schwachen Grundlage. Wir können aber trotz­
dem das Rad der Zeit nicht zurückdrehen, 
und es wäre geradezu eine Verantwortungs­
losigkeit unserer Jugend und dem ganzen 
österreichischen Volk gegenüber, wenn wir 
hier vielleicht Bremsen anlegen würden. Der 
Bund müßte daher besonders im Burgenland 
und gerade auch auf Grund des vorn Bundes­
ministerium für Unterricht durchgeführten 
OECD-Projektes ganz klar die Notsituation 
sehen und den echten Bedarf an höheren Bil­
dungsstätten berücksich tigen. 

Ich glaube, als Vertreter des Burgenlandes 
mit Recht sagen zu können, daß das Burgen­
land entsprechend in der Rangliste plaziert 
und vorgezogen werden muß. Das Bauvorhaben 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 73 von 88

www.parlament.gv.at



858 Nationalrat XI. GP. - 12. Sitzung - 17 . .Juni 1 966 

Dipl.-Ing. Tschida 

Musisch-pädagogisches Gymnasium in Güssing I Das zweite große Problem, das im Laufe 
wäre dringend zu behandeln. Der Bau des der Debatte zwar genügend beleuchtet wurde, 
Bundesgymnasiums in Oberpullendorf, der das sich gerade aber auf dem Lande am 
Gott sei Dank begonnen werden konnte, schwierigsten gestaltet, ist das der Lehrer. 
müßte zügig durchgeführt werden. In Neusiedl Wir sind alle Menschen. Jeder wird versuchen, 
am See müßte der Neubau vor dem vom sich das Beste vom Besten auszuwählen, auch 
Bundesministerium für Unterricht in Aussicht hinsichtlich des Berufsortes. Der Zug zur 
gestellten Zeitpunkt unter allen Umständen Großstadt speziell in den Intelligenzberufen 
angestrebt werden. - ich darf zum Beispiel auf die Not an Ärzten 

Meine Damen und Herren ! Ich bin mir und Mittelschullehrern bei uns hinweisen, 
bewußt, die Anforderungen an den Bund bei den Juristen ist es ähnlich - ist nach wie 
übersteigen für die nächste Zeit sicherlich das vor äußerst groß.  Menschlich ist das vielleicht 
Maß des Möglichen. Es ist daher Aufgabe verständlich , weil die Großstadt die Lebens­
aller Verantwortlichen in unserem Staate, bedürfnisse in jeder Hinsicht, sei es nun auf 
die Bemühungen des Bundes weitgehend und geistigem, kulturellem, gesellschaftlichem oder 
zusammen zu unterstützen. Es müssen eben sportlichem Gebiet, zu befriedigen vermag . 
neue Wege gefunden werden, um den Bund in Die Schulverhältnisse dagegen auf dem 
dieser Hinsicht zu entlasten. Darf ich viel- Lande, die Überfüllung der Klassen und damit 
leicht einige Anregungen hiezu geben. im Zusammenhang stehend die weitaus stärkere 

Eine Möglichkeit, die vorhandenen Bildungs- Belast.ung, gebe� dann den letzte� Ansto� , 
reserven besser und billiger ausschöpfen zu I um dIe . Landmittelschulen �u m81�e�. E�n 
können, läge sicherlich in der Verbesserung empfindlIcher .. Lehrermangel 1st .. naturh�h dIe 
der Auslesemethode für höhere Schulen. Wenn Folge. An hoheren Schulen mussen VIelfach 

Hauptschullehrer beziehungsweise andere es gelänge, von vornherein die nicht geeigneten 
Schüler vom Besuch einer höheren Schule 
zurückzuhalten, so könnte damit die Anzahl 
der Maturanten erhöht werden, ohne daß die 
Kapazität an Schulraum oder Lehrer ver­
größert werden muß. Minderbemittelte Schü­
ler, die an einer ihrem Wohnort nächstgele­
genen Schule die Aufnahmeprüfung zwar 
bestanden haben, wegen Platzmangels jedoch 
nicht aufgenommen werden können, müßte 
man unbedingt in anderen Schulen unter­
zubringen versuchen. Die Mehrkosten gegen­
über der Heimatschule wären durch Beihilfen 
zu tragen. 

Vielleicht noch ein Hinweis, der allerdings 
bei meinen Wiener . Kollegen jetzt weniger 
Anklang finden wird. Laut Statistik über die 
zahlenmäßige Entwicklung des Eintrittes in 
allgemeinbildende höhere Schulen traten von 
der vierten Volksschulklasse in Wien im Jahre 
1963/64 38,51 Prozent über, im Burgenland 
dagegen nur 8,14 Prozent, in den übrigen 
Bundesländern im Schnitt 1 1 ,43 Prozent. 
Die Kosten für diese Schüler trägt - abge­
sehen von dem geringen Prozentsatz an priva­
ten und konfessionellen Schulen - der Bund, 
in Wien für gut über ein Drittel der Schüler, 
im Burgenland dagegen nicht einmal für ein 
Zehntel. Ich finde dieses Verhältnis - das ist 
meine Ansicht - nicht ganz richtig. Vielleicht 
gäbe es eine Möglichkeit, irgendwie ausglei­
chend einzuwirken und die Lasten zugunsten 
der Ärmeren zu verteilen. Ich beziehe mich 
da auf die Anregung des Herrn Kollegen Horr, 
der gestern auch gesagt hat : Die finanziell 
stärkeren Gemeinden sollen eben dann bei der 
Erhaltung der Spitäler mithelfen. 

Hilfskräfte in Verwendung genommen werden. 
Der Leidtragende ist wahrscheinlich in erster 
Linie wieder der Schüler . 

Hohes Haus ! Auch mit diesen Gegeben­
heiten müssen wir uns abfinden. Man kann 
es sich nicht einfach machen und hinausposau­
nen ; ja, der Herr Unterrichtsminister, die Her­
ren ÖVP-Unterrichtsminister tragen einzig und 
allein die Schuld, daß wir uns mit diesen miß­
lichen Verhältnissen draußen herumschlagen 
müssen. 

Einen erfolgversprechenden Weg sehe ich 
vielleicht darin, um diesem Mangel abzuhelfen, 
bodenständige Kinder, die den Lehrberuf für 
eine höhere Schule ergreifen wollen, in ihrer 
Laufbahn besonders zu fördern. Hier denke 
ich an eine Förderung durch die Heimat­
gemeinde, durch die zuständige Schulgemeinde 
und durch ländliche Institutionen. Dann 
hätte man zumindest ein gewisses moralisches 
Recht, an die Jungakademiker zu appellieren, 
ihren Beruf dort auszuüben, wo ihre Väter ihr 
ganzes Leben verbringen mußten. 

Ich gehe vielleicht noch einen Schritt weiter. 
Das ist meine Meinung, aber ich werde damit 
nicht sehr viel Anklang finden. Wenn die Hei­
mat und auch der Staat diese vielen jungen 
Leute in großzügigster Weise unterstützt, 
müßte man doch zumindest die Junglehrer 
auf einige Jahre wenigstens als Ledige an eine 
Schule verpflichten können. Ich betone aus­
drücklich : auf ganz kurze Zeit. Sie sollen 
doch hinausgehen vor die Tore Wiens, es ist 
doch heute weiß Gott kein Problem, mit dem 
Wagen innerhalb kürzester Zeit wieder herin­
nen zu sein. 
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Ich habe im Vorjahr auch an Herrn Stadt­
schulratspräsidenten Neugebauer dieses An­
suchen gestellt und ihn gebeten, er möge uns 
aushelfen. Ich bin leider Gottes auf harten 
Widerstand gestoßen. Ich sehe es aber absolut 
nicht ein, daß der Staat von einem Junglehrer 
zum Beispiel nicht das kleinste persönliche 
Opfer verlangen kann, während von ihm gerade 
für die Ausbildung immer mehl' und mehr 
gefordert wird. 

Wir werden letztlich natürlich auf materielle 
Art Vorsorge für unsere Lehrer treffen müssen. 
Ich denke hier vor allem an den notwendigen 
Wohnungsbau, an Sonderzulagen und so wei­
ter und so fort. Freilich wird es auch oft nur 
ein Pflaster auf die Wunde sein, denn ich bin 
nach wie vor überzeugt, daß die Frage des 
Lehrernachwuchses mit materiellen Mitteln 
allein nicht gelöst werden kann. 

Hohes Haus ! Meine kurzen Ausführungen 
waren ein richtiger SOS-Ruf für das Bildungs­
wesen auf dem Lande und im Grenzland. 
Ich würde Sie alle, meine geschätzten Damen 
und Herren, bitten : Halten wir zusammen, 
denn es geht hier absolut nicht um politische 
Dinge, sondern es geht um unsere junge Gene­
ration, und es geht letztlich um unsere Repu­
blik Österreich. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Zankl das Wort. 

Abgeordneter Zankl (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Verehrter Herr Minister ! Ange­
sichts der außerordentlich interessanten und 
sehr, sehr gehaltvollen Ausführung auf kultur­
politischem Gebiet meines Parteifreundes 
Luptowits möchte ich Sie natürlich nicht 
ernüchtern und schockieren. Ich habe mich 
daher entschlossen, mein Konzept, das ich 
auf 25 Minuten berechnet hatte, ganz einfach 
zu verwerfen und die drei Themata, die ich 
mir ausgewählt habe, in aller Kürze zu behan­
deln, und zwar so kurz, daß es mir vidleicht 
gelingen könnte, heute als erster Redner 
den Schnelligkeitsrekord aufzustellen. (Bei­
fall bei der Ö V P.) Ich fordere nur jetzt schon 
meine Nachredner auf, wenn Sie mich nicht 
durch Zwischenrufe stören, diesen von mir 
aufzustellenden Rekord wenn möglich zu 
brechen. 

Meine Damen und Herren ! Als Sie hier im 
Hause vor ungefähr vier Jahren das Schul­
gesetzwerk 1962 verabschiedeten, waren sich 
die Schulpolitiker, aber vor allem die Beamten 
des Ministeriums darüber klar, daß noch 
eine Reihe neuer Gesetze in diesem Hause 
behandelt und beschlossen werden müssen. 
Eine Reihe von Novellen und kleineren Geset­
zen sind inzwischen verabschiedet worden. 
Unter anderem ist auch eine Novelle zu einem 

Schulaufsichtsbeamtengesetz behandelt und 
verabschiedet worden, was mich veranlaßt, 
kurz, aber umfassend zum Schulaufsichts­
beamtengesetz Stellung zu nehmen. Ich tue 
dies, obwohl eine Novellierung dieses Gesetzes 
nur eine sehr kleine Gruppe österreichischer 
Beamter betreffen würde - es sind nicht 
einmal ganz 200 -, weil diese Gesetzesmaterie 
Gefaht' läuft, da sie eben nur für etwa 200 
Beamte gültig sein wird, daß sie immer wieder 
aufs Eis gelegt und ihr andere Gesetze, die 
eine größere Zahl von österreichischen Be­
amten oder die Masse der österreichischen 
Schülerschaft betreffen, vorgezogen werden. 

Ich habe schon früher darauf hingewiesen, 
daß durch eine kleine Novelle zu diesem Schul­
aufsichtsbeamtengesetz ein Teil des alten 
Gesetzes aus dem Jahre 1919 abgeändert 
worden ist, und zwar die Bestimmung, nach 
del' bis vor ungefähr 1 72 Jahren - Sie werden 
sich daran erinnern - die Bezirksschulinspek­
toren nur provisorisch auf drei J ahl'e bestellt 
und erst dann definitiv angestellt werden 
konnten. Diese Bestimmung wurde damals 
eliminiert. 

Eine Delegation von Bezirksschulinspek­
toren, von Gewerkschaftern hat im Juni 1964 
im Ministerium vorgesprochen und dort ihre 
Wünsche in schriftlicher Form als Forderungs­
programm überreicht. Vor ungefähr einem 
Monat haben die Bezirksschulinspektoren wie­
der ein fast gleich abgefaßtes Forderungspro­
gramm dem Unten'ichtsministerium einge­
reicht mit der Bitte, die Delegation gelegent­
lich zu empfangen und anzuhören. Das scheint 
aber bisher nicht geschehen zu sein. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
gar nicht auf die Arbeitssituation der Schul­
aufsichtsorgane eingehen. Ich könnte Ihnen 
in ungefähr 30 Punkten - ich habe mir einige 
dieser 30 Punkte aufgeschrieben - darstellen, 
welche Masse von neuen Arbeiten auf die 
Schulaufsichtsorgane hereingestürzt ist und 
wie sehr sie diese Arbeiten beschäftigen und 
in Anspruch nehmen. Das werde ich mir aber 
ersparen. 

Ich möchte Ihnen statt dessen in aller Kürze 
das Forderungsprogramm vor Augen führen 
und vor allem darauf hinweisen, daß wiederum 
so wie vor zwei Jahren gebeten worden ist, 
man möge von der Methode abgehen, daß 
bei Pensionierung eines Schulinspektors, wenn 
der Posten etwa drei, vier .Monate nicht be­
setzt wurde, der Nachbarschulinspektor diesen 
verwaisten Bezirk betreuen muß. Auch wenn 
ein Bezil'ksschulinspektor einige Monate krank 
oder beurlaubt ist ,  muß immer der Nachbar­
schulinspektOT einspringen und unter erheb­
lichem Aufwand und Mehrbelastung die Ar­
beit machen. Kehren wir doch - das ist 
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eine der Forderungen dieser Inspektoren -
zu der alten Methode zurück, einen seriösen 
und in schulpolitischen und schulorganisa­
torischen Fragen gut bewanderten Haupt­
schuldirektor damit zu betrauen. 

Ein zweiter 'Vunsch, den ich kurz berühren 
möchte, ist der Wunsch, die Mehraufwendun­
gen an Arbeitsenergie damit abzugelten, daß 
man das Schema S 3 , in das nur die Bezirks­
schulinspektoren eingeordnet sind, aufhebt 
und die Bezirksschulinspektoren in S 2 ein­
ordnet. 

Ein dritter Wunsch geht dahin, daß man die 
Fachinspektoren, also zum Beispiel den Fach­
inspektor für Musik oder für Leibeserziehung, 
nicht nur auf eine bestimmte Zeit, auf fünf 
Jahre, beruft, sondern auf Dauer, weil man 
davon erwarten kann, daß dies die Wertigkeit 
der Arbeit positiv beeinflussen wird. 

Und endlich als letzten Wunsch noch einmal 
die Bitte an den Herrn Minister und auch an 
die Unterrichtsverwaltung, endlich ein neues 
Schulaufsichtsbeamtengesetz vorzubereiten, 
denn das alte stammt ja, wie ich Ihnen früher 
gesagt habe, aus dem Jahre 1919.  Ich bitte 
also, Herr Minister, diese 200 betroffenen 
Schulaufsichtsorgane, die es nur sind, nicht 
zu vergessen und nicht zu sagen : 'Vir legen 
das wieder aufs Eis, wir ziehen andere wichtige 
Themata oder Materien vor. 

Die zweite Frage, die ich kurz behandeln 
möchte, sind die Pädagogischen Akademien, 
also jene Einrichtungen, die dazu berufen 
sein werden, ab September 1968 die neue 
Lehrerbildung zu vermitteln. Wir haben 
14 Akademien in Österreich vorgesehen, 8 davon 
werden öffentlich, 6 werden privat sein. 
Ich möchte Ihnen jetzt nicht die Orte auf­
zählen, das wissen Sie ohnehin, soweit Sie 
damit beschäftigt sind. Aber es ist interessant 
zu wissen, daß von diesen 14 Pädagogischen 
Akademien, die wir in einigen Jahren haben 
werden, erst eine einzige Pädagogische Aka­
demie über das Planungsstadium hinaus­
gekommen und bereits in Bauausführung 
begriffen ist ; das ist die private Pädagogische 
Akademie in Krems. Nur eine zweite Anstalt 
dieser Art, und zwar eine öffentliche in Wien, 
im 10. Bezirk in der Ettenreichgasse, ist plan­
mäßig fertig und organisatorisch vollständig 
vorbereitet. Wenn ein Gebäude vorhanden 
wäre, könnte sie mit ihrem Betrieb im Jahre 
1968 beginnen. Man wird natürlich nicht 
in der Lage sein, in einem neuen Haus be­
ginnen zu können, aber Wien ist bekanntlich 
in der glücklichen Lage, einige Schulgebäude 
zu haben, in denen diese Pädagogische Aka­
demie provisorisch mit dem Schulversuch, 
der heuer begonnen werden soll, ihren Betrieb 

aufnehmen kann, wenn auch zunächst nicht 
im eigenen Gebäude. 

Ich möchte bei diesem Thema darauf hin­
weisen, daß die Schwierigkeiten auch bei 
uns in Klagenfurt enorm sind. Wir sind 
noch nicht einmal mit dem Planungsstadium 
fertig. Die 80 Architekten, die eingereicht 
haben - etwa 40 werden daran arbeiten -, 
sind noch mit den Planungsarbeiten beschäf­
tigt. Anfang September dürfte die Jury ent­
schieden haben, welcher Plan auszuführen 
sein wird. Aber wir werden kaum damit 
rechnen können, daß wir im Frühjahr 1967 , 
also im nächsten Jahr, mit dem Bau beginnen 
können. Es handelt sich um eine budgetäre 
Frage im neuen Bautenministerium, und wir 
werden daher auch nicht in der Lage sein, 
im Jahre 1968 in dieses neue Gebäude einzu. 
ziehen. Der Herr Minister hat - wie er mir 
im Budgetausschuß geantwortet hat - den 
Auftrag gegeben, im Klagenfurter Landes­
schulrat ein Provisorium vorzusehen, damit 
im Jahre 1968 dennoch der Schulbetrieb 
begonnen werden kann. Dazu muß ich Ihnen 
aber leider sagen, daß die Schulraumverhält­
nisse in Klagenfurt wesentlich schwieriger 
sind als in Wien. Wir haben heute in Kärnten 
noch eine ganze Reihe von Schulen mit Wech­
selunterricht, und es wird wahrscheinlich 
darauf hinauskommen, daß sich der Landes­
schulrat wird entschließen müssen, eine all­
gemeinbildende höhere Schule oder irgendeine 
andere höhere berufsbildende Schule zusam­
menzudrängen oder auszusiedeln, zu dis­
lozieren, damit dann eines dieser Gebäude 
zur Verfügung stehen wird. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß der Bau 
der Pädagogischen Akademien drängt und 
daß es notwendig sein wird, Wege zu finden, 
verehrter Herr Minister, um diese Baukosten 
herbeizuschaffen. Ich habe sie mir in Klagen­
furt mit ungefähr 100 Millionen errechnen las­
sen. Wenn Sie an neun öffentliche kleinere, 
mittlere und größere Akademien in Österreich 
denken, werden wir mit 1 Milliarde für diese 
neun Akademien nicht zu hoch greifen. 
Wir werden also einen Weg suchen und fin­
den müssen, wie wir die Finanzierung dieser 
öffentlichen Akademien möglichst bald unter 
Dach und Fach bringen können. 

Nun komme ich schon zum Schluß und be­
rühre nur noch ein ausgesprochenes Lokal­
thema. Ich muß das leider noch einmal 
anführen , Herr Minister, obwohl Sie mir 
in einer der letzten Fragestunden vor ungefähr 
drei Wochen gesagt haben : Herr Abgeord­
neter, Sie können damit rechnen - ich zitiere 
das wortwörtlich -, daß Anfang September 
die Mittelschüler - beziehungsweise, wie sie 
jetzt eigentlich heißen sollten, die höheren 
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Schüler III dieBe Schule in St . Veit an der 
Glan werden einziehen können. 

Der vOI'aussichtliche Schülerstand für das 
Schuljahr 1 966/67 wird in Tirol rund 51 .300 
Volksschüler, 13.700 Hauptschüler, 1400 Son-DJ,� ich das Thema noch eim�al kurz an- derschüler und 2200 polytechnische Schüler 

schn{,-ld�, h9,t folgenden Grund : .'VIr hab�n alles betragen, das sind im- Vergleich zum Schul­
vorbel·eIte�. I�r. ve�'antwol'thcher . hochster j a,hr 1 965/66 um 2000 Volksschüler, um Beamter Im MIlllstenum, der damIt betraut 2000 Hauptschülei' und um 180 
is�, diese. Frage� zu bearbeiten, �at �ich Sonderschüler mehr . Aus diesem Grunde 
mIt uns m Verbmdung gesetzt. ""Vlr haDeI� I mÜ;'Jsen etwa 60 neue VolksRchulklassen, 
bereits di� Al1fnah�nsprüfung�n für den 20. J�1ll ehm 55 neue I-tauptschulldassen, 13 neue ausgeschneben, WII' haben dIe Eltern verstan- Sondcrschulklassen und außerdem etwa 85 
�igt, den no.twencligell, für uns 

,
sehr l'l?hmerz- Klassen für den Polytechnischen Lehrgang 

hchen Gememdera,tsbeschluß gefaßt, dIe Klas- errichtet werden. 
senräunw hereitgestellt und be1'eits Lehrmittel 
bestellt und angeschafft. Nun war am Freitag, Der vor2"ussichtliche Abgang von 160 Lehrer. 

maturanten reicht selbstverständlich für die dem 3. Juni in Hermagor eine Kommissionie-
rung bezüglich eines anderen Wunsches, und 
anläßlich dieser Kommissionierung hat ein 
höherer Beamter - nicht Ihres MinisteriUln s, 
Herr Minister, sondern eines anderen Mil1 i ;3te­
riums die Äußerung gemacht : 'Venn 
St. Veit und Hermagor heuer eine allgemein­
bildende höhere Schule verlangen, dann werden 
wir uns eventuell noch einmal so wie im Vor­
jahr entschließen müssen, St. Veit zurückzu­
stellen und Henuagor vorzuziehen. Ich sage 
das deshalb, Herr Minister, weil diese Entschei­

notwendige Besetzung der Klassen nicht aus, 
da allein die Polytechnischen Lehrgänge einen 
Zuwachs von 140 Lehrern benötigen würden. 
W· enn man berücksichtigt, daß erfahrungs­
gemäß etwa 70 Kollegen und Kolleginnen 
ausscheiden und 74 Leiter freigestellt sind, 
hat das Land Tirol im Schuljahr 1966/67 
rund 350 bis 400 Pilichtschullehrer zuwenig, 
wobei noch der Umstand hinzukommt, daß 
mindestens 1 50 Klassen eine Schülerzahl von 
über 40 aufweisen werden. 

dung, die wir nicht verstehen würden, in Die lobenswerten Bemühungen des Unter. 
St. Veit förmlich eine Rebellion hervorrufen richtsressorts, den Lehrernachwuchs zu för. 
würde. (Bundesminister Dr. Pif  f l-Peree vi6 :  dern, sind nicht ohne Erfolg geblieben. Nach 
Keine Angst !) Ich habe die Antwort, die Sie einer Publikation des Statistischen Zentral­
mir gegeben haben, daß ich keine Angst zu ha- amtes hat sich die Zahl der Schüler an den 
ben brauche, der Wunsch werde erfüllt wer- Musisch-pädagogischen Realgymnasien und 
den, mit Genugtuung quittiert. Aber ich muß an den Lehrerinnen- und Lehrerbildungs­
es noch einmal sagen : Wir haben so etwas schon anstalten in Österreich von 9096 im vergange­
voriges Jahr erlebt. Wir haben voriges Jahr I nen Schuljahr um 12,5 Prozent auf 10.229 
auch gemeint, wir werden beginnen können, I im Schuljahr 1965/66 erhöht. 
und es mußte dann aus staatspolitischen Auch die einzelnen Bundesländer verzeich. Überlegungen in Kärnten - daran war nicht nen einen ähnlichen Zuwachs, obwohl die Ihr Ministerium schuld - Völkermarkt vor- Prozentzahlen unterschiedlich sind. In den gezogen werden. Bundesländern Steiermark und Wien ist der 

Ich bitte Sie also, bei dieser Ihrer Zusage Prozentsatz der Mädchen an den Studierenden 
zu bleiben. ""Venn Sie Ihr Versprechen ein- besonders hoch. Die höchste Prozentzahl 
gelöst haben werden, dann haben wir nur noch an weiblichen Studierenden finden wir in der 
die zwei restlichen Wünsche Hermagor und Steiermark mit 68 Prozent und in Wien mit 
Feldkirchen. Damit werden alle Wünsche 61 Prozent . Die niedrigsten Prozentzahlen 
des bisher auf diesem Gebiet sehr stiefmütterlich haben Niederösterreich mit 54 Prozent und 
behandelten Bundeslandes Kärnten erfüllt Tirol mit 50 Prozent. Der österreichische 
sein. Kärnten braucht dann nur noch die Durchschnitt liegt bei 57 Prozent, vergleichs­
baldige Errichtung der Neubauten zu betrei- mäßig zum vorigen Jahr mit 56 Prozent. 
ben. (Beifall bei der spD.) Es besuchen also 14 Prozent mehr weibliche 

Präsident Dipl . -Ing. \Valdbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Abgeordneten 
Regensburger das Wort. 

Abgeordneter Regensburger (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren ! 
Ich nehme zur Situation der Pilichtschulen 
in Tirol und zur Frage der Lehrerschaft 
beziehungsweise des Lehrernachwuchses im 
allgemeinen Stellung. 

als männliche Studierende ein Musisch-päd. 
agogisches Realgymnasium oder eme 
Lehrerbildungsanstalt. Außerdem sind 
an den sogenannten einjährigen Maturanten· 
lehrgängen, die in manchen Bundes­
ländern 1965/66 erstmalig eingerichtet wur· 
den, 759 Studierende, das sind um 256 mehr 
als im vergangenen Schuljahr. 

Diese Bilanz ist bestimmt sehr erfreulich, 
doch leider reicht der Zuwachs bei weitem 
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nicht aus, und ich getraue mich, in diesem auf sich nehmen muß. Zum Beispiel bekommt 
Zusammenhange die Behauptung aufzustellen in Liechtenstein ein Volksschullehrer im ersten 
oder auf jeden Fall die Befürchtung zu äußern, Dienstjahr um 500 S mehr als bei uns ein 
daß wir in wenigen Jahren neben hochschul- Lehrer, bevor er in Pension geht. 
mäßig ausgebildeten Pflicht schullehrern auch Vielleicht aber ist es auf der ganzen Welt 
Notschullehrer werden einstellen müssen. In so, daß die geistige Tätigkeit nicht so gut 
Tirol haben wir zum Beispiel schon einige honoriert wird. Ich habe eine Zeitung vor mir, 
Handarbeitslehrerinnen, jedenfalls Nicht- in der folgendes steht : 
maturanten, die als Volksschullehrer an irgend- "Es ist eine sehr merkwürdige Tatsache, 
einer Pflichtschule unterrichten. daß im gesamten Westen geistige Arbeit 

Eine weitere Sorge hege ich auch im Zu- fast immer schlechter entlohnt \vird als tech­
sammenhang mit dem Nachwuchs von Haupt- nische Arbeit. Die Demokratien kämpfen 
schullehrern und Lehrern an Polytechnischen ja um den gerechten Lohn je nach Leistung, 
Lehrgängen. Ich kann mir nämlich wirklich aber" materialistischer "Grundsatz ist es, 
nicht vorstellen, daß ein junger Mensch, daß der unmittelbar kalkulierbare Nutzen 
der Matura hat, der noch vier Semester an über den Lohn entscheidet, und dieser Nutzen 
der Pädagogischen Akademie studieren mußte, soll sich möglichst bald auf einem Konto 
dann Pflichtschullehrer ist, noch soviel Idealis- einstellen, was bei geistiger Arbeit fast me 
mus aufbringt, die Hauptschullehrerprüfung der Fall ist ."  
oder die Prüfung als Lehrer an einem Poly- In den USA zum Beispiel bekommt ein 
technischen Lehrgang, also als Berufsschul- hochqualifizierter Vorarbeiter - diese Sta­
lehrer, abzulegen, wozu er zusätzlich noch ein tistik liegt schon einige Jahre zurück - der 
Jahr, also zwei Semester, studieren muß,  Cadillac-Tankwerke mit Überstunden jähr­
um dann an einer Hauptschule oder an lich 20.000 Dollar, das sind rund 520.000 S, 
einem Polytechnischen Lehrgang zu unter- ein Stahlarbeiter ohne besondere Qualifi­
richten, wenn er die nötigen finanziellen Mittel kation 10.000 Dollar, also 260.000 S. Dagegen 
hat. Denn beim heutigen Stand der Hochschul- beträgt der Jahresgehalt eines Schullehrers, 
förderung wäre er doch ungeschickt, wenn er der die Jugend und damit die Zukunft heran­
nicht gleich ein vollakademisches Studium bildet, 2094 Dollar, das sind 54.450 S, ein 
absolviert. Metallurg mit Hochschulstudium bekommt 

Ich habe den Eindruck, daß man die Lehrer für einen Lehrauftrag 30 Dollar täglich, was 
in diesem Zusammenhang fast zu Tode prüfen dem Lohn eines Pflasterers oder Ziegellegers 
will. Kurse oder eine gewisse Praxiszeit gleichkommt. Das soll selbstverständlich keine 
müßten doch für einen Maturanten, der dann Negierung der Tätigkeit eines manuell 
noch vier Semester an der Pädagogischen Arbeitenden sein. 
Akademie studiert hat, genügen, um ihm Es ist zum Beispiel nicht allgemein bekannt, 
den Status eines Hauptschullehrers oder eines daß die Gesamtbelastung eines Lehrers so 
Lehrers an Polytechnischen Lehrgängen, also enorm ist, daß durchschnittlich 50 Prozent 
eines Berufsschullehrers, zuzuerkennen. der PHichtschullehrer vor Erreichung des Pen-

sionsalters, also vor Erreichung des 65. Lebens­Die österreichische Pflichtschule besitzt schon jahres, ihren Dienst aus gesundheitlichen Grün-seit Jahrzehnten einen ausgezeichneten Ruf. den quittieren müssen. Tests in Amerika Sie besaß ihn auch damals schon, als die haben ergeben _ mir ist das von einigen Lehrer nur eine vierjährige Ausbildung hatten. Kollegen mitgeteilt worden -, daß die Be­Meine Ausführungen dürfen nicht falsch aus- lastung eines Lehrers vor der Belastung eines gewertet werden, indem man meint, daß ich Bergarbeiters liegt. Es ist fast nicht zu glauben, vielleicht für einen Rückschritt plädiere, aber aber wer einmal zum Beispiel an einer nieder­bezüglich eines zu weiten Vorpreschens gerade organisierten Schule unterrichtet hat, wie ich im Hinblick auf die Prüfungen für . die Lehrer es durch fünf Jahre tat, mit 40 Schülern an Polytechnischen Lehrgängen möchte ich vom ersten bis zum achten Schuljahr, alles in doch eine gewisse Sorge hier aufzeigen. einem Raum, wo man sich mit den Anfängern 
Eine weitverbreitete Meinung bezüglich des genauso abgeben muß wie mit den Abgängern, 

mangelnden Lehrernachwuchses sucht die Ur- die dann genauso in eine Mittelschule gehen 
sache in der Gehaltssituation . Ich kann wollen, weil die Schule in der Nähe der Stadt 
mich diesen Meinungen selbstverständlich an- ist, und denen man letzten Endes doch aus der 
schließen. Es ist heute eben nicht mehr so Verantwortung heraus ein Wissen, ein Können 
ohne weiteres möglich, für ein Gehalt von 2500 S mitgeben will, das doch ähnlich dem an einer 
einen Maturanten und speziell einen ausgebil- anderen höherorganisierten Schule ist, der 
deten Lehrer zu bekommen, der ja weiß, daß versteht das. 
er irgend wo an einer entlegenen Schule unter- Ich möchte damit nur gesagt haben, daß es 
richten und eine Reihe von Schwierigkeiten . nicht nur die materielle Seite ist, die den Lehr-
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beruf als nicht besonders erstrebenswert er· In diesem Zusammenhang hat sich lobens· 
scheinen läßt. Daneben gibt es selbstverständ· werterweise die Lehrergc,vel'kschaft Til'ols mit 
l ieh noch eine Reihe anderer Gründe. Der Ob· der Universität Innsbmck zusammengesetzt, 
mann der Lehrergewerkschaft Tirol hat einmal und es sind schon Erhebungen im weitesten 
einen ganzen Katalog aufgezählt. Ich möchte Umfange gepflogen worden. Bei diesen Unter­
aus diesem Katalog nur einen Teil heraus· suchungen will man erheben, welche Gründe 
lesen. Es gibt mehrere Kataloge im Zusam- in der Hauptsache den Lehrernachwuchs 
menhang mit den administrativen Arbeiten behindern. Man kann auf das Ergebnis sehr 
in der Schule und mit der außerschulischen neugierig sein. 
Tätigkeit. Nun einiges aus diesem von mir Sicher würden die von mir auszugsweise 
genannten Katalog. angeführten Leistungen des Lehrerstandes, 

Man erwartet einmal erstens schon vom abgesehen vom großen Idealismus, von der 
LehT'er d ß t S h it d' Lehrerschaft leichter vollbracht werden, wenn , a er vom ers en c u .ag an le . . , , ' .. ' 
Eltern rtr'tt d ' h F"ll s 11 der Dank der Offenthchkelt mcht so sparhch ve I , un 111 manc en a en 0 fl' ß d I h '11 ' d  f h' er sie sogar noch ersetzen. Langjährige I le

, 
en wür e , c WI gar

, 
mcht arau 111-

Erziehungsfehler soll er in kürzester Zeit welsen" daß �nan sogar ,bel höc�sten �tellen 
behebell d 11 d b . . h l ' h gerne über dIe Pedantene und uber dIe ver-un so a el Immer noc g elc - "  . 
bleI'bend 11' b " d' hI' h d r hl' schledenen EIgenschaften der SchulmeIster e enswur Ig, sac IC un u g , , , 
seI'n er soll n' L h b . m I' ere ht WItzelt, aber es Ist doch auffällIg, daß man . , . le aunen a en, 1m e g c . " 
urteilen, eine Engelsgeduld haben, stets er. höchst s�lten von der 

,
Auszel

,
chnung , emes 

kla"ren und b I h d h ' t k en Lehrers hest oder von e111e1' TItelverleIhung. e e ren un auc eInen roo en , , 
Stoff noch interessant und abwechslungs. I�h möchte , m dIesem Zu�ammenhang an 
reich gestalten. Er soll die Schüler zu wert. d

,
le zustäI:dlgen S�ellen dIe Aufforderung 

FolIen Sta t b "  ' h d 'st nchten, eITle GewIssenserforschung vorzu· • a s urgern erZle en, un es I . 
selbstverständlich, daß er auf alle Fragen, n

d
eh

h
me

h
� und

d 
d�lln

d 
zu

d
r. Tat 

L
zu

hr
schreI�,en,. uh

m 
die man ihm in der Schule und außerhalb oc 111 un WIe er lesen e ern em SIC t· 
der Schule stellt, Antwort geben kann, während bares "Danke schön" zu sagen. 
er seine eigenen Sorgen für sich behalten muß,  Nun zum Polytechnischen Lehrgang. Im 
und schließlich soll er aus Idealismus alles Jahre 1927 hat man von der damals fünf. 
tun, auch das, was man selbst nie zu tun klassigen Volksschule ein Jahr der dreiklas· 
bereit wäre. si gen Bürgerschule zugefügt und dadurch 

In der Gesellschaft nimmt der Lehrer 
eine besondere Stellung ein, und zwar werden 
Unzukömmlichkeiten und meuRchliche Schwä· 
chen bei ihm doppelt gewogen. Er unterliegt 
einer allgemeinen Beobachtung und der all· 
gemeinen Kritik in einem viel höheren Maße 
als die meisten übrigen Staatsbürger. 

Neben der obligaten Unterrichtszeit, ohne 
die umfangreichen Vor· und Nachbereitungen 
sowie die Korrekturen zu nennen, warten auf 
den Lehrer meistens noch eine Reihe von ande· 
ren Aufgaben : Gesangsverein, Organisten. 
dienst, Kirchenchor, Musikkapelle, Brauch· 
tumspflege, Schulmatriken, Dorfchronik, Buch. 
klub der Jugend, Straßensammlungen, Jugend. 
rotkreuz, Elternvereine, statistische Erhebun­
gen, Veranstaltungen von Schulschiwochen und 
Wandertagen, Hilfeleistung, wenn der Schul· 
arzt in die Schule kommt, Fragebogen aus· 
füllen, ausarbeiten, und so weiter, und so 
fort. 

Es würde sicher den Rahmen meiner Aus· 
führungen sprengen, wenn ich mich weiter 
mit den Belastungen des Lehrers auseinander· 
setzen würde, aber ich glaube doch, daß ich 
Verständnis gefunden habe, daß die Gründe, 
warum der Lehrberuf heute keinen besonde· 
ren Zuzug erfährt, verschiedener Natur sind. 

die vierklassige Hauptschule geschaffen. Das 
ist heute hier vom Kollegen Peter schon kurz 
angeführt worden, Die Volksschule hat dadurch 
etwas an Bedeutung verloren, sodaß der 
'Vullsch der Pflichtschullehrer auf Einführung 
einer 5. Volksschulklasse immer lauter 
wurde. Im Zusammenhang mit den Beratun. 
gen der Schulgesetze 1962 ist man dann zur 
Tat geschritten und hat das 9. Pflicht­
schulj ahr geschaffen. 

Darf ich nun darauf hinweisen, daß der 
Wunsch der Lehrerschaft darin bestand, dieses 
9. Schuljahr als 5. Schulstufe anzufügen, 
weil die Pädagogen eben der Meinung 
waren, das wäre das Allernatürlichste , Die 
Eltern wurden bei uns auf jeden Fall schon 
früher dieser Natürlichkeit gerecht, indem sie 
die Kinder fünf Jahre in die Volksschule 
gehen ließen und erst dann in eine höhere 
Schule oder auch in die Hauptschule schickten. 

Ein deutscher Pädagoge, der Professor 
Dr. Huth, verweist sogar in diesem Zusam. 
menhange darauf - wir waren nämlich bis 
jetzt der Meinung, daß die körperliche Reife 
vor der geistigen Reife rangiert -, daß die 
körperliche Reife der normalen Entwicklung 
um zwei Jahre vorauseilt, während die seeli­
sche und geistige Entwicklung bis zu vier 
Jahren zurückbleibt. Er erhebt sogar die 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 79 von 88

www.parlament.gv.at



864 Nationalrat XI. GP. - 12 .  Sitzung - 1 7 .  Juni 1966 

Regensburger 

Forderung, man möge das Schuleintrittsalter 
um ein Jahr verschieben, also die Kinder erst 
mit dem siebenten Jahr in die Schule gehen 
lassen. 

Ich bekenne mich grundsätzlich zur neun­
jährigen Schulpflicht, speziell wenn dadurch 
die bestehende Überlastung der Schüler aus­
geschaltet wird und die Schüler weiter sorgsam 
und behutsam zu ihrem Beruf hingeführt 
werden. Der Grund, warum ich nun am ver­
gangenen Montag im Finanz- und Budgetaus­
schuß dem Antrag des Herrn Abgeordneten 
Peter beigetreten bin, ist in der Sorge gelegen, 
daß durch deu Mangel an Lehrern und Schul­
raum in den meisten Bundesländern in schuli­
scher Hinsicht ein weiteres Stadt-Land-Gefälle 
zutage treten wird. Ein genereller Aufschub 
des Pflichtbeginnes des Polytechnischen Lehr­
ganges schien mir deshalb opportun. Ich gebe 
mich dabei aber keinen Illusionen hin, hier 
einen Erfolg zu erreichen, weil ja bekannter­
weise, um einen solchen Aufschub bewerkstel­
ligen zu können, eine Zweidrittelmehrheit 
notwendig ist. 

Nun werdet ihr mich fragen : Warum hast 
du - oder warum haben Sie - heute im Ple­
num nicht auch diesem Antrag zugestimmt ? 
Ich muß in aller Offenheit erklären, daß ich 
mir vornahm, auch hier im Plenum diesem 
Antrag des Abgeordneten Peter zuzustimmen, 
so wie ich es im Ausschuß tat. Aber als er 
dann so massiv gegen die konfessionelle Pri­
vatschule polemisierte, konnte ich es nicht 
mehr verantworten, denn ich dachte mir : 
Wenn das irgendwie in Zusammenhang 
gebracht wird, würden wir da einen Weg 
beschreiten, den ich als Abgeordneter nicht 
mitgehen könnte. (Abg. P e t e r :  Es sind zwei 
grundverschiedene Dinge, die Sie da in einen 
Schuh hineinbringen 1) Sie sind sicher grund­
verschieden, aber man kann das Schulwesen 
mehr oder weniger nur im gesamten sehen. 

Ich erinnerte mich dabei noch an eine Situa­
tion im Finanz- und Budgetausschuß im ver­
gangenen Jahr - nein, es ist schon länger her 
- anläßlich der Beschlußfassung der Hochschul­
studiengesetze. Damals formulierte ich als 
Mitglied des Finanz- und Budgetausschusses 
mit meinen Kollegen einen Antrag auf Einbau 
der Pädagogischen Akademien in das Hoch­
schulstudienförderungsgesetz (Abg. Dr. J .  Gru­
b e  r : Studienbeihilfengesetz 1) , i n  das Hoch­
schulstudienbeihilfengesetz. Der Kollege der 
Freiheitlichen Partei hat mir zuerst die Unter­
stützung zugesagt. Während ich den Antrag 
formulierte, hat er mit einem Kollegen von 
der Sozialistischen Partei gesprochen und hat 
dann seine Unterschrift mit der Bemerkung 
versagt, es sei ihm deswegen nicht möglich, 
weil dadurch die konfessionelle Privatschule 

eine Förderung erfahren würde. Mein Zureden, 
daß das letzten Endes keine Unterstützung 
der Schule, sondern der Studierenden ist und 
es den Eltern freigestellt ist, in welche Schule 
sie ihre Kinder schicken wollen, war vergeb­
lich . Das hat mir im besonderen Maße bewie­
sen, daß auch von seiten der Freiheitlichen 
Partei eine gewisse Allergie gegen die konfes­
sionellen Privatschulen besteht. (Abg. Dr. van 
T o ng e l : Nein, nur gegen die Bezahlung 1) 
Und diesbezüglich bin ich empfindlich. Ich 
muß euch sagen : Ich bin selber Lehrer, und 
ich habe ein Mädchen in einer konfessionellen 
Privatschule, aber was sich dort die Lehrper­
sonen antun, das ist mir zum Beispiel als 
Familienvater gar nicht möglich, weil ich 
außer meiner Schultätigkeit auch noch 
andere Sorgen habe. Die geistlichen Lehrkräfte 
einer konfessionellen Privatschule können sich 
jedoch mit einer ganz anderen Konzentration 
nur dem Schulleben widmen. 

Warum befürchte ich im Zusammenhang 
mit der Einführung des Polytechnischen Lehr­
ganges jetzt schon ein weiteres bildungs­
mäßiges Stadt-Land-Gefälle 1 In den größeren 
Städten wird es möglich sein, Lehrer zu bekom­
men und den notwendigen Schulraum zu schaf­
fen, in den Landgemeinden wird das aber auf 
weitere Sicht nicht möglich sein. Also bleibt 
den Landkindern nichts anderes übrig, als 
entweder sitzenzubleiben oder das erziehungs­
feindliche Los eines Pendlers auf sich zu neh­
men. In Städten, die eine allgemeinbildende 
höhere Schule haben, wird aus den dortigen 
P:fI.ichtschulen ein Ansturm auf diese höheren 
Schulen einsetzen, deren Besuch den Land­
kindern aus finanziellen Erwägungen nicht 
so ohne weiteres möglich ist. 

Bei eventuellen Notlösungen, die wohl in 
vielen Bereichen in den nächsten Jahren die 
Norm darstellen werden, kommt es in erster 
Linie zum Wechsel- oder Schichtunterricht, 
eine Lösung, die uns in schulmäßiger Hinsicht 
in das Jahr 1945 zurückwirft und die mit dem 
Nachteil behaftet ist, daß wir dann neben der 
Raumnot auch noch den Lehrermangel haben. 

Die Ärzte bezeichnen den Wechselunterricht 
als das größte Übel im Schulwesen : Er nimmt 
keine Rücksicht auf den biologischen Rhyth­
mus der Leistungsfähigkeit, die am Vormittag 
am höchsten ist, gegen Mittag absinkt und 
dann am späten Nachmittag wieder leicht 
ansteigt. Die Sünden wider den Lebens­
rhythmus Jugendlicher führen dazu, daß 
Angst vor der Schule und in der späteren 
Folge auch Angst vor dem Leben eintritt. 
Außerdem verlieren die Schüler, wenn sie 
erwachsen sind, den Sinn für eine echte Sonn­
tagsruhe und auch den Sinn, mit der Frei­
zeit etwas Ordentliches anzufangen.  

-
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Wo dann die besonderen Schwierigkeiten im 
Unterrichtsablauf irgendwo in Dichte auftre­
ten, wird der stellensuchende Lehrer selbstver­
ständlich solche Orte meiden, und die Land­
schulen laufen daher Gefahr, lehrermäßig zu 
verwaisen. 

Das sind meine Bedenken, die ich deponiert 
haben möchte. Ich lasse mich aber sehr gerne 
in positiver Richtung belehren und überreden. 

Der Herr Bundesminister für Unterricht 
erinnerte einmal daran, daß jetzt die Erwach­
senen des Jahres 2000 erzogen würden, und 
er leitete die Forderung ab, man müsse in 
allen Schulen und Unterrichtsplänen die Pro­
bleme im Auge behalten, die sich dann umvei­
gerlich ergeben werden. Dies ist eine weise 
Haltung, die aber nach meiner Ansicht doch 
einer gewissen Harmonie mit der finanziellen 
und wirtschaftlichen Situation des Landes 
bedarf. 

dert Jahre - ich habe mir die Jahreszahl 
"von - bis" nicht gemerkt -, und aus dieser 
Statistik sei zu ersehen, daß 75 Prozent der 
Intelligenz Österreichs aus dem Lande Tirol 
stammen, und zwar Maler, Bildhauer, Tech­
niker und so weiter. (Beifall bei der 0 V P. -
Abg. Dr. J. G r u b e r :  Da war der Kunst noch 
nicht dort !) Man kann natürlich darall zwei­
feln, aber es ist bekannt, daß Techniker 
- meinetwegen Prandtauer und so weiter -, 
Maler und Dichter in sehr großer Zahl aus 
dem Lande Tirol stammen. Man kann sicher­
lich über den Prozentsatz streiten. Aber das 
eine steht fest, Herr KolJege Kunst : Kunst 
und wahre Erziehung können nur in Freiheit 
gedeihen, und die Tiroler Bauern und Bürger 
waren schon zu einer Zeit frei ,  als sich noch 
viele Menschen in großen Teilen Österreichs 
unter dem Joch der Leibeigenschaft wohl­
fühlten. (Beifall bei der 0 V P. - Ruf bei de1' 
S p(j : W ohlfiihlten ? Niemals !) 

Ich schließe mich gerne den Optimisten an, 
denn schließlich ist in Österreich schon öfter Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als näch-
ein sogenanntes österreichisches Wunder stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­

neten Haas das Wort. geschehen, aber zweifeln darf man ja auch als . 
Abgeordneter . Abgeordneter Haas (SPÖ) : Hohes Haus ! 

Nun ganz zum Schlusse noch zum Zwischen- , Ich habe mich schon anläßlich der Debatte 
ruf des Herrn lng. Kunst. Er ist, soviel ich über das Kapitel "l!nterricht" im Finanz: und 
sehe beziehungsweise nicht sehe, leider nicht Budgetausschuß mIt Problemen des llleder­
da, aber er kann es ja dann im stenographi- österreichischen Schul,:esens beschäftigt und 
sehen Protokoll nachlesen. Bei seinem Zwi- unter anderem auch emen Antrag zum Arti­
schenruf ist ihm als Tiroler ein Lapsus passiert. kel 1 4  Abs. 4 lit. a des Bundes-Verfassungs­
Er nannte die Tiroler nämlich quasi Analpha- gesetzes eingebracht. Dieser Antrag wurde von 
beten und hat Kräfte in Tirol geziehen, früher der Mehrheit im Finanz- und Budgetausschuß 
oder jetzt das Analphabetentum unterstützt leider nicht angenommen, und deshalb glaube 
zu haben . (Abg. Haa s :  Er kommt schon !) ich, daß es notwendig ist, sich heute vor dem 
Ich ,,'ill nun nicht auf einen Lapsus in einer Hohen Haus mit diesem Antrag und mit dem 
Einladung des Wiener Bürgermeisters anläß- Artikel 1 4 nochmals näher zu beschäftigen 
lich des Europagespräches unter der Patronanz und einiges dazu auszuführen. 
des Herrn Bundespräsidenten hinweisen, in der Durch die Schulgesetze 1962 wurden auch 
unter anderem steht : Tschaikowsky, 3 .  Satz, die Kompetenzen in der Gesetzgebung und 
S-Moll, op . 30. Wir in Tirol wissen, daß es Vollziehung auf dem Gebiete des Schulwesens 
S-Moll nicht gibt. Das ist aber genauso ein bis auf zwei Ausnahmen, nämlich das Lehrer­
Lapsus, wie er wahrscheinlich Ihnen, Herr dienstrecht und die Errichtung von Schulen , 
Kolleg€', passiert ist . Ich will Sie nicht belei- zwischen Bund und Ländern aufgeteilt. Die 
digen, aber ich muß sagen, durch Ihren Bundesverfassung enthält nunmehr ganz 
Zwischenruf, daß in Tirol einmal etwas im genaue Bestimmungen über die Schulbehörden 
Hinblick auf die Förderung des Analphabeten- des Bundes, die Landesschulräte in den Ländern 
tums geschehen sei , sind Sie mir mit Ihren und die Bezirksschulräte in den Bezirken. 
Grobgenagelten schwer auf die Nerven getre- Im Bundesschulaufsichtsgesetz vom 25.  Juli 
ten ! 1 962 wurden die Bundesländer verpflichtet, 

Vielleicht haben Sie schon einmal unseren binnen Jahresfrist dazu notwendige Ausfüh­
ehemaligen Kulturreferenten, Lal1deshaupt- rungsgesetze zu erlassen. Das ist auch gesche­
mannstellvertreter Dr. Gamper, bei einem hen. 
Vortrag über die geschichtliche Entwicklung Im Lande Niederösterreich i8t es aber durch 
hören können. Er sagte einmal - was auch das Ausführungsgesetz zum Bundesschulauf­
vom früheren Unterrichtsminister Dr. Drim- sichtsgesetz durch die ÖVP-Mehrheit im Land­
mel nicht besonders wohlwollend aufgegriffen tag möglich gemacht worden, die Verfassungs­
wurde -, er wundere sich, daß er als Wiener bestimmung über die Mitwirkung der Kollegien 
Unterrichtsminister sei . Dr. Gamper behaup- der Bezirksschulräte zu umgehen, denn in 
tete nämlich, es gebe eine Statistik über hun- Niederösterreich kann nun jemand auf einen 

60 
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Haas 
Dienstposten ernannt werden, der nicht im 
Vorschlag des Bezirksschulrates aufscheint. 
Diese den Intentionen des Bundesgesetzgebers 
widersprechende Möglichkeit im niederöster­
reichischen Ausführungsgesetz zum Bundes­
schulaufsichtsgesetz ist kennzeichnend für die 
Machtpolitik der Österreichischen Volkspartei, 
vor allem des ÖAAB in Niederösterreich, der 
auf diese Art und Weise fortfährt, bei der 
Besetzung von Lehrstellen nach parteipoliti­
schen Gesichtspunkten vorzugehen. 

Die Sozialisten Niederösterreichs haben schon 
während der Verhandlungen über dieses Gesetz 
sehr klar aufgezeigt, daß die ÖVP bei einer 
Verwirklichung dieser ihrer Absicht nicht im 
Sinne des Bundesgesetzgebers handelt, vor 
allem aber auch nicht in dem Geiste, in dem 
die Schulgesetze 1962 geschaffen wurden. 

Das alles - wie auch verschiedene Rechts­
auskünfte hat nichts genützt. Der 
ehemalige Unterrichtsminister Dr. Drimmel 
hat am 15. Oktober 1963 in einem Brief 
an den Präsidenten des Wiener Stadtschul­
rates diesbezüglich folgendes gesagt : "Durch 
die verfassungsgesetzliche Vorschrift des Arti­
kels 14 Abs. 4 lit. a letzter Satz Bundes-Ver­
fassungsgesetz ist gewährleistet, daß die Be­
stellung eines Ptlichtschullehrers nicht möglich 
ist, wenn der von der Landesregierung oder 
vom Landesernennungsausschuß in Aussicht 
genommene Kandidat im Ternavorschlag des 
Bezirksschulrates nicht genannt ist. Es wäre 
also nicht möglich, daß etwa das im Landes­
gesetz bezeichnete Ernennungsorgan einen 
Kandidaten auswählen würde, der zum Beispiel 
nur im Vorschlag des Landesschulrates ent­
halten ist ." 

Auch eine Rechtsauskunft des Herrn 
Ministerialrates Dr . Kövesi, der an den Schul­
verhandlungen 1962 teilgenommen hat, sagt 
ähnliches, fast das gleiche über das Vor­
schlagsrecht. Er sagt nämlich : 

"Gemäß Artikel 14 . . .  hatdielandesgesetzlich 
vorzusehende Mitwirkung der Schulbehörden 
des Bundes in den Ländern und politischen 
Bezirken bei Ernennungen, sonstigen Be­
setzungen von Dienstposten und bei Aus­
zeichnungen jedenfalls ein Vorschlagsrecht der 
Schulbehörde erster Instanz (das ist bei Volks-, 
Haupt- und Sonderschullehrern sowie bei 
Lehrern des Polytechnischen Lehrganges der 
Bezirksschulrat, bei Berufsschullehrern der 
Landesschulrat) zu umfassen. 

Aus dem Wort ,jedenfalls' "- so heißt es 
weiter - "ergibt sich, daß die Landesgesetz­
gebung auch weitere Vorschlagsorgane, also 
etwa bei Volks-, Haupt- und Sonderschul­
lehrern den Landesschulrat, vorsehen kann. 
Für den Fall, daß das Landesgesetz als 
Ernennungsorgan die Landesregierung oder 

etwa eine Landeslehrer-Ernennungskommission 
vorsieht, bestünden also bezüglich der Volks- ,  
Haupt- und Sonderschullehrer zwei Vor­
schlagsorgane, nämlich Bezirksschulrat und 
Landessch ulra t .  

Dem Wesen des Vorschlagsrechtes ent­
spricht es, daß nur ein im Dreiervorschlag 
enthaltener Kandidat ernannt werden darf. 
Sind zwei Vorschlagsorgane (Bezirksschulrat 
und Landesschulrat) vorgesehen, so kann 
also nur ein solcher Kandidat ernannt werden, 
der sowohl im Dreiervorschlag des Bezirks­
schulrates als auch im Dreiervorschlag des 
Landesschulrates enthalten ist . Dem Er­
nennungs organ (Landesregierung oder Er­
nennungskommission) steht es aber frei , keinen 
der Vorgeschlagenen zu ernennen und neue 
Dreiervorschläge zu verlangen. "  

Das sind sehr eindeutige Rechtsauskünfte, 
die dazu gegeben wurden. Trotzdem hat man 
sich aber in Niederösterreich darum nicht ge­
kümmert und hat im Landtag ein Gesetz be­
schlossen, das einzig und allein den Wünschen 
und Absichten der Österreichischen Volks­
partei dient. 

Diese Nichtrespektierung des Vorschlags­
rechtes des Bezirksschulrates ist eine grobe 
Verletzung des Gesetzes. In den übrigen 
Bundesländern ist man hier anders vorge­
gangen. In Oberösterreich zum Beispiel hielt 
man sich an diese Rechtsauskunft von Dr. Kö­
vesi und verankerte im oberösterreichischen 
Diensthoheitsgesetz eine Bestimmung, in der 
es ausdrücklich heißt, daß nur jemand ernannt 
werden kann, der sowohl im Vorschlag des 
Bezirksschulrates als auch im Vorschlag des 
Landesschulrates enthalten ist . Salzburg hat 
eine ähnliche Bestimmung. 

Das niederösterreichische Ausführungsgesetz 
mit der Möglichkeit, einen Vorschlag des 
Bezirksschulrates einfach zu negieren, ist eine 
einmalige und bedauerliche Fehlinterpretation 
des Artikels 14 der Bundesverfassung. 

Dies hat uns Sozialisten sehr klar und deut­
lich gezeigt, daß man seitens der Österreichi­
schen Volkspartei, zumindest der von Nieder­
österreich, nicht damit rechnen kann, daß die 
in einem Verfassungsgesetz verankerten Grund­
sätze auch verwirklicht werden. Wir Sozialisten 
werden uns das sehr gut merken. 

Wir werden in nächster Zeit wieder 
ein Verfassungsgesetz, durch das der Weg 
für die landwirtschaftlichen Schulgesetze frei­
gemacht werden soll, zu behandeln haben. 
Ich möchte hier namens der sozialistischen 
Abgeordneten nachdrücklichst erklären : So­
lange die Mehrheit dieses Hohen Hauses nicht 
bereit ist, unseren Antrag auf Novellierung 
des Artikels 14 Abs. 4 lit . a Bundes-Ver­
fassungsgesetz zu unterstützen, ist es für uns 
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Sozialisten unmöglich, an der Schaffung von 
neuen Verfassungsbestimmungen mitzuwirken. 
Es liegt nun an den Damen und Herren der 
Österreichischen Volkspartei in diesem Hohen 
Hause, in dieser Angelegenheit ihren guten 
Willen unter Beweis zu stellell. (Beifall bei 
der SPÖ.j 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Lukas das Wort. 

Abgeordneter IJukas (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Herr Minister ! Geschätzte 
Damen und Herren ! Ich werde zum Kapitel 
Schulwesen keine Generaldebattenrede halten, 
sondern werde zu den bei den Spezialthemen : 
Lehrermangel und Polytechnisches Jahr, die 
schon einige Abgeordnete sehr bewegt haben, 
sprechen. Ich werde auch versuchen, die 
Situation nicht vom Standpunkt meines Landes 
zu schildern, sondern ich werde trachten, 
von einer gesamtösterreichischen Schau aus­
zugehen. Das, was ich Ihnen sage, zeigt 
sich ja nicht nur in meinem Land, sondern 
war in allen Ländern Österreichs zu beobach­
ten. 

Ein sehr großer Teil der Landbevölkerung 
Österreichs hat bereits in Elternversammlun­
gen, in Deputationen bei Schulbehörden, bei 
Bürgermeistern, bei Landeshauptleuten und 
in sonstigen Vorsprachen seine Sorge wegen 
des immer größer werdenden Lehrermangels 
zum Ausdruck gebracht. Diese Sorge breiter 
Elternkreise ist vollkommen berechtigt und 
legt ein gutes Zeugnis dafür ab, als wie wert­
voll sie die Schule schätzen, wie sehr sie an 
der Bildung ihrer Kinder interessiert sind und 
wie klar sie Mangelerscheinungen der Schule 
als Nachteil für ihre Kinder erkennen. Dies 
ist ein Zeichen, daß der von uns so oft ge­
wünschte Kontakt zwischen Schule und Eltern­
haus anscheinend schon recht gut hergestellt 
ist. 

Im Schuljahr 1 965/66 weist der Lehrer­
mangel die bereits bedenkliche Zahl für ganz 
Österreich von rund 3100 Lehrkräften in den 
Pflichtschulen auf. Die Ursache des Lehrer­
mangels ergibt sich aus zwei Gründen : erstens 
die steigende Schülerzahl an Volks- und Haupt­
schulen, zweitens der fehlende Nachwuchs für 
den Lehrberuf. 

Aus den Schülerzahlen lassen sich die Klas­
sen und somit auch die Lehrkräfte ermitteln, 
die man im Schuljahr benötigt. Das Schulge­
setz hat ursprünglich 36 Schüler als Schüler­
höchstzahl für eine Klasse vorgesehen. Der 
zunehmende Lehrermangel hat das Hohe 
Haus im Jahre 1 964 veranlaßt, diesbezüglich 
eine Novellierung vorzunehmen und die Schü­
lerhöchstzahl für eine Klasse auf 40 zu er-

höhen, um damit die Zahl der fehlenden Lehr­
kräfte zu verringern. Die Novellierung hat 
sich nur in den höherorganisierten V olks­
schulen ausgewirkt, die wir in unseren Städten 
und Märkten haben, doch in keiner Weise 
bei den niederorganisierten Volksschulen 
in den Dörfern . Dort wurde durch die No­
vellierung vielfach nicht eine einzige Lehrkraft 
erspart. 

Heute ist aber auch die Zahl 40 in Hunderten 
von Klassen weit überschritten, weil man 
gezwungen war, Klassen aufzuteilen. In vielen 
Landgemeinden wurden Schulen aufgelassen 
und die Kinder anderen Nachbarschulen zum 
Schulbesuch zugewiesen. Dies führte zu einer 
großen Beunruhigung der Bevölkerung, und 
allein die Schaffung von Verkehrseinrichtungen 
durch die Gemeinden für die Schüler und die 
Aufklärung, daß höherorganisierte Schulen 
dem Bildungsfortschritt der Jugend besonders 
dienen, beruhigte den Elternkreis einiger­
maßen. 

Aber auch diese Veränderungen haben nur 
geringe Verbesserungen in der Situation des 
Lehrermangels gebracht, und sie waren in 
keiner Weise anhaltend. So erkannte man, 
daß diese Maßnahmen das Problem nie lösen 
werden, sondern nur zeitbedingte Kleinhilfen 
bleiben können. So sind heute Klassen bis zu 
60 Schülern nicht mehr selten anzutreffen, 
und aus dem Bericht der Bezirksschulinspek­
toren erkennt man ein starkes Absinken der 
Leistung der Schüler und ein Zunehmen der 
Repetentenzahlen. Sicherlich spielen dabei 
auch noch andere Faktoren mit, doch 
einer der Hauptfaktoren ist der Lehrermangel . 

Wenn man den Lehrermangel in den einzel­
nen Bundesländern beobachtet, so ergibt sich 
ein ganz verschiedenes Bild . Der Abgang von 
rund 3000 Lehrkräften läßt sich nicht gleich­
mäßig auf die anfallenden Schülerzahlen in 
den Ländern aufschlüsseln. Ich befasse mich 
mit diesem Problem schon etliche Jahre und 
habe in meinem Bundesland auf eine viel­
seitige Werbung für den Lehrberuf hinge­
wirkt. Diese Werbung erstreckte sich schon 
auf die Hauptschüler, um sie zum Eintritt 
in die Lehrerbildungsanstalt und später zum 
Eintritt in das Musisch-pädagogische Real­
gymnasium zu werben. Wir haben Vorträge 
in Gymnasien und Realgymnasien vor Ma­
turanten gehalten und sie zum Besuch VOll 
Abiturientenkursen geworben. Wir sind auch 
werbend an die Beamtenschaft, also an im 
Beruf Stehende, herangetreten und haben 
ihnen den Beruf nahegebracht. Wir können 
heuer feststellen, daß in Kärnten statt zweier 
Jahrgänge fünf Jahrgänge zur Reifeprüfung 
für den Lehrberuf gehen, das sind um rund 
1 20 Lehrer mehr. Diese Werbung betrachten 
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wir darum als sehr wertvoll. Es ergibt sich 
da bei aber noch ein zweiter Vorteil : daß 
sicherlich alle, die in den Abiturientenjahr­
gängen studieren, den Beruf ergreifen werden. 
Es wird sich daher im kommenden Jahr der 
Lehrermangel in Kärnten trotz Einführung 
des Polytechnischen Jahres nicht erhöhen 
oder zumindest nicht einschneidend erhöhen. 
Wir haben daher nicht jene Sorge, die ich 
aus den Berichten der Abgeordneten anderer 
Bundesländer vernehmen mußte. 

Es drängt sich aber die Frage auf : Warum 
haben die anderen Bundesländer so große 
Befürchtungen einer starken Steigerung des 
Lehrermangels ? Der Abgeordnete Tschida hat 
hier erklärt, man könne nicht einen Minister 
wegen des Lehrermangels, wegen einer Krise, 
die eingetreten ist, schuldig sprechen, und er 
hat damit vollkommen recht. Man kann 
wirklich nicht einen Mann für eine Krise ver­
antwortlich machen, denn solche Krisen sehen 
wir auch anderswo. Aber es hat hier Ver­
säumnisse gegeben, man hat vergessen, recht­
zeitig vorzubeugen, um diese Situation zu­
mindest zu lindern, um ihr zu steuern. Den 
Lehrermangel haben wir schon viel früher 
auch in anderen Ländern erkannt, und die 
Befürchtung war schon zur damaligen Zeit 
berechtigt, daß er auch bei uns eintreten 
könnte. Wenn wir aber nichts tun, dann 
kommen wir einmal zu einem Lehrernotstand , 
den bereits der Kollege aus Tirol angekündigt 
hat, wo heute nicht mehr Lehrer, sondern 
Nichtrnaturanten den Beruf des Lehrers aus­
üben müssen. Das wünschen wir aber nicht. 

Die Hinweise, daß es schon seit Jahren auch 
in Deutschland, in Frankreich, in England 
und in Amerika einen stärkeren Lehrermangel 
gibt und dort bereits Unterrichtskrisen vor­
handen sind, können nicht als Entschuldigung 
angeführt werden, sondern sollen eher Anlaß 
zu einem Studium des Lehrerpro blems in 
unserem Lande geben, uns aufrütteln zu Taten, 
um Schulkrisen von Österreich fernzuhalten. 
Die Schuld an dem bisherigen Versäumnis 
trägt die Österreichische Volkspartei, da sie 
seit, 20 Jahren das Unterrichtsministerium 
verwaltet, diesen Problemen aber nicht ge­
nügend Aufmerksamkeit geschenkt wurde. 

Wir konnten beobachten, daß für eine 
Werbung für den Lehrerberuf nahezu nichts ge­
schehen ist und die kaum merkbare Werbung 
viel zu spät begonnen hat. Die Lehrerbildungs­
anstalten haben keine berufswerbende Strah­
lung in ausreichendem Maße gezeigt. Eine 
Werbung bei Hauptschülern zum Eintritt 
in die Lehrerbildungsanstalt, in das Musisch­
pädagogische Gymnasium ist nicht in jenem 
Ausmaß erfolgt, das einen besseren Erfolg 
hätte bringen können. Die Werbung in den 

Maturajahrgängen der Mittelschule war viel 
zu schwach. Ein Vortrag allein bringt noch 
keinen Erfolg. Wir haben in Kärnten auf 
Kosten des Landes Prospekte verteilt, wir 
haben Broschüren ausgegeben, um diese jungen 
Männer und Frauen anzusprechen und sie 
für den Beruf zu begeistern. 

Man hat im Bundesgebiet - diesen Vor­
wurf muß ich machen - der Jugend den 
Lehrberuf zuwenig attraktiv, zuwenig an­
sprechend dargeboten. Man hat zugesehen, 
wie die Privatwirtschaft, aber auch andere 
staatliche Stellen die Maturanten der Lehrer­
bildungsanstalt abgeworben haben. Bessere 
Bezahlung, Arbeitsstellen in der Stadt, das 
war natürlich schon anlockend, wenn vom 
zuständigen Ministerium fast nichts zu merken 
war. Wir sind mit offenen Augen in ein 
Dilemma geschlittert und werden jetzt reich­
liche Kraft und viel Geld aufbringen müssen, 
wenn wir diese Krisen abwenden wollen. 
In der Propaganda war das Heeresministerium 
in den Schulen weit aktiver, denn wir finden 
·in allen Hauptschulen die Plakate unseres 
Heeresministers, Werbetafeln mit dem Ziel, 
die gewünschte Wehrgesinnung zu wecken. 

Das neue Schulgesetz, das uns die Musisch­
pädagogischen Realgymnasien statt der ehe­
maligen Lehrerbildungsanstalten brachte, gibt 
uns nun die Möglichkeit, mehrere Anstalten 
in jedem Lande zu errichten. Wenn man sie 
zweckentsprechend und geplant in Bezirks­
gebieten erstehen läßt, dann werden sie, 
wenn sie auch berufslenkend wirken, den 
Lehrer seiner engeren Heimat bringen. Dann 
wäre der Zu drang nach der Stadt vielleicht 
doch abzuschwächen, wenn der Lehrer in 
Zukunft in seinem Heimatbezirk unterrichten 
kann. Doch ist diese berufslenkende Tätigkeit 
noch nicht gesichert, und das Ministerium 
wird durch richtige Gestaltung der Erziehungs­
führung reichlich Einfluß nehmen müssen. 

Die Propaganda für den Lehrberuf an den 
höheren Schulen muß gelenkt, aktiv gestaltet 
werden, damit die Lehrerakadamien die not­
wendigen Studierenden erhalten. Es ist allein 
an Werbung noch viel zu tun, es müssen alle 
zweckmäßigen Werbemöglichkeiten genützt 
werden, um der Jugend die ideelle Seite dieses 
Berufes bekannt zu machen. 

Doch wird man damit nicht auskommen. 
Auch die materiellen Reize dürfen nicht fehlen. 
Mein Kollege Regensburger hat Ihnen das 
deutlichst aufgezeigt, und ich bin ihm dankbar 
dafür. Sicher1ich ist der Verdienst allein 
nicht entscheidend, aber er bildet die zweite 
Hälfte der Werbekraft. Wenn wir eine ge­
nügende Anzahl von Lehrkräften erreichen 
wollen, werden wir diesen Beruf auch gehalts­
mäßig anlockend gestalten müssen. Ich habe 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI . GP . - 12. Sitzung - 17.  Jtmi 1966 869 

Lukas 

die zuversichtliche Hoffnung, daß wir mit 
ansprechender Werbung und ansprechendem 
Gehalt die Gefahr der Schulkrise bannen 
werden. Da nun schon soviel Erfahrung vor­
handen ist, ist es sicherlich am Platze, die 
Anregung zu machen, eine Enquete über 
den Lehrermangel auf Landesebene mit Lan­
desvertretern in der Zentrale durchzuführen, 
um zu einem guten Ergebnis zu kommen. 

Eine Bitte habe ich an den Herrn Minister 
für Landesverteidigung und an die Herren 
Abgeordneten, die Mitglieder des Ausschusses 
für Landesverteidigung sind : Bitte überlegen 
Sie die Möglichkeit, ob man die Maturanten 
der Lehrerbildungsanstalt erst nach Ablegung 
der Lehrbefähigungsprüfung - das ist zwei 
Jahre nach der Matura - und die Hörer der 
Lehrerakademie erst nach Beendigung des 
Studiums zur Ableistung des Wehrdienstes 
einberufen könnte. Man würde allein dadurch 
einen wertvollen Beitrag zu einer Behebung 
oder wenigstens Verminderung des Lehrer­
mangels leisten. 

Bis zu diesem Zeitpunkt werden wir von 
den Lehrern weiterhin die Belastung durch 
Mehrdienstleistungen verlangen müssen. Die 
Lehrkräfte werden für diese Mehrdienstlei­
stung natürlich bezahlt, doch gibt es auch hier 
für den Pilichtschullehrer eine ungerechte 
Behandlung, der Lehrer an der höheren 
Schule wird für jede Mehrdienstleistungsstunde 
entlohnt. Der Arbeiter in der Wirtschaft wird 
für jede Überstunde bezahlt, nur der Pilicht­
schullehrer bekommt erst dann seine Mehr­
leistungsstunden bezahlt, wenn er eine Woche 
hindurch für einen erkrankten oder verhinder­
ten Lehrer unterrichtet hat. Das empfindet 
die Lehrerschaft Österreichs als eine ungleiche 
und ungerechte Behandlung. Ich erhebe daher 
öffentlich im Hause den Appell, bei der Mehr­
dienstleistungsvergütung eine gleiche und so­
mit gerechte Behandlung der Pilichtschullehrer 
Österreichs zu realisieren. 

Nun zum Polyteclmischen Jahr. Wir haben 
bei der Behandlung des Polytechnischen J ah­
res festgestellt, daß es zwei gegensätzliche 
Meinungen hier im Parlament, aber auch im 
österreichischen Volk gibt. Es gibt eine posi. 
tive Einstellung, und die Vertreter der posi­
tiven Einstellung erkennen, daß man fast in 
allen Staaten Europas die Pilichtschulzeit ver­
längert hat. Sie beobachten auch, daß sich 
der geistige Reifungsprozeß der Jugend ver­
langsamt hat. Wir erkennen das vor allem, 

_ wenn wir mit Vierzehnjährigen über ihre 
Berufswahl sprechen und sie fragen : Was 
wirst du denn werden, lieber Franzl ? Dann 
zuckt er die Schultern, weil er es noch nicht 
weiß. Das ist ein Zeichen dafür, daß er sich 
mit dieser Frage in diesem Alter in seinem 
heutigen Reifezustand noch nicht befaßt hat. 

Man hat aber auch die Erkenntnis gewonnen, 
daß die Schule während der acht Schuljahre 
infolge der Lehrstoffüberbürdung nicht in der 
Lage ist, für eine richtige Vorbereitung auf 
das spätere Leben, für eine richtige Berufs­
orientierung, für ein verständnisvolles Ver­
halt.en in der Gemeinschaft zu wirken. 

Die negativ Eingestellten finden wir in drei 
Gruppen : bei den Eltern, in der Bauern­
schaft und unter den Wirtschaftstreibenden. 

Bei den Eltern herrscht noch ziemliche 
Unklarkeit über das 9. Schuljahr, und einigen 
tut es leid , daß das Kind nicht schon früher 
in den Verdienst kommt. 

Bei der Bauernschaft ist diese Einstellung 
verständlich. Der Mangel an Arbeitskräften 
bringt sie auf den Gedanken : Jetzt soll er 
noch ein Jahr in die Schule gehen, obwohl 
man ihn schon recht gut zu Hause brauchen 
könnte ? 

Bei Gewerbe und Handel ist diese Einstel­
lung deshalb so laut geworden, weil diese 
Branchen in diesem Jahr keine Lehrlinge 
beziehungsweise nicht die gewünschte An­
zahl von Lehrlingen erhalten. 

Man wußte aber in der Bauernschaft und 
in der Wirtschaft bereits vor vier Jahren, 
daß diese Situation eintreten wird. Warum 
haben sich nicht auch diese Gruppen darauf 
vorbereitet ? Warum starten sie direkte An­
griffe auf das Ministerium, auf jene, die posi­
tiv eingestellt sind ? Wenn wir schon Gesetze 
haben, dann müssen wir uns alle auf die neue 
Situation einstellen. 

Vier Jahre lang haben sich die negativ 
Eingestellten nur sehr wenig gekümmert und 
erheben erst jetzt, wenige Monate vor Inkraft­
treten des Gesetzes, ihre Stimme. Vorwürfe 
gegen das Unterrichtsministerium, daß es nicht 
alle Aufgaben erfüllt habe, sind nach meinem 
Ermessen - ich habe als Bezirksschulinspek­
tor Einblick - unberechtigt, denn es haben 
viele Konferenzen, Beratungen und jahrelange 
Schulversuche stattgefunden, wo die Lehr­
planfrage, die Differenzierungsfrage und alle 
organisatorischen Belange geklärt wurden. 

Der Lehrermangel, der in diesem Zusam­
menhang auch angeführt wird, darf hier nicht 
mit spezieller Berechtigung genannt werden, 
er ist kein spezielles Problem des Polytech­
nischen Jahres, sondern er wird meist als 
Argument von den negativ eingestellten Per­
sonen herangezogen. 

Der Schulraummangel, das Problem der 
Zentralschulen können nicht auf Bundes­
ebene gelöst werden, diese Angelegenheiten 
sind Landessache. Das muß man genauestens 
unterscheiden, sonst appelliert man an den 
falschen Mann. 

12. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 85 von 88

www.parlament.gv.at



870 Nationalrat XI. GP. - 12. Sit,zung - 17. Jlmi 1966 

Lukas 

Eigenartig ist folgendes :  Wien und, ,;ie i�h i Präsident Dipl.-Ing . Waldbrunner : Als näch­
heute hörte, auch das Burgenland smd m stern Redner erteile ich dem Abgeordneten 
ihren Bemühungen bereits so weit, daß sie Ströer das Wort. 
üher keine besonderen Schwierigkeiten mehr Abgeordneter Ströer (SPÖ) : Hohes Haus ! bei Beginn des Polytechnischen Jahres klagen Verehrte Damen und Herren ! Das Kapitel 12 können. Man muß sich fragen, warum es gibt mir Gelegenheit, kurz über die außcr­gerade in diesen Ländern geht. Warum ist schulische Jugenderziehung und damit kurz es in anderen Ländern nicht gegangen, warum über den Jugendring, die Jugendorganisationen klappt es dort nicht ? Gibt es dort selbst in und über den Sport zu sprechen. den Landesregierungen zu viele negativ Ein-

Ich möchte betonen, daß in den freien gestellte ? Ich bitte, da wir doch schon eine 
Jugendorganisationen unseres Landes immer­starke positive Einstellung im Hause ver-

h I· hin einige hunderttausend junge Menschen spürt haben, dahin zu wirken, daß auc ( le 
Vertreter in den Ländern sich zu diesem wich- organisiert sind, sodaß es wert ist, wenn wir 

uns kurz mit den Problemen dieser vielen tigen Gesetz positiv einstellen. 
jungen Menschen beschäftigen. 

Wenn wir den Beginn des Polytechnischen Zunächst möchte ich daran erinnern, daß 
Jahres um drei Jahre hinausschieben, wie es sich auf Grund des § 22 des Kompetenzgesetzes 
ein Antrag des Abgeordneten Peter vorsieht, seit einiger Zeit drei Ministerien für Jugend­
werden dann die Probleme gelöst sein ? Ich fragen zuständig halten und sich ein Mini­
bin schon zu lange Parlamentarier, wenn sterium im besonderen für Fragen der außer­
auch nicht in diesem Hause, sondern im Land- schulischen Jugendbildung und des Sports 
tag, gewesen und kann Ihnen daher sagen : zuständig hält. Ich kann es mir nicht ver­
Alles, was wir hinausschoben, kam niemals sagen, dazu ergänzend festzustellen, daß wir 
zu einer Erledigung, sondern wurde abgewürgt, Sozialisten nach wie vor die Kompetenz des 
und das wünschen wir nicht. War es Mangel Bundes für diese Angelegenheiten bestreiten, 
an Zeit oder Geld, daß manche Probleme aber ich möchte den Beweis heute lieber nicht 
noch nicht gelöst wurden ? Oder ist es die erbringen. Ich könnte mich einer Unterlage, 
absolut negative Einstellung zum 9. Schul- einer Publikation bedienen, die uns vom Unter­
jahr ? Das muß überlegt werden . richtsministerium zur Verfügung gestellt 

Meine sehr verehrten Vertreter der ÖVP, wurde. In dieser Dokumentation steht unter 
die Sie doch so sehr für die EWG sind ! Sollen dem Abschnitt "Die derzeitige Gesetzeslage" 
wir unsere Kinder mit einer nicht ausreichen- einiges über die Kompetenzen. Aber lassen 

wir das. Das Gesetz wurde gegen uns beschlos­den Schulbildung in den EWG-Raum führen, 
sen , und wir können jetzt im Kapitel 12 an­wo es schon längst eine längere und gediegenere 

Schulbildung gibt und wo deren Notwendig- knüpfen. (Abg . Dr. J. Gruber :  Sport I) Nur 
keit früh erkannt wurde ? Auch eine bessere für Sport. Aber ich gebe Ihnen die Sammlung 

. des Verfassungsgerichtshofes, ein Erkenntnis Schulbildung braucht unsere Jugend beIm 
aus dem Jahre 1 957, aus dem hervorgeht, daß Übertritt in eine neue Wirtschaftsordnung, 

denn sie wird in der Zukunft die Hauptlast das, was hier für den Sport gesagt wird, auch 
für die Erziehung gilt. Aber ich bin beim tragen müssen. 
Kapitel 12 und möchte mich damit beschäfti-

Wir wissen, daß alles seine Entwicklung gen. 
braucht, denn nur in der Entwicklung kommt Ich möchte das Hohe Haus kurz darüber 
erst alles richtig zur Prägung. Sicherlich wird informieren, wie die Mittel für den Bundes­
am Polytechnischen Jahr noch manches jugendring und für die außerschulische Jugend­
novelliert werden. Sicherlich werden neue bildung aufgeteilt werden sollen. Ich mache 
und berechtigte Wünsche aufscheinen. Doch es kurz : Es sind rund 2 1  Millionen Schilling, 
dies kann erst geschehen, wenn man Erfah- die über das Bundesministerium für Unter­
rungen in der Praxis gesammelt hat. Pro- richt vergeben werden. Dazu kommen noch 
bleme, die heute in den Ländern noch nicht 9 Millionen Schilling, die bisher jedes Jahr, 
gelöst sind, werden nun ernst und beschleunigt zumindest in den letzten Jahren war dies der 
behandelt werden müssen. Was einige Länder Fall, vom Bundesministerium für soziale Ver­
schon gelöst haben, werden die anderen nach- waltung dem Bundesjugendring und seinen 
holen müssen. Jugendorganisationen gegeben wurden. Auf 

Wir Sozialisten bekennen uns zu diesem Grund des Kompetenzgesetzes ist auch für 
notwendigen Fortschritt, wir wissen, daß diesen Betrag das UntelTichtsministerium zu­
damit unserer Jugend, der Zukunft und dem ständig. 
Staate gedient wird. Wir begrüßen daher das Den Jugendorganisationen , die im Bundes-
9. Sr.huljahr, das Polytechnische Jahr. (Bei- jugendring vertreten sind, ,,,erden 7 ,5 Millionen 
fall bei der SPO.) zur Verfügung gestellt, für andere Jugend-
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gemeinschaften, die vom Ministerium direkt 
beteilt werden, 3 Millionen, für diverse Organi­
sationen 1 ,25 Millionen, für die Jugendher­
bergsverbände 2,5 Millionen, für die Landes­
jugendreferate 200.000 S, und an Zuschüssen 
für die Errichtung von Jugendheimen werden 
3 Millionen Schilling vergeben. Für die Aktion 
"Österreichs Jugend lernt Wien kennen" 
- ich sage gleich dazu : eine Aktion, die wir 
durchaus begrüßen und für gut und nützlich 
halten - werden 3,6 Millionen Schilling aus­
geworfen. Das sind rund 21 Millionen Schil­
ling. Dazu kommen noch die 9 Millionen 
Schilling vom Sozialministerium. 

Für den Sport werden 1 2  Millionen Schilling 
an Förderungszuwendungen gegeben. Für 
Sportanlagen sind rund 20 Millionen Schilling 
vorgesehen. 

Bei dieser Gelegenheit gestatten Sie mir 
eine kritische Bemerkung. Ich sagte : 3 Millio­
nen Schilling werden für die Förderung des 
Jugendheimbaues vergeben. Es wird Sie 
vielleicht wundern, daß für die Förderung des 
Rennsportes der gleiche Betrag zur Verfügung 
gestellt wird. Wir sind der Sache nachgegan­
gen, und der Herr Unterrichtsminister war so 
freundlich, uns zu sagen, wer in den Genuß 
dieser 3 Millionen Schilling kommt. Wir 
waren überrascht, zu erfahren, daß es sich um 
drei Rennsportvereine handelt, die nicht die 
ärmsten Leute zu ihren Mitgliedern zählen. 
Aber das nur nebenbei. 

Ich möchte Sie nun über folgendes Faktum in­
formieren : Diese Beträge stehen der Jugend 
zur Verfügung. Aber was ist bis heute ge­
schehen � Herr Kollege Peter ist hier . Ich kann 
Sie beruhigen, Herr Kollege Peter, Ihr Antrag 
ist überflüssig. (Abg. K u lha n e k :  Er ist 
ja gar nicht aufgeTegt !) Sie haben nämlich 
vorgeschlagen - das war schon im Ausschuß 
der Fall -, das Unterricht8ministerium möge 
dem Bundesjugendring und damit seinen 
Jugendorganisationen so lange keine Zuschüsse 
gewähren, solange der Bundesjugendring es 
ablehnt, zwei Jugendorganisationen, die sich 
um Aufnahme bewerben, aufzunehmen. Ich 
kann Sie beruhigen : Das Bundesministerium 
für Unterricht hat Ihrem Wunsch bereits 
Rechnung getragen, denn obwohl wir Ende 
Juni schreiben, haben die Jugendorganisatio­
nen, die im Bundesjugendring vertreten sind, 
bis heute keinen Schilling von diesen Mitteln 
bekommen. ( Abg. Pe t  e r :  Das hat der Herr 
Minister aber nicht uns zuliebe gemacht ! -
Abg. Dr. Pi t t e rm a n n : Vielleicht ? Wer weiß 
es ? - Heiterkeit. - Abg. Dr. van Tong e l : 
Nicht das geringste !) Sie haben zumindest 
mit einigen Vorschüssen gerechnet, und es 
wäre vielleicht nicht uninteressant zu erfah­
ren . . .  (Abg. Dr. van Tong e l : Keine solchen 

komischen Verdächtigungen, sonst werden wir 
anders reden !) Vielleicht hat Ihre Organisation 
etwas bekommen, aber die im Jugendring 
vertretenen Organisationen haben nichts be­
kommen. (Abg. Dr. van T o n g e l :  Das sind 
komische Verdächtigungen ! Diese Art so hinten­
herum kennen wir schon ! - Abg. Dr. J. Gru­
b e  r : Das sind doch keine Verdächtigungen !) 
Ich meine, es wäre nicht uninteressant, zu 
erfahren, welche Gründe dafür maßgehend 
sind, daß die Jugendorganisationen bis heute 
keinen Schilling bekommen haben. 

Ich glaube, für die Organisationen ist diese 
Frage doch nicht so uninteressant. Die 
Organisationen führen ein Organisationsleben, 
und sie rechnen mit den Mitteln, die man ihnen 
versprochen hat. Sie haben im vergangenen 
Jahre ihre 20 Millionen Schilling erhalten. 
Heuer ist das nicht der Fall. 

Ich möchte es unterlassen, Ihnen zu berich­
ten, wer den Jugendorganisationen versprochen 
hat, daß diese Frage ehebaldigst erledigt wird, 
aber bis heute, ,,,ie gesagt, ist nichts geschehen. 
Auch ein Brief an den Herrn Finanzminister 
vom 23. Mai blieb ohne Erfolg. 

Ich glaube, die Jugendorganisationen ver­
dienten diese Unterstützung. Immerhin leisten 
sie ja doch einige sehr interessante Arbeiten 
im Interesse unserer Gesellschaft : sie fördern 
den stMüsbürgerlichen Unterricht und der­
gleichen mehr. Darum, meine ich, hätten sie 
doch ein Anrecht darauf, daß wir sie unter­
stützen, denn von guten Ratschlägen allein, 
Herr Dr. Gruber, haben sie nichts, sie brauchen 
auch eine materielle Förderung. (Abg. Dr . .J. 
ar u b e 1' : Die kriegen sie sowieso !) 

Sie haben auch nichts davon , wenn man 
sie unqualifiziert kritisiert. Ein Mitglied des 
Ho hen Hauses hat yor einigen Tagen ein Inter­
view gegeben, und in diesem Interview sagte 
es : 

"Was macht die Jugend mit ihrer Zeit 1 
Sie lungert in Lokalen herum, gibt das Geld 
wahllos für Mopeds oder ähnliche Luxusartikel 
aus. Ich glaube auch nicht" - sagte der 
Mandatar -, "daß die gesundheitlichen Schä­
den bei den Jugendlichen darauf zurückzu­
führen sind, daß die Jugend zuviel arbeitet. 
Vielmehr vergeudet sie die Freizeit sinnlos. 
Es wird zuwenig Sport betrieben, Wanderungen 
sind verpönt - das Moped ist bequemer. 
Man muß hier aufpassen, daß die Jugend 
nicht noch mehr in den Sog hineingerät, in 
den sie bereits hineinzugeraten droht. Erst 
dann läßt sich über die 40-Stunden-Woche 
reden ." 

Ich möchte nicht gegen diese Aussage pole­
misieren, ich nehme diesen Beitrag nur als 
eine Unterstützung für eine Forderung, daß 
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nämlich diesel' Jugend tatsächlich die Möglich­
keiten fehlen, ihre Freizeit sinnvoll zu ver­
wenden. 

Ich kenne die Situation in Niederösterreich 
etwas besser, ich kann Ihnen sagen, daß es 
an Jugendheimen und Sportanlagen fehlt, 
und daß wir uns nicht zu wundern brauchen, 
wenn die Jugend vor allem in den kleineren 
Orten ihre Freizeit dann in Gasthäusern ver­
bringt. Diese Jugendorganisationen, die gute 
Jugendarbeit leisten, sollen wir fördern. Die 
Jugendorganisationen aller Richtungen an­
erkennen - das möchte ich auch sagen -
die Hilfe des Staates, und sie verwenden, 
wie wir wissen, die ihnen zur Verfügung ge­
stellten Mittel durchaus widmungsgemäß . 

Um die außerschulische Jugendarbeit zu 
intensivieren, um Jugendherbergen und Ju­
gendheime zu errichten, wären nach Auf­
fassung der Jugendorganisationen für das lau­
fende Jahr insgesamt 25 Millionen Schilling 
erforderlich. 

Meine Fraktion - das möchte ich ab­
schließend feststellen - hat sich stets für die 
Förderung der freien Jugendorganisationen 
eingesetzt. Die Jugendorganisationen haben 
nach wie vor große Bedeutung. Mit Recht 
nennt man sie manches Mal die Vorschulen 
der Demokratie. Wir sollten jenen Dank 
sagen, die sich in diesen Organisationen um 
die Jugend bemühen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr 
Berichterstatter verzichtet auf das Schluß­
wort. �Tir kommen daher zur A b s t i m m u ng. 

Wir stimmen ab über die G r u p p e  VI . Diese 
umfaßt : Kapitel 1 1 : Bundesministerium für 
Unterricht, Kapitel 1 2  : Unterricht, Kapitel 13  : 
Kunst, Kapitel 28 Titel 8 :  Bundestheater. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Kapiteln und Titeln samt dem dazugehörigen 
Geldvoranschlag in der Fassung der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - (Heiterkeit und 
Zwi8chenrufe bei der Ö V P, weil 8ich einige 
SPÖ-Abgeordnete von ihren Sitzen erheben 

wollten.) - Ich danke. Das ist die Mehrheit. 
Ange n o m men .  

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
den E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  des Ausschus­
ses, betreffend Förderungszuwendungen für 
die von den Gebietskörperschaften betriebenen 
Theater und für das Laienspielwesen.  Der 
Antrag ist dem Ausschußbericht beigedruckt. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Ist e i n s t i m m i g  a n g e n o m m en.  

Wir stimmen ab über den E n t s c h l i e ßu n g s­
antrag  der Abgeordneten Dr. Weißmann, 
Luptowits, Dr. Scrinzi und Genossen, be­
treffend die Errichtung einer wirtschafts­
wissenschaftlichen Universität in Klagenfurt. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Ist ebenfalls e i n s t i m m i g  a n g e n o m m en .  

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den zu dieser Gruppe eingebrachten E n t­
s c h l i e ß ungs antrag  der Abgeordneten Dok­
tor Hertha Firnberg und Genossen, betreffend 
Lehrfreiheit an den österreichischen Hochschu­
len. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Antrag ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. Das ist die Min­
derheit. A b g e l e h n  t. (Zwei Abgeordnete der 
Ö V P erheben 8ich von ihren Sitzen. - Lebhafte 
H eite1'keit und Beifall bei der S PÖ.) Es ist 
trotzdem die Minderheit . Der Antrag ist ab­
gelehnt. (Heiterkeit. - Ruf bei der' Ö V P : 
Bei euch wollten zuerst auch einige aufstehen ! -
Abg. Pr e u ß l e r :  Aber wir haben keine Minister' 
und Klubordner dabei gehabt !) 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft. 
Ich b r e c h e  die Verhandlungen ab .  
Die n ä c hste  Sitzung des Nationalrates 

berufe ich für Montag, den 20. Juni, um 14 Uhr 
ein. Tagesordnung : Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvor­
lage : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966, 
Spezialdebatte, Gruppe IV : Inneres. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s sen .  

SchlUß der Sitzung : ] 8 Uhr 45 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei 3612 66 
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